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. 289. Frank, geb. Oppenheim, gegen Wittwe Oppenbeim . .. 1— 16 
Hereditatis petitio ber nteitaterben bed Ehemanns gegen deſſen Wittwe 
auf Herausgabe des Nachlaſſes, Rechnungsſtellung unter Vorlage der 
andelsbücher und Inventarien, gegründet auf die Behauptung, daß bie 
befrau Eraft fogenannter jüdifcher Ehepakten von der ftatutarifchen Bes 
erbung ihres Ehemannes ausgeſchloſſen fe. ©. 7. 
Erörterung über die Tragweite fogenannter jüdiſcher und chriſtlicher Ehe— 
patten in Bezug auf bie ftatutarifche Erbfolge; von bem bürgerlichen 
Rechte abmeichendes jüdiſches Recht, vermeintlih anwendbar bei Res 
urtheilung der Wirkungen fogenannter jüdiſcher Ehepakten ; baber bie 
Einrede, dab ber Ehemann die Ehepakten einfeitig widerrufen babe, 
babin au die Zuläffigkeit ſolchen einfeitigen Widerrufes nah jüdiſchem 
Rechte zum Beweis verjtellt. ©. 7—15. 
Abweilung ded Antrags auf Necdnungsftellung und Vorlage ber Hanbelds 
er bis nad erbradhtem Beweis über die Erbberechtigung ber Kläger. 
. 11, 12, 
“ — des Calumnieneides lediglich in das Ermeſſen des Richters ges 
tellt. S. 10. 
daſſuns bed ber Bellagten bezüglich det Ehepaklen auferlegten Editionseides. 
. 15. 


290. Oppenheim, Samuel Marr, Nachlaß. Ertvajudicialappellation. 17 — 19 

Antrag des Guratord abmwejender Jmmobiliarerben, bei dem (lediglich 

. für die freiwillige Aurisbiction competenten) Stabtgericht II auf Inven— 
tarifation ded gefammten, im Befige der erblaſſeriſchen Wittwe befind— 
lichen Nachlaſſes, zum Zwecke der Klarſtellung des Immobiliar-— und 
Mobiliar⸗Vermögens. Abweiſung des Antrags, da bei dem Widerſpruche 
ber Wittwe nunmehr Feine Sache ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, viel— 
mehr eine De zur Gompetenz be3 Sadigerichts I gehörige Rechts— 
fache vorliege. S. 18, 19, 

291. Gemeinde Großheubad gegen Bid. . 4.“ 
Klage auf Zahlung des Kaufpreifes jür einen im öÖffentliher Verjteigerung 
erfauften Steinbruh und auf Schadenserſatz wegen contractöwibrig unters 
Iajiener Eröffuung deſſelben. — Einrede ver laesio enormis und bed 
. Betrugs, ſowie des Irrthums bezüglich weſentlicher Eigenſchaften des 
Steinbruchs (Behauptung, daß derſelbe bereits früher ſchon einmal ers 
Öffnet und theilweiſe außgebroden worber jei). Faſſung des Beweis: 

- faped, ©. 21-24, 26—27, 31. 

Replit der res judjcata, abgeleitet aus einem früheren Urtheile zwlſchen ben 
nämlichen PBafteien über den nämlichen Streitgegenitand, welche jedoch 
über die fraglichen Einreden nur eventuell für den nachher nicht einges 
tretenen Fall erkannt bat, daß die damals primo loco opvonirte Eins 
rede ber Gerichtdincompetenz befeitigt würde; Verwerfung biejer Replik. \ 

, ©. 21, 25, 29. 

292. Kirchheim gegen Motz.. 23232— 47 

Klage des Berkäuferd gegen den im Rückbezug von in Prolongation gege— 
benen Papieren fäumigen Käufer, auf bie Differenz zwifchen bem für ben 
Rüdfauf ausbedungenen Gourje (Prolongations = Gourd) und bem am 
Bezugsdtermin fih ergebenden niederen Tagescourſe. — Kläger, welcher 
von dem ſäumigen Rückkäufer ben Auftrag erhalten hatte, einen Theil 
ber im Prolongation gegebenen Papiere am Sticdhtage zur Vermeidun 
größeren Nachtbeil® zu verkaufen, hat nad älterem Rechte Anſpruch — 
bie nad) dem Tagescours zu berechnende Differenz , auch wenn er nicht 
verkauft hat, indem er dann als Selbftfäufer zum Tagescours gilt; und 
bat daher die Ausführung bed Verkaufsauftrags nicht zu beweifen; — 
dagegen jet Art. 357 und 354 des H. G. B's. Am Stichtage ftatige: 
& te weitere Prolongation eines Theil der in Prolongation gegebenen 

apiere. — Einfluß biefer weiteren Prolongation auf den amı eriten 
Stichtage für fämmtliche Papiere zu Gunſten des Klägers fich ergebenven 
Differenz: Aniprud. S. 82—34, 37—39, 41 - 47. 


20 — 31 


——— 


Compenſando geltend gemachte Schadenserſatz-Forderung wegen angeblich 
rechtswidrig ſtattgehabten Verkaufs mehrerer dem Kläger zum Unterpfand 
gegebenen Wertbpapiere; Unzuläſſigkeit des Anſpruchs auf Erſatz des 

öchſten Courſes im der Zwiſchenzelt, ungenügende Subitantfirung bed 
rfatz-Anſpruchs, Verweilung ad separatum. S. 34-35, 40. 

Verpfändete Anlehenslooſe, z. B. nad den gegebenen Umſtänden in genere 
oder individuell zu rejtituirende. ©. 35, 36, 39, 40, 42, 

Zuläffige KlagsErläuterung durch Theilung eines Differenz: Anfprubs nach ben 
verf&iedenen maßgebenden Stichtagen. ©. 44. 


293. Elementine W. gegen J. - » 2 2 2 2 — 
Prüfung eined Zeugenbeweifed über ftattgehabte Defloration und Schwänge— 
rung, Ergänzungs- refp. Schiedſseid. ©. 49, 50. Erbeblichkeit bed Ge⸗ 
rüchtes in Schwängerungsjahen. ©. 50. 
294. Buhl gegen Slänker . > 2 2 oe rn 
Prüfung eines Zeugenbeweifed ; Momente für Auerkennung des Erfülungss 
oder bed Reinigungdeided. ©. 52--56. 
Verbächtigkeit eined Zeugen wegen aus ben Alten erſichtlicher wechſelnder 
Stimmung defielben gegenüber beiden Parteien und wegen des Wider: 
fpruches der Ausfagen mit vorhandenen Briefen ded Zeugen. S. 55. 


295. Schmöhle gegen Neumwertb - . 2 22 2 — 
Klage auf Zahlung des Kaufpreifes für gelieferte, aber dem Kläger wieber 
zurüdgegebene Waaren, Abweifung berjelben, weil Kläger unterlafien 
hatte, dem Beflagten anzuzeigen, daß er mit ber Rücklieferung ber Waaren 

nicht einverjtanden fei. ©. 57. 


296. Gebr. Grödel gegen Kirchheim . . ne 
Der Ober-Richter, an welden durch Einwendung eines Rechtsmittels bie 
®  Hauptfacde devolvirt worden, tft für die Eutfcheidung der nah der Eins 

wendung entftebenden Ineidentpunkte ausſchließlich competent. ©. 59. 
Die Frage über den Suspenfiveffect jenes Rechtsmittel! gehört zu ben 
ncidentpunften, ©. 60, 62, 63. 

297. Hirihmann gegen Oppenheim. 2. 2 2 20 e. 

Die für die Beweid:Antretung anberaumte Friſt gilt für alle Hauptbeweife 
ohne Unterſchied, nicht blos für die „auferlegten*, jondern ebenjo auch 
für die „nachgelaſſenen.“ S. 70, 72. 

Ausſchluß des Beweisführers mit allen nicht zur Hand genommenen Beweis: 
mitteln in Folge der wirklich geſchehenen Beweid-Antretung, ohne daß e8 
einer Ungeborfams:Anklage bedürfte. S. 70, 73. ; 

Beneficium novorum wegen angeblich neu aufgefuntener Sahverftäns 
digen nicht zuläffig, wohl aber wegen Auffindung fahverftänbiger 
Zeugen. Angaben erforderli, welde auf die Zeugen= Qualität ber 
nen producirten Perfonen binweiien. S. 65, 74. 

Wie e3 bei der Eidesbelation, im Falle des Todes des Delaten vor Abs 
leiftung bed Eides, dem Deferenten frei ftebt, einen neuen Beweis an 
bie Stelle zu ſetzen, analeg fteht ihm — = daß e3 einer Reftitution 
bedürfte — biejed Necht zu, wenn ich erit nach acceptirtem Eide und 
abgelaufener Beweisfrist heraußftellt, daß der Delat eine eidedunfähige 
Perfon iſt; im Wege der Reftitution fteht dem Deferenten gleiche Bes 
Moni zu, Wenn er bei ber Eibesbelation irrthümlich von der vollen 

, nbefoltenheit de3 Gegners ausgegangen iſt. ©. 64, 69, 75—80. 

298. Fries gegen —— — Eiſenbahn-Geſellſchaft 

Die ex officio ergangene Decretur, daß die Alten an ein Verwaltungsamt 
behufs Ergänzung früherer Mittheilungen abzugeben feien, ift ald eine 
reine prozeßleitende nicht appellabel. S. 81—85. 

Berwerfung ber Appellation al® unbegründet in zweiter Inſtanz, ald 
unzuläffig in legter Inſtanz, in Folge deffen Verfällung des Appelz 
lanten in die Koften zweiter Inſtanz und Eompenfation ber Roften dritter 
Inſtanz. ©. 85. 


299. S. Meyer gegen M. Gerothwohl . ; 


Verkauf von Weinen, wie ber Kläger unb Verkäufer behauptet, don ihm 


proprio nomine und nad Probe, nah des Beflagten Käuferd Angabe 


dom Kläger im Namen Dritter und auf Probe abgeſchloſſen; bie Be: 
weislaſt trifft im beiden Beziehungen ben Kläger. S. 94 fig. 

Das Abbolen von auswärts überfanbter Weine an der Eifenbahn und beren 
Eintelerung enthält an ſich Leine Genehmigung und feine unzuläffige 
Dispofition. — Die Berpflihtung zum Probiren nad Probe erfaufter 
Waare tritt erft ein, wenn joldye auf Lager bed Käufers gebracht ift. S. 95 flg 
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Erheblichkeit ber Einrede, daß ber fragliche Wein vom Kläger als au Neus 
ſtadt an der Haardt lagernder Pfälzer Wein bezeichnet worden ſei (dietum 
et promissum). ©. 96 flo. 

Der Verzug des MWeinempfängers in Rückgabe ber mitgelieferten, aber nicht 
mitverfauften Fäſſer, hat nur bie Verpflichtung zum Erſatze des nachz u⸗ 
weifenden Schadens, nicht aber des Wertbed der Fäſſer zur Folge, — 
Kläger behauptet abweichende Ufance, Beweispflicht. ©. 98. 

Ausichung ber Verhandlung einer nur eventuell in Betracht kommenden Frage 
im Verweis = Interlocut, Nichtanwendbarkeit der Eventual: Marime auf 
Rechtsſprüche. S. 98. 

300. Oppenheim gegen Wolihendorff - . 2 2 2... 
om Einfaufss:Commiffionär in Berlin für Rechnung des biefigen Com: 
mittenten abgeſchloſſener ZeitsKauf von Roggen per Frübjahr 1858 (das 
ift 1. April & 20. Mai) zu liefern; — Nichtbezug von Seiten des Goms 
mittenten, — Verlaufsielbftbülfe von Seiten des Gommiffionärd am 
1. April 1858 ausgeübt, — PBeanjtandung dieſes Berfaufd und ber 
Differenz daraus von Seiten des Commiſſionärs; vergebliche Bezug: 
aufforderung vor, Seiten des Gommiffionärs unter Gewährung einer Bes 
zugsfriſt bis zum 20, Mai, nohmalige Verkaufsſelbſthülfe am 21. Vai 
1858. — Klage des Gommilfionärd gegen den Gommittenten gerichtet 
prineipaliter auf die Differenz aus dem erjten Wiederverfauf (vom 
1. April) eventuell auf die geringere Differenz au8 dem zweiten Wicders 
r verfauf (vom 21. Mai). ©. 100 fig. 

Abweiſung des Principal-Antrags wegen unterlaffener rechtzeitiger Anterpellas 
tion zum Bezug; Nichtbeachtung einer angeblichen, von ber Anverzugs 
feßung des Committenten befreienden Berliner Uſance, da eine jo fingus 
läre rat + Ufance gegenüber dem auswärtigen Gontrabenten nur dann 
von rechtliher Wirkung ift, wenn fie demfelben befannt war oder vom 
Gommiffionär mitgetheilt wurbe. ©. 108, 110 fig. 

Zufaffung des eventuellen Antrags in Anbetracht, daß ed fih um ein in genere 
zu lieferndes Quantum handelt, ©. 114. 

Zahlungs: und Gejhäftsflüchtigkeit des Gommiffionärs befreit den Commits 
tenten an ſich nicht von jeinen Verpflichtungen. S. 114 fie. 

801. Hofmann gegen Siebert . 2. 2 0 2 ne 

Berpfändung von Staatspapieren von Geiten einer Handlungs: Firma für 
einen Vankier. Grebit von beftimmtem Betrage; Uebergang ber Firma 
auf den ehemaligen Anftitor und weitere Belajtung bes Pjandes durch 
ben Handlungs-Nachfolger. — Actio pignoratieia des urfprünglichen 
Firma-Inhabers unter Anerbieten der Zahlung blos bed urſprünglichen 

rebitbetragd. ©. 116, 123. 
Abweifung ber Klage, weil bis zur Einſprache bes früheren Firma-Inhabers 
egen weitere Belaftung bes Pfandes von Seiten ded Handlungs = Nads 
—2* eine größere Pfandſchuld erwachſen war, als der in Folge der 
Pfandklage gegen bie Firma erzielte Erlös ausmachte. ©. 119, 121 fig. 


302. Schäffner & Sohn gegen Dberle . . » 2 20. 

Berkauf mit angefügtem pactum de retrovendendo et retroemendo vom 
Berkäufer als fimulrt und die Verpfändung sub lege commissoria 
bewirtend angefobten, ©. 125, 128 fig. 

Die Nichtigkeit, des zur Umgebung der lex commissoria ſimulirten Verkaufs 
involvirt nicht die Richtigkeit der Berpfändung. S. 127, 130. 

Trabition von Weinen durch Bebändigung ber zollamtlihen, dem Inhaber bie 
Dispofition gewährenden Lagerſcheine und durch Berfiegelung ber Fäſſer 
von Seiten des Käuferd. ©. 126, 130. 

UAnfehtung bed Verkaufes au wegen laesio enormis. ©. 127. 

203. 3. M. Schultheiß gegen J. 3. Schultheiß . » . . . 

Alternativ gefahte Klage Petita nah Sinn und Tendenz ber Begründung als 
zweifacher Antrag (Haupt: und Neben-Antrag) aufrecht erhalten. ©. 132 fig. 

Borausjegungen der Anwendbarkeit des Decretum divi Marci und ber 

Beſtimmung in Ref. II. 17. $ 19. ©. 136 fig. 
304. Reis gegen Keuter - - » 2 2 2 0 0 2 ne 

— — des Vorkaufsrechtes an ben Miether einer Behau⸗ 
ung. . 139. 

Die Ablehnung ber an ben Vorfaufsbercchtigten gerichteten Aufforderung zu 
kaufen, involvirt dann feinen Verzicht auf das Vorkaufsrecht, wenn jene 
Aufforderung eine gelegentliche, allgemeine war, insbeſondere wenn dem 
Verkäufer nicht angezeigt wurde, doß ein britter Käufer zu einem bes 
ftimmten Preife vorhanden ſei. ©. 140, 142. 


* 
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Der Verkäufer ift verpflichtet, die Leiftungen des britten Käufers zu über: 
nehmen, aber auch berechtigt, die bemielben etwa eingeräumten Rechte 
(günftige Zahlungstermine, Grebitirung des Kaufpreifes) für fih in An— 
fprud zu nehmen. S. 140 fig. ©. 143 fig. P 


305. DB. H. Goldihmidt & Konjorten gegen Joh. Bapt. Brod- 


mann, Witte, jet verehelichte Lind, geb. Häniel . . . 
Wenn gegen Berfügungen eined rechtskräftigen Urtheils gehandelt worben, fo 
find die zur MWiederherftellung des vorigen Zuſtandes angerufenen Ge: 
richte in der Yage, Mandate auf einjeitigen Antrag zu erlaflen. Es genügt, 
um den Thatbejtand zu ermitteln, Berichte von Sacverjtändigen einzu— 
bofen, ohne daß ed möthig wäre, barüber die Gegenpartei zu hören, 
Gegen ſolche in der Hülfsvollitrefungs = Inftanz erlaſſenen Verfügungen 
find Gegenvorftellungen,, aber nicht Appellationen mit aufichiebender 
Wirkung zuläſſig. S. 149 -151. 

Geht dad Grundſtück, zu deſſen Gunften die Verfügung erlaffen wurde, in 
bie Hand bed andern Streittbeild über, fo ift wegen mangelnden Ins 
terefies, auch ohne daß Confufjion eingetreten wäre, ber Prozeß im der 
Hauptfache erloſchen. Der Koſten wegen jedoch iſt Entfcheiting zu treffen, 
die ſich, wenn Feine befondere Vereinbarung ftattfand, nad den allge 
meinen Regeln über bie Prozeßkoſten richtet. ©. 148. 


806. M. ©. ©., geb. G., gan J. B. G. 2. 2.0. 
Die Ueberlaſſung des vierten Theils des Vermögens der Eltern an die Ges 
fammtbeit ihrer Kinder zu deren Austattung ift Feine zu hoch bemeffene 
Zuwendung, befonderß wenn dadurch daB beiriebene Gejchäft nicht leidet. 
S. 153. 
Wenn keine befonderen Gründe eine Ausnahme zulafien, bat eine Tochter die⸗ 
felbe Mitgift zu beanjprucen, wie bie andere. S. 154. 


307. Geſchwiſter Schult gegen Städel’jches Imftitut. . . 

Der Eigentbumserwerb auch an beweglichen Saden ift nach der lex rei 
sitae zu beurtbeilen. ©. 156, 161, 164, 

Es kommt daher der Satz des frangöfiichen Necht3 zur Anwendung, nad 
welchen derjenige, welcher den juriftijchen Befig einer beweglichen Sache 
erworben bat, mit diefem Beſitz in ber Regel fofort, bei geitohlenen und 
gefundenen Sachen aber body dann das unanfechtbare Eigenthum erlangt, 
wenn derjenige, dem die Sache geitohlen ift oder ber jie verloren bat, 
brei Jahre nach erlittenem Diebftabl ober Berlufte veritreihen läßt, 
ohne jie zurüd gu fordern. Code civil Art. 2279 ©. 20. 

‚Die Klagverjährungen gehören nicht dem Prozehrecdhte, jondern dem mates 
riellen Parteirehte an. ©. 157, 162, 165. 

Die Vorſchriſt des Frankfurtiſchen Rechts Ref. II. Tit. 9. $ 9. ift fein 
Gefeg von abjolut zwingender Natur. S. 156, 159, 167. 

Der an barf bie Einrede der Furtivität nit ex offcio fuppliren. 

. 166. 


308. Haag gegen DERNEDELG a a ee 

Dem Pächter ift feinerlei dingliches Recht an dem gepachteten Grundjtüd 
eingeräumt. ©. 171. : 

Ein präfumtiver Auftrag von Seiten bed Eigenthümers zur Anftellung ding: 
licher Klagen findet nicht Statt. ©. 171, 

Das als gejeglihe Servitut zuftehende Necht, daß ber Wich eingehalten 
werbe, ijt mittelft der Conſeſſorlen-Klage zu verfolgen. S. 172. 

Der Pächter als bloßer Detentor bat keine Belipklagen. S. 172. 

Dem Pächter ſteht Fein felbititändiger Klaganſpruch gegen Dritte in Ans 
fehung nicht pereipirter Früchte u. S. 173. 

Die Behauptung in der Klagſchriſt, daß vi, d. h. gegen ausdrückliches Vers 
bot aebandelt worden jei, gehört zur Begründung bes Interdietum 
quod vi aut clam. S. 173. 


DOW: EL BER EI 5 ne Bee er ee en 

Eine fpecielle Aufitellung der einzelnen Beſchwerden ift nicht erforberlih; es 
reicht bin, wenn eine Beſchwerde aufgejtellt und bei deren Rechtfertigung 
bie Bunfte, in welchen eine Abänderung verlangt wird, unzweifelhaft zu 
erkennen find. ©. 180, 

Die Erklärung der Brautleute vor einer öffentlichen Behörde, daß ſie ſtch 
ehelichen wollen, erſetzt die Vorjchrift der Ralhsverordnung vom 15. März 
1733 & 1; eine Eingabe bei dem Senate, worin ber Bräutigam die 
Aufnahme feiner Braut ind Bürgerrecht nachſucht, ift al3 eine folde 
Erklärung nit anzuſehen. S. 181. 
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Die in ber Dupfif als Erläuterung ber bem Kläger vorgeworfenen Piebers 

lichkeit Hinzugefügten Angaben-find zuläffig und zum Beweiſe zu vers 
ftelen. ©. 182. 

Umgang mit Frauenzimmern vor bem Verlöbniß ift ald ein Umitand zur 

“ Begründung ber Behauptung ber Pieberlichfeit, nad dem Verlöbniß ala 
ein Bruch der Treue, welder zur Auflöjfung bed Verlöbnifies führt, 
zu betrachten. ©. 182, 

Einer Angabe des Namens ber Perjonen, mit welchen ber Kläger fich fleifch- 
lich vergangen, bebarf es nicht. ©. 182. 

Die Behauptung, dab der Beklagten bie fallende Sucht bed Klägers bei Eins 
gebung des Verlöbniſſes nit bekannt geweien jet, gehört nicht zur Bes 
aründung ihrer auf diejen Zuſtand geftügten Einrebe ; bie entgegengejeßte 
Behauptung, daß ihr biefer Thatumſtand befannt geweſen fei, ift viel— 
mehr als der Inhalt der Neplit, dab auf die Geltendmachung befielben 
verzichtet werde, aufzufaflen und von dem zu beweifen, welcher ſich darauf 
beruft. S. 183, 

Es genügt zu beweifen, ba ber Kläger mit der fallenden Sucht behaftet ift; 
baf biefelbe andauernd oder unbeilbar fei, ift nicht zum Beweiſe zu vers 
fielen. ©. 183. 


810. de Berghes gegen Thie® - © » - = 2 0 2 0 00. 185 — 201 


Die Verurtbeilung des Beflagten in letzter Inftanz befreit ben Kläger von 
ber Verpflichtung, Kaution für die Progekfoften, die fih nur auf no 
bevorjtebende beziehen kann, au leiſten. ©. 189. 

Bor einem Gericht, dem ein auslänbifches Recht vollftänbig befannt ift, wie 
bem Lübeder Ober: Appellationsgeriht ba8 Hamburgifhe Net, bebarf 
es eined Beweiſes diefes Rechts nicht. S. 190. 

Die auf Tängere Zeit befolgte Anficht eine® Gericht? über die Anmwenbung 
eined Rechtsſatzes hindert nicht, ſpäter nad einer veränderten Ueber: 
zeugung zu entſcheiden. ©. 194 fla. 

Daß beneficium eompetentiae gibt dem Schuldner nicht eima das Necht, 
bie Befriedigung feiner Gläubiger fo lange abzulehnen, bis er wieder 
au wirflihem Woblitand gelangt jet, fondern geht nur dahin, daß ihn 
fo viel bleiben müfle, als er zum nothwendigen Unterhalt für fich und 
feine Familie bedarf. ©. 200. 


311. Jakobs gegen Providentia. - 2 2 een nme. 202 — 233 


Der Verfiherungsgegenftand, fel er eine Sache ober eine universitas rerum, 
barf nicht über feinen wahren Werth verfichert werben; geſchieht dies 
dennoch durch gleichzeitige Verſicherungen, fo wirb jebe auf ben Theil 
bed wirklichen Werthes zurüdgeführt, der dem Verhältniß derſelben zur 
Gefammtverfiherungsiumme entipricht, geſchieht es nach einander, fo 
wird bie fpätere Verſicherung infomweit unwirkſam, als eine Weberfchrei: 
tung des wahren Wertbes ftattgefunden hat. S. 212. 

Berfiherungsagenten find Feine Stellvertreter ber Gefellfchaften in ber Art, _ 
— dieſe bie Wiſſenſchaft derſelben wie ihre eigene gelten laſſen müſſen. 

218. 

Der Ausdruck „gleichartig“ iſt verſchieden von dem Ausdruck „identifh”; er 
bezeichnet, wenn er zu einem gegebenen Beſtand beſtimmter Sachen in 
Beziehung geſetzt wird, ber Regel nach entweder andere Sachen bers 
derſelben Gattung, oder er erſtreckt ſich je nach dem Zuſammenhange 

wenigſtens auch auf ſolche andere Sachen. ©. 219. 

Bel der Auslegung einer zweifelhaften Stelle, wenn es ſich um bie Größe 
ber auszuzahlenden Verficherungen handelt, wo jeder Theil, je nad dem 
Ausfall der Anterpretation, von gleihem Verluſt betroffen werden würde, 
ift nicht die Regel in Anwendung zu’ —— daß das den Schuldner 
weniger Beläſtigende vorzuziehend ſei; vielmehr muß zunächſt der Sag 
enticheiden, daß zum Nachtbeil deſſen zu interpretiren jei, von weldem 
bie Abfaffung ber ftreitigen Stelle herrührt. ©. 227. 

Der Beweis, daß ein Ausdrud, wenn er bei Verfiherungen gebraucht wird, 
eine von bem gewöhnlichen Sprachgebrauch abweichende Bebeutung habe, 
ift nicht zuläſſig. ©. 228. 

Es ift den Gontrahenten nicht geftattet, nah Abſchließung bes Vertrags ſich 
auf eine Anficht oder Willendmeinung au berufen, welche mit ben vorher 
gemwechjelten Erklärungen in Widerſpruch ſieht und ihnen ein angebs 
liche Mißverſtändniß entgegenftellt, S. 230. 

Die Regeln der mora und bes grundlofen Prozeffirend fommen zur Anwens 
bung, wenn Verſicherungsgeſellſchaften mit der Erfüllung ihrer Verpflich— 
tungen fäumig find, &. 230, 


— VI — 


Iſt Im ber Police ein beftimmtes Verhältniß zwifchen ber Baluta bed Orts, 
wo bie verfidherten Gegenftände befinblih find und ber Paluta, in 
welcher die Zahlung geſchehen ſoll, feſtgeſetzt, jo ift die Zahlung in biefer 
Valuta und nad bem vereinbarten Verhäliniß unb nicht nach bem 
jeweiligen Gourfe zu Ieiften. S. 232, 

312. Heimberger gegen Pilot . 2: 2 2: 2 2 2 2... 

Irrthum im ber Dezeihnung eines Gegenftanbes, wenn NWebereinitimmung 
über den Gegenftand felbft vorhanden, ift völlig einflußlos. ©. 239. 

Es widerfpridht ben bisher auch vom Ober:Appellationsgeridht befolgten 
progefjualifchen Grunbfägen, auf einen anticipirten Beweis bin ftatt noch 
erst förmlich auf Beweis zu erkennen und baburd auch bem Beklagten 
einen Gegenbeweis zu eröffnen, fofort na a zu entſcheiden. ©. 239, 

Es kann in britter Inſtanz eine Beſchwerde darüber, daß in erſter Inſtanz 
ein Umſtand als unbeftritten behandelt werben, nicht aufgeitellt werten, 
wenn bagegen nicht bereits In zweiter Inſtanz eine eventuelle Beſchwerde 

* gerichtet wurde. S. 240. 

Die Beſchwerde, daß die Klage nicht ſofort abgewieſen worden, kann als ein 
majus betrachtet werben, in welcher, als ein minus, die Beſchwerde, 
daß in erſter Inſtanz ein Umſtand als unbeſtritten Behanbelt worden, 
enthalten ift. ©. 240. 


819. Kart gegen Brönuer . » oA ea ae 
Die Angabe, einen Schaden von einem gewilfen Betrage erlitten zu haben, 
enügt nicht; es bebarf einer näheren Begründung, wie berjelbe ents 

tanben ift, und eineß genaueren Nachweifes feiner Höhe, ©. 247. 


Die im Einverftändnig der Parteien gefhehene Unterfuhung ber Waare durch 


Sahverftändige, um bem Berberb berfelben vorzubeugen, ift als ein 
Beweis zum ewigen Gedächtniß aufzufaſſen, welcher bie Beweisinftanz 

nicht erjeßt. ©. 247, 248. 
314. D. E. gegen SE rare 
Die Unwahrheit von Aeußerungen, welche den über geſchlechtlichen Um⸗ 
ang verneinend beantworten, findet in ber weiblichen Verſchämtheit ihre 
Märung, weßhalb denn foldhe Aeußerungen nit als Geſtändniſſe aufs 

aufaffen find. 


Richterliche Eide find bem aufzuerlegen, ber höhern Anspruch auf Glaub⸗ 


würdigkeit bat, als fein Gegner, deſſen Angaben erwiefenermaßen unwahr 
gewefen find. 


315. C. A. F. W. A R. von Holzhaufen gegen die Stadt- 
fämmerei . x... R 


Die Einträge in bie Tranferiptionsbüicher bilden Auberall nicht einen Eigen: " 


tbumsßtitel, fondern haben nur bie Beftimmung, bie unabhängig bavon 
begründeten Eigenthumsverhältniffe Mar zu ftellen. ©. 262, 

Nach der Anficht des Mittelalter8 und dem Spradgebraude ber Frankfurter 
Geſetzgebung hat ber Erbbeftänber ein dominium utile, nicht blos ein 
Recht an einer fremden Sache. S. 265. 

Ein Antrag auf Vorlage von Urkunden in Gemäßbeit be $ 148 ber Ober: 
Appellationdgericht3orbnuung ift in zweiter Anftanz nicht ſchon deßhalb 
verwerflih, weil ber Antrag in erfter Inſtanz nicht geftellt worden. 
©. 67T. 

Der Richter, ber von einer in fein Ermeſſen geftellten Officialthätigfeit abs 
ftrabirt, verleit nicht eim Recht ber Parteien und gibt beihalb feinen 
Anlaß zur Aufitellung einer Beſchwerde. S. 268. 

Bel Eigentbumsverbältnifien, die aus alter Zeit herrübren, ift e8 nicht noth— 
wendig, ja nicht einmal zweckmäßig, daß bie Einzelheiten bereit? im 
erften Berfabren vorgebracht und zum Gegenftand ber Parteiverhand⸗ 
lungen gemacht werben; es gemügt vielmehr eine generelle thatſächliche 

” Begründung und ift bie nähere Detaillirung berfelben dem Beweisvers 
fahren zu überlafien. S. 270. 

Nah beutfchen und Frankfurter Met hat eine über Menfchengebenken ſich 
erſtreckende Verjährung in rein privatrechtlicher Beziehung nicht bloß bie 
Bedeutung einer Rechtsvermuthung, fondern bie eines wirklichen Rechts⸗ 
erwerbs. ©. 271. 


316. Witter zu St. Louis gegen Joſeph Baer x... 
Iſt ein Lieferungstag verabredet, fo tritt ohne vorgängige Mahnung Feine 
mora ein, ©. 286. 
Einräumungen des Sachführers, die auf unrichtiger Rechtsanſicht beruhen, 
find nicht zu berüdfihtigen. ©. 286. 
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Aur Begründung des dolus auß ber widerrechtlichen Verſchweigung eineß 
Umjtandes nebört auch die Behauptung, daß der verſchwiegene Umſtand 
ber Gegenpartei unbefannt war. ©. 394. Pr 


317. Dittmann, Wittwe, gegen Hartmann . 2... 
Wenn bei der Frage, ob bie Appellationsfumme erreicht ift, ber Gegenitant 
bed Nechtöftreit® eine Schätzung feine Geldwerths nicht zuläßt, jo fommt 
bie Beſtimmung ber Reichtgefehe zur Anwendung, wonad Sachen, „io 
nicht gewifle Achtung hatten“, von bem Erforbernifie der Uppellations: 
fumme audgenommen find. ©. 307. 

Arbeiten, die öffentlich in Gegenwart ber Nachbarn, wenn aud in Abwefen: 
beit der Gegenpartei gemacht worben, fliehen die Vorausſetzung ber 
Heimlichfeit aus und geben daber feine Veranlaffung bed Interdietum 
quod vi aut clam, infofern e8 auf Glandeftinität gegründet werben 
fol, anzuftellen. S. 308. 

Das Recht an einer Schirne ift ala ein die Subſtanz der fremden Sade an: 
greiſendes fuperficiarifches Recht nicht als ein blos dingliches Nutzungs— 
recht aufzufaſſen. 

Die Vermuthung ſtreitet dafür, daß der ganze innere Raum ber Schirne bis 
zur Dede zur Benutzung dem Inhaber der Schirne zuſtehe. S. 310. 

Die Behauptung, daß die Erlaubniß zur Vornahme eines Werks als Ver— 
günſtigung ertheilt worden ſei, reicht bin zur Begründung des Inter- 
dietum de precario, wobei ſedoch der Peweiß zu führen ift, daß bie 
Abſicht einer Benwilligung auf Widerruf obgewaltet habe, ©. 312, 


318. Dr. phil. €. Hoitmann zu Düffeldorf, jet Julius Börftinghaus 
auf der Zeche Hannover bei Bochum, als Geranten der 
Hannover'ſchen Berswerfsgejellihaft Hoftmann &. Komp. 


jest Börftinghaus & Komp. gegen Gebrüder Baß 

Wer einer durch ihre Statuten deutlich charakterifirten Geſellſchaft Beitritt, 
kann biergegen nicht den Einwand erbeben, daß den Statuten nach bieje 
Gejellichaft eigentlich eine anonyme Gefellihaft jei, die nur nah Außen 
ald Gommanbit:Aftiengefellibaft auftrete und bie baher wegen mangeln- 
der Staatögenehmigung nichtig fei, beſonders, wenn ſowohl Juſtiz- als 
Adminiſtrations-Behörden eine Nichtigkeitderklärung von Amtswegen aus— 
zuſprechen, beziehungsmweife herbeizuführen, fih nicht veranlaßt gefunden 
baben. ©, 317—319. 

Wenn bie Webereinftimmung ber Etatuten mit bem Geſellſchaftsvertrage in 
Abrede geitellt wird, jo kann bie Vorlage ber Driginalien des Gefell: 
fhaitsvertrages und des PVerzeihniffed der Aktionäre verlangt werben. 
©. 320 


* 


i 

Wer eine beftimmte Kunde, einzuzablen, erhalten bat, kann fidh nicht darauf 
berufen, baß die öffentlibe Belanntmahung nicht ftatutennemäß erlaſſen 
worden fei, indem eine ſolche nur bie Bedeutung bat, daß aldbann bie 
Wiſſenſchaft der Einzahlungspflihtigen fingirt wird, ©. 322, 

319. Schmidt gegen Budge.» 2» 2 2: 2 nn nn 
Es bedarf zur solutio eine® animus solvendi und der Krebitor ift nicht 
befugt, dieſen einfeitig und willkührlich felbit gegen die ibm erkennbar 
emachte Abficht des Schuldners ala vorbanden zu behandeln. ©. 324. 

Der Art. 54 der Wechſelordnung vom Jahre 1739 räumt dem Gläubiger das 
Recht, ſich aus den in feinem Beige befindlichen Vermögenstheilen des 
Schuldners bezablt zu machen, nur dann ein, wenn biefer Befiß „recht: 
mäßiger Weiſe,“ alfo nicht gegen den Willen des Schuldners, erlangt 
worden iſt. ©. 325. 

Die condietio causa data, causa non seeuta iſt begründet, wenn Gelb 
bingegeben worden, zu dem Amwede, daß ein Wedel acceptirt werbe, 
diefe erwartete causa futura aber burd die Verweigerung der Acceps 
tation ausbleibt, ©. 327. 


320. Graubner, jetst defien Erben gegen Kayier .#. . . . 

Der Käufer eines Haufe ift nicht befugt, Entſchädigungsanſprüche zu ers 
heben, weil die auf daß Grundſtück des Nachbarn gehenden Lichtöffnungen 
nur fo lange belaffen werben follten, als nicht der Nachbar es nöthig 
fände, einen Bau gegen ſolche zu errichten. ©. 331. 

Nur die Zufiherung von Seiten des Verkäufer, daß dem Haufe eine Aftiv- 
ferpitut in biefer Beziehung zuitehe, würbe Schabensaniprüche rechifer- 
tigen; bieß bewirkt die Faſſung im, KRaufbriefe, „bad Gebäude werde vers 
Pauft, wie e8 vor Jedermanns Auge da liegt,” keineswegs. S. 331, 
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321. Gebrüder Hausmann gegen Lindheimer zu London » 

DaB beibehaltene Bürgerrecht begründet, bei verlegtem Wohnſitz, feine Zus 
ftändigfeit ber Gerichte an bem Orte, wo bafjelbe beibehalten worden. 
©. 339. 

An dem Erfüllungsorte kann nur bann geflagt werben, wenn berfelbe durch 
befondere Verabredung feitgeftellt wurde. ©. 339. 

An Ermangelung einer folhen Verabredung begründet ber Entftehungsort 
be3 Vertrages bad forum contractus. ©. 340, 

Ein durch Briefwechſel erfolgter Vertrag ift ba zum Abſchluß gekommen, wo 
bie fpecielle Offerte empfangen und bie zuftimmende Erklärung ertheilt 
und abgefanbt worden iſt. ©. 340. ©. 342. 

Bermögensbefib an biefem Orte genügt, um bad forum contractus zu bes 
gründen ; die Anwefenbeit des Beklagten ift nicht erforderlih. ©. 340. 

Die Aushändigung zur Diepofition geitellter Waaren kann durch bie Gons 
trattöffage an dem forum contractus verfolgt werben. ©. 341. 

Urt. 54 der Wechfelordnung vom Jahre 1739 gibt dem Hiefigen Fein Pfanbs 
recht an einen Verntögendobiekte bed Auswärtigen, wenn biejeß Vers 
mögensobjekt nur in dem Anſpruch auf eine jchuldige Leiſtung gegen den 
Hiefigen aus befjen Vermögen beftcht; es gebört zur Begründung ber 
Pfandklage, daß der Empfänger Gelder, melde Un Geber zugehörig 
feien, „in Händen und Verwahrung befommen habe.” ©. 343. 

Abgefehen von dem ganz befonderen Falle, wo Jemand wirklich beabfichtigt, 
an zwei Orten feinen Wohnſitz zu haben und dies auch pofitiv durch bie 
entſprechende Emrichtung feiner Lebensverhältniffe beibätigt, folgt aus 
der erweißlichen Begründung eineß neuen Wohnortes ſtets das Aufgeben 
be8 bisherigen. ©. 344. folg. 


322. Wißenbach zu Niederrad gegen die Preußiſche National- 


Berfiherungs:Öefellichaft zu Stettin . .» . - 
Wenn nicht bei Abſchluß einer Verfiherung ausbrüdlich das Gegentheil ftipus 
lirt fein follte, fo ift es felbftverftänblich, bag nach ber’ Abficht der Con— 
trahenten die Verfiherung ber Borräthe einer Fabrik nicht bloß bie zu 
bearbeitenden Rohſtoffe und die vollendeten Fabrikate, fondern auch bie 
in ber Bearbeitung begriffenen Stoffe, aljo bie noch unfertigen Fabrifate 
begreife. ©. 362. 


328. Burk gegen KRruthboferr . : : 2 2 2 2 2 nee 
Bermöge des Lehrvertrages übernimmt ber Lehrherr nur ein beftimmtes fa- 
cere, ein Eihbemüben, das Seinige zu thun zu einem gewiſſen Zwecke, 
er garantirt aber nicht dieſen faktiſchen Zweck felbft als beftimmt zu ers 
reichendes Ziel. ©. 372, 
Ein möglicher Fünftiger Schaden kann ben Gegenftand einer gewärtigen Klage 
nicht bilden. ©. 873. 

Der Mangel ber Fälligkeit der eingellagten orberung wird durch Eintritt 
des Faͤlligkeitstermines im Laufe bed Prozeſſes geheilt. ©. 373. 

Die Verpflihtung zur Bezahlung geleifteter Dienfte, auch ohne vorbergehenbe 
befondere Zuſage, beruht nicht auf ber einfachen Thatjache, daß Jemand 
durch bie Arbeit eines Anbern Vorteile erlangt bat, fondern auf einem 
au den Umſtänden zu entnehmenben ftillichweigenden Vertrage. ©. 375, 


324. Lattmann gegen Brey und Eonforten. » . 0. 
Ein Erfülungseib kann beim Abgang fonftiger Beweisgründe nicht zuerfannt 
werben, wenn ber Beweisfag nur buch Schlußfolgerungen, . welche auß 
ber Ausfage Eines Haffifhen Zeugen gezogen werben und nicht burch 
diefe Ausſage felbjt erihöpft wird. ©. 379. 


325. Dr. Fihtmüller, Implorant. . 2 2 2 2 0 ne. 

Weber nah gejeplicher Vorfchrift, noch nach ber Praxis, find Gläubiger mit: 
telft Ediktalladung aufzufordern, ihre Anfprüde an ben Nachlaß eines 
im Auslande verftorbenen und daſelbſt bomicilirten Bürgerfohnes 
bier anzumelden, um aus ben dahier befindlichen Nachlaßgegenſtänden 
Befriedigung zu erhalten; vielmehr find dieſe Gegenftände, ben Fall ber 
Gegenfeitigkeit vorausgeieht, an bie Behörde des forum hereditatis 
außzuliefern. ©. 383. fig. 


326. N., geb. Hahn gegen maritum. » 2 2 2 2 200 
Die proviforiihe Trennung ber Ehegatten während be8 Sceibungsprozefied 
begründet für bie rau noch nicht bad Recht, eine gerichtliche Inventur 

> bed gemeinfhaftlichen Vermögens zu verlangen. ©. 388, 
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Die treue unb aufridhtige Verwaltung bes ehelihen Vermögens erſcheint aber 
mens pefährdet, wenn ber Ehemann in einem Goncubinatsverhältniß 
ebt. . 390. 

Diefes Verhältniß rechtfertigt bie Maßregel ber Dermögensaufnahme. S. 398. 


327. F. gegen feine Ehefrau -» 2 2 2 2 nn en nn. 400 — 405 
Ohne eine fpecielle, ben richterlihen Willen Mar Lundgebende Aufforderung 
ift eine Einlaffung auf einen in ber Beweißantretung eventuell zuges 
fhobenen Schiebseid nicht erforberlih. S. 400. 


328. Zais zu Cannftadt gegen Schufter & Sohn . . . . . 406 — 413 
Daß Verſprechen monatliher Waarenlieferungen während eines beftimmten 
Zeitraumes enthält nicht fo viele getrennte Verträge als Lieferungen 
bedungen find, fonbern bie ratenweife Erfüllung einer durch ben näms 
lichen Gontraft übernommenen Gefammtverbinblichkeit, welcher bie auf 
ebenio viele Raten veribeilte Zahlung des ganzen Kaufpreijes ald Ges 

. genleiftung gegenüberſteht. S. 408. 

Die Zurüdhaltung biefer Gegenleiftung begründet baher für den andern Con— 
trahenten in Beziehung auf den ganzen noch übrigen Theil feiner Berz, 
tragsverbinblichkeit die exceptio non adimpleti eontractus. ©. 409. 

In Ermangelung einer bejonderen Verabredung kommt bei zu Tiefernben 
Waaren das am Fabrikationsorte übliche Maß zur Anwendung. ©. 410. 

Die Beichwerde, daß überhaupt nit nach den geftellten Anträgen erkannt 
fei, infofern fie zu einer vorforgliben Ergänzung aller übrigen Bes 
fhwerben- dienen foll, kann ſchon wegen ihrer völligen Allgemeinheit 
feine Berüdfichtigung finden. ©. 418. 


329. Eöfter, geb. Noll gegen den Eurator und Contradictor 
der Gerhard Eöfter’fhen Debitmafie. . » .» . . 414 — 421 
Nur bie fortdauernde regelmäßige Betbeiligung an bem Geſchäfte bed Mannes, 


nicht blos ausnahmsweiſe geleitete ie tie entzieht ber Ehefrau das ihr 
zuftehende Geparationdreht im Goncurje ihre Ehemanned. S. 420. 


330 1.331. Haas gegen den Curator und Contradictor der 
Debitmafje des Handelsmanns Dsborn umd gegen 


deſſen Ehefrau, geb. Zimmermann » » 2 22... 422 — 433 
Wenn Eheleute vor dem Hypotbefen-Amte, als ber hierfür zuſtändigen Aus 
ftizbehörbe bei der Aufnahme eine Darlehen? und ber hierfür zu bes 
ftellenden Hypothek bie Erklärung abgeben, baß fie bad Darlehen in ihr 
Geſchäft und daher zu ihrer Beider gemeinfamen Nahrung erhalten hätten 
und babei die Ehefrau auf ihre weiblihen Rechtswohlthaten verzichtet, 
fo ift biefer Mechtövorgang, wenn bie Frau an dem Gefchäfte ihres 
Mannes nicht betheiligt iſt, dahin aufzufaffen, baß für die ganze Schulb 
ber Ehemann als Hauptſchuldner, bie Frau als Bürgin ſich verpflichtet 
babe. ©. 497. ©. 481. 

. 332. 5 €. 9. gegen Dr. Berg als Eurator ad litem der am 
= Auguft 1853 gebornen Tochter der H.'ſchen Ehefrau E., 
Dur ben Beweis des Ehemanned, baß er feiner Frau während ber Zeit, 
in welcher bie Zeugung eineß in der Ehe geborenen Kindes erfolgt jein 
mußte, nicht beigewohnt habe, verliert dieſes Kind alle Rechte auf deſſen 

Namen, Familie und Vermögen. ©. 436. 


333. Wißmann gegen Schmidt Phil. Nicol. . . . . . .„ 437 — 452 

Der Käufer einer Forderung, in genere, dem eine fehlerhafte Specied ges 
liefert worden, beren Fehler beiden Theilen unbelannt war, ift nicht bes 
fugt , bie Lieferung einer andern fehlerfreien Species, fonbern ber Regel 
nad nur bie Rüdgabe bed Kaufpreifes zu verlangen. ©. 445. 

Beim Forberungefauf haftet der Verkäufer, wenn bie Forderung durch Pfand 
gebedt ift, auch für das Vorhandenſein bes Pfandrechtes. ©. 445. 
Sind Forderungen verkauft, jo findet eine Pflicht bes Käufers, ſich zunächſt 
an ben Schuldner zu halten und nur bann ben Regreß an den Ber: 
Täufer B nehmen, wenn unb fo weit von bem Schuldner nicht? zu ers 

langen jein follte, nicht ftatt. ©. 445. ©. 448. 

Diefelben Grundfäge gelten auch beim Perfaufe von Obligationen auf ben 
Inhaber, bie fih won Obligationen auf Namen nur durch bie Iinents 
behrlichfeit deB Papier zur Legitimation des Gläubigerd unterfcheiben, 
aber in bem Berhältniß von Käufer und Verkäufer und ber Haftungss 
pflicht befjelben feinen Unterfchieb begründen. ©. 446, 


434 — 436 
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Beieiner Anleihe, deren Kapital beftimmt und in Partialobligationen über 
bejtimmte Beträge zerlegt tft, dienen die Nummern als Gontrole, daß bie 
Obligation innerhalb des Betrages ber Geſammtanleihe itehe, wobei eine 
willfürlihe Nummernbezeihnung nicht anzunehmen iſt; eine Obtigation, 
weldte eine über dieſen Geſammt-Betrag hinaus gehende Nummer führt, 
ericheint daher als eine fehlerhafte, die Anleihe überfchreitende und von 
bem bamit verbundenen Pfandrecht nicht gedeckt. ©, 447. fig. 


334. Oppenheim zu Berlin gegen Rapp dahier . . ; 

Bei einem bedingten Gontract3abjchluß bat Derjenige, welcher Rechte barans 
ableiten will, den Eintritt der Bedingung und nicht fein Gegner das 
Fehlſchlagen derfelben nachzuweiien. S. 455. 

(Fine "elegraphifche Depeiche des Inhalts: „Verkaufen Sie Del” ift als Auf: 
tragsertheilung und nicht als Frage zu betrachten, wenn Fein Frage— 
zeichen dabei ſteht. ©. 457. 

Der Mandatar, welder auf Grund des ertheilten Auftraged mit Dritten con 
trahirt hat und dadurch deren Schuldner geworben ift, braucht im Zweifel 
nicht durch vorgängige Zahlung für den Mandanten in Vorſchuß zu 
geben, um gegen ibn den Regreß nebmen zu können, fondern kann viel: 
mehr verlangen, dab ber Mandant ihm der contrabirten Verbindlichkeit 
entlaſte. ©. 461. 

Nach ber weiteren Entwidlung des Prozekrechtes ſeit dem jüngiten Reichsab⸗ 
ſchied kann es jetzt nicht mehr als unbedingtes Recht einer Partei ange— 
feben werben, ben Gegner zur Ableiſtung eines allgemeinen Gefährde— 
eides zu mötbigen; ein dahin gerichteter Antrag unterliegt vielmehr ganz 
dem richterliben Ermejien. S. 462. 


335. Sichel gegen Frankfurter Re fir Fabri— 


cation comprimirter Gemüfe » . » a 

Die Uebergabe von Hopfen, um ihn zu comprimiren, ine eine locatio operis, 
nicht eine locatio operarum. ©. 471. 

Der conduetor operis bajtet nicht dafür, ben berzuftellenden Gegenftanb 
mit allen von dem locator in Anfpruch genommenen Eigenſchaften zu 
liefern, fondern nur, daß er bie Eigenfcaften erhalte, welche der Loca⸗ 
tiondvertrag unmittelbar in's Auge faßte. S. 472. flo. 

Die nad Frankfurter Procekgrundfägen unzuläffige replicariſche Nachſchie— 
bung einer neuen Klagbegründung wird durch die Einlafjung ber Bes 
klagten barauf ftatthaft. 476. 

Wenn nah dem Anhalt des Geſchäftes die Verpflichtung vorliegt, baltbare 
Waare zu liefern, fo bebarf es nicht bes weiteren Beweiſes einer Schuld 
in ber Behanblung ber MWaare, um ben Gintritt ber Verpflichtung her— 
beizuführen; e3 genügt vielmehr der Beweis, daß die Waare nicht halt: 
bar war. ©. 478. 


Auszüge aus früheren Entfcheidungen: 


Zu 289. Bopp wider Shlamp. . » 2 2 2 2 nun 
„ 296. Bidaureta wider Ueberfeld Bei © 
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289. 


Mina Frank, geb. Oppenheim, und Konforten, Kläger 
gegen die Wittwe Auguſte Oppenheim, Beklagte, Erbanfprüd)e 
betreffend. 


Erfenntnif des Stadtgerichts 1 
vom 7. März 1860. 

In — daß — — — 

5. Die Sache ſelbſt betreffend, 

a. die klägeriſcher Seits auf S. 7 in |17] act. ausdrücklich als 
hereditatis petitio bezeichnete Klage, welche auf Berabfolgung des 
ganzen Nachlafjes des am 31. März 1859 ohne Hinterlaffung einer 
Descendenz verftorbenen Samuel Marı Oppenheim refp. die den 
aufgetretenen Klägern daran zufommende Ratentheile gerichtet wurde, 
fanmıt den damit verbundenen Anträgen auf Rechnungsftellung und 
Edition von Urkunden im der erhobenen Weife nur dann aufrecht 
erhalten werden fünnte, wenn die verklagte Wittwe des Erblaffers von 
der ° tatutarifchen Erbſchaft ausgeichloffen wäre, daher 

“b, vor Allem zu unterfuchen ift, ob den mad klägeriſcher Be⸗ 
— bei Eingehung der Oppenheim-Mainziſchen Ehe abge— 


jchloffenen Ehepacten, falls ſie eine demgemähe Beftimmung enthielten, 


nad) dem Tode des Ehemannes diefe Wirfung beizufegen fein müßte, 
oder ob Beklagter jett Don davon de berechtigt erfchiene, mag 
nun auch 

c. für dieſe letztere Anficht die Autorität von 

Souchayh, Anmerkungen zur Reformation ©. 586- u. 587 
angeführt werden fönnen, doch demſelben Hierin nicht beigepflichtet- 
werden darf, da nad dem Wortlaute der geſetzlichen Vorfchriften in 

VII. l 


— — 


Ref. III. Tit. 2. 8 4 bis 7. 

Ref. V. Tit. 4. 8 2 und 3. 

Rathsverordn. vom 29. Juni 1734 und 21. Sept. 1758 
die jtatutarifche Beerbung der Eheleute nur in Ermangelung ehelicher 
Descenden;z und vor dem Tode des Erftverftorbenen unmiderrufener 
diejes Erbverhältniß regulirender Ehepacten einzutreten hat, und daß 
dies auch die Abficht der Gefetgeber gewefen fei, nachdem, was 

Drth Anmerkungen zur Reformation 2. Fortfegung ©. 24. 

©. 522 bi8 525. 
darüber bemerkt, nicht bezweifelt werden faun, zu welcher Anficht 
ih nd 

Bender, Handbuch des Frankfurter Privat-Rechts S. 530. 
befennt. 

d. unter biefen Umftänden Kläger zu dem Beweiſe ihres von 
der Beklagten widerfprochenen thatjächlichen Klaggrundes, daß nämlich) 
bei Eingehung der Oppenheim-Mainz’shen Ehe die ehelichen Erb- 
verhältniffe regulirende Ehepacten errichtet worden jeien, durch welche 
die Beklagte von der ftatutarifchen Beerbung ihres Mannes auöge- 
jchloffen werde, zuzulaffen find; es fich auch als jachgemäß erweift, 
den Beweisjag in diefer Allgemeinheit zu fallen und nicht auf die in 
der Klage, fowie in der Replik angegebenen einzelnen Beſtimmungen 
des Ehevertrags zu richten, da dieſe legteren in Bezug auf ihre Trag- 
weite und rechtliche Wirkung nur aus dem ganzen Inhalte der Ehepacten 
eine genügende Beurtheilung erhalten könnten, ganz abgefehen davon, 
daß die betreffenden Angaben nad) dem eigenen Vorbringen der Kläger 
nur auf VBermuthungen beruhen; | 

e. der Beklagten aber der Beweis ihrer in der VBernehmlaffung 
aufgeftellten Behauptung, daß ihr verftorbener Ehemann die in 
den Ehepacten enthaltene Entziehung der Statutgebühr widerrufen 
habe, nad) 

a Ref, II. Tit. 2, 8 5. 
Ref. V. Zit. 4. 8 2. 
vorzubehalten ift, wogegen 

f. die Einwendung der Beflagten, fie habe die Ehepacten unter- 
zeichnet, ohne deren Inhalt gekannt zu haben, nit in rechtlichen 
Betracht gezogen werden fann, da fie fich dies bei der mangelnden 


en Br 


Behauptung, darüber getäufcht worden zu fein, Lediglich felbft zuzu- 
jchreiben hätte; \ 

g. das Flägerifche Editionsgefuh auf Vorlage der Ehepacten ge— 
gründet erfcheint, da der Abſchluß derjelben zwifchen den Oppenheim- 
Mainz’schen Eheleuten bejcheinigt ift [5] act. und biefelben unbe- 
‚zweifelt zu dem Oppenheim-Mainz’ichen Vermögen gehören, in 
deſſen unbejchränftem Beſitze ſich Beklagte befindet; Kläger aud an 
ſich als Erben des verjtorbenen Ehemannes der Beklagten legitimirt 
find, fei e8 nun, daß die Statutarportion der Wittwe den ganzen 
Nachlaß nicht erfchöpft, oder daß Teßterer durch unmwiderrufene Ehe- 
pacten bdiejelben entzogen wurde, unter biefen Umftänden aber den 
Klägern als präfumtiven Erbprätendenten das Recht zur Einfichtnahme 
der Ehepacten um fo mehr zugefprochen werden muß, als nad) den 
gefeglihen Bejtimmungen in den oben angeführten Rathsverordnungen 
und Reformationsitellen bei der Nachfolge in den Nachlaß des erſt— 
verftorbenen Gatten vor Allem auf den Anhalt vorhandener Ehepacten 
zu jehen iſt; | 

h. dem für die erhobene Hauptflage in feiner Weife präjudiclellen 
Berlangen der Kläger, daß Beklagte über den ganzen Nachlaß ihres 
Ehemannes Rechnung jtellen, jowie dejjen Handlungsbüder und In— 
ventarien vorlegen jolle, in der jetigen Lage des Proceſſes, wo es noch 
nicht fetjteht, ob Kläger überhaupt einen Anfprud; an das Nachlaß— 
vermögen zu machen haben, vorerjt noch nicht zu entjprechen ift; 

1. es nad) 

| Ref. I. Tit. 17.8 4 und 5. 
unzuläjfig ericheint, daß Kläger ihre auf beftimmte Ratentheile des 
Nachlaffes gerichtete Klage in der Neplif auf den ganzen Nachlaß aus- 
dehnen und es ihmen daher lediglich vorbehalten bleiben muß, das, 
was fie jure accrescendi von ben anderen Mliterben erworben zu 
haben glauben follten, in separato geltend zu machen; 

K. feine Veranlaffung vorliegt, der Beklagten, während fie zur 
Edition der fraglichen Ehepacten und eventuell zur Ableiftung des 
Editiongeides anzuhalten ift, gleichzeitig auch die Ableiftung des Ca— 
lumnieneides aufzugeben, ebenfowenig aber aud aus dem Verhalten 
der Kläger in diefem Wechtsjtreite ein genügender Grund zur Auf- 
legung des Calummien- oder Bosheits-Eides gefunden werden fönnte, 

* 1 * 


En —— 


‚Aus diefen Gründen wird, -unter VBerwerfung der beiderfeitigen 
Anträge auf Ableiftung des Calumnien- und beziehungsweife Bosheits- , 
Eides, ‚zu Recht erkannt: — — 

‚III Haben binnen — Friſt 

A. Beklagte 

b. vor der Gerichtscommiſſion die bei Eingehung ihrer Ehe mit: 

dem verftorbenen Samuel Mare Oppenheim errichteten Ehe- 
pacten vorzulegen, A 
oder 
in öffentlicher en zu Ichwören, daß ſie dieſelben 
nicht beſitze, noch um den Klägern ihre Rechtsverfolgung zu 
erſchweren, zu beſitzen aufgehört habe, auch nicht wiſſe, wo 
dieſelben zu finden ſeien, 
bei Vermeidung, daß angenommen werde, ihre ſtatutariſche Erbbered)- 
tigung ſei durch diefe Ehepacten ausgeichloffen und ihr lediglich ein 
Anſpruch auf ihre Mitgift von fl. — mit der Bermehrung von 
— fr. für jeden Gulden. zugefichert worden. 
B. Kläger zu bewetfen : 
daß die Beflagte durch bei Eingehung ihrer Ehe mit dem 
veritorbenen Samuel Mare Oppenheim errichtete Ehe— 
pacten vonder ſtatutariſchen Beerbung ihres Mannes aus- 
geichlofjen worden ſei, 
vorbehältlich) de8 Gegenbeweijes und des nal: 
daß der verjtorbene Samuel Maar Oppenheim die in den 
Ehepacten enthaltene: Beitimmung, nach weicher feiner Ehe: 
frau die Statutgebühr entzogen fein jolfte, widerrufen habe, 

IV. Dem auf Rechnungſtellung über: den Nachlaß des verftor: 
benen. Samuel Marz. Oppenheim und Edition von defjen Hand- 
(ungsbiichern umdı Inventarien rn HAHR, ſteht zur get n 
* zu willfahren. 

: Vi Bleibt. weitere ei, unter Berücfichtigung deffen, was 
* 5, iĩ. in den Entſcheidungsgründen bemerkt wurde, ſowohl in der 
Sache ſelbſt, als auch der Koſten wegen vorbehalten. 


Erfenntnif des Uppellationsgerichts 
vom 3. Auguſt 1860. 


Auf beiderfeitige Appellation, 

In Bezug auf die beiderfeitigen lppellationen ift das Nach— 
jtehende zu befinden, 

I. Die Nechtsbeftändigfeit des der Klage zn Grunde gelegten 
angeblichen Ehevertrags kann an und für ſich Mach 

St. Ref. Thl. 3. Tit.2. $5. Thl. 5. Tit. 4. 82. 
nicht in Zweifel gezogen werden. 

"IE den von den Klägern in der Klage angegebenen Inhalt be— 
* Ehevertrags "anbelangt, To beſteht ſolcher darin, daß die Guter⸗ 
gemeinſchaft in der einzugehenden Ehe ausgeſchloſſen ſein und die Ehe 
frau, wenn die Che durch) den Tod des Mannes, ohne daß Kinder 
aus derfefben vorhanden feien, im dritten oder einem fpäteren Ehe: 
jahre getrennt wiirde, ihre Meitgift von fl, — mit der Vermehrung 
von — Fr. Fin jeden eingebrachten Gulden erhalten ſolle. 

Die Kläger haben nun aus dieſer Stipulation einen Verzicht 
auf die Statutgebühr hergeleitet, allein mit Unrecht; denn es iſt 

1. Die Statutgebühr in der 
St. Ref. Thl. 5. Tit. 4. 
ganz ſelbſtſtändig und ohne Zuſammenhang mit der Gütergemeinſchaft 
geordnet, daher der Ausſchluüß der letzteren nicht ohne Weiteres den 
Verzicht auf die erſtere in ſich begreift. Auch ſchließt 

2. ebenſowenig die Verabredung der Zurückgabe der dos mit der 
erwähnten Vermehrung, das ſtatutariſche Erbrecht aus, weil dieſe Ver— 
abredung kein Erbrecht begründet, und da 

3. weder in der Klage, noch in der Gegenerklärung behauptet 
iſt, daß ein Verzicht auf die Statutgebühr geleiſtet oder verabredet 
worden ſei, die Vermehrung der dos trete an deren Stelle, und man 
vielmehr die Ausſchließung des ſtatutariſchen Erbrechts nur als eine 
Folge der Gitergemeinjchaft aufgeſtellt hat, mithin 

4. der Klagautrag weit fiber: ‚deffen factifche Grundlage hinaus- 
geht, ſo iſt die erhobene Klage. angebrachtermafen abzuweiſen. 

Aus vorjtehenden Gründen wird für Recht erkannt: 


we 


A. Das Stadtgerihts-Erfenntniß vom 7. März 1860 wird mit 
alleiniger Ausnahme der Abjchnitte IL. und III. a. aufgehoben und 
dahin abgeändert: 

Kläger werden mit der erhobenen Klage unter Verurtheilung 
in die Kojten erfter Inſtanz angebrachtermaßen abgemiefen. 

B. — — — 


Urtbeil des Ober: Appellationsgerichts 
vom 29. April 1862, 
Auf Appellation der Kläger. 
Erfannt: 
daß die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt, auch die Adhäfion 
für zuläffig zu erachten und in der Sache felbft, wie hiermit gejchieht, 
das Erfenntniß des Appellationsgerichts der Freien Stadt Frankfurt vom 
3. Auguft 1860 aufzuheben und dagegen das bes Stadtgerichts vom 
7. März deifelben Jahres, wiewohl mit der Maßgabe wieder herzu- 
ftellen, daß 
1. der sub III. A. b. der Beflagten auferlegte Editionseid hin- 
fichtlich der Ehepacten dahin zu fafjen fet: 
daß fie dieſelben nicht befige, auch nicht abfichtlih, um deren 
Borlage zu verhindern und den Klägern ihre Nechtsverfol- 
gung zu erjchweren, aus den Händen gegeben oder vernichtet 
habe, noch auch wifje, wo bdiejelben zu finden feien; 
2, ftatt des sub III, B. der Beffagten vorbehaltenen Einrede— 
beweijes, diejelbe wie Recht zu erweilen jchuldig: 
entweber: 
daß die bei Eingehung ihrer Ehe errichteten Ehepacten fpäter von ihrem 
Ehemanne mit ihrer Zuftimmung aufgehoben feien, 
oder: b 
daß ihr verjtorbener Ehemann diefelben einfeitig widerrufen habe und 
nach jüdiſchem echte dazu befugt geweſen fei. Die Koften diefer und 
der vorigen Inſtanz find zur Hälfte zu compenfiren, zur-andern Hälfte 
aber von der Beklagten zu tragen und den Klägern zu erftatten. 
Entfheidungsgründe. 
I. Die erfte Beſchwerde der Kläger iſt principaliter gegen 
die in voriger Inſtanz erfolgte Abweifung der Klage angebrachter: 


— — 


maßen gerichtet; und inſoweit mußte der Beſchwerde ſtattgegeben werden. 

Die vorigen Richter haben den von den Klägern zur Begründung 
ihrer Behanptung, daß die Beklagte durch die von ihr geſchloſſenen 
Ehepacten auf die Statutgebühr verzichtet habe, angegebenen vermuth— 
lichen Inhalt diefer Ehepacten lediglid von dem Gefichtspunfte be- 
urtheift, al8 handle es fich hier von Ehepacten, wie fie zwiſchen hrift- 
lichen Eheleuten unter AZugrundelegung des Franffnrter echte ge 
Ichloffen werden: und von diefem Gefichtspunfte Taffen fich allerdings 
Zweifel darüber erheben, ob aus dem von den Klägern angegebenen 
Inhalt der Ehepacten wirklich ein Verzicht auf die Statutgebühr folge. 
Allein e8 braucht hierauf nicht näher eingegangen zu werden. Denn 
die Kläger haben in gegenmärtiger Inſtanz gegen die Auffaffung der 
. vorigen Richter geltend gemacht, daß fie. ſich auf die Eriftenz jüdischer 
Ehepacten berufen hätten, wie fie unter jüdijchen Cheleuten früher 
üblich gewefen und noch jegt vorfämen, und deren Inhalt nicht nad) 
Frankfurter, ſondern nach jüdifchem echte zu interpretiren fei. 

Dieje Behauptung findet nun auch 

A, in dem Borbringen der Kläger in erjter Inftanz allerdings 
in dem Maaße Unterftügung, daß fie als eine, wie die Beflagte ver- 
meint, unzuläffige Klagänderung nicht betrachtet werden fann. Denn 
Ihon in erſter Inſtanz haben die Kläger die Eriftenz folcher jüdiſchen 
Ehepacten wiederholt und beftimmt ſowohl in ihrer Klage als in der 
Replik behauptet, und fich am der letztgedachten Stelle für deren Ueb— 
lichkeit auf da® Zeugniß von 

Bender, Handbuh S. 70. sub 6. 

berufen. Zwar haben fie diefer ihrer Behauptung für die Interpre— 
tation und Wirkfamfeit der angeblichen jüdifchen Ehepacten, infowet 
darin ein Ausſchluß der Beklagten von der Beerbung ihres verftor- 
benen Ehemannes enthalten fein foll, Keime ihr entfprechende Klage 
gegeben, indem fie ſowohl ihre Deduction Tediglih dem Frankfurter 
Rechte entnommen, als auch auf die diefem ‚Rechte entlehnten Ein- 
wendungen der Beklagten ohne Weiteres fich eingelaffen haben. Allein 
dies konnte fie nicht hindern, im dieſer Inſtanz aus dem — 
rechtlichen Geſichtspunkt zu dedueiren. 

B. Dieſer richtige Geſichtspunct mußte aber zur Aufrechthaltung 
der Klage führen. 


Denn 

b es darf unbedenflid als gemeinrechtlicher Grundia gelten, 
daß, wenn aud in einem deutſchen Staate das jüdische Privatrecht, 
namentlic) auch das Erbrecht als ſolches, ohne bejondere dahin gehende 
Privilegien, auf Anerfennung feinen Anjpruch hat, dies doch bei Strei- 
tigfeiten von Juden unter einander infoweit eine Ausnahme leide, 
als fie daffelbe in autonomischen Beſtimmungen namentlih in Ehe— 
pacten zum. Grunde gelegt haben. J 


Eichhorn, Deutſches Privatrecht 8 82. 

Mittermeier, Deutſches Privatrecht 8 118, beſ. sub II. 
Gerber, Deutſches Privatrecht 8 46. 

v. Bülow und Hagemann, Erörterungen Bd. VI. Mr. 44. 
Pfeiffer, practifche Ausführungen Bd. I. ©. 142. 

Und diefer Grundſatz tft unbedenklich auc in Frankfurt anzır- 
wenden. — Denn wenngleich die Schriftteller über das dortige Recht 
dahin einig find, daR das jüdische echt, namentlich das Erbrecht, 
an und für fich Feine Geltung u habe, fo bezeugt * wie für 
die frühere Zeit | | 

Orth, Anmerkungen zur Reformation, Fortſetzung J. 
©. 213 bis 14. | 
fo, für die gegenwärtige 

Bender, Handbud) ©. 138. 
dak dies eine Ausnahme leide, wenn dem jüdischen Nechte entjprechend 
Stipulationen in Ehepacten getroffen feien, deren. Inhalt er ſodann 
im Wefentlihen ebenſo angibt, wie dies von den Klägern in dem 
gegenwärtigen Proceſſe in Beziehung auf die angeblich von der Be- 
Elagten errichteten Ehepacten behauptet ift. 

Ebendaſ. ©. 70..sub 6. ©. 105, sub 5 | | 

Und dieſes Zeugniß für. die Gultigkeit sübifcher — wird 
denn auch beſtätigt durch das von den Klägern in dieſer Inſtanz bei— 
gebrachte Stadtgerichtsdeeret vom 24. März 1828 und den Auszug 
aus dem Inventar des Gerichtsfeeretärs vom 9. September. 1851 
und feineswegs widerlegt durch die von der Beklagten beigebradpten 
Decrete des ‚Stadt- und Appellationsgeriht3 in. der. Halberſtadt'ſchen 
Nachlaßſache, indem hier die Ehepacten ganz entjprechend dem jüdiſchen 


1 


—— 


Rechte, welches den Ehemann nur in das wirklich inferirte Ver— 
mögen der Frau erben läßt, 
Moſes Mendelſohn, Rimalgeſetze der Juden, S. 134 
bis 135. | 
interpretirt. und angewendet werden. | | 

2. Geht man num aber davon aus, daß von den Klägern die 
Eriftenz jüdischer, nad) jüdiſchem Nechte zu interpretivender Ehepacten 
behauptet worden jei, jo kann es gar feinem Zweifel unterliegen, daß 
nach dem angegebenen Inhalt derfelben, wenn erwieſen, die Beklagte 
von jedem weiteren Anfpruche an dem Nachlaſſe ihres Ehemannes als 
den, welchen die ausdrücklichen Stipulationen der Ehepacten ihr geben, 
ausgeichlofjen ift, ohne daß es dazu nod) eines befonderen Werzichts 
auf eine Erbgerechtigfeit irgend bedarf, indem nad) jüdifchem Erbrechte, 
aus welchem die Ehepacten zu interpretiren, die Ehefrau in Betreff 
des Bermögens ihres Mannes gar fein Erbredt hat, ſondern nur 
Forderungen auf das, was die Ehepacten ihr ausdrücklich aufihern, 
gleich denen anderer Nachlafgläubiger. | 
Moſes Mendelfohn a. a. ©. ©. 88 bis 90. 8 1 flg.; 

©. 93. $1 flg.; ©. 99. $1. sub 8; ©. 148. $ 1 flg.; 
©. 154 bi 155. 8 35, ©. 155. $ 1; ©. 160. $ 1; 
©. 162 flo. 

Durch diefe Ausführung, ftellt ſich zugleich) 

IT. die AdHäfionsbefhwerde der Beklagten, welche die 
völlige Abweifung der Klage, ‚mit Ausnahme des Editionsantrages, 
bezweckt, als unbegründet. dar. 

Denn find jüdifche, auch in Betreff der. darin getroffenen erb- 
fichen- Beftimmungen gültige, Ehepacten geſchloſſen worden, jo fan 
von dem echte, welches: die Beklagte fich nach) dem Frankfurter Statut, 
wonach die, von dem vorverjtorbenen Chegatten nicht vevocirten Erb- 
verträge nur die Kraft einjeitiger lettwilliger Verfügungen haben, in 
Anspruch nehmen zu können. vermeint, nad dem Tode ihres Ehe: 
mannes einfeitig von diejen Chepacten abzugehen und die Statutar- 
portiom in Anfpruch zu nehmen, natürlich nicht die Rede fein, indem 
dies nad) gemeinrechtlihen Grundfägen, auf welche die Beklagte ſich 
zugleich beruft, durchaus unzuläffig ift. a 
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Beieler, Erbverträge II. 2. ©. 146 und die dajelbft Note 40 
eitirten Schriftfteller. 

Es fommt daher nur noch 

II. auf die in der erften Beſchwerde der Kläger wiederholten 
Beſchwerden derjelben in voriger Inſtanz, ſowie auf die bei erfolgender 
Aufhebung des vorigen Erfenntnifjes, reviviscirenden Beſchwerden der 
Beklagten an. 

Wenn hier 

A. die Kläger ſich darüber befchweren, daß ihr Autrag, der Be— 
flagten das juramentum calumniae generale aufzulegen, verworfen 
worden fei, jo erjcheint diefe Bejchwerde unbegründet. 

Zwar ift dieſer in 

Keform. I. Tit. 23. 
ausdrücklich zugelaffene Eid in Frankfurt, wenngleich jelten noch vor: 
fommend, nicht ganz außer Gebrauch, 

Bender Prozeß. ©. 45. Note 9, 
auch dort, wie nad) gemeinem Rechte, feineswegs, wie. die Beklagte 
meint, Bedingung feiner Zulaſſung, daß der Antragiteller jid) ebenfalls 
zum Gefährdeeide erbiete. Dagegen ift deſſen Erkennung durd die 
neuere Reichsgeſetzgebung lediglich in das Ermeſſen des Richters geftelit, 

RA 8 43. 

Diesel, Syſtem des Civilproz. ©. 193. 
was auch für Frankfurt bereit8 vom SDber-Appellationsgerichte aner- 
fannt ift. 

Schlamp ca. Bopp, 1827.) 

Nun waren aber im vorliegenden Falle jo klare Indicien der 
mala fides, wie zur Erfennung des Calumnieneides erforderlich find, 
auf Seiten der Beklagten feineswegs amzuerfennen. Denn, ob die 
jelbe bösficher Weiſe das Borhandenfein von Ehepacten verfchiwiegen 
hat und, nachdem deren Errichtung nachgewieſen ift, noch fortwährend 
leugnet, darüber läßt fich zur Zeit noch nichts fagen; auch ift ihr in 
diefer Beziehung der Editionseid auferlegt. Und ebenfo muß man es 
no zur Zeit völlig dahin geftellt fein laſſen, welche von dem fich 
widerfprechenden Angaben beider Parteien hinſichtlich des in die Ehe 


*) Siehe ©. 15. 
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eingebrachten Vermögens des verftorbenen Ehemannes der Beflagten 
in Beziehung auf welches auffallend varriirende Angaben derfelben 
feineswegs vorliegen, der Wahrheit entfpricht. 

B. Ebenfo mußten die beiderfeitigen Beſchwerden über die Faflung 
des vom Stadtgerichte unter III. B. den Klägern auferlegten Beweiſes 

Grav. 2 der Kläger und 
Grav. 2 der Beklagten 
als unbegründet verworfen werden. 

1. Die übereinftimmende Rüge beider Theile, daß der Beweis 
unzuläffiger Weife auf einen Rechtsſatz gerichtet fei, ift nicht zutreffend: 
er geht vielmehr ganz Har auf das Factum des durd die Ehepacten 
erfolgten Ausſchluſſes der Beklagten von der ftatutarifchen Beerbung 
ihres Mannes und überläßt e8 der fünftigen richterlichen Beurtheilung, 
ob die zu erweilenden Stipulationen der Chepacten wirklich dieſen 
Ausschluß enthalten. 

Was aber 

2. die Anträge beider Theile iiber eine dem Beweisſatze nad) 
Maßgabe der Flägerifchen Angaben über den Anhalt der behaupteten 
Ehepacten zu gebende fpecielle Faſſung betrifft, fo Liegt 

a. für eine ſolche fpecielle Bormulirung, wie die Kläger fie bean- 
‘ tragen, nicht nur feine Nothwendigfeit vor, fondern fie würde gegen 
das eigene Intereſſe der Kläger fein, da es ihnen unberommen bfei- 
ben muß, nicht nur den, ‚nur vermuthungsweife behaupteten, fondern 
jeden anderen, ihrer Intention entjprechenden Anhalt der Ehepacten, 
wodurch die Beklagte von der Statutgebühr ausgefchloffen worden, zu 
beweifen, woraus denn zugleich) 

b. das Unpaffende des Berlangens der Beflagten erhellt, die 
Kläger auf den Beweis des in der Klagefchrift behaupteten Inhalts 
der Ehepacten zu beichränfen: welcher Antrag ſich übrigens ſchon da- 
durch erledigt, daß nad) der Ansführung unter I, die Kläger nunmehr 
die Exiſtenz jüdiſcher Ehepacten erweiſen müffen, durd; welche, aud) 
wenn fie nichts mehr enthalten follten, al8 was in der Klage ange: 
geben worden, der Ausjchluß der Beklagten von der Statutgebühr 
dargethan fein würde, 

ce. Böllig verwerflich erfchien auch die vierte Beſchwerde der 
Kläger: daß ihrem Antrage auf Rechmungsftellung über den Nachlaß 
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des Ehemannes der Beklagten und auf Edition von deſſen Handlungs— 
büchern und Inventarien nicht willfahrt worden ſei. 

Die Kläger verlangen nach der Rechtfertigung dieſer Beſchwerde 
in gegenwärtiger Inſtanz nicht, daß der Beklagten bereits jetzt eine 
ſolche Auflage gemacht werde, erkennen es vielmehr an, daß dies erſt 
geichehen fünne, nachden fie ihrerjeits den ‚für ihre Erbberecdhtigung 
ihnen -auferlegten Beweis erbracht haben, und meinen nur, daß es 
zwedmäßig fein wirde, für diefen Fall ſchon jett ihren Antrag für 
begrümdet zu erklären und die Anfegung einer Frift für die Beklagte 
zur Leiſtung des Beantragten in Ausficht zu ftellen. Allein, ab- 
geſehen davon, daß die bloße vermeintliche Unzweckmäßigkeit einer 
Berfügung, weil feine Rechtsverlegung enthaltend, nicht. geeignet. tft, 
eine Bejchwerde zu begründen, ſtellt fich vielmehr das von den Klä— 
gern Beantragte in diefem Falle Schon deßhalb ala unzweckmäßig dar, 
weit die Beklagte die Eriftenz von Inventarien geleugnet hat, mithin 
über ein, möglicherweie ganz überflüffiges Beweis: oder doch Editions: 
verfahren. eingeleitet werden müſſe. 

D. Als völlig umbegrimdet waren. auch die erfte und dritte 
der repiviscirenden Beichwerden der Beklagten zu verwerfen. 

1. Die erfte betrifft die Faſſung des vom. Stadigerichte für den 
Tall, der Nichtleiftung des Editionseides angedrohten Prüjndizes, 
indem: die Beklagte anheim giebt daffelbe nur dahin zu richten, daß 
ein Inhalt der Ehepacten, wie:er in der Klage angegeben worden, 
für wahr. werde angenommen werden. Indeſſen ergibt fich das Un— 
paflende dieſes Antrages und das Gegenftandstofe der Beſchwerde 
ihon aus dem oben unter B. 2. b. Bemerkten. * 

2. Mittelſt der dritten Beſchwerde bezielt die Beklagte, daß ihr 
außer der Einrede des erfolgten Widerrufs der Ehepacten abſeiten 
ihres verſtorbenen Ehemannes electiv auch die weiteren eventuellen 
Einreden dahin zu beweiſen vorbehalten werden, 

daß Beklagte nach dem Tode ihres Ehemannes den etwa in den 
Ehepacten enthaltenen, vom Statutarrechte abweichenden Erb— 
vertrag widerrufen habe, 
oder 
daß ſie den Ehevertrag unterzeichnet habe, ohne zu wiſſen, daß 
„und welche Erbſtipulationen er enthalte, 


Allein: 

a. die Nachlaffung des — dieſer Beweiſe kann aus — 
Gründen nicht ſtattfinden, aus welchen oben unter II. die Adhäſions— 
beſchwerde der Beklagten als unbegründet dargeſtellt iſt; und 

b. wegen der Unzuläſſigkeit des zweiten Beweiſes genügt es, 
auf die Eutſcheidungsgründe des Stadtgerichts unter 5. * zu ver⸗ 
weiſen. 

Es erübrigt daher nur noch die Beurtheilung der — und 
fünften Beſchwerde der Kläger, welche, wenn auch nicht in bean— 
tragtem Maße, zu berückfichtigen waren. oo 

E. Die dritte Belchwerde geht dahin: 

daß der Beklagten der Beweis des Widerrufs der Ehepacten 

durch ihren Ehemann nachgelaſſen ſei. | 

Wenn die Kläger diefe Beſchwerde 

1. dadurch zu rechtfertigen verfuchen, daß felbft ein Widerruf 
von folchen Ehepacten, wodurd die Statutgebühr der Ehefrau be- 
Schräntt worden, ‚wenn fie nad) Frankfurter Hecht zu beurtheilen wäre, 
unjtatthaft jei, jo bedarf es einer Erörterung hierüber nicht, da die 
Kläger die Eriftenz jüdiſcher Chepacten behauptet haben und daher 
diefe beweifen müſſen. 

Wenn fie aber ferner 

2. die Behauptung aufſtellen, daß jedenfalls jüdiſche Ehepacten 
einem einfeitigen Widerrufen durch den Ehemann nicht unterfägen, fo 
hat dies freilich infofern, als. nad jüdiichem echte die Ehefrau ‘den 
Manne gegenüber jedes gejetlichen Erbrechts ermangelt und ein ein— 
jeitiger Widerruf der ihr in den Ghepacten zugeficherten Vortheile 
jie Lediglich auf. ihr eingebrachtes Bermögen bejchränfen würde, fchon 
an:fic alle Wahrjcheinlichfeit für fich, wie den auch wenigftens nadj 
dem. Zeuguiffe von Mofes Mendelfohn die — —5 
Ehepacten der Juden unwiderruflich find. 

Ritualgeſetze p. 883-—93. | 

Nun Handelt es ſich zwar im gegemwärtigen Talle davon, ob 
nicht ein eimfeitiger Widerruf mit der Wirkung zuläffig ſei, daß die 
Beklagte nicht auf die in den Ehepacten ihr zugeficherten Vortheile 
bejchränft jein, ſondern das Erbrecht Frankfurter Ehefrauen genießen 
jolle. Allein da die rechtliche PBräfumtion in Allgemeinen - gegen die 


Befugniß eines einfeitigen Widerrufs gültiger Ehepacten, auch in fo 
fern erbrechtliche Bejtimmungen enthaltend, felbit zu Gunften des 
anderen Gontrahenten ftreitet, jo war der Beklagten neben dem Be- 
weile des durch ihren verftorbenen Ehemann erfolgten einfeitigen 
Widerrufs auch nod) der Beweis aufzulegen, daß ein folder nad) 
jüdiichem echte zuläjfig ſei. — Zwar Täßt fid) dagegen das doppelte 
Bedenken erheben: 

a. daß eine ſolche Schärfung des Beweiſes von den Klägern 
nicht beantragt iſt, und 

b. daß faum anzunehmen jteht, e8 werde fich ein jüdiſches Recht, 
welches wie bemerkt, fein gejegliches Erbredt der Ehefrauen fennt, 
in der entgegengejegten,, diefem Rechte völlig fremden Richtung nad)- 
weiſen laſſen. 

Allein 

ad. a. es verhält ſich die Schärfung des Beweiſes zu der bean— 

tragten gänzlichen Streichung deſſelben, als ein minus, und was 

ad. b. das Zweite betrifft, jo konnte, da die Beklagte ſich impli- 
eite auf die einfeitige Widerruflichfeit von jüdiſchen Ehepacten, wie 
die jenjeits behaupteten, beruft, ihr der Beweis darüber nicht füglich 
abgejchnitten werben. | 

Nun haben freilich die Kläger 

3. auch noch den Einwand erhoben, daß die ganze Einrede des 
Widerrufs der Ehepacten nicht genügend fubftantirt und daher ſchon 
aus diefem formellen Grunde zu verwerfen gemwejen fei. Allein diejer 
Einwand erſcheint im Hinblid auf das von der Beklagten in ihrer 
Bernehmlaffung und Duplif Worgetragene und in gegemwärtiger 
Inſtanz noch näher Erläuterte nicht nur unbegründet, jondern e8 war 
in diefen Vorträgen zu befinden, daß die Beklagte nicht blos einen 
einjeitigen Widerruf der Ehepacten durch ihren Ehemann, jondern 
außerdem auch eventualiter einen von ihr acceptirten, aljo eine mit 
ihrer Zuftimmmung erfolgte Aufhebung derjelben behauptet habe. 

Daher war der Bellagten jo, wie im Urtheile gejchehen, Beides 
alternativ zu beweifen nachzulaffen. Und es läßt ſich dagegen aud) 
nicht einwenden, daß die Beklagte ihrerjeits fich bei dem ihr nachge- 
fajfenen Beweife des einfeitigen Widerrufs beruhigt hat, mithin in 
Beziehung auf die Kläger in pejus reformirt werde. Denn da der 


— IE 


Beweis des einfeitigen Widerrufs zu Gunſten der Kläger gefchärft 
worden, jo haben fie feinen Grund ſich zu bejchweren, daß daneben 
der Deflagten noch ein weiterer Beweis nachgelaffen wird. 

F. Die fünfte Beſchwerde der Kläger hat den der Bellagten 
auferlegten Editiongeid zum Gegenftande und beantragt eine fchärfere 
Faſſung. Da num einerjeits die vom — beliebte Faſſung 
der laut Bender 

Prozeß S. 124 sub, 4 
in der Frankfurter Praris üblichen nicht ganz entjpricht, und anderer- 
jeits die Beklagte erflärt hat, auf deren Beibehaltung fein großes 
Gewicht zu legen, fo ift für angemefjen erachtet worden, um die 
Kläger völlig zu beruhigen, den Eid jo, wie im Urtheile erfichtlich, 
etwas ſchärfer zu faſſen. 

War als Reſultat der bisherigen Ausführungen einerſeits nicht 
nur, der Principalbeſchwerde der Kläger gemäß, das vorige Erkenntniß 
aufzuheben, ſondern auch zweien ihrer Beſchwerden voriger Inſtanz 
ſtattzugeben, andererſeits aber die Adhäſion der Beklagten nebſt ihren 
ſämmtlichen reviviscirenden Beſchwerden voriger Inſtanz zu verwer— 
fen, jo mußte auch über die Koſten dieſer und der vorigen Inſtanz 
jo wie im Urtheile gefchehen erkannt werden: wodurd zugleich die 
zweite Bejchwerde der Kläger ihre Erledigung findet. 


Auszug aus den auf Seite 10 augezogenen Entfchei- 
dungsgründen in Sadıen: 


Bopp wider Schlamp 1827 

Was ſodann die Beſchwerde der Bekl. betrifft, daß nicht Appellat 
zum Eide gegen N angehalten worden ſei, jo verordnet 
allerdings der | 

Tl. 1. Tit. 23. 8 1. der Reform, 

in jehr bejtimmten Ausdrüden : 

„Wo dann (nad der Kriegsbefeftigung) der Eid fiir Gefährde 

von einem oder dem andern Theile erfordert wird, fo foll der: 

jelbig von ihnen den Parteien beiderfeitig gefchworen werden,“ 
welche Faſſung, befonders wegen der Wörter ſoll, anzudeuten fcheint, 
daß e8 ein umbedingtes Recht der Partei fei, von ihrem Gegner 
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diefen Eid zu verlangen, wie folhes denn die damaligen Reichsgeſetze 
mit ſich brachten; während das juramentum malitiae oder juramen- 
tum calumniae speciale, wovon der erjte 8 des folgenden Titels 
handelt, lediglich dem arbitrium judieis überlaffen ift. | 

Nichts dejto weniger hat es bei den vorigen Enticheidungen, 
welche das Verlangen des Beklagten verworfen haben, aus folgenden 
Gründen belaſſen werden müfjen. an 

Seit der Emanirung des J. R. A. nämlich, weldher im F 43. 
in Beziehung auf -da8 juramentum calumniae- fih jo ansdrücdt : 
„wenn es entweder die Partei begehrt und der Richter es darauf 
erfennet, oder auch von felbiten —” iſt es in Folge diefer Vorfchrift 
in den deutjchen Gerichten allgemein angenommen worden, das Ver— 
langen der auf’ diefen Eid des Gegners antragenden Partei dem rich— 
terlichen Ermeifen zu unterwerfen, und wenn es an- allem Verdacht 
der Gefährde mangelt, oder wenn wohl gar die Nechtmäßigfeit des 
Anspruchs klar ericheint, den Kläger von diefem Eid zu dispenfiren. 

cf. Böhmer, %. €. P. Lib. II. Tit. 7. $ 8. 
Mevius, P. IV. dec, 164. 
Wernher, Obs. P. VII. obs. 460. a. €. 
Malblanc, Doctr. de jur. $ 90. 
Thibaut, Syſtem der Band. 8 1161. 
Danz, Handb. der Proz. $ 366. 
Martin, Gem. Bing 301. . 
Grolman, Theorie DES Her. Berf s 69. 

Daß diefe allgemein angenommene und durch ihre Zweckmäßigkeit 
ſich empfehlenden Grundfäge auch in Frankfurt befolgt worden find, 
läßt fich nicht bezweifeln, da ebenfalls Orth in En Anmerkungen 
zur Reformation 

IV. Fortſ. S. 603 und 604. 
ſich dafür erklärt, auch das Stadtgericht nach demſelben Grundſatz in 
vorkommenden Fällen erkannt hat, und dem Ober-Appellationsgerichte 
in den an daſſelbe gediehenen Frankfurter Sachen kein Beiſpiel vor— 
gekommen iſt, wo dieſer Eid wirklich geleiſtet worden wäre. 


290. 


Oppenheim, Samuel Marr, Nachlaß; Ertrajudicial- 
appellation (fiehe auch den vorhergehenden Fall Nr. 289). 


Erfenntnif des Stadtgerichts I 
vom 22. Zuni 1860. 


In Erwägung, daß 

a. nad) dem Tode eines Finderlos verftorbenen Ehegatten, deifen 
Ammobiliar-Erben von dem überlebenden Ehegatten, als Statutar- 
Erben in dem Fall, wenn die eigentliche Bejchaffenheit der Hinter- 
laſſenen Güter noch nicht Far vorliegt, die Inventur des gefammten 
Vermögens zu verlangen berechtigt find, um dadurd den Unterjchied 
diefer Gitter defto beffer ausmitteln zu fünnen. 

Orth, Anmerkungen, Fortf. 3 p. 68. 
Adlerflycht, S. 603. 
Bender, ©. 601. 

b. im vorliegenden Fall zwar einerfeits die Eigenfchaft der erb- 
laſſeriſchen Wittwe als Statutarerbin beftritten ift, andererjeits aber 
feititeht, daß die abwejenden Curanden jelbjt dann, wenn der anhän- 
gige Proceß zu ihrem Nachtheil entjchieden werden follte, doch als 
SJmmobiliarerben ihres verftorbenen Bruders quoad bonorum pos- 
sessionem concurriren, welche possessio von dem Qurator*) nur 
unter der Rechtswohlthat des Inventars agnoscirt werden darf und 
agnogeirt worden tft; \ 

c. die einfeitigen, vagen und fich fogar widerfprechenden Angaben 
der gedachten Wittwe, bezüglich des Erbvermögens nicht al8 genügend 
ericheinen, vielmehr eine Specification aller Vermögenstheile und Ob- 
jecte für und um fo nothwendiger zu Halten ift, als bekanntlich die 


*) einiger verſchollenen Miterben. 
I. 
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Eigenschaft, was als eingebradht errungen oder ererbt und als beweg- 
fi oder unbeweglich zu betrachten fei, öfters bejtritten ift, und eine 
jelbititändige Prüfung in dieſer Hinficht ſämmtlichen Erbinterefjenten 
resp. deren Vertretern, jo wie rückſichtlich der Guranden der Vor— 
mundſchaftsbehörde zufteht ; 

d. endlich aber die Errichtung des fraglichen Inventars felbjt- 
verftändlich. lediglich cine factiſche Klarſtelluug bezweckt, und den in 
contradictorio feitzuftellenden NRechtszuftändigfeiten der Parteien in 
feiner Weile zum Präjudiz” gereichen fann, aus diefen Gründen behält 
e8 der vorliegenden NRemonftration ungeachtet — bei dem Beihluß 
v. 8. cuer.*) fein Bewenden; jedoch wird der gegen denſelben einge: 
(egten Appellation der ‚rechtliche Lauf gelaffen. 


—— des Appellationsgerichts 
vom 1. September 1860. 


Auf Appellation der Wittwe Oppenheim. 

In Erwägung daR 

1. wen auch) der für die abwejenden beiden Meiterben am Nad)- 
lajffe de8 Samuel Marr Oppenheim, Mofes ımd Löb Oppen- 
heim bejtellte Gurator ad hoc die bonorum possessio für jeine 
Curanden nur mit der Wechtswohlthat de Anventars zu agnos— 
ciren hat; 

2. doch die Frage: inwiefern die Wittwe des finderlo® verjtor- 
benen ©. M. Oppenheim, welde fi) im Befige des Nachlafjes 
befindet, verpflichtet ift, die von dem Gurator beantragte Inventur 
des gefammten Nachlaſſes gejchehen zu laſſen, nad) Lage der Sache 
bei dem hiergegen von der Wittwe Augufte Oppenheim geb. Main; 
erhobenen Widerjpruche auch dann zur. rechtlichen Entſcheidung zu 
bringen ift, wenn der von dem Stadtgerichte unter 2 a. des Decrets 
vom 22. Juni d. J. aufgeftellie Grundfag zur N zu fom- 
men haben jolite, 
wird 1. unter Aufhebung der Decvete des Stadtgerichte vom 8. 

und 22. Yuni d. J. der Eurator der abwejenden Moſes 


*) Welcher trotz des MWideripruchs der Wittwe — Inventariſation 
des Geſammtnachlaſſes verfügt hatte. 
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und Löb Oppenheim mit dem Antrage auf Errichtung 
eines Inventars über den gefammten Nachlaß des Sa- 
muel, Marz Oppenheim auf den Rechtsweg ver- 
wiefen. 


Urtbeil des Dber-AUppellationsgerichts “ 
vom 29. April 1862. 
Auf Appellation des Curators. 
In Erwägung 
daß es auf die Frage, ob der Appellant al8 Vertreter von 
Ammobiliarerben des verftorbenen S. M. Oppenheim ein 
Recht hat, die Errichtung eines Inventars über deifen Nachlaß 
zu verlangen, zur Zeit nicht anfommt, indem es gemügt, daß 
die Wittwe Oppenheim, welche fid im Befig des Nachlaſſes 
befindet, gegen die beantragte Inventur Widerfpruc erhoben hat, 
mithin hier feine Sache der freiwilligen Gerichtsbarfeit, für 
welche das Stadtgeriht II die zujtändige Behörde ift, Jondern 
vielmehr eine ftreitige zur ausſchließlichen Kompetenz des Stadt- 
gerichs I gehörige Nechtsfage vorliegt, 
erfennt das. Ober-Appellationsgericht der vier freien Städte Deutich- 
lands für Nedt: 
daß das Erfenntniß des Appellationsgerichts der freien Stadt 
Franffurt am 1. September 1860, wie. hiermit gejchieht, unter 
Verurtheilung des Appellanten in die Kojten diefer Inſtanz 
lediglich zu beftätigen jei. 


2* 
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tar, Großbeubach, Klägerin gegen Georg 
Koch dahier, Vertragserfüllung betreffend. 


Erkenntniß des Stadtgerichts I 
vom 18, Februar 1861. 

1. Der nämliche von der Klägerin dermalen verfolgte Anſpruch 
ift bereitS einmal unter denjelben Parteien Gegenstand gerichtlicher 
Verhandlung und Entfcheidung gewefen, deren Ergebniß zu einer Ab- 
weifung der Klage angebrachter Maßen auf Grund der von dem 
Beflagten vorgefchütten Einrede der Rechtshängigkeit geführt Hat. 

vergl. die dem gegenwärtigen Fascikel zu adjungirenden Acten 
Großheubad ca. Kod vom Jahre 1847. 

Soweit indeſſen das ftreitige Rechtsverhältniß durch die in jenem 
Proceſſe ergangenen Entfcheidungen fejtgeftellt worden ift, müſſen dieſe 
als res judicata fir vorliegenden Rechtsſtreit maßgebend fein. 

2. Der auf Zahlung des Steigfchillings von fl. 2955. 42 fr. 
fammt Verzugszinfen vom 10. Auguft 1846 an gerichtete Klagan- 
Spruch erfcheint an fich liquid, da Beklagter e8 unterlaffen hat, neben 
Verabredung feiner vertragsmäßigen Pflicht zur fofortigen Eröffnung 
des Steinbruch und Zahlung des Steigpreifes einen anderen Sach— 
verhalt anzugeben, unter diefen Umſtänden aber auf jenen Widerſprnuch 
um fo weniger Nüdficht genommen werden fann, als in Ermanglung 
vereinbarter Termine für die dem Beklagten obliegenden Leiftungen, 
deren jofortige Fälligkeit nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen ſich ohne- 
hin von felber verfteht, während foviel die verlangten Verzugszinſen 
betrifft, in der vom 10. Auguft 1846 bei dem Landgericht Klingen- 
berg erhobenen Klage, wenn ſchon dieſelbe vor Einlaffung des Be— 
flagten im Intereſſe der inzwifchen dahier geltend gemachten Klagan— 
Iprüche, abgerufen worden ift, immerhin eine rechtsgüftige, den Eintritt 
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der mora Beklagtens bedingende Interpellation der Klägerin gefunden 
werden muß, da Beklagter nicht leugnen konnte, Mittheilung jener 
Klage erhalten zu haben. 

Wenn übrigens Klägerin neben der BVertragserfüllung Erſatz des 
ihr durch Beklagtens Säumniß entjtandenen Schadens, vorbehältlich 
deſſen Liquidation verlangt, fo ift Hiergegen in rechtlicher Beziehung 
nicht8 einzuwenden. Der dehfallfige Anfpruch erjcheint daher, da auch 
Beklagter gegen feine Verpflichtung zum Schadenerfag an fich feinen 
Widerfpruch erhoben hat, infoweit gleichfalls Liquid. 

3. Die Einrede Beflagtens anlangend, fo hat derjelbe zumächit 
die, ſchon in dem früheren Nechtsftreit geltend gemachten Einreden, 
der unmäßigen Verlegung und des Betrugs vorgefchügt. Beide Ein: 
reden find durch das in jener Streitfadhe ergangene oberappellations- 
gerichtliche Erfenntniß vom 30. Januar 1850 als zuläffig erfannt 
worden und demgemäß zum Beweis zu verftellen, während der Ein- 
wand der Klägerin, daß Steinbrüche der fraglichen Art überhaupt 
feinen Marktpreis haben, der Werth des in Rede ftehenden Steinbruchs 
vor deſſen Eröffnung und Ausbeutung gar nicht zu beftimmen gewefen 
ſei, als Thema Klägerifcher Gegenbeweisführung vorzubehalten ift. 

4. Klägerin hat jedoch in ihrer Replif eine Reihe von Einwen— 
dungen gegen die rechtliche Begründung der behaupteten laesio enormis 
vorgebracdht; die, ob fie Schon in dem frühern Mechtsftreit nicht geltend 
gemacht worden waren und infofern als durch das ergangene ober- 
appellationsgerichtlihe Erfenntniß verworfen nicht betrachtet werden 
fönnen, doc theils im Hinblic auf diefe Entfcheidung, theils aus in 
der Sache felbit liegenden Gründen dermalen fofort zu verwerfen find. 

A. Zufolge der, in den Entfcheidungsgründen zu dem oberappel- 
lationsgerichtlichen Urtheil enthaltenen Ausführung geftattet der unzwei— 
deutige Wortlaut des für die vorliegende Streitfrage maßgebenden, 
weil zu Großheubach — dem Sit ber ftreitigen Obligation — gel- 
tenden Mainzer Landrechts dem Käufer einer Licirten Sache, einerlei 
ob die Verfteigerung eine freiwillige oder” unfreiwilfige gewefen ift, 
die Geltendmachung feiner Rechte wegen laesio enormis und hat das 
Dber-Appellationsgericht gerade auf Grund bdiefer Gefegesbeitimmung 
Bellagten zum Beweis feiner Einrede der unmäßigen Verlegung zus 
gelajfen. Wenn nun dem entgegen Klägerin die Erijtenz eines jener 
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Geſetzesvorſchrift widerftreitenden in dem Gerichtsbezirk, zu welchem 
Großheubach gehört, Geltung habenden Gemohnheitsrechtes behauptet, 
fo fann diefelbe mit diefer, die Negative der von dem Dber-Appel- 
fationsgericht feiner Entfcheidung zu Grunde gelegten Annahme der 
fortdauernden Geltung des Mainzer Landrechts involwirenden Behaup— 
tung jet um deßwillen nicht weiter gehört iverden, weil jene Annahme 
der Gültigkeit de8 Mainzer Landrechts als Grundlage und Elemente 
der ergangenen Entjcheidung mit diefer in Rechtskraft übergegangen 
ift, die Wahrheit der Elägerifchen Behauptung auch nur die materielle 
Nichtigkeit der oberjtrichterlihen Enticheidung berühren würde, die 
materielle Unrichtigfeit eines rechisfräftigen Erfenntniffes aber niemals 
deffen Werth) umd Gültigkeit als formelles Recht zu beeinträchtigen 
vermag. 

B. Klägerin ift der Anfiht, daß Beklagter eventuell jedenfalls 
verbunden jei, den aus der MWiederaufhebung des Gefchäfts ihr er- 
wachjenden Schaden bis zur Höhe des dem jeinigen unmittelbar vor- 
ausgegangenen Mindergebotes von fl. 2946. 42. fr. nad) den Grund- 
fägen ber lex aquilia zu erjegen, und hieraus, aus diefer Erfatver- 
bindlichfeit Beflagtens bildet Klägerin eine Replik gegen die Einrede 
der laesio enormis. Es kann dahin geftellt bleiben, ob eine derartige 
Verpflichtung Bellagtens überhaupt, namentlic) aber nad) den Grund- 
fägen der lex aquilia begründet fein würde, da unter allen Umftänden 
und ſelbſt die Richtigkeit diefer Behauptung vorausgefett, das Anrufen 
der fraglichen Erjaßverbindlichkeit Beflagtens nicht als Replik gegen 
deſſen Einrede der laesio enormis gelten faun. Denn weit entfernt, 
daß die eventuelle Schadensforderung der Klägerin jene Einrede zer- 
jtöre, bildet Lettere vielmehr in ihrem Rechtsbeſtand umd der ſich 
daran knüpfenden Erfolge der Wiederaufhebung des Kaufes gerade die 
nothwendige Vorausſetzung der rechtlihen Exiſtenz jener angeblichen 
Forderung. Die jeparate Geltendmachung der desfallfigen Rechte, als 
eines jelbitjtändigen, auf anderer Grundlage als die eingeflagte For: 
derung vuhenden Anſpruches mag daher der Klagerin für den eintrer 
tenden Fall immerhin vorbehalten bleiben, in dem gegenwärtigen 
Kechtsftreit kann diefelbe damit nicht zugelaffen werden, am allerwe- 
nigften mittelft Einfleidung diefes Anfpruchs in die Form einer überall 
unjtatthaften, weil unzutreffenden Replik. | 
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C. Klägerin will endlich eventuell die Statthaftigfeit der Einrede 
der laesio enormis darum ausgejchloffen wiſſen, weil res nicht mehr 
integra fei, die Sache nicht mehr in die Yage zurücgefett werden 
fönne, in welcher fie vor dem Meiftgebot des Beklagten ſich befunden. 

Ob diefer Einwand unter anderen Berhältniffen zu berückſichtigen 
fein würde, kann unentichieden bleiben. Jedenfalls erjcheint derjelbe 
durch das vechtsfräftige oberappellationsgerichtlice Erkeuntniß bejeitigt, 
infofern das von der Klägerin erhobene Bedenken der Sache nad) 
ſchon vorgelegen, als in dem früheren Kechsftreit die Frage der Statt- 
haftigfeit der vorgefchügten Einrede zur Cognition de8 Ober-Appella- 
tionsgerichted erwachſen war, Letzteres aber dem ungeachtet für Die 
Zuläffigfeit jener Einrede entſchieden hat. 

5. Als einen weiteren, in den früheren Brocekverhandlungen nod) 
nicht zur Sprache gefommenen Grund für die verlangte Wiederauf- 
hebung des Gefchäftes macht Beflagter einen angeblichen Irrthum in 
weſentlichen Eigenſchaften des verjteigerten Steinbruchplages geltend. 
Beklagter behauptet nämlich, daß, wie er erft nad. der Hand erfahren 
habe, fraglicher Steinbruch lange vor der Verjteigerung ſchon einmal 
eröffnet und ausgebrochen, dann aber wieder zugeworfen worden jei; 
daß diefer Umftand aber einen wejentlichen Mangel begründe, indem 
als Folge hiervon die Steinmaffe geringer fei, die vorhandenen Steine 
tiefer lägen: und fchwerer Herauszuarbeiten jeien, was Alles einen be- 
deutenden Einfluß auf den Werth des Steinbruches habe. 

- Daß der. fragliche Steinbruch al8 ein noch in feiner Weife, auch 
nicht theilweife, ausgebrochener von den Streittheilen ausgeboten be- 
ziehentlich verfteigert worden ſei, kann nad) Lage der Acten als feft- 
ftehend angenommen werden und ebenjo vermag darüber kein Zweifel - 
zu beftehen, daß die von dem Beklagten behauptete, gegentheilige 
ZThatjache, wenn erwiefen, als ein weientlicher, zur Wiederauflöfung 
des Gejchäftes berechtigender Mangel zu beachten fein würde. Es ift 
daher bei dem Widerfpruch der Klägerin gegen die thatjächlichen An- 
gaben des Beklagten auf deffallfigen Beweis zu erkennen. 

Wenn übrigens die flägerifche Behauptung in dev Replik gegrün- 
det jein follte, dag die angeblich frühere Benutzung des Steinbruches 
fofort offenfichtlih, an der äußeren Geftalt des Bodens wahrnehmbar 
gewejen wäre und zwar nicht blos für das in folder Beziehung nicht 


u — 


mafßgebende Auge des Kenners, jo würde damit allerdings der auf 
den gerügten Mangel gegrimdete Einwand Bellagtens hinfällig er- 
feinen. Es ift daher der Klägerin der Beweis diefes ihres replica- 
riſchen, vom Beklagten geleugneten, Vorbringens vorzubehalten. Hier- 
nach wird zu Recht erkannt: 
A. Die eingeflagte Forderung von fl. 2955. 42 fr. fammt 
Verzugszinfen zu 5 pCt. vom 10. Auguft 1846 an ift an fich 
liquid und ebenſo der Anfprucd der Klägerin auf Erjag des ihr 
zugegangenen Schadens vorbehäftlicdy deſſen Liquidation. 
B. Befflagter hat binnen 14 Tagen zu beweifen: 
„daß der von ihm am 8. Mai 1846 zu fl. 2955. 42 fr. 
meiftbietend erjteigerte Steinbrudy damals weniger als die 
Hälfte der gedachten Summe werth geweſen jei” 
oder 
„daß er durch abjeiten der Klägerin angewendete unwahre 
Borfpiegelungen zu dem in ber DBerfteigerung am 8. Mai 
1846 gethanen Gebot von fl. 2955. 42 fr. verleitet wor- 
den jei“ 
oder 
„daß der fragliche von ihm .verfteigerte Steinbruch lange vor 
der Berfteigerung ſchon einmal eröffnet und — ganz oder 
zum Theil — ausgebrochen, dann aber wieder zugemworfen 
worden fei.“ 
C. Der Klägerin bleibt der Gegenbeweis im Allgemeinen, ins- 
befondere aber dahin vorbehalten: 
1. zur erften Alternative des Hauptbeweifes 
„daß weder bei dergleichen Steinbrühen ein Marktpreis 
jtattfinde, nod eine auch nur approrimative Schätung des 
Werthes des erfteigerten Steinbruces im Voraus thunlich 
geweſen ſei.“ 
2. Zur legten Alternative: 
„daß die frühere Benugung des Steinbruchs fofort offen- 
fihtlih an der äußeren Geftalt und Beſchaffenheit des 
Bodens erkennbar gewejen wäre.“ 
2 
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Erkenntniß des Appellationsgerichts 
vom 27. Mai 1861. 
Auf beiderſeitige Appellation. 

Soviel 

I. die von Seiten der Klägerin erhobenen Beſchwerden und zwar 

1. die miteinander in Berbindung jtehenden Bejchwerde 1 und 
2 betrifft, fo ift folgendes zu befinden: 

In dem früheren, mittelft Klage vom 1. Juni 1847 erhobenen 
Rechtsſtreit zwifchen den auch jett jtreitenden Parteien wurde zwar 
über denfelben Gegenftand, wie in der vorliegenden Rechtsjache ver- 
handelt. Bor allen anderen Cinreden jchügte jedoch damals der 
Beklagte die Einrede der Xitispendenz vor, ſolche darauf gründend, 
daß Klägerin bereits bei dem Landgerichte Klingenberg die nämlichen 
Ansprüche gegen den Beklagten gerichtlic) verfolgt habe, und die deß— 
fallfigen Verhandlungen ſich noch in der Schwebe befänden. Gleich— 
zeitig war Beklagter nad) Maßgabe des Gejeges vom 22. November 
1842 verbunden, fich neben diefer forideclinatorifchen Einrede eventuell 
in der Sache jelbit einzulaffen. Klägerin fette jener Einrede der 
Ancompetenz zu deren Elidirung die Replik der bereit8 vor Erhebung 
diesfeitiger Klage erfolgten Abrufung der bei dem Landgerichte Klin- 
genberg anhängig gemachten Sache entgegen, und mußte gleichfalls 
eventuell über den Streitgegenftand ſelbſt verhandeln. Durch jtabtge- 
richtliche8 Erfenntniß vom 27. September 1847 wurde Klägerin zum 
Beweiſe der vorgedadhten Replik zugelaffen, und in der Sade jelbjt 
für diefen Fall weiter erfannt, ebenfo war das Erfenntniß des Ober- 
Appellationsgerichts zu Lübeck vom 15. Februar 1850, welches jene 
Beweisauflage betätigte, in der Sache felbft doch ausdrücklich nur 
für den Fall, daß Klägerin der Auflage nachkommen würde, anderweit 
erfannte, für die Sache nur ein eventuelles Urtheil, falls der hiefige 
Gerichtsftand begründet, nicht aber in Folge der Litispendenz ein un— 
zuftändiger. fein würde. Da nun aber durch weiteres rechtsfräftiges 
“Urtheil des Stadtgerichts I vom 24. Januar 1859 der der Klägerin 
auferfegte Nachweis der Klagabrufung für nicht erbracht erfannt, und 
Klägerin mit der Klage vom 1. Juni 1847 als durd; die begründete 
Einrede der Litispendenz befeitigt, angebrachtermaßen abgewiefen wurde, 
jo war für die Klägerin am 1. Juni 1847 der hieſige Gerichtsftand 
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nicht begründet und kann daher, was die Gerichte damals eventuell 
in der Sache ſelbſt erkannten, als von damals unzuſtändigen Rich— 
tern ausgegangen und als nur eventuell für den Fall der Zuſtändig— 
keit ausgeſprochen für die Parteien von keiner rechtlichen Wirkung in 
dem nunmehr neuerdings erhobenen Rechtsſtreite ſein. Mit Unrecht 
wird ſich daher der jetzigen Klage gegenüber und insbeſondere zur 
Begründung der Zuläſſigkeit der Einrede der laesio enormis auf res 
judicata berufen, da die Urtheile der früheren Klage, infoweit fie die 
Sache jelbft betreffen, nicht mehr zu Recht beftehen. 

An wiefern die Einrede der laesio enormis hiernad) aus andern 
Gründen, als der res judicata für die vorliegende Sache zuläffig fei, 
bedarf daher einer neuen Benrtheilung und fommt im diefer Hinficht 
Nachftehendes in Betrachtung. 

Nach gemeinem Rechte, fchlieht der Umstand, daß der Kauf, gegen . 
welchen von dem Beklagten die Einrede der Verletzung über die Hälfte 
vorgefchiitst wird, im Wege der öffentlichen Verſteigerung zu Stande 
gefommen it, die Zuläſſigkeit diefer Einrede nicht aus. Es fragt fich 
deshalb nur, ob wie die Klägerin behauptet, nad) dem in Großhenbad) 
geltenden gefchriebenen oder Gemwohnheitsrechte gegen folche Käufe umd 
Verkäufe, welche mitteljt öffentlicher -Verfteigerungen zu Stande ge 
fommen find, unjtatthaft fei. Beides widerfpricht der Beklagte und 
es find deshalb die dahin gehenden Behauptungen der Klägerin zum 
Beweis zu verftellen. 

Zwar läßt fich nicht beftreiten, daß der von der Klägerin Für 
den erjten Theil ihrer Behauptungen angeführte $ 4 des Tit. 18 des 
in Großheubach geltenden Mainzer Landrechts, namentlich in Verbin: 
dung mit der ganz unbedingt gefaßten Marginalnote in der von der 
Klägerin behaupteten Weife verftanden werden fann. 

Allein die undeutliche Faſſung diefer Gejegesftelle läßt doch * 
ſehr wohl eine andere Auslegung zu, und es bleibt bei dieſer Zweifel— 
haftigfeit des hier zur Anwendung kommenden auswärtigen Partieu— 
larrechts nichts Anders übrig, ale der Klägerin den Beweis der von 
ihr zu ihren Gunften aufgeftellten Behauptung aufzuerlegen. 

Durch die hiernach zu machende Beweisauflage erfedigt ſich zugleich- 

2. die dritte Beſchwerde der Klägerin. 

3. Mittelft der vierten Beſchwerde beantragt Klägerin eine 
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Mobdification Hinfichtlich der Faſſung des Beweisſatzes II. B dritte 
Alternative. - 

Wie nicht beftritten ift, ſo geichah bei der Berfteigerung des 
fraglichen Steinbruchs der Beſchaffenheit und Verhältniſſe derjelben 
feinerfei Erwähnung. Beflagter mußte und durfte alſo annehmen um 
fo mehr, ala das fragliche Areal mit Wald überwachfen war, daß 
ein noch unbenutter Steinbruch zur Verſteigerung ausgeſetzt worden 
fei. Beflagter hat mun in feiner Vernehmlaffung in Verbindung mit 
feiner Erläuterung nicht behauptet, noch behaupten wollen, daß der 
Steinbruch gänzlid; ausgebrochen jei, und gar feine Ausbeute mehr 
fiefere, er hat vielmehr, wie feine Erklärungen aufzufaffen find, nur 
vorgebracht, daß der Steinbruch lange vor der Verjteigerung eröffnet 
umd ausgebrochen, dann aber wieder zugeworfen worden fei und daher 
in feinen mejentlichen Gigenfchaften verändert fei. Wenn nun auch 
Beklagter desfallfige nähere Specialitäten nicht ausführte, namentlich 
nicht in welchem Maße das Ausbrecheu Statt gefunden habe, und 
daher Klägerin wegen der Beweisauflage an und für ſich eine Be— 
- fchwerde zu erheben fich vielleicht hätte veranlakt finden fünnen, fo 
hat fie doch Tetsteres unterlaffen und nur eine Modification in der 
Faffung beantragt. Nach Lage der Sache erſcheint eine Faſſung im 
Sinne des eventuellen Theils diefer vierten Beſchwerde angemeffen. 
In dem Beweisverfahren ſelbſt wird e8 dem Beklagten obliegen, die— 
jenigen Thatſachen näher zu entwiceln und darzuthun, ans welchen 
fich ergeben follte, daß das fragliche Areal derjenigen wefentlichen 
Eigenjchaften entbehre, unter deren alleiniger Vorausſetzung dafjelbe 
als Steinbruch verfauft werden fonnte; der richterlichen Entſcheidung 
aber bleibt e8 vorbehalten, nach dev Beweisaufnahme die Erheblichkeit 
der einzelnen Momente für die bezeichnete Beweisrichtung zu würdigen. 

II. Anlangend die mit einander im Zufammenhang ftehenden, 
auf gleichem Grunde beruhenden Beſchwerden des Beklagten, jo müffen 
diefelben al8 unbegründet verworfen werden. Denn wenn aud) die 
am 10. Auguft 1846 bei dem Landgerichte Klingenberg auf diejelben 
Leiftungen erhobene Klage nicht autgehandelt, und die am 1. Juni 
1847 dahier angeftellte Klage angebrachtermaßen abgewiejen wurde, 
jo war der Beklagte der bei Nichtbeftimmung eines Erfüllungsterming 
zur BVertragserfüllung fofort, fobald ihm Klägerin durch Abholzung 
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des Steinbruch-Areals daffelbe zur Verfügung geftellt hatte, feiner 
Seits den Steigbedingniffen nachkommen mußte, jedenfall durch die 
am 10. Auguft "1846 erhobene Klage, vor deren Anftellung jogar 
unbeftrittener Maßen jchon längft das Areal ihm zur Verfügung 
ftand, in moram verjegt worden, und erfcheint e8 daher gerechtfertigt, 
wenn Beflagter injofern er in der Hauptjache unterliegen follte, jeit 
10. Auguft 1846 nicht nur Verzugszinſen aus dem Steigpreife, fon- 
dern auch den ſeit diefer Zeit dur feine Säumniß der Klägerin 
erwachjenen erweislichen fonftigen Schaden, unter Vorbehalt deſſen 
Liquidation zu vergüten angehalten wird. 
Aus diefen Gründen wird das ftadtgerichtliche Erfenntnig vom 
18. Februar 1861 bejtätigt, beziehungsweije dahin abgeändert: 
a. daß res judicata Hinfichtlih der Einrede der laesio enormis 
nit vorhanden ift; | 
b. daß die dritte Beweisalternative unter IL. B dahin zu fafjen ift: 
„daß der fragliche vom Beklagten erfteigerte Steinbruch vor der 
Verfteigerung ſchon einmal eröffnet und daß und in welchem 
Maße derjelbe ausgebrochen und wieder zugeworfen worden fei.“ 
c. Daß der Klägerin zur erften Alternative des Hauptbeweijes 
B. aud) der Beweis ihrer Replif: 
„daß nach dem zu Großheubach geltenden gejchriebenen echte 
beſtimmt jei, 
oder daß fich in Bayern oder fpeciell in dem Gerichtsbezirke, 
zu welchem Großheubach gehört, ein Gewohnheitsrecht dahin feit- 
geftelit habe: daß bei Käufen, welche mitteljt öffentlicher Ver— 
fteigerung zu Stande gefommen find, die Einrede ber laesio 
enormis von dem Steigerer nicht dürfte erhoben werden, “ 
vorbehältlic des Gegenbeweijes zu geftatten jei. 
Urtbeil des Ober-Appellationsgerichts 
vom 10. Mai 1862. 
Auf Appellation der Beklagten. 
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Erfannt: 
daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, in der Sache jelbft aber das Erkenntniß des Appella- 
tionsgericht8 der freien Stadt Frankfurt vom 27. Mai v. %., 
wie hiermit geichieht, unter DVerurtheilung des Beklagten in 
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die Koſten dieſer Inſtanz, im Uebrigen zu beftätigen und nur 
der der Klägerin unter c. nachgelaffene Beweis dahin zu 
faſſen ſei: | 
daß nad dem im Fürftenthum Afchaffenburg oder doc im 
Gerihtsbezirfe Klingenberg geltenden Rechte bei Käufen, 
welche mittelft öffentlicher WVerfteigerung zu Stande gefom- 
men find, die Einrede der laesio enormis von dem Stei- 
gerer nicht dürfte erhoben werden. 


Entſcheidungsgründe. 

Bei der Beurtheilung der Sache waren zunächſt 

J. die erſte und dritte Beſchwerde zu verbinden, indem der Aus— 
ſpruch der vorigen Richter, daß dem früheren Erkenntniſſe des Ober- 
AppellationsgerichtS feine res judicata für die gegenwärtige Klage zu 
entnehmen jtehe, welcher Ausſpruch Gegenftand der erften Beſchwerde 
ift, praftiih und zu dem Nefultate geführt hat, welches den Gegen- 
jtand der dritten Beſchwerde bildet. 

Nun war aber 

A. diefem Ausſpruche des Appellationsgericht® unbedenklich bei- 
zupflichten. 

Das Ober-Appellationsgericht hat in jenem Erfenntniffe nur fir 
den Fall, daß die in dem eriten Proceſſe vorgefchüste forideclinatorifche 
Einrede der Litispendenz ihre Erledigung finden und es daher nicht zur 
Abweijung angebrachtermaßen fommen werde, über die peremtorifchen 
Einreden des Beklagten erfannt. Nachdem nun aber jene Voraus— 
ſetzung nicht eingetreten ift, die Klage vielmehr angebradhtermaßen hat 
abgewieſen werden müſſen, Hat die nur eventuelle Entjcheidung über 
die peremtorifchen Einreden, weil von einem damals, wie jetst feftfteht, 
incompetenten Richter gefällt, alle Kraft und Wirkung verloren. 

Denn wenn der Beklagte vermeint, e8 fei über die peremtorifchen 
Einreden damals für den jet eingetretenen Fall erfannt worden, daß 
die bei dem Landgerichte Klingenberg anhängige Klage demnächſt 
einmal werde abgerufen werden, fo bedarf dies feiner Wider: 
fegung. 

Es fonnte daher aus diefem formellen Grunde der der Klägerin 
im vorigen Urtheife unter c. nachgelaffene Beweis, welcher ſpeciell 
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den: Gegenjtand. ber dritten Beſchwerde bildet, nicht abgeſchnitten wer- 
ben. Was aber j 

B. die materielle Beurtheilung dieſes Beweiſes betrifft, fo iſt 

1. der gegen. die Nachlaffung eines Beweiſes des behaupteten 
Gewohnheitsrehts geltend. gemachte Grund, daß ein. ſolches, wenn 
gegen ein flares jus scriptum verjtoßend, ungültig ſei, ein theils an 

oo ich nicht zu billigender, theils hier unzutreffender, indem der Sinn, 
in welchem das DOber-Appellationsgericht das Mainzer Yandrecht Tit. 18 
8 4 verjtanden hat, namentlid) im Hinblick auf die allgemeine Faſſung 
der Marginalnote feineswegs ein völlig Harer iſt. Indeſſen erichien 
es bedenklich, den Beweis jo, wie in der zweiten Alternative gejchehen, 
auf ein in Bayern geltendes Gewohnheitsrecht zu richten. Denn 
abgefehen davon, ob es denkbar fei, daß jich in ganz Bayern, bei der 
BVerichiedenheit der in den einzelnen Provinzen geltenden Rechte ein 
übereinftimmendes Gewohnheitsrecht in der fraglichen Richtung gebil- 
det habe, würde, wenn ein ſolches auc für das übrige Bayern im 
Allgemeinen -bewiefen werden fönnte, dies doc) für das Fürſtenthum 
Aſchaffenburg, wo das Mainzer Yandrecht gilt, nicht von entjcheidender 
Relevanz fein. — Wenn ferner 

2. Die erjte Alternative auf das zu Großheubad) geltende ge— 
ſchriebene Recht gerichtet ift, jo entjtand dagegen das Bedenken, daß 
die Behauptung, es ſei durch eine neuere Gejetgebung die betreffende 
Beitimmung des Mainzer Landrechts abgeändert oder authentijch in- 
terpretirt worden, von der Klägerin gar nicht aufgeftellt ift. Indeſſen 
ift die Meinung des Appellationsgerichts in Beihalt feiner Entichei- 
dungsgründe auch wohl nur die gewejen, der Klägerin alternativ neben 
der ufuellen auch die doctrinelle Interpretation, welche die fragliche 
Beitimmung de8 Mainzer Yandrechts etwa gefunden haben möchte, zu 
beweifen nachzulajien. 

Mußte nun aber ohnehin eine Abänderung der zweiten Alterna- 
tive eintreten, jo empfahl e8 fi), beide Alternativen in etwas modi— 
ficirter Faſſung fo, wie im Urtheile gejchehen, mit einander zu 
verbinden. 

II. Seine zweite Bejdywerde hat der Beklagte gegen die Faſſung 
des ihm auf Grund feiner Einrede des Irrthums nachgelaffenen Be— 
weifes gerichtet, indem er die Wiederherjtellung der Faſſung des erften 
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Erfenntniffes verlangt. — Es mußte aber diefe Beſchwerde für eine 
völlig unerhebliche erachtet werden. | 

Der Beklagte hatte in der Bernehmlaffung feine Einreve des 
Irrthums darauf gegründet, daß der fragliche Steinbruch lange vor 
der BVerfteigerung jchon einmal „eröffnet und ausgebrochen,“ dann 
aber wieder zugeworfen jer, und er hat auf die von der Klägerin 
dawider geltend gemachte Replik der propria culpa, daß er nämlich, 
wenn.der Steinbruch fchon früher ganz ausgebeutet worden wäre, dies 
auf. den erjten Blick hätte erkennen können, in der Duplik ausdrücklich 
erklärt, dahin fei feine Behauptung nicht ergangen. Es fragt fidh 
daher, ob nicht eigentlich diefe Einrede als eine jelbititändige, die 
Aufhebung des Kaufs bezielende, wegen mangelhafter Subftantiirung 
ganz hätte verworfen und e8 dem Beklagten lediglich hätte überlaffen 
werden müjjen, das von ihm Behauptete beim Beweiſe ſeiner Einrede 
der Berlegung über die Hälfte zu benugen. Denn wenn man etwa 
früher einige Steine an dem fraglichen Plage gebrochen, dieſes Brechen 
aber bald wieder eingejtellt haben jollte, jo würde dies möglicher 
Meife auf den Werth des Steinbrudye von Einfluß fein, feinenfalls 
aber dem Beklagten das Hecht geben, wegen error essentialis auf 
Reſciſſion des Kaufs anzutragen. Um jo weriger. hat der Beklagte 
Grund, jid über die Faſſung des Beweiſes, wie das Appellations- 
gericht ihn normirt hat, zu bejchweren, zumal dadurch dem fünftigen 
‚Urtheile, ob jo viel erwiefen jei, als zur Begründung der Einrede 
erforderlich, in feiner Weiſe präjudicirt erjcheint. 

“II. Wegen der Grundlofigfeit der vierten die. Zinfen. und 
Schäden betreffenden, und jo viel die erfteren anlangt, auf einer Ver: 
wechjelung der Brocekzinien mit VBerzugszinfen beruhenden Be— 
jchwerde, bedarf es nur einer Bezugnahme auf die Entfcheidungsgründe 
der vorderen Inſtanzen, jo wie 

IV. die fünfte gegen die Entſcheidung über die Koften voriger 
Inſtanz gerichtete und vom Beklagten felbjt als eine nur confecutive 
bezeichnete, durch die in der Hauptjahe im Weſentlichen vorgehende 
Confirmatoria ihre Erledung findet; und war jchlieflid aus eben 
diefem Grunde der Beklagte in die Koften diefer Inſtanz zu ver- 
urtheilen. 
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M. J. Kirchheim, Kläger gegen Wilhelm Mob, Be- 
klagten, Forderung aus einem Prolongationsgefchäft betreffend. 


Erfenntnif des Stadtgerihts I 
bom 10. Auguft 1860. 

1. Die Klage ift auf Zahlung des Mindererlöfes gerichtet, wel- 
cher fich bei dem DVerfauf der von dem Beklagten dem hiefigen Han- 
delsmann E. G. Kayſer in Prolongation gegebenen 100 Stüd 
Defterreichifcher Ereditactien ergeben hat und welche nad Abrechnung 
des Ertrages aus zwanzig für ‚Rechnung des Beklagten gleichfalls 
verkauften, genannten Kayſer zur Dedung für etwaige Coursdifferenz 
behändigt geweſenen Defterreichifchen Creditloofen, auf fl. 5115 ſich 
beziffert. Sein Recht zur Einforderung dieſes Betrages gründet Klä- 
ger auf die Gefjion vom 5. Mai 1859. 

2. Bellagter jtellt nun zwar die Sache fo dar, daß er die der 
eingeflagten Forderung zu Grunde liegenden Gefchäfte nicht mit E. ©. 
Kayſer, vielmehr mit dem Kläger felbft abgejchloffen und fich hierbei 
lediglich der Vermittlung des Kayſer bedient habe, fo daß alfo hier- 
nach Kläger, ‚wenn überhaupt, al8 directer Kontrahent des Beklagten 
forderungsberechtigt fein würde. 

Da jedoch Beklagter auf Grund und im Anſchluß an diefen von 
ihm angegebenen Sachverhalt die der Klage zu Grund gelegte Ceſſion 
in deren Rechtsbeftand und Wirkſamkeit nirgende bejtritten hat, für 
das Forderungs- und Klagerecht des Kirchheim es aber völfig gleich— 
gültig bleibt, ob demfelben die erhobenen Ansprüche in eigener Perjon 
in Folge directen Bertragsichlujfes mit Beflagtem, oder aber aus der 
Perjon feines Gedenten Kayſer erwachſen find, jo ift der von dem 
Bellagten angegebene Sachverhalt nur in fo weit in Betracht zu 


ziehen, als derfelbe auf die Vertheidigung des Beklagten etwa von 
Einfluß‘ fein follte. 

- 3. Daß Bellagter verpflichtet gewefen, am ultimo April v. J. 
90 Greditactien zum Cours von 178 und 10 desgleichen zum Cours 
von 182 von Kayſer beziehungsmweife vom Kläger zu beziehen, daß 
derjelbe dein Prolongationsnehmer 20 Defterreichifche Ereditloofe ala 
Deckung für die etwaige Coursdifferen; hingegeben, Ende (ultimo) 
April dem Kayſer den Auftrag zum Verfauf von 50 Stück diefer 
Ereditactien ertheilt, die rejtirenden 50 Stüd aber per medio Mai 
weiter in Prolongation gegeben bez. belajjen hatte — diejes Alles ift 
unbeftritten. Dagegen leugnet Beflagter, daß der dem Kayſer rück— 
fichtlich der Hälfte der fraglichen Creditactien ertheilte Berfaufsauftrag 
in Wirflichfeit vollzogen worden fei, daß der für den behaupteten Ver: 
fauf maßgebende Cours 120 betragen habe, daß er am 2. Mai 1859 
dem Kayſer ferneren Auftrag oder Ermächtigung zum Berfauf der 
weiteren 50 Stück Greditactien ertheilt, daß diefer Verkauf ftattgefun- 
den und der Cours an dem betreffenden Tage 1091% gejtanden habe. 
Rückfichtlich der beiden Verfäufe gibt vielmehr Beklagter den Cours 
auf 129 reſp. 112 an. 

4. Auf die Verabredung des jtattgehabten Verfaufs der erften 
50 Greditactien kann jedoch, abgefehen von der wenig jtichhaltigen 
Motivirung des dieferhalb erhobenen Widerſpruchs, nach) Lage ber 
Sahe nichts anfommen, da Beflagter feinen Anftand genommen, 
nachfolgend die Differenzforderung Klägers auf die Actien nad dem 
Verhältniß von 178 zu 129 mit fl. 2450 pure anzuerfennen (Ver- 
nehm. ©. 16) auch in der Schlußerflärung (S. 14) nicht ermangelt 
hat, Sogar die Zeit der Ausführung feines WBerfaufauftrages des 
Näheren zu bezeichnen. Dagegen ift Kläger bezüglich des in Anſatz 
gebrachten Verkaufcourſes von 120, weil den Mehrbetrag feiner Diffe- 
renzforderung ad 2900 fl. bedingend, beweispflichtig, gleich wie auch 
derjelbe den Beweis derjenigen thatfächlichen Momente zu übernehmen 
hat, welche die Grundlage feiner meitern, die übrigen 50 Grebditactien 
betreffenden Differenzforderung (3465 fl.) bilden. 

In diefer Beziehung erfcheint der behauptete Auftrag Beklagtens 
zum Verfauf diefer Creditactien oder was dem gleich fein würde die 
nachträgliche Genehmigung des Verfaufes Seitens des Beklagten, 
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derart entſcheidend, daß ohne den Beweis ſolchen Auftrages reſp. 
Genehmigung, Kläger mit dem betreffenden Differenzbetrag ſchlechthin 
abgewieſen werden müßte. 

Denn in Ermangelung eines anderweiten, den Verkauf der un— 
beſtritten bis medio Mai prolongirt geweſenen 50 Creditactien recht— 
fertigenden Grundes, würde der, alsdann von dem Kläger am 2. Mai 
einſeitig widerrechtlich vorgenommene Verkauf dem Beklagten gegen- 
über als nicht geſchehen zu betrachten, und da Kläger nirgends be— 
haupten konnte, am Stichtage (medio Mai) ſein Recht aus dem, 
dem Prolongationsgeſchäft innewohnenden pactum de retroemendo 
ausgeübt, den Rückkauf der fraglichen 50 Greditactien von dem hierzu 
verpflichteten Beklagten begehrt zu Haben, der urfprünglich bezüglich 
diefer Actien abgejchloffene Kauf als purificirt zu erachten, ſomit kei— 
nerlei Grund zu einer Differenzforderung vorhanden fein. 

5. Da übrigens Kläger die Anerfennung der eingeflagten Diffe- 
renzforderung Seitens des Beklagten ſogar als wiederholt erfolgt, 
behauptet, der Beweis hiervon aber nicht ſchon, jedenfalls nicht voll- 
ftändig, aus den dafür geltend gemachten Momente namentlich der 
ftillfchweigenden Annahme der dem Beklagten theils von Kayſer theilg 
vom Kläger behändigten Notas, fo wie den  DVergleichsofferten des 
Beklagten zu entnehmen fteht, fo ift bei vorftehendem Widerſpruch 
Beklagtens gegen behauptete Anerkennung, auch diejerhalb dem Kläger 
geeigneter Beweis nachzulaſſen, zu dejfen Erbringung derfelbe die er- 
wähnten Ihatumftände mit benugen bez. mit beweifen, auch auf die, 
©. 7 und 9 der Gegemerflärung geftellten Editionsgefuche zurückkom— 
men kann. 

6. Anlangend den an der berechneten Differenzforderung in Abzug 
gebrachten Erlös aus 20, für Rechnung des Beklagten verkauften 
Oeſterreichiſchen Creditloofen, fo bedarf die folcher Geftalt vorgenom= 
mene Beihränfung des Elägerifchen Forderungsbetrags an ſich feine 
Rechtfertigung. 

Wenn dagegen Beflagter auf Grund der Behauptung, daß er 
weder dem. Gedenten Kayfer noch dem Kläger zum Verkauf diefer 
Greditactien jemals Auftrag oder Ermächtigung ertheilt habe, der vor— 
genommene DVerfauf diefer Looſe daher als ein durchaus unbefugter 
erſcheine, fich berechtigt hält, den höchiten Werth, melden die Looſe 
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jeit deren VBerpfändung gehabt bez. bis zum fünftigen Endurtheil 
erreichen werden, zu verlangen, fo erweiſt fich diefer compensando * 
geltend gemachte Anfpruch als unbegründet. 

Denn angenommen -auch, der vollzogene Berfauf jener Looſe fei, 
wie angegeben, ein unbefugter gewejen, jo würde hieraus. immer 
wieder nur jo viel folgen, daß derjelbe dem Beklagten gegenüber als 
nicht gejchehen zu betrachten und ‚demgemäß Beklagter für berechtigt 
zu erachten wäre, die Rücklieferung der, offenbar nicht individuell, 
jondern. in genere verpfändeten Greditloofe zu verlangen, bis dahin 
aber den dem Kläger fchuldigen Betrag zu retiniven. 

Da indeffen Beflagter ein derartiges Retentionsrecht nicht geltend 
gemacht hat, der Anfpruch auf Erſatz des höchſten Courswerthes der 
verpfändeten Looſe aber als unbegründet fofort zu verwerfen ift, fo 
bedarf es feines näheren Eingehens auf die Frage, ob der vollzogene 
Verkauf jener Looſe ein berechtigter geweſen oder nicht; es bleiben 
vielmehr dem Beklagten feine desfallfigen NRechtszuftändigfeiten zur 
etwaigen Geltendmachung in separato überall vorbehalten. 

7. Wenn Bellagter den Erſatz des Werthes derjenigen drei Ere- 
bitactien verlangt, welche er dem E. ©. Kayſer geliehen und feine 
desfalffige auf fl. 800 berechnete Forderung an Kayjer ebenfalls zur 
Compenſation gegen Klägers Differenzforderung bringen will, fo ift 
biergegen in Betracht zu ziehen, daß Beklagter als Darleiher nur 
berechtigt erjcheint, die Rückgabe der dargeliehenen 3 Actien, jo wie 
im Falle der vorliegend jedenfall® nicht genügend fubitantiirten Mora 
des Empfängers gleichzeitig den Erjag des etwa ihm zugegangenen 
Schadens zu fordern, nicht aber ohne Weiteres den Geldiwerth jener 
Actien, am allerwenigften nad Maßgabe des zur Zeit der Entleihung 
beftandenen Courfes, zu beanfjpruchen. 

Abgeſehen hiervon könnte übrigens die geltend gemachte Compen- 
fationseinrede dem Kläger gegenüber doc) nur unter der Vorausſetzung 
als zutreffend erjcheinen, daß Lebterer bezüglich der eingeflagten For- 
derung als Ceſſionar des Kayſer zu betrachten fein follte. Da jedoch 
Bellagter überall ein directes, den Klaganfprüchen zu Grunde Tiegendes 
Dertragsverhältniß zwifchen ihn und Kläger behauptet, mit dem Ver— 
fuche der Compenfation einer ihm an Kayſer zuftehenden Forderung, 
daher mit feiner eigenen Behauptung im Widerfpruch tritt, jo muß 
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die vorgejchüßte Einrede auf Grund des vom Beflagten jelber ange- 
" gebenen Sachverhaltes als unftatthaft erachtet werden. 

Es iſt fomit aus doppeltem Grunde die in Rebe ftehende Gegen- 
forderung Bellagtens zu verwerfen. 

8 In Folge des oben unter 4 erwähnten beflagtifchen Zuge 
ftändniffes ergibt fi) zu Gunſten Klägers em zur Zeit liquider For— 
derungsbetrag von fl. 1200 bezüglich deſſen Beklagtem Zahlungs: 
Auflage zu machen ift. | 

9. Zu dem in der Schluferflärung geftellten Antrag, die Aner- 
fennung der Serie und Nummern der mehrerwähnten Greditloofe 
Seitens des Klägers betreffend, Liegt nach den Ausführungen unter 6 
oben eine gegründete Veranlaffung jedenfalls nicht weiter vor. 

Hiernach wird, unter VBerwerfung der compensando geltend ge— 
machten Gegenanjprüche Beflagtens, zu Recht erfannt : 

I. Beffagter iſt ſchuldig, dem Kläger den derzeit liquiden Theil 
der eingeflagten Forderung mit. fl. 1200 ſammt 5 pCt. Zinfen 
vom "Tage der mitgetheilten Klage (7. Januar d..%.) binnen 
14 Tagen zu zahlen. 

II. Binnen gleicher Frift hat Kläger, ——— vorbehalten, rechts— 
genügend darzuthun 

entweder 
A. „daß der Cours der Oeſterreichiſchen Creditactien am Tage 
der Ausführung des vom Beklagten dem Handelsmann E. 
G. Kayſer aufgetragenen Verkaufs der Hälfte der per ultimo 
Aprit 1859 in Prolongation gegeben gewejenen 100 Gre= 
ditactien 120 oder wie viel weniger al8 129 betragen habe;“ 
B. „daß Beflagter zu Anfang Mai v. J. genannten Kayfer 
beauftragt habe, aud) die rejtirenden 50 Stück jener Credit— 
actien zu verfaufen, daß diefer Verkauf vollzogen worden 
jei und der Cours am Tage des DBerfaufs 109°, oder 
wie viel niedriger als 112 geſtanden habe ;* 
oder 
a. ftatt der beiden unter A und B normirten Beweije: 
„daß Beflagter die in Anlage IE [11] berechnete Diffes 
renzforderung anerfannt habe ;“ 
b. ftatt des Beweiſes unter B: 
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„daß Beklagter den zu Anfang Mai v. J. zum Cours 
von 109"), vollzogenen Verkauf der reſtirenden 50 Stüd 
Sreditactien nachträglich’ genehmigt habe.“ 


Erfenntniß des Appellationsgerichts 
vom 22. October 1860. 


Auf beiderjeitige Appellation. 


I, Zu den Beſchwerden des Klägers. 
Zur erſten Befhwerde: 


Der Kläger hat in feiner Klage angegeben, daß der Beklagte 
feinen Gedenten Kayfer 100 Stüd öfterreichifche Ereditactien in Pro— 
longation gegeben, daß derjelbe ich verpflichtet habe, von Kayſer 
ultimo April 1859, 90 Stück öfterreichifche Creditactien zum Cours 
von 178 und 10. Stüd öfterreidhifche Greditactien zum Cours von 
182 zu beziehen, daß jedoch diefe Papiere von dem Bellagten nicht 
bezogen worden feien und dar Kayſer im Auftrag des Beklagten 
ultimo April 1859, 50 Stüc diefer öfterreichifchen Ereditactien zum Cours 
von 120 und am 25. Mai 1859 die rejtirenden ultimo April 1859 
weiter per medio Mai 1859 polongirten 50 Stück öſterreichiſchen 
Greditactien zum Cours von 109%, verfauft habe. Er behauptet 
nun, daß hiernach der Beklagte an Kayſer jchuldig geworden fei: 

a. auf 50 Stück die Differenz zwiſchen 178 und 120 mit fl. 2900 

b. auf 10 Stüc die Differenz zwifchen 182 u. 10914 mit „ 725 

c. auf 40 Stüd die Differenz zwiſchen 178 u. 109 mit „ 2740 

zufammen fl. 6365 
und er hat als Gejjionar des Kayfer diefe Summe, abzüglich des 
Betrags von fl, 1250 für 20 Stück öfterreidhiiche Creditlooſe, welche 
an Kayſer vom Beklagten verjegt und in des Lebteren Auftrag zum 
Cours von 621, verfauft worden feien, alfo im Ganzen die Summe 
von fl. 5115 in Anfpruch genommen. 

Das Stadtgeriht hat in feinem Erkenntniß die Differenzforderung 
des Klägers lediglich im Betrag von fl. 1200 für liquid erflärt, es 
muß indeifen diefe Forderung nad) Anhalt der Akten jchon jet im 
einem höheren Betrag für liquid erfannt werden. Der Kläger hatte 
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in feiner Gegenerflärung (S. 18) ausdrüdlid behauptet, daß nad) 
einem hiefigen Handelsgebraudy bei Erneuerung von Prolongationen, 
die Differenz zwifchen dem urfprünglichen Bezugscours und dem Cours 
des GStichtages zu vergüten jei. 

Nun fei der Cours der Greditactien am 28. April 1859, dem 
Stihtag, 120 geweſen und fei daher der Beklagte an diefem Tag bie 
Summe von fl. 5840 fchuldig geworden. In feiner Schlußerflärung 
hat der Beklagte die Eriftenz jenes Handelsgebrauchs nicht beftritten, 
er hat ferner den Cours der Greditactien am 28. April 1859, wenn 
auch nicht mit 120, doch mit 129 zugegeben, 

Bernehmlaffung ©. 14. 
und es jtellt fich daher die Differenzforderung des Klägers dermalen 
jedenfall® mit fl. 4940 oder nad) Abzug des Betrages von fl. 1250 
für die verpfändeten Greditloofe mit fl. 3690 als liquid dar. 

Das Stadtgeriht hätte demnach den Beklagten zur Zahlung nicht 
blos von fl. 1200, fondern von fl. 3690 verurtheilen follen. 


dur zweiten Befhwerde: 


- Der Kläger hat behauptet, daß der Beklagte die Rechnung des 
in der Gegenerflärung ©. 5 angegebenen Anhalt genehmigt habe 
und er verlangt zum Beweis diefer Behauptung zugelaffen zu werden. 

Diefes Berlangen ift wohlbegründet. Denn führt der Kläger 
diefen Beweis, fo fteht zwifchen den Parteien feft, daß der Cours ber 
Greditactien am 28. April 1859 120 gemwefen ift und es ift aladann 
die Differenzforderung des Klägers mit fl. 5840, oder ab bezüglich der 
in der Klage erwähnten fl. 1250, mit fl. 4590 liquid. 


Bur dritten Beſchwerde: 


Dieſe Beſchwerde ſtellt ſich aus den im ſtadtgerichtlichen Erfennt- 
niß entwickelten Gründen als verwerflich dar. 


Bur vierten Beſchwerde: 

Zwiſchen den Parteien ift die Thatjache unbeftritten, daß die in 
der Klage unter 2. 3. erwähnten 50 GCrebditactien per medio Mai 
1859 profongirt worden find. Mißlingen nun dem Kläger die ihm 
unter II B und a b auferlegten Beweiſe, jo muß e8 demfelben immer 
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noch freiſtehen, eine neue Klage auf die gedachte unbeſtrittene Thatſache 
zu gründen und mit derſelben die Differenz zwiſchen dem Cours vom 
28. April 1859 und dem Cours vom 15. Mai 1859, vorausgejekt, 
daß er an diefem Tage den Beflagten zum Bezug der Greditactien 
aufgefordert hat, 

Erfenntniß des Ober - Appellationsgerihts in Lübeck vom 

9. Juni 1859 in Saden Mai ca. Maas.*) 

in Anfpruc zu nehmen. Es durfte daher nicht ausgefprochen werden, 
daß der Flägerifche Anfpruch für den Fall des Miflingens des frag- 
lichen Beweiſes definitiv abzumeifen jei. 


I, Zu den Beihwerden des Beklagten. 
dur erfien Befhwerde: 

Mit Recht hat das Stadtgericht angenommen, daß der Beflagte 
den Verkauf der erften 50 Greditactien zugegeben habe. Denn ein 
ſolches Zuftändnig findet fi, abgefehen von der Vernehmlaſſung 

©. 7, 16, 26, mit klaren Worten in der Scluferflärung S. 14. 
Bur zweiten Befhmerde: 

Da das Stadtgeriht dem Kläger im Abjchnitt 5 der Entichel- 
dungsgründe lediglich überlaffen hat, die dort hervorgehobenen Momente 
bei feiner Beweisführung mit zu benugen, dagegen ſich noch gar nicht 
in beftimmter Weife über deren Werth für den Beweisſatz unter IT a 
ausgefprochen hat, es im Uebrigen auch dem Bellagten unbenommen 
ift, im Beweisverfahren die Unerheblichkeit diefer Momente für den 
Beweisfat darzuthun, fo fann jener Entjcheidungsgrund dem Beklagten 
ER zur Beſchwerde gereichen. 

dur dritten und vierten Befhmwerde: 

Der Bellagte meint, daß er, da der Verkauf der 20 Greditloofe 
ein umberechtigter gewefen fei, das Recht habe, den höchſten Werth, 
ben diefe Creditloofe feit der Verpfändung gehabt haben, und bis zum 
Enderfenntniß erreichen werden, in Anfpruch zu nehmen und er ver- 
langt deshalb, daß der höchfte Werth derfelben während des Sommers 
1859 mit zujammen fl. 1600 jchon jest an der Forderung des 
Klägers compenfationsweife in Abzug gebracht werde, 


*) Siehe diefe Sammlung Band IV. S. 393. — 
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Diefes Verlangen ift aber um deßwillen ganz unbegründet, weil 
der Beklagte nicht zu behaupten vermochte, daR er die 20 Creditlooſe, 
wenn fie nicht veräußert worden wären, auch wirflid im. Sommer 
1859 zu fl. 1600 verfauft haben würde. Der in der Vernehmlaſſung 
unter 4 a erhobene, der flägeriichen Forderung compenjationsweije 
entgegengefetste Anjpruch mußte hiernach wie gejchehen, zum bejonderen 
Berfahren verwiejen werden. Der am Ende der Schlußerflärung ge- 
jtelite Antrag ift, da die Ereditloofe nach der Beicheinigung in 

[6] der Stadtgerichts-Acten 
in genere und nicht in specie verpfändet worden find, mit Recht 
verworfen worden. | » 


Zur fünften Befdmerde: 


Der Beklagte, welcher an Kayfer drei öfterreichiiche Greditactien 

geliehen Hat, fünnte von demfelben nach der Beicheinigung in 
[7] der Stadtgerihts-Acten, 

die Reftitution derfelben, auch für den Fall, daß Ereditactien innerhalb 
der Zeit der Säumniß des gedachten Empfängers einen Preisabichlag 
erlitten haben, den Betrag diejes Preisabjchlages verlangen, dagegen 
wäre er nicht berechtigt, von Kayfer den Werth, welchen jene Cre— 
ditactien zur Zeit ihrer Entleihung gehabt in Anſpruch zu 
nehmen. 

Reform II. 11. 8 5. 

Soudhay, Anmerkungen ©. 258. 

Steht aber dem Beklagten ein folcher Anſpruch gegen Kayſer 
nicht zu, fo kann er ihm auch nicht gegen den Kläger, deſſen Gefjionar, 
geltend maden. 

Mit Recht ift es daher dem Beklagten nicht geftattet worden, 
den in der Vernehmlaffung unter 4 b berechneten Betrag von fl. 800 
an der Differenzforderung des Klägers compenfationsweile in Abzug 
zu bringen. Dagegen fann es feinem Anjtand unterliegen, der even» 
tuellen Beichwerde des Beklagten gemäß auszufprechen, daß es dem— 
jelben vorbehalten bleibe, feine Forderung wegen Rücklieferung der an 
Kayfer geliehenen 3 Greditactien in separato geltend zu machen. 

Aus diefen Gründen wird das ftadtgerichtlihe Erkenntniß zwar 
im Uebrigen bejtätigt, jedody in folgenden Punkten abgeändert: 
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| I Der Beklagte hat binnen einer vom Stadtgericht- vorzuberau- 
menden Friſt an den Kläger die Summe von fl. 3690 fammt Zinfen 
zu 5 vom Hundert vom 7. Januar 1860 an zu bezahlen. 

II. Kläger wird zu dem weiteren Beweis zugelajfen: daß Be— 
flagter die Berechnung, Seite 5 der Gegenerflärung anerfannt habe, 
vorbehaltlich des Gegenbeweifes für den Beklagten. 

Ill. Kläger wird für den Fall des Mißlingens der ihm unter 
I B und a b auferlegten Beweije mit feiner die per medio Mai 
1859 prolongirten 50 Stück Creditactien betreffenden Klage ange: 
brachtermaßen abgewiejen. 

IV. Dem Beflagten bleibt vorbehalten, jeinen Anſpruch Hinficht- 
ih der an Kayſer geliehenen drei öjterreichifchen BEA in 
separato geltend zu machen. 

Borftehendes Erfenntniß wurde auf Appellation des Alägere durch 


Urtheil des Ober-Appellationsgerichts 
vom 13. Mai 1862. 
beitätigt. 
Entfcheidungsgründe. 

Die beffagtifche Appellation hat, fo weit fie das Streitverhältnif 
ſelbſt betrifft, mur folhe Punkte zum Gegenftande, in Bezug auf 
welche entweder der Beklagte in voriger Inſtanz erfolglos gegen das 
Stadtgerichts-Erfenntniß gravaminirt oder das Appellationzgericht den 
damaligen Bejchwerden des Klägers abgeholfen hat. Was 

I. die beflagtifhen Befhwerden voriger Inſtanz anlangt, 
jo find diejenigen, welche der Beklagte gegenwärtig wiederholt, ſämmt— 
(ih mit Grund vom Appellationsgericht verworfen worden. 

1. Die erfte derjelben bezieht fich auf diejenigen 50 Stück Actien 
des öfterreichiichen Credit Mobilier (al8 Theil der dem Kläger, oder’ 
falle Kayſer der urjprüngliche Contrahent geweſen fein follte, worauf 
ed indefjfen nicht mehr ankommt, dem Kayfer als Gedenten des 
Klägers vom Beklagten ultimo April 1859 abzunehmen gewefenen, 
jedoch nicht abgenommenen 90 und 10 zufammen 100 Stüd jener 
Actien) mit deren DBegebung für feine Rechnung der Beklagte den 
Kläger damals geftändlich beauftragt hat. Der Kläger behauptet, jene 
50 Xctien zum damaligen Courfe von 120 fl. verfauft zu haben und 
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bringt dem Beklagten die Differenz zwiſchen diefem und dem Abnahme- 
preife von 178 fl. mit 58 fl. per Stüd, im Ganzen mit 2900 fl. 
zur Laſt. | 

Auf Grund der beffagtischen Erklärungen hat das Stadtgericht 
nur den vom Kläger berechneten Cours als noch klägeriſcher Beweis- 
führung bedürftig behandelt und zwar dem Kläger den Beweis aufge 
legt, daß der Cours zur Zeit der Begebung der gedachten 50 Actien 
120 fl. oder doc) ein viel niedriger al8 der vom Bellagten angegebene 
Cours von 129 fl. geweſen fei. 

Hiergegen hat der Beklagte inforern Beſchwerde erhoben, al8 dem 
Kläger auch der Beweis des Berfaufes felbſt Hätte aufgelegt werden 
müffen. Allein ohne Grund. Denn die vom Stadtgerichte angezo— 
genen Erklärungen des Beklagten in den Erceptionen und in Der 
Duplik enthalten ein nicht zu beanftandendes Zugeftändniß, daß der 
Verkauf geichehen fei, 

Uebrigens fünnte e8 auch wegen eines anderen Grundes auf den 
in Rede ftehenden Beweis nicht mehr ankommen. Der Beklagte war 
nämlich mit der Abnahme der 50 Actien im Verzuge, und beauftragte, 
wie bemerft unbejtrittenermaßen, den Kläger mit deren Verkauf für 
feine, des Beklagten Rechnung. Ob nun der Kläger diefen Auftrag 
durch Begebung der Actien an Andere ausführte oder die Actien zum 
Zages-Cours felbft übernahm, war gleichgültig. In jedem dieſer 
Fälle lag dem Beklagten die Verbindlichkeit ob, fich die Differenz 
zwifchen dem betreffenden Tages-Cours und dem Abnahmepreife in 
Anrechnung bringen zu Taffen. 

2. Die ebenfall® gegenwärtig wiederholten Beichwerden des Be⸗ 
klagten voriger Inſtanz Nr. 3 und 4 beziehen ſich auf einen Betrag, 
welchen der Kläger dem Beklagten in Veranlaſſung des Umſtandes 
zu Gute gerechnet hat, daß dieſer ihm 20 Looſe des öſterreichiſchen 
Credit⸗Mobilier als Deckung eines Theils des Ausfalls auf die bereits 
erwähnten Actien zum Unterpfande gegeben hat, welche 20 Looſe vom 
Kläger verkauft worden find und deren Erlös er dem Beklagten mit 
fl. 1250 auf den vom dieſem gefchuldeten Betrag abgerechnet hat. 
Der Beklagte hat diefen Verkauf als einen eigenmächtigen angefochten 
und Vergütung eines, übrigens nicht beftimmt angegebenen, höheren 
Betrages gefordert, auch das Verlangen gejtellt, daß der Kläger die 
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20 Looſe als verpfändete species anerfennen follte. — Das Stabt- 
gericht und das Appellationsgericht haben diefe Anträge des Beklagten 
ad separatum verwiefen, und bei dieſer vom Beklagten auch in 
jeiger Inſtanz angefochtenen Entjcheidung war e8 zu befaffen, wobei 
es genügt, auf die Entfheidungsgründe der früheren Richter Bezug 
zu nehmen. 

U. Auf Grund der flägerifhen Beſchwerden zweiter In— 
ftanz ijt vom Appellationsgericht das Streitverhältuig in einigen Be— 
ziehungen günjtiger für den Kläger, al® vom Stadtgerichte gefchehen 
war, aufgefaßt worden. Der Bellagte hat aus dieſem Grunde in 
jegiger Inſtanz Wiederherftellung des Stadtgerichts-Erfenntniffes, To 
weit es ſich auf die hier in Betracht kommenden Punkte bezieht, bean- - 
tragt. Allein auch hierin war ihm nicht beizutreten. 

1. Die erfte klägeriſche Befchwerde voriger Inſtanz betraf fol- 
gendes Berhältniß. 

Der Beflagte hatte dem Kläger, wie bereits bemertt worden iſt, 
auf ultimo April 1859 100 Stück Actien des öſterreichiſchen Credit— 
Mobilier abzunehmen. Er nahm ſie, auf welche zur Zeit der Fällig— 
keit des Geſchäfts durch das Fallen der Courſe ein bedeutender 
Schaden eingetreten war, nicht ab, und es kam nun zu einer Ver— 
handlung zwiſchen ben Parteien über die Erledigung dieſer Angelegen- 
heit, _ Wegen 50 Actien beauftragte der Bellagte den Kläger mit dem 
Berfaufe, ein Gegenjtand, welcher bis auf die oben unter I 1 bejpro- 
chene, dem Kläger noch obliegende Beweisführung geordnet ift. — 
Die reftirenden 50 Actien fommen dagegen bei der gegenwärtigen 
Beihwerde in Betracht. Unbeftritten hätte der Beklagte auf ultimo 
April diefe 50 Actien zum BPreife von refp. 178 für 40 und von 
fl. 182 für 10 Actien, im Ganzen alfo gegen Zahlung von fl. 8940 
entgegennehmen müſſen. — Der Börjencours war damals nach des 
Klägers Angabe 120 fl., nad derjenigen des Beklagten 129 fl., 
- darauf, welche von diefen Angaben die richtige ift, kommt es bei der 
bier vorliegenden Beſchwerde nicht an, und wird dies auch hier den 
Gegenftand Mägerifcher Beweisführung bilden. Nun ftellt ſich bei 
vorläufiger Zugrundelegung des von dem Beklagten angegebenen für 
ihn minder ungünftigen Börfencourjes eine Differenz von fl. 2490 
heraus (50 Actien & fl. 129 fl. 6450, welde, von den oben aufge- 
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führten fl. 8940 gekürzt, auf den vorbemerkten Betrag hinführen). — 
Unbeſtritten hat ultimo April eine ſogenannte „Prolongation” in 
Betreff der 50 Actien bis medio Mai Statt geiunden, bis wohin 
das Verhältniß indejjen micht unerledigt geblieben ift, indem nach des 
Klägers Behauptung der Beklagte ſchon am 2. Mai den Verkauf 
auch der hier in Betradyt kommenden 50 Actien beordert haben foll, 
welcher Verkauf übrigens zu einem noch ungünftigeren Gourje, als 
ultimo April zu erlangen geweien wäre, wenn er vom Kläger aus: 
geführt worden ſei, nämlich zu fl. 10974, wogegen der Beklagte 
al8 den damaligen Börfencours (per den 2. Mai) fl. 112 bezeichnet. 
Der Kläger hat, dem entiprechend, auf die hier im Rede jtehenden 
Aetien eine Differenz von fl. 3465 geltend gemacht (fl. 8940 minus 
[50 Actien & fl. 109%] fl. 5475). . Der Beklagte hat geleugnet, 
den Verfaufsauftrag für den 2. Mai ertheilt zu haben, jo daß dem 
Kläger der Beweis desjelben, und zwar jowohl des Verkaufes felbft, 
als auch daß der Cours damals fl. 1094, oder wie viel weniger als 
fl. 112 geftanden habe, vom Stadtgerichte aufgelegt worden ift, woge- 
gen feine von beiden ı Theilen Bejchwerde erhoben. hat. 

Der Kläger hat indeſſen im anderer Hinficht ſich durd das 
Stadtgerichts-Erfenntniß für befchwert erklärt, nämlich, wie er aud) 
ſchon replicando geltend gemacht hatte, für alle Fälle die Differenz 
in Anfprucd genommen, welche ſich ultimo April auf die hier frag— 
lihen 50 Xctien ergeben hatte und die auch nicht etwa durd) ſpäteres 
Steigen der prolongirten Actien gemindert worden war, betragend 
zum beflagtiicherfeit8 zugeftandenen Courſe von fl. 129 fl. 2490, zum 
Flägerifcherfeits behaupteten von fl. 120 fl. 2940. 

Das Appellationsgericht hat der Beichwerdeführung des Klägers 
entjprochen, aljo auf die in Rede ftehenden 50 Actien einen unjtreis 
tigen Forderungsbelauf von fl. 2490 pro ultimo April angenommen, 
welcher durd den Beweis des Coursſtandes zu fl. 120 um fl. 450 
mithin bis auf fl. 2940 erhöhet werden fünne. 

Der Beklagte will diefe Aenderung des Stadtgerichts-Erfenntniffes 
rücdgängig gemacht wiſſen. Allein feinem Antrage kann nicht ent“ 
Iprochen werden. 

a. Der Beklagte behauptet, der Kläger habe fich einer libelli 
mutatio jhuldig gemacht, infofern er die Differenz auf die von 50 
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Actien in der Klage als eine auf den 2. Mai zu beredhnende be— 
anfprucht, replicando aber die Forderung getheilt, und zwar den 
Beklagten belaftet habe: auf ultimo April mit fl. 2940, auf den 
2. Mai aber mit fl. 525. Allein diefer Vorwurf ift unbegründet. 
Denn dadurch, daß der Kläger in der. Klage die beiden unbejtrittener- 
maßen factiſch vorhanden geweienen, und, wenn die Aufitellung des 
Klägers begründet fein follte, auch rechtlich zu feparirenden vorhin 
angegebenen. beiden Abjchmitte des Geichäfts zufammenzog und unge- 
‚trennt zum Gegenftande jeines Antrages machte, begab er ſich wicht 
das Recht, falls e8 im Laufe des Proceſſes jpäter daranf anfam, das 
Geſchäft in deſſen einzelne Abfchnitte oder Theile zu zerlegen. Das 
fundamentum agendi und das fchlieflihe petitum blieben hierbei 
unverändert und neue factiſche Anführungen Hat der Kläger in der 
Replik nicht vorgebracht. Die replitarifche Behandlung der Sache war 
ald eine durch den Inhalt der Erceptionen hervorgernfene nähere Er- 
fäuterung der Klage anzuſehen, deren Statthaftigfeit fchon an fich 
feinem Bedenken unterliegen fonnte; vollends aber hier nicht, wo der 
Beklagte duplicando feinen Widerjprud) in formeller Beziehung er— 
hoben hat. 

Die Enticheidung des fraglihen Punftes ſelbſt anlangend, 
jo fanı das Zutreffen der vom AUppellationsgerichte aus einem ftilf- 
Ichweigenden Zugeſtändniſſe des Bellagten in Beziehung auf eine vom 
Kläger behauptete ihm zur Seite ftehende Handelsüfanz abgeleiteten 
Argumentes dahin gejtellt bfeiben, da 

b. die Umftände des vorliegenden Falles feinen Zweifel darüber 
laſſen, daß ultimo April wirklich unter den Parteien die beflagtifche 
mora in Abnahme jämmtlicher Hundert Actien, darunter alfo auch 
der hier in Rede jtehenden 50 Aetien, conftatirt, amd das echt des 
Klägers auf die nad) dem damaligen Courſe ihm zufommende Differenz 
geltend gemacht worden ift. Nicht etwa nur der Kläger hat behaup: 
tet, daß dem Beklagten. ultimo April eine. Differenz-Note über die 
100 Actien zugeſtellt jei, Replik pag. 5., jondern auch der Beflagte, 
Exception pag. 5., Dupfif pag. 9., hat dies eingeräumt. Ob der 
Differenz-Nota (welche der Beklagte vorgelegt zu haben behauptet) 
gerade der Cours von fl. 120 zu Grunde gelegt worden, und ob dies 
der richtige Cours  gewejen ijt, wie der Kläger behauptet, oder ob 
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fl. 129 darin verzeichnet geweſen find oder doch hätten verzeichnet fein 
müfjen, kömmt hier nicht in Betracht, wo es ſich nur darum hanbelt, 
ob die unbejtrittenermaßen eingetretene mora auch als jolche behandelt 
worden ift. , 

Hätte die Vereinbarung der Parteien über den neuen, dem Be— 
flagten gejegten Zermin auf medio Mai das urfprüngliche Geichäft 
und das daraus dem Beklagten gegenüber ultimo April ſchon eriftent 
gewordene Recht des Klägers auf die fragliche Differenz (von 2490, 
eventuell von 2940 fl.) annufliren follen, jo hätte dies befonders 
fejtgeftellt werden müffen, wovon der Beklagte aber Nichts behauptet 
hat und womit überdied die unbejtritten gejchehene Hingabe und An— 
nahme einer Differeuz-Nota im Widerſpruche ftehen wiirde. 

2. Die zweite Beſchwerde des Klägers voriger Inſtanz war 
dahin gerichtet, daß außer dem ihm verjtatteten Beweiſe der beffagti- 
fhen Anerkennung der al8 Anlage II (actor. [11]) beigebradhten 
Differenz Note, er alternativ auch zu dem Beweiſe hätte zugelaffen 
werden müſſen, daß der Beklagte eine andere, replicando pag. 5 - 
näher beiprochene Differenz» Nota, welche der in den Acten ge 
nannte Kayſer ihm am 28. April zugeftellt habe, und in welcher 
‚ die dem Kläger zufommende: Differenz; im Ganzen auf fl. 5840 
(fl. 2900 und fl. 2940) berechnet worden fei, anerfannt habe. Das 
Appellationsgericht hat dem klägeriſchen Antrage entjprochen, und mit 
Recht. 

Die hiergegen erhobenen Einwendungen des Beklagten gründen 
ſich allein darauf, daß von Anfang an nur der Kläger Kirchheim 
diejenige Perſon geweſen ſei, welche über die fraglichen Werthpapiere 
mit ihm contrahirt habe, während Kayſer nur als Vermittler gehan- 
delt habe; eine Angabe, welche vom Kläger als unrichtig bezeichnet 
worden ift, indem diefer den Kayſer für den eigentlichen Gontra- 
henten des Beklagten ausgegeben hat, in deffen Rechte er mur durch 
Ceſſion eingetreten fei. Wie übrigens das Stadtgericht diefen Diffe- 
renzpunft als einen unter den vorliegenden Umftänden irrelevanten 
in anderen Beziehungen behandelt hat, fo hat dafjelbe auch hier Statt 
zu finden. Denn wenn es fid) mit dem Contralts-Abſchlufſe auch 
nicht fo, wie der Kläger angegeben hat, verhalten und Kayfer wirf- 
(ich) nur als Vermittler gehandelt Haben folte, jo würde doc der hier 


in Frage ftehende Punkt nicht anders al8 vom Appellationsgerichte 
geihehen, aufgefaßt werden fünnen. Erfannte nämlich) der Beklagte 
eine vom Bermittler des Gejchäfts, auf deffen Abwidlung es anfam, 
ihm zugeftellte Nota an, eine Nota, in welcher nad) feinerjeits einge: 
tretenerv mora ein von ihm dem anderen Theile zu vergütender Diffe- 
renz-Belauf aufgeführt worden war, jo wurde dadurch der ftreitige 
Gegenftand, ohne daß hierüber ein Bedenken beftehen könnte, zu 
Gunften des Klägers erledigt. 

3. Das flägeriihe Gravamen 4 voriger Inſtanz betraf den 
Ausſpruch des Stadtgericdts, daß, wenn der Kläger nicht follte be- 
weifen fönnen, entweder Auftrag zum Berfaufe der 50 Aktien auf 
den 2. Mai erhalten oder eine Anerkennung feiner auf die 50 Actien 
gerichteten Differenzforderung erlangt zu haben, er, Kläger, mit feinem 
Anfpruche wegen der vorbemerkten Actien gänzlich abgewiejen werden 
müſſe. 
Das Appellationsgericht hat, dem tlageriſchen Antrage nachgebend, 
als das Präjudiz der Beweisfälligkeit Abweiſung angebrachtermaßen 
ausgeſprochen, und dabei war ungeachtet der beklagtiſchen Beſchwerde 
dieſer Inſtanz zu verbleiben. Nur die Differenz auf die fraglichen 
50 Actien bis zum 2. Mai bildet den Gegenſtand der bisherigen 
Procefverhandlungen. Eine Differenz auf medio Mai ift überhaupt 
niht zum Gegenftande eines Klaganſpruchs gemadt. Demzufolge 
fünnte dem Kläger, wenn er mit dem auf den 2. Mai geltend ge- 
madten SKlaganfpruche nicht durchdringen follte, procefjualiich fein 
Hinderniß entgegenftehen, eine neue Klage wegen einer lan, pro 
medio Mai zu erheben. 


293. 


Elementine W., Klägerin, gegen J. E., Bellagten, 
Schwängerung, jett geführter Beweis betreffend. 
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Erkenntniß des Stadtgerichts I 
vom 10. Mai 1860. 

An Erwägung, daß — — 

3. aus den Ausfagen der Zeugen E. und Louiſe B. aber her- 
vorgeht, daß der Beklagte ein größeres Intereſſe an der Klägerin 
nahm, als e8 das Dienftverhältnig mit fich brachte, und insbefondere 
die von dem Beklagten der Zeugin B. auf ihre Warnung gegebene 
Antwort auf einen vertrauten Umgang des Beklagten mit der Klägerin 
Schließen Täßt, zumal da die Zeugin erft Scheu getragen hatte umd 
von dem fie vernehmenden Gerichtsmitgliede nur ſchwer dazu vermocht 
werden fonnte, diefe Antwort wieder zu geben, 

4. Klägerin daher bezüglich des ihr im Abfchnitt III des Erfennt- 
niffes vom 16. September 1859 aufgegebenen Beweiſes zu dem Er- 
gänzungseide zuzulaſſen ift, und es ihr auch micht entgegengehalten 
werden Fönnte, daß fie, wie Zeuge D. deponirt, ihren vertrauten Um— 
gang mit ihrem Dienftherrn deffen Braut gegenüber geläugnet hätte, 
da fie Hierzu ſowohl aus Rückſichten gegen den Beklagten als auch 
in ihrem eigenen Intereſſe veranlaßt worden fein Fonnte, es daher 
auch der beantragten Requifition der- polizeigerichtlichen Akten E. ca. W. 
nicht bedarf, 

5. der dem Beflagten im Abfchnitt IV des erwähnten Erfennt- 
niffes vorbehaltene Beweis, dag fich Klägerin früher mit anderen 
Männern geſchlechtlich eingelafjen gehabt habe, durd die Ausjagen bes 
in Dienften des Beklagten fich befindenden und daher nicht unver: 
dächtigen Zeugen P. mögen fie auch mit denen des Zeugen M. wenn 
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zwar in Bezug auf die Zeit im Widerfpruch ftehen, doch in Bezug 
auf die Sache übereinftimmen, eine jo geringe Unterftügung rehält, 
daß nur lediglich auf den von der Klägerin angenommenen Scieds- 
eid zu erfennen ift; 
aus diefgn Gründen wird zu Recht erfannt: 
A. Würde Klägerin bei Strafe der Eidesverweigerung ſchwören: 
I. daß Beflagter innerhalb des Zeitraums vom 15. Juni 
bis 21. Dftober 1859 mit ihr gefchlechtlichen Umgang 
gepflogen habe, 
II. daß sie ih vor ihrem geichlechtlichen Umgang nicht mit 
anderen Männern geſchlechtlich eingelaſſen habe; 
ſo ſoll der Beklagte verurtheilt ſein, an die Klägerin binnen an— 
zuordnender Friſt zu bezahlen, 
a. fl. 15 für Defloration; 
b. fl. 20 für Kindbettkoſten; 
ce. zur Alimentation ded am 10. April 1860 geborenen 
Kindes wöchentlich 45 fr. während dejjen 7 erjten Lebens— 
jahren und Fl. 1 wöchentlich) während der folgenden 
7 Yebensjahre; 
d. die entitandenen Streitfoften vorgängiger Feſtſtellung. 


Erkenntniß des Appellationsgerichts 
vom 23. Auguſt 1860. 


Auf Appellation des Klägers. 


Die ftadtgerichtliche Entſcheidung vom 18. Mai 1860, welche 
nicht den Beklagten, wie er in dieſer Inſtanz beantragt, zum Reinigungs— 
eide, fondern die Klägerin zum Erfüllungseid zugelajfen hat, iſt der 
Sadjlage vollfommen angemeffen. Die Ausfage der in jeder Be— 
ziehung glaubwürdigen Zeugin Youife B. mühte allein jchon zu einem 
folhen Refultate führen. Wenn ein Mann den Warnungen einer 
ihm durch frühere Familienverhäftniffe näher ftehenden Fran nicht 
allein feinen bejtimmten Widerſpruch entgegenhält, jondern ſich eine 
Aeußerung, wie die vorliegende, erlaubt, jo kann nicht bezweifelt werden, 
daß fein Benehmen gegen die Klägerin fich feineswegs in den Gränzen, 
welche dem Dienftheren angewiejen find, gehalten, fondern daß er fich 
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auch Handlungen erlaubt Hat, wie fie die Grundlage der Klage bilden. 
Die Ausfagen der B. werden aber noch durd die des E. wenigitens 
einigermaßen unterftüßt. Auch gegen diejen Zeugen hat Beklagter eine 
jedenfalls zweidentige Aeußerung fallen laffen, welche dem Verdachte, 
daß er ſich nicht blos als Dienjtherr der Klägerin anfah,, Raum gibt. 
Dagegen ift die Ausfage des D. zu Gunften des Beklagten ohne alle 
Erheblichfeit. Daß ein Mädchen nach dem erften Fehltritt und zu 
einer Zeit, wo fie deſſen Folgen wahrfcheinlich mit genügender Gewiß— 
heit noch nicht zu überjehen im Stande war, in Gegenwart von 
Männern einen gefchlechtlichen Umgang mit ihrem Dienftherrn einge- 
jtehen joll, ift eine Zumuthung, welche vernünftigerweife nicht gemacht 
werden darf. Dem Läugnen der Klägerin gegen den Zeugen fann 
daher die Wirkung eines aufergerichtlichen Gejtändniffes nicht beige- 
legt werden. 

Aus diefen Gründen wird die erhobene Appellation unter Ver— 

urtheilung des Appellanten im die Koften diefer Inſtanz ver: 

worfen, 


Urtbeil des Dber-Appellationsgerichts 
vom 5. Juni 1862. 


Auf Appellation des Klägere. 


In Erwägung, daß die von den Zeugen E. und Youife B. be- 
fundeten Aeußerungen, der ganzen Sachlage nad), nicht wohl anders, 
als in den von den vorigen Gerichten ihmen beigefeyten Sinne ver-- _ 
ftanden werden fünnen, 

zu dem dadurcd gegen den Beklagten begründeten dringenden Ver— 
dachte eines mit der Klägerin gepflogenen gejchlechtlichen Umganges 
auch noch das von Yohann Jacob B. bezeugte Gerücht hinzukommt, 
welchem in einer Sache der vorliegenden Art nicht jede Erheblichkeit 
abgeiprochen werden kann: 

e. 27 X. de testib. (2, 20), 
c. 12, 13. X. de praesumt. (2, 23) 

und hiernad) der Beweis der Klägerin an fi) als bis zum Er- 
füllungseide geführt mit Necht angefehen worden ift; 

der von dem Beklagten verfuchte Gegenbeweis dagegen aus den 


EN 


von den vorigen Richtern angeführten Gründen für völlig mißglückt 
erachtet werden muß,” | 
und demzufolge ein Fall, wo von der Vorſchrift in Pars 1. 
Tit. 39,5 8 der. Neformation Anwendung zu machen wäre, nicht 
vorliegt, 
übrigens aber auc fein Grund vorhanden ift, fich bei dem Be- 
flagten „der Wahrheit mehr zu erjehen“ als bei der Klägerin, 
erfennt das DOber-Appellationsgericht für Recht: 
daß zwar die Förmlichfeiten der Appellation für gewahrt zu achten, 
in der Sache jelbjt aber das Erfenntnif des Appellationsgerichts 
der freien Stadt Frankfurt vom 22. Anguſt 1860, wie hier- 
mit geſchieht, unter Berurtheilung des Appellanten in die Koften 
gegenwärtiger Inſtanz, zu bejtätigen fei. 


4* 


294. 


Franz Peter Bubl, Kläger gegen D. Gläntzer, Beflag- 
ten, Forderung, jet geführten Beweis betreffend. 


VBorbemerfung. 


Durch Urtheil des Ober-Appellationsygericht vom 6. October 1856 
(Band II Seite 443 diefer Sammlung) war dem Kläger der Beweis 
auferlegt worden, daß Beklagter die ihm vom Kläger facturirten 
Waaren, für welche Zahlung gefordert wurde, für eigene Rechnung 
am 1. Auguft 1853 vom Kläger erfauft habe. 

Nach beendigtem Berweisverfahren ließ das Stadtgericht I mit 
Erfennntniß vom 11. Mai 1860 den Kläger zum Erfüllungseid zu, 
während dagegen das Appellationsgericht am 20, Auguft 1860 
dem Beklagten den Reinigungseid auferlegte, — Yestere Enſcheidung 
wurde durd) Urtheil des Dber-Appellationsgericht vom 12, Juni 
1862 zwar bejtätigt, jedocd die Eidesformel, zur Vermeidung mög» 
licher Deentalvefervationen anders normirt. 


Entfchbeidungsgründe zum Urtheil des Dber- 
Appellationsgerichts. 

Es mußte des von dem Kläger auf Herſtellung des Stadtgerichts— 
Urtheils gerichteten Antrags ungeachtet bei dem in dem Erkenntniſſe 
des Appellationsgerichts dem Beklagten auferlegten Reinigungseide ver— 
bleiben. Denn 

1. keiner der Zeugen iſt bei dem am 1. Auguſt 1853 zwiſchen 
den Parteien mündlich abgeſchloſſenen Geſchäft über die in [4] der 
Acten facturivte Waare in einer Weile zugegen gewejen, daß er über 
die Frage, ob der Beklagte in eigenem oder fremden Namen contra= 
hirt habe, irgend mit Zuverläſſigkeit auszufagen vermöchte; und die 
Anjicht des Klägers, die Ausfage von Yujt, welcher zu Anfang der „ 


Verhandlungen zugegen gewejen ift, und während diefer Zeit über 
einen Abſchluß in fremdem Namen nichts gehört haben will, fpreche 
für die klägeriſche Auffajfung, war unhaltbar, da die diefen Punft 
betreffenden Aeußerungen in der Zeit vorgefommen jein Fönnen, wo 
der Zeuge nicht mehr zugegen gewejen ijt. 

2. In Betreff der Berhandlungen ift zwar jo viel far, daß 
wenn der Kläger von dem ganzen Anhalt des von dem Beklagten 
am 20. Juli 1853 an Warnecke gerichteten Schreibens vor Abſchluß 
des Kaufs vom 1. Auguft Kenntniß erhalten hätte, er, des Wider: 
rufs im Schreiben Glänger an Warnede vom 25. Juli unge 
achtet, felbjt dann, wenn bei den unmittelbaren Verhandlungen mit 
dem Kläger am 1. August fein Wort darüber gefallen wäre, in welcher 
Eigenfchaft der Beklagte auftrete, verpflichtet geweſen jein würde, 
anzunehmen, der Beklagte trete in der früher bezeichneten Eigenſchaft 
auf. Es konnte jedoch) in den Acten Fein jicherer Aufſchluß dariiber 
gefunden werden, weder daß der Kläger die gedachte Kenntniß gehabt 
habe, noc von deſſen Gegentheil. Zwar jcheint für Yetteres die 
Ausfage des Zeugen Warnede zu ſprechen. Allein abgefehen von 
den unter Nr. 3 a hervorzuhebenden formellen Bedenken wider die 
Perfon diefes Zeugen, fo entbehrt auch der Anhalt feiner Ausfage 
der erforderlichen Beitimmtheit. Nachdem der Zeuge bei jeiner erjten 
Vernehmung ausdrüclich erklärt hatte, von dem gedachten Briefe des 
Beklagten an den Zeugen habe der Stläger Feine Kenntniß gehabt, 
hat er bei der zweiten Hinzugefügt, er Fünne dieſes nicht mit Beſtimmt— 
heit behaupten; und wenn er jpäter auf die Frage, wann die Briefe 
de8 Beklagten an den Zeugen vom 1., 7. Auguft und 18. September 
dem Kläger zugeftellt jeien, die Antwort gibt, er habe Briefe von 
Glänger an ihn, dem Kläger am 1. Auguſt eingefandt. Sein, des 
Zeugen, Begleitbrief habe gelautet: „Den Auftrag des Herrn Gläntzer 
wollen Sie aus jeinem Driginaldrief entnehmen und Mufter gefälligft 
prompt effectuiren“; — ſo fonnte weder mit dem Stadtgericht 
der Anfang diefer Ausfage nur auf die Briefe vom 20, und 25. Juli 
bezogen werden, weil alsdann der Anhalt des DBegleitbriefes nicht 
pafjen witrde, noch war e8 zuläffig, mit dem Kläger die Ausfage auf 
den Originalbrief vom 1. Augnft zu befchränfen, da im Anfang der 
Ausfage nicht „Brief“, fondern „Briefe“ ſteht; noch gibt endlich die 


— M — 


Möglichkeit, daß die Briefe vom 20. und 25. Juli nebſt dem vom 
1. Auguſt, welcher nach Abſchluß des Geſchäfts mit dem Kläger ge— 
ſchrieben und dem Zeugen übermittelt iſt, von dieſem noch am gleichen 
Tage dem Kläger nachgeſandt ſeien, woraus alsdann folgen würde, 
daß der Kläger aus eigener Einſicht von der Offerte des Beklagten 
vor Abſchluß des Geſchäfts mit dieſem keine Kenntniß gehabt habe, 
ein völlig ſicheres Reſultat. Denn die Wahrſcheinlichkeit, daß der 
Kläger vor feiner Ankunft von der Offerte des Beklagten eine allge— 
meine Kenntniß gehabt habe, indem ſich hieraus am Beſten erklärt, 
wie er dazu gefommen, den Beklagten auf das Comptoir de8 Zeugen 
rufen zu laffen, wofür auch die Ausſage des Zeugen Juſt in Betracht 
fommt, welcheer anggeben hat, daß der Kläger eigends nad) Frankfurt 
gefommen fei, um über die Marmeladenlieferung mit dem Beklagten 
zu verhandeln, macht es zweifelhaft, ob nicht der Kläger von dem 
ganzen Anhalt de8 Schreibens vom 20. Juli vor den unmittelbaren 
Verhandlungen mit Gläntzer Kenntniß erhalten habe. Unter diefen 
Umftänden fommt 

3. alles darauf an, ob und welche Beweismomente aus der Zeit 
nach Abſchluß des Kontracts fin deffen Inhalt in den Acten liegen. 
Anlangend nun 

a. die Ausfage des Zeugen Warnede, jo hat berjelbe zu der 
Frage, ob der Beflagte das betreffende Geſchäft mit dem Kläger 
allein und für eigene Rechnung direct am 1. Auguft 1853 abge- 
ſchloſſen Habe, ſich dahin ausgeſprochen: fo viel er ſich zu erinnern 
glaube, und er glaube jich deffen mit aller Bejtimmtheit zu erinnern, 
habe der Kläger in Frankfurt das” fragliche Geſchäft direct mit: dem_ 
Beklagten und zwar für des Letzteren eigene Rechnung abgeſchloſſen, 
fo viel er wilfe. In diefer Ausfage fcheint nun zwar eine Beſtäti— 
gung des Beweisfages enthalten zu fein und zwar um fo mehr, als 
bei dem Zeitverlauf zwifchen der Vernehmung de8 Zeugen und bem 
Abschluß des Gejchäfts eine bejtimmtere Aeußerung nicht zu erwarten 
war, und überdies der inhalt der Ausfage mit dem Schreiben des 
Zeugen an Poſer vom 3. Detober 1853, im welchem der directe 
und perfönlihe Kauf Glänger’s von Buhl, und daß diefer nur 
jenen als Käufer anerfenne und von Poſer nichts wijfe, übereinftimmt. 
Die Angabe hat jedoch nur infofern beweifende Kraft, als ihre Quelle 


den Beklagten verbindet. In diefer Beziehung findet ſich nun zwar 
theil8 unmittelbar nach der oberwähnten Ausfage, theils im Yaufe der 
Bernehmung die Angabe, der Beklagte jei nachher zu dem Zeugen 
gefommen und habe ihm mitgetheilt, daß er, der Beklagte, dem Kläger 
die fraglihen Marmeladen abgefauft habe. Hieraus würde ich erge- 
ben, daß der Zeuge die Angabe des Beklagten wie geſchehen aufgefaßt 
habe. Allein dasjenige, was er über Glänger’s Erklärung mittheilt, 
leidet möglicherweije eine zweifache Auslegung. Wer gekauft zu haben 
erklärt, läßt es im Dunfel, ob er im eigenen oder fremden Namen 
faufte. Es fehlt alfo der Angabe des Zeugen, um als Bekundung 
eines außergerichtlichen Geſtändniſſes zu dienen, an der erforderlichen 
Beitimmtheit. Dieje lettere wird auch nicht dadurch herbeigeführt, 
daß der Zeuge dem Beklagten perjönlicy vorgeworfen haben will, er 
habe in diefer Sache unaufrichtig gegen den Kläger gehandelt, da 
diefer von dem Briefe vom 20. Juli feine Kenntniß gehabt habe. 
Denn diefe Bemerkung beftätigt nur die Auffaffung des Zeugen, dient 
aber nicht zur DBejeitigung jener Dunfelheit, da die Antwort des Be— 
flagten auf jene Vorwürfe nicht mit eingezeugt it. 

Ueberdie verliert der Anhalt der Zeugefiausfage noch dadurch 
an Gewicht, daß die Perſon des Zeugen theild wegen ihrer wechjeln- 
den Stimmung gegen beide Parteien, wofür aud der Brief an Poſer 
vom 27. October 1853, deſſen Echtheit der Kläger nicht beftritten 
hat, in Betracht fommt, theil® wegen des Widerfpruchs, welcher in 
der Aeußerung des oberwähnten Briefes an Poſer vom 3. Dctober 
1853: die Factura aus Deidesheim jei ohne Warnede’s Willen 
von dejfen Leuten umgeichrieben, mit der mündlichen Ausfage, der 
Beklagte habe ihn perfönlich erjucht, die Factura auf Poſer umfchrei- 
ben zu lajfen, was auch gejchehen jei, zu finden ift; theils endlich 
wegen diejev ungerechtfertigten, wiewohl den Zeugen nicht zum Regreß 
einer der Parteien verpflichtenden und deshalb zum Zeugniß unfähig 
machenden Handlung, an Glaubwürdigkeit verloren hat. 

Mehr als eine Anzeige fir den Abſchluß des Gefchäftse vom 
1. Auguft in eigenem Namen enthält die Ausjage Warnecke's alfo 
nit, und es konnte ihr weder für fich allein, noch) 

b. in Verbindung mit der aus der Facturirung der Waaren an 
ben Beklagten hervorgehenden Anzeige die Bedeutung eines fo ftarfen 


Beweifes beigemeffen werden, um die Auerfennung eines Erfüllungs- 
eides gerechtfertigt erjcheinen zu laffen. Denn dieſe Facturirung gibt 
nur einen Beweis dafür, daß der Kläger bis nad Abjendung der 
Waare von der Anficht ausgegangen ift, nur der Beklagte ſei fein 
Käufer, wogenen andererfeits in der vorgelegten und bereits in den 
Gründen zum erjten Erfenntniß ihrem Werthe nad gewürdigten Gor- 
rejpondenz des Beklagten mit Warnede fid) jeit dem 1. Auguft und 
in jedem folgenden Schreiben ftärfer die Anfchauung ausfpricht, daß 
jeiner Anfiht nach das Geſchäft in fremdem Namen unter Uebernahme 
der Garantie für die Zahlungsfähigkeit des ausländischen Käufers, als 
welcher zuletzt Pojer in Bremen genannt ift, abgeichlojjen worden 
ji. Da nun außerdem 

c. weder aus der Vorlage des Facturabuc)es ein Beweismoment 
für den Kläger fi) entnehmen läßt, indem daraus nicht der Inhalt 
des Gejchäfts vom 1. August, fondern nur die ohmehin unbejtrittene 
Facturivung der Waare an den Beklagten vom 15. September 1853 
hervorgeht, noch die Geringfügigfeit des bedungenen Preifes, bei der 
Möglichkeit, das der Kläger in der Uebernahme der Garantie von - 
Seiten des Beklagten® eine ihm genügend erjcheinende Sicherheit ge- 
funden haben könnte, von etwelcher Erheblichkeit ift, jo mußte es, 
ohne daß e8 einer Würdigung etwaiger Gegenbeweisniomente bedurfte, 
zwar bei dem Xeinigungseide, welchen das Appellationsgericht dem 
Beklagten auferlegt hat, verbleiben, die Faſſung desjelben aber war, 
in Beihalt der obigen Ausführungen zur Vermeidung etwelcher Men— 
talrejfervationen, jo wie im Urtheil gejchehen, alternative zu bejtimmen, 
wobei e8 ſich übrigens von ſelbſt verjteht, daß der zweite Sat der 
zweiten Eidesafternative von dem Beklagten als Wahrheitseid abzuleiften 
jein wird. 


295. 


Theodor Schmöble Söhne in Iſerlohn, Kläger, jest 
Appellanten, gegen Friederich Neuwerth, Beklagten, jegt Appel- 
faten, Forderung für gelieferte Waare betreffend. 


Urtbeil des Dber-Appellationsgerichts 
vom 23. Juni 1862. 
In Erwägung 
daß die Verwerfung der von den Klägern im voriger Inſtanz 
aufgejtellten und in gegemmärtiger wiederholten Bejchwerden bereits 
in den Ausführungen der vorigen Richter eine gemügende, von den 
Klägern in feiner Weife widerlegte Nechtfertigung findet, indem, was 
namentlic) ‚die erfolgte Abweifung der Klage angebradjtermaßen hin- 
fihtlich der vom Beflagten bereits in den Jahren 1854 und 1855 
zurückgegebenen Waare betrifft, die replicariſche Berufung der Kläger 
darauf, daß ſie dieſe Waare alsbald bei den Spediteuren Gebr. 
Kind Lehr zur Dispoſition des Beklagten niedergelegt hätten, 
wegen der von den Klägern gänzlich und bis zu dem gegen— 
wärtigen Proceſſe unterlaſſenen Anzeige an den Beklagten, daß fie mit 
der Nücklieferung der Waare nicht einverftanden jeien, mit Recht von 
den vorigen Nichtern nicht berücjichtigi worden ift, da diefe Unter— 
laſſung feineswegs, wie die Kläger in gegenwärtiger Inſtanz meinen, 
als bfoßer Formfehler aufzufaffen it, jondern als Nichterfüllung einer 
in dem faufmänniichen Verkehre begründeten Verpflichtung, Mifbilli- 
gung der Handlungen eines Gefchäftsfreundes baldthunlichit nad) er- 
haltener Kunde davon auszuiprechen, einer Pflicht, deren Verfäumung 
diefem gegenüber al8 Genehmigung des Gejchehen gilt. 
Samml. der Entf. des Ober-App.-Ger. in Hamburgifchen 
Rechtsſachen I. 1. ©. 365 bi8 366 II. 1.©. 77 bis 78, 


erfennt das Ober-Appellationsgericht der vier Freien Städte Deutſch— 

lands für Ned: 
daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, in der Sache jelbjt aber das Erfenntniß des Appellations- 
gerichtS der freien Stadt Frankfurt vom 12. Juni 1861, wie 
hiermit geichieht, unter Berurtheilung der Kläger in die Koften 
diefer Inſtanz, lediglich zu beftätigen fei, und wird die Sadıe 
nunmehr zum weiteren Verfahren an das Stadtgericht zurück— 
verwiefen. 





296. 


Gebrüder Grödel zu Friedberg, Kläger, Wiederbeflagte, jet 

- Appellanten, gegen M. U. Kirchheim, Beklagten, Wiederfläger, 
jest Appellaten, Herausgabe von Obligationen und Gegenforderung, 
jet den der Reviſion des Beklagten gejtatteten Suspenfiveffect betreffend. 


Durch das vom Dber-Appellationsgericht am 23. März 1861*) 
beftätigte Erkenntniß des Stadtgerichts I vom 29. Juni 1859 it 
den Klägern aufgegeben worden, glaubhaft nachzuweifen, daß Ludwig 
Grödel zur Zeit der Ausftellung der Vollmacht berechtigt geweſen 
fei, Namens der Firma Gebr. Grödel zn zeichnen. Der von den 
Klägern verfuchte Nahmeis wurde von dem Stadtgericht durch Er- 
fenntnig vom 5. Februar 1862 als ungenügend erfannt, nach weiteren 
Nachweiſen aber mit Bezug auf die Entjcheidungsgründe des gedachten 
ftadtgerichtlichen Erfenntnijfes vom 5. Februar 1862 durd) Erfenntnif 
des Stadtgerichts I vom 24. Februar 1862 für erledigt erklärt. Be— 
flagtens Appellation hiergegen wurde durd) Erfenntniß des Appellations— 
gerichts vom 17. März 1862 verworfen: hiergegen ergriff der 
Beklagte das Rechtsmittel der Reviſion und da dieſem Nechtsmittel _ 
durch Decret des Appellationsgerichts vom 2. April 1862 der volle ' 
Lauf gelafjen wurde, fo legten Kläger Ober-Appellation ein; e8 erging 
folgendes 


Urtbeil des Dber:AUppellationsgerichts 
f vom 30. Juni 1862. 


In Erwägung 
daß derjenige Richter, an welchen durch Einwendung eines Kechts- 
mittel8 die Hauptſache devolvirt worden, auch für die Entjheidung 


*) Siehe Band VI. ©. 32, 


R — 60 — 
der nach der Einwendung entjtchenden Aneidentpunfte ausschließlich) 
competent ift 
Bidaureta ca. lleberfeld, Februar 1837.*) 
Blume, D.-NA.-Ger.-Drdn. S. 140. 
und daß zu ſolchen Incidentpunkten auc die Frage von dem Sus— 
penjiveffect des Nechtsmittel8 gehört, 
Robin & Co. ca, Reiffenftein, September -1842**) 
Blume a. a. D., Note 6 zu 8 47. ©. 34. 
daß mithin im vorliegenden Falle, wo der Beklagte gegen den Beſcheid 
de8 Appellationsgerichte vom 17./22. März d. 3. am 1. April die 
Reviſion eingewandt und das Decret vom 2. April diejen Rechte: 
mittel mit ‚voller Wirfung den rechtlihen Yauf gelajjen hatte, die 
gegen diejes Decret von den Klägern eingewandte Appellation nicht 
zusulaffen, fondern die Frage, ob dem Rechtsmittel des Beklagten mit 
Kecht der Suspenfiveffect gewährt worden jei, zuk Entjcheidung des 
in der Revifionsinftanz angerufenen Richters zu verjtellen war; ‚ 
ertennt das DOber-Appellationsgericht der vier Freien Städte Dentich- 
lands für echt: 
daß zwar die Förmlichfeiten der gegen das Decret des Appel: 
(ationsgerichts der freien Stadt Franffurt vom 2. April l. 3. 
eingewandten Appellation fir gewahrt zu achten, diejelbe jedoch 
wie hiermit gejchieht, unter Berurtheilung der Kläger in die 
Koiten diefer Inſtanz, als umftatthaft zu verwerfen ſei und 
wird nunmehr die Sache an das Appellationsgericht zurück— 
veriwiejen. 


Auszüge aus den auf Seite 60 angezogenen Entjchei: _ 
Dungsgründen in Saden: 


1. Sidaureta ca. Heberfeld 1837. 


Es findet hier zwar die VBorjchrift der Verordnung vom 8. Fe— 
bruar 1820, Art. 4, feine Anwendung, denn dieſelbe geht ihren 
Worten nad nur auf den Fall, wenn die Appellation der einen und 


*) Siehe ©. 60. 
**) Siehe ©. 61. 
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die Revifion der anderen Bartei gegen ein und dasſelbe Erfenntniß 
ergriffen wird, und eine Ausdehnung der Verordnung auf den Fall, 
wenn ſolches gegen zwei verjchiedene Erfenntniffe geichieht, kann wicht 
für jtatthaft erachtet werden, da in diefem leßteren Falle nur der 
eine Theil der ratio des Geſetzes — die Verhütung der formellen 
Uebeljtände in Anjehung des Verfahrens — hingegen der andere 
wefentlichjte Theil nicht eintritt, nämlich, daR es materiell unvereinbar 
jein witrde, wenn zwei verjchiedene Richter über Rechtsmittel gegen - 
dasjelbe Urtheil erkennen jollten, was zu einer gleicyzeitigen Beſtäti— 
gung und Aufhebung des Urtheils, mithin zu einer ſich widerjtreitenden 
res judicata führen fönnte, im welcdem Maße ſich denn auch das 
Ober-Appellationsgericht fchon früher im Erfenntniffe vom 9. Februar 
1833 in Sahen Binding wider M. A. von Rothſchild & Söhne 
ausgefprochen hat. Aber Hier ift der auch vom Appellationsgerichte 
in dem jpäteren Decrete vom- 27. Februar 1835 angeführte Grund 
entjcheidend, daß durch die Appellations-Einlegung des Klägers gegen 
das Decret von 12. Februar, welche am 22. Januar, alfo vor der 
Deeretur des Appellationsgericht8 auf die den angeblichen Vergleich 
betreffende Eingabe des DBeflagten vom 20. Januar jtattgefunden 
hatte, Schon nach gemeinrechtlichen Grundfägen die ganze Sache, mit- 
hin auch der Ameidentpunkt der Bergleichsanzeige 
Ordn. für das Ober-Appellationsgericht 8 47. 
an das Dber-Appellationsgericht devolvirt war, ohne daR es hierzu 
einer Einführung der Appellation’ bei dem letzteren Gerichte bedurfte. 
Martin, Lehrb. des bürgerl. Proceſſes 8 292, 

Daher war denn der Beflagte mit feiner Bejchwerdeführung 
gegen das Decret vom 23. Januar an das Dber-Appellationsgericht 
zu verweilen, und fonnte eine Reviſion beim Appellationsgerichte da- 
wider nicht zugelajjen werden. 


2. Robin ca. Reiffenftein 1842. 


Das hierfelbft angebrachte Inhibitions-Geſuch der Beklagten und. 
Nevidenten mußte als anher nicht erwachlen, ohme Weiteres zurückge— 
wieſen werden. 

Aus der eigenen wiederholten Erflärung derjelben geht nämlich 
hervor, daß fie wider das Erfenntnig des Appellationsgerichts dom 


I 


10. v. Mts. nicht die Ober-Appellation, fondern das Rechtsmittel der 
Kevifion mittelft Acten-Verjendung ergriffen haben, und es iſt dem— 
jelben laut Decrets des Appellationsgerichts vom 26. ej. m. der 
Lauf gelafjen. 

Demnach ift die Dijudicatur in der Hauptjache dem Ober-Appel- 
lationsgerichte ganz und gar entzogen. ’ 

Daraus folgt num aber von ſelbſt, daR das Ober-Appellations- 
. gericht fich auch nicht für befugt erachten fonnte, über den vorliegenden 
Incident-Antrag zu entjcheiden. Denn e8 ift ein ausgemachter Grund: 
fat, da Incident-Punkte und namentlich folhe, die nur einen ſich 
allein auf die gegenwärtige Hauptfache beziehenden Streitpunft betreffen, 
der Hauptjache folgen und bei dem Richter angebracht werden müſſen, 
bei welchem dieſe anhängig ift . 

Danz, Grundſ. des ord. Broc. $ 53. 
Linde, Lehrb. ꝛc. (ed. 5.) 8 55. 56. 
und es ijt derjelbe nicht nur aud) in den im eriten Abjchnitte von 
der Competenz befindlichen S 47. der Gerichtsordnung für das Ober- 
Appellationsgericht ausdrüclic, aufgenommen, jondern aud) von dem 
DOber-Appellationsgerichte in vorgefommenen Fällen wiederholt, nament=- 
lih in Frankfurter Sachen zur Anwendung gebradt. 
Erfenntniß vom 31. October 1831 in Sachen des Dr. 
Euler wider die ſtändige Bürger-Repräfentation; vom 
8. November 1853 in Sachen der Wittwe Mildner 
wider den Hohen VBerwaltungs-Senat; und vom 9. März 
1839 in Sahen Mar Spichartz wieder den Schultheiß 
Sconto und den Landamtmann Braun, 

Es müſſen ſich mithin die Kevidenten, welche ſich dadurch, daß 
fie der Nevifion vor der Appellation den Vorzug gegeben, ſelbſt den 
Weg an das höchſte Gericht abgefchnitten haben, mit allen die In— 
ftruction der gegenwärtigen Sache und etwaiger jonftiger Inecident— 
punfte betreffenden Anträgen an das Appellationsgericht wenden, welches 
darüber in letzter Inſtanz zu entfcheiden hat. 

Auch läßt fich die Kompetenz des Dber-Appellationsgerichts nicht 
etwa dadurd begründen, daß doch von dem die Suspenfivfraft des 
Rechtsmittels abjchlagenden Beſcheide, als von einem felbftitändigen 
Erfenntnijfe, wodurch ein, durch die Appellation von dem fünftigen 
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Haupt-Erfenntniß nicht wieder zu reparirendes Gravamen zugefügt 
wird, an das Dber-Appellationsgericht hätte appellivt werden können. 
Denn abgejehen davon, daß die Beklagten im vorliegenden Falle 
gegen das Decret vom 26. Auguft Feine Appellation eingewendet 
haben, fo würde diefelbe auch jedenfalls ebenmäßig haben verworfen 
werden müſſen, weil der oben angeführte Grumd einer jochen Appel- 
lation ebenfalls entgegenjtehen würde, wie denn das Dber-Appellations- 
gericht auch fchon wiederholt den Grundſatz ausgeſprochen hat, daß in 
diefer Hinficht zwischen appellablen und nicht appellablen Inecidentpunkten 
fein Unterjchied ftattfinde, fondern daß auch über an fich appellable 
Incidentpunkte feine Beichwerde an dasjelbe gebracht werden dürfe, 
falls nit auch in der Hauptfache feine Competenz begründet jei. 

Wider die bisher aufgeftellte Anficht kann denn auch daraus fein 
Bedenken entnommen werden, daß das Appellationsgericht in feinem 
Decrete vom 26. v. M. den Bellagten, unter Beziehung auf die 
88 22 und 12 der Dber-Appellationsgerichts-Ordnung, gejtattet hat, 
annocd ein inhibitorium bei dem Ober-Appellationsgerichte nachzuſuchen. 
Denn einentheils Tiegt darin noch fein Ausfpruch über die Kompetenz 
des Dber-Appellationsgerihts zur Erlaflung eines folchen, und andern- 
theils tritt dabei aud; die Rücficht auf den Reviſen ein, dem durch 
die von den Gegnern einmal getroffene Wahl des Rechtsmittels echte 
erworben find, welche das Ober-Appellationsgericht, ohne ſich einer 
Nultität ſchuldig zu machen, nicht fchmälern konnte. Was aber die 
befonder& in Bezug genommenen Paragraphen der Gerichts-Ordnung 
anbetrifft, fo reden biejelben nur von folhen Fällen, wo die Compe— 
tenz des Dber-Appellationsgericht8 auch in der Hauptſache ordnungs- 
mäßig begründet ijt. 

Konnte nun aus den angeführten Gründen das Ober-Appellations- 
gericht in der vorliegenden Sache überall nicht einjchreiten, jo war 
auch in einer Prüfung der Materialien der Beſchwerde über die Ver: 
jagung des Suspenfiv-Effectd der Reviſion nicht einzugehen, und 
müſſen die Koften derjelben, wie jich von jelbjt verfteht, dem Beklag— 
ten allein zur Laſt bleiben. 
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Georg Hirschmann in Hamburg, Kläger, Product, Repro— 
ducenten, gegen Kfaaf Dppenbeim in Frankfurt, Beklagten, 
Producenten, Reproducten, Forderung betreffend. 


Erfenntnif des Stadtgerichts U 
vom 20. Juni 1860. | 

Nicht fowohl das Ergebniß des Beweis: und Gegenbeweisver- 
fahrens in Bor: und Widerflage, als vielmehr die Zuläffigfeit des 
jpäteren, für jene zum Theil präjndiciellen Anfechtungsbeweiies Be— 
flagtens in Bezug auf die Glaubwirrdigfeit des Klägers ſelbſt und 
feines Zeugen Florian Geyer ſowie des damit verbundenen indie 
recten Gegen und vorjorglichen Idenditätsbeweiſes ift dermalen zu 
beurtheilen, und da Geyer von dem Kläger als Zeugen für feinen 
Beweis in der Vorklage vorgefchlagen ift, fo fommt hier 

I. die Zufäffigfeit jenes beflagtischen Anfechtungsbeweifes über— 
haupt in Betracht. 

1. Beflagter ſtützt diefelbe in [85] ©. 6. ausdrücklich darauf, 
daß ihm die dort von ihm unter 1. 3 und 4 angegebenen Umſtände 
und vorgejchlagenen Anfechtungszeugen erjt Kürzlich, lange nad) der 
diesfeitigen Gegenbeweis- reſp. Beweisantretung und Eröffnung der 
Zeugenverhöre, mitgetheilt worden feien. Beflagter ift daher gerade 
jo gut als vorher Kläger mit feinen nachträglihen Zeugen Blum 
und Salomon jett mit diefen Anfechtungsbeweifen noch zuzulaffen, 
jofern auch er und fein Anwalt ihrem Erbieten gemäß beſchwören, daß fie 
von den vorerwähnten Umftänden und Zeugen vor dem 6. November 
1858 feine Kenntniß beſeſſen hätten. 

2. Erfolgen diefe Eide, jo kann c8 auch dem Beklagten eben 
wegen diefer ihm ſpäter befannt gewordenen Umjtände nicht verfagt 
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werden, den ihm nachgelaſſenen Beweis der Einrede der übermäßigen 
Verlegung, den er urſprünglich in [27] nur durch Eideszuſchiebung 
angetreten hatte, nachträglich, obwohl Kläger diefen Eid in [50] bereits 
angenommen hatte, noch anderweitig in Verbindung mit feinen vor- 
jorglichen Idenditätsbeweiſen zu verfuchen, zumal die inzwifchen von 
‚Hamburg eingelangten Unterfuhungsacten gegen den Kläger und feinen 
verjhwägerten Zeugen Geyer verbunden mit dem fonftigen Inhalte 
der Acten dem Bellagten es immerhin jett noch viel bedenflicher als 
früher erjcheinen lajjen fönnen, von Klägers Eid den Ausgang diejes 
Streites allein abhängig zu madıen. 
Bayer, Vorträge, 8. Ausg. 8 269 ©. 903. 

3. Kläger bejtreitet indeſſen die Zuläffigfeit der vom Beklagten 
in [85] auf ©. 10 und 11 vorgefchlagenen Zeugen in [88] auch 
nod) darum, weil, wenn überhaupt noch ein anderer Beweis, dod) 
nur ein Sadjverftändigen- und fein Zeugenbeweis für jene inrede 
zuläffig erjcheinen könnte, Wenn num aber auch diefer Beweis vor- 
zugsweife nur den Werth dev fraglichen Vaſen zum Gegenſtand be: 
halten wird, jo ijt doch, fofern nur die Zeugen in Betreff ihrer 
Sadjfunde, wie vorliegend, von feinem Theil angefochten erjcheinen, 
auch Zeugenbeweis an und für jich nicht für unzuläffig zu erachten, 
zumal da doch nicht gerade ausfchlieglid nur über den Werth Fragen 
an ‚die Zeugen gerichtet zu werden brauchen, wie denn ja auch der 
vom Kläger in [88] vorforglic) vorgefchlagene Gegenzeuge E. Löwe, 
der nicht als völlig unerheblich zu gelten vermag und darum vorbe= 
Hältlich der Einreden gegen jeine Perfon und Ausfagen zuzulajjen jein 
wird, gleichfalls mehr über Geichichtliches ausfagen zu follen ſcheint. 

4. Zwar enthält bereits [103] die im December 1848 vor der 
Hamburger Unterfudungsbehörde erfloffenen Ausſagen der Zeugen 
Gödecker und Kraufe; doc waren dieje damals zugleich nod für 
ihre Forderungen unbefriedigt. Ihre dermalige Vernehmung fann 
daher nicht umgangen werden. 

II. Außer der Zuläfjigfeit fümmt aber auch Ziel und Zweck 
diejes Anfechtungsbeweifes in Betracht, insbefondere für die Wirkung 
auf das Ergebniß der fonjtigen Beweisführung. | 

1. In Betreff der Einrede der übermäßigen Verlegung ift darüber 
bereits unter I 2 bis 4 das Nöthige bemerft. 
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2. Für den flägerifchen Beweis des beflagtifchen Zahlungsver- 
fprechens auf Mahnung (Beweis 3. c. des Urtheils [20]) ift vom 
Kläger nur Zeuge Geyer als ſolcher vorgefchlagen. | 

Da nım gerade diefer vom Anfechtungsbeweije betroffen werden 
joll, fo muß das Erfenntnig über diefen Theil des Beweisverfahreng 
gleichfall® ausgeſetzt bleiben. 

3. Sofern der zugelajjene Anfechtungsbeweis Klägers Perſon 
ſelbſt betrifft, mithin entweder deſſen Eidesfähigkeit überhaupt oder 
doch den Grad ſeiner Glaubwürdigkeit, ſo muß vorläufig auch noch 
das Erkenntniß über des Klägers Beweis 3. a. b. des Urtheils 
und über Beklagtens Beweis 3. b. c. des Urtheils ausgeſetzt bleiben, 
denn 

a. letterer ift vom Beklagten nur durd Eideszujchiebung ange: 
treten, Kläger aber zu dem von ihm angenommenen Eide nur dann 
zuzulaffen, wenn er nicht überhaupt als eidesunfähig nachgewieſen 
werden ſollte. 

b. Klägers Beweife 3. a und b des Urtheils find zwar aud) 
durch Zeugen verfucht, allein da diefelben ihm verbunden obliegen 
und jedenfalls noc nicht fejtiteht, daß der Zeugenbeweis beide zu— 
gleich voll erbracht hat, wie die desfallfigen Zeugenausjagen in [50] 
[82] darthun, während auch des Gegenbeweiszeugen Eichel Ausfage 
in [41] nichts Entfcheidendes brachte, mithin hiev noch der Eid 
überhaupt in Betracht zu ziehen ift, jo kann auc über das Ergebniß 
diefer Beweiſe noch nicht endgültig erfannt werben. 

Aus diefen Gründen wird hiermit zu Recht erfamıt; 

I. Würden Bellagter und fein Anwalt in der hiermit auf — 
— — vorberaumten Tagfahrt in öffentlicher Sigung befchwören: 

„daß fie nicht vor dem 6. November 1858 Kenntniß von dem 

durch fie in [85] unter 1. 3. 4 ©. 4 bis 6 geltend gemachten 

Umftänden und den dort vorgejchlagenen Zeugen gehabt hätten,“ 
jo wird Beflagtens nachträglicher Anfechtungsbeweis ſowohl als feine 
damit verbundene Antretung des indireeten Gegenbeweijes und des 
vorjorglichen Identitätsbeweiſes für zuläffig erfannt, und foll alsdann 
wegen Bernehmung der den desfalljigen beiderfeitS vorgejchlagenen 
Zeugen und ZTagfahrt zur Vorzeigung beider Vaſen, weiter verfügt 
werden, 
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II. Für den Fall der Verweigerung dieſer Eide bleibt anderwei— 
tes Erkenntniß vorbehalten. 


Erkenntniß des Appellationsgerichts 
vom 24. September 1860. 


Auf beiderſeitige Appellation. 


I. Der Beklagte hat in feiner Eingabe vom 20. November 1858 
die Behauptung anfgeftellt, daß in Hamburg gegen den Kläger wegen 
Schwindelei, Uebervortheilung und jchlechter Behandlung von Aus- 
wanderern Unterfuchungen ftattgefunden haben, daß dafelbft Unterfu- 
hungsacten erwachſen jeien, melde einen Beleg für die völlige 
Unglaubwürdigfeit desjelben und feines als Zeugen vorgefcdhlagenen 
Commis Geyer liefern, und er hat, indem er zugleich die Eriftenz 
der wegen Schwindelei erwachlenen Unterfuchungsacten in 

[86] der Stadtgerichts-Acten 
beicheinigte, gebeten, ihm zur Herbeifchaffung diefer Acten eine geeig- 
nete Frift offen zu lafjen. 

In feiner Eingabe vom 25. Januar 1859 hat der Beklagte 
jodann beantragt, die Polizeibehörde in Hamburg zu erfuchen, entweder 
die dort unter 1. a bezeichneten Unterfuchungsacten hierher einzufenden, 
oder ihm und feinem Bevollmächtigten Einficht diefer Acten zu ge- 
währen uud Abjchriften daraus zu ertheilen. Zur Begründung diefes 
Antrages hat er vorgebracht, daß die Einficht von Unterfuchungsacten 
in Hamburg auf Privat-Requifitionen nicht jtatthaft ift. Das Stadt- 
gericht Hat hierauf durch DBeicheid vom 26. Januar 1850 verfügt, 
dag die Hamburger Polizeibehörde um Einfendung der von dem Be— 
klagten bezeichneten Unterfuchungsacten zu erfuchen ſei. Gegen diejen 
Beicheid hat der Kläger Beichwerde erhoben, diefe Beſchwerde ift aber 
unbegründet. 

Für die Nichtigkeit der von dem Beklagten zur Begründung 
jeines Antrages aufgeftellten Behauptungen ergibt ſich einerfeits einige 
Wahrfceinlichfeit aus dem von ihm in [96] der Stadtgerichts- 
Akten produeirten Schreiben und fpricht andererjeitS ganz entichieden 
der Umftand, daß der Beklagte Ausziige aus den erwähnten Hamburger 
Unterfuchungsacten in der ganzen Zeit vom 20, November 1858 bis 

5* 
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‚zum 25. Januar 1859 nicht zu den ſtadtgerichtlichen Acten gebracht 
hat. Denn da der Beklagte durch die Hamburger Unterjuchungsacten 
die Unglaubwitrdigfeit des Klägers und des Zeugen Geyer nachweiſen 
will, und da er das größte Intereſſe dabei hat, diefen Nachweis aud) 
wirflih zu führen, jo Hätte er, wie unbedenklich anzunehmen ift, 
fiherlich in der Zeit vom 20, November 1858 bie zum 25. Januar 
1859 zu den jtadtgerichtlichen Acten Auszüge aus jenen Unterſuchungs— 
acten geliefert,‘ wern ihm deren Einficht in Hamburg geftattet worden 
wäre: Diefe Annahme ift um fo begründeter, da der Beklagte, nach— 
dent die Hamburger Unterfuchungsacten daher angelangt waren, Aus- 
züge daraus in [103] bis [108] zu den ftadtgerichtlichen, Acten 
wirflih überreicht hat. Stellte fich aber für den Beklagten die Be- 
nutzung des Inhalts diefer LUnterfuchungsacten zum Nachweis feiner 
in der Eingabe vom 20. November 1858 vorgebradten Behauptung 
ohne Mitwirkung des Stadtgerichts als unmöglich. dar, jo mußte 
auch dem von ihm gejtellten Antrag, wie durd den Bejcheid vom 
26. Januar 1859 gefchehen ift, entjprochen werden. 
vergl. das Appellationsgerichts-Erfenntnig vom 14. April 
1858 Abſchnitt I a. €. 
Erfenntniß des Ober-Appellationsgerichts in Lübeck vom 
20. November 1837 in Sahen Kellermann ca. Wolk. 

Der Zuläjfigkeit des von dem Beklagten geftellten Antrags fteht 
auch feineswegs das ſtadtgerichtliche Erfenntniß vom 12. Februar 1858 
und das appellationsgerichtliche Erfenntnig vom 14. April 1858 ent- 
gegen. Denn der Beklagte Hat in den dieſen Erfenntniffen voraus- 
gegangenen Verhandlungen weder die in Hamburg erwachjenen Unter 
fuchungsacten näher bezeichnet, noch auch wie jest, die abfolute 
Unmöglichkeit, die Einficht diefer Unterfuchungsacten ohne Requifition 
einer Behörde zu erlangen, behauptet, geichweige denn bejcheinigt, und 
mußten ſomit die Anträge, wie fie in der Eingabe vom 16. Januar 
1858 von dem Kläger gejtellt waren, in diefen Erfenntniffen ver: 
worfen werden. 

Was aber den Werth betrifft, welchen. die fraglichen Unterſu— 
hungsacten für den vorliegenden Rechtsſtreit haben, jo hat, wie ſich 
von ſelbſt verjteht, darüber zunächſt das Stadtgericht in feinem Urtheil 
über Erfenntniß des Beweisverfahrens zu erfennen, 
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II. Der Bellagte hat in Bezug auf die Glaubwürdigfeit des . 
Klägers felbft und des Zeugen Geyer einen Anfechtungsbeweis an- 
getreten umd jich zu diefem Zwecke auf die in ſeiner Eingabe vom 
20. November 1858 unter 1, 3. 4. hervorgehobenen Umftände be: 
zogen, auch die Abhör des Fabrifanten Kraufe und des Handelsmanns 
Gaedecker als Zeugen über die unter 3 erwähnten Punkte beantragt. 
Das Stadtgeriht hat diefen Anfechtungsbeweis für den Fall, daß der 
Beklagte und jein Anwalt den in dem angefochtenen Erfenntnik 
beftimmten Eid ausfchwören, für zuläffig erachtet. Der Bellagte ver- 
langt nun, daß die Statthaftigfeit diejes Anfechtungsbeweifes unbedingt, 
ohne diejelbe von der Ableiftung des gedachten Eides abhängig zu 
machen, ausgejprochen werde, und diefem DBerlangen muß, als wohl- 
begründet, entiprochen werden. Denn ein ſolcher Anfechtungsbeweis 
ift, wie das Ober-Appellationsgeriht in Lübeck in Betreff der vor: 
geichlagenen Zeugen jchon mehrfach ausgeiprochen hat, als ein jelbft- 
ftändiger Beweis anzufehen, der bis zu dem nach der Beweisaufnahme 
eintretenden mündlichen Deductionsverfahren noch immer ohne Weiteres 
zuläffig ift. 

Erfenntniffe des Ober-Appellationsgerichts vom 9. December 

1856 in Sachen Söldner ca. Hitel,*) vom 15. Ya- 

nuar 1857 in Sachen van der Laat ca. Weifer,**) 

vom 21. November 1857 in Sachen Volk ca. Beyerle,***) 

und müffen offenbar die hier ansgeiprochenen Grundjäge aud) alddann 

zur Anwendung fommen, wenn es fi) von der Anfechtung der 
Glaubwürdigkeit einer der ftreitenden Theile handelt. 

Meberdies hat das appellationsgerichtliche Erfenntnig vom 14. April 
1858 ausdrücklich ausgefprocen, daß es dem Beklagten unbenommen 
fei, das Ergebniß feiner Ermittelungen Hinfichtlih der Perfönlichkeit 
des Klägers zu den Acten zu bringen. | 

Daß aber das Ergebniß des Anfechtungsbeweifes für die Ent- 
ſcheidung der Hauptfache und namentlicd dafür, ob der Kläger oder 
der Beklagte zu einem notwendigen Eid zuzulafjen ſei, von Erheb- 
lichfeit fein kann, 

*) cf. Bd. III ©. 22. 


**) cf. Bb. II ©. 72. 
we) cf. Bd. III ©. 3485. 
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Reform 1. 39. 7. 
bedarf feiner weiteren Ausführung und fonnte daher diefer Beweis 
für unftatthaft nicht erachtet werden, 

III. Der Kläger hat am 6. September 1856 bei dem Stadt- 
gericht die Vorberaumung einer Friſt für beide Theile zur Antretung 
der ihnen im jtadtgerichtlichen Erfenntniß vom 8. Februar und im 
appellationsgerichtlichen Erfenntniß vom 31. Mai 1856, theils auf- 
erlegten, theils nachgelajfenen Beweiſe beantragt. Das Stadtgericht 
hat hierauf am 8. September 1856 verfügt: 

den Parteien wird zur Beweisantretung Frift von 14 Tagen 

porberaumt. 

Hiernad war aljo für den dem Beklagten nachgelafjenen Beweis 
der Einrede der Verlegung über die Hälfte die nämliche zerjtörliche 
Beweisfrift, wie für alle anderen Beweiſe vorgefchrieben, und dieſe 
Beweisfrift ift längſt abgelaufen. 

Der Beklagte hat in feiner Eingabe vom 23. September 1856. 
innerhalb diejer Beweisfriſt, den Beweis der Einrede der Verlegung 
über die Hälfte durch Eideszufchiebung angetreten, und es hat der 
Kläger diefen Eid angenommen. In jeiner Eingabe vom 20. No- 
vember 1858 hat hierauf der Beklagte ſechs, theils in Hamburg, 
theil8 dahier wohnhafte Perfonen als jachverftändige Zeugen, eventuell 
als Sachverſtändige bezeichnet und unter dem Bemerfen, daß er fie 
erjt neuerlic, kennen gelernt und aufgefunden habe, deren Vernehmung 
darüber beantragt: 

ob der wahre und vechte Werth der fraglichen beiden Vaſen 

am 7. Januar 1853 nad dem Marktpreis im regelmäßigen 

offenen faufmännifchen Handel in Hamburg 400 Mark oder 
mehr gewejen jei. 

Da die Beweisfrift verftrichen ift, jo ift es klar, daß die Ver— 
nehmung diefer Perfonen nur nach vorheriger Reftitution des Beklagten 
gegen den Ablauf der Beweisfriit geſchehen könnte. 

Bayer, Proceh, Aufl. 8 ©. 903. 
Martin, Rechtsguiadhten, S. 350, 

Die Entfcheidung diefer Keftitution kann aber der Beklagte für 
fich nicht in Anfpruch nehmen. Denn e8 kann nicht dem mindeften 
Zweifel unterliegen, daß der Beklagte Perſonen, welche im Stand 
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find, fich über den Werth von Vaſen zu äußern, die wie die jetzt 
jtreitigen, mad) feiner eigenen Angabe einen Gegenjtand des regelmä- 
Figen offenen faufmännifchen Handels bilden, innerhalb dev Beweisfrift 
ebenſowohl wie jetst hätte bezeichnen fünnen, wenn er bemüht gewefen 
wäre, ſolche Perjonen ausfindig zu machen. Der Beklagte hat aber 
gar nicht behauptet, dar er fi damals bemüht habe, Perſonen, 
welche über den von ihm aufgeftellten Beweisjag auszufagen vermögen, 
zu ermittelt, feine desfalliigen Bemühungen aber fruchtlo8 geblieben 
fein. Den Bellagten trifft daher, wenn er die Beweisfrift und nad) 
Ablauf der Beweisfrift noch mehr als zwei Jahre verftreichen lie, 
ohne ſolche Perjonen zu benennen, der Vorwurf eigener Nachläſſigkeit. 
Gegen einen Nachtheil, den er durch feine Schuld erleidet, kann er 
aber nicht vejtituirt werden. 
(. 16 D. ex quibus causis majores 4. 6. 

Unter diefen Umständen kann es denn auch völlig dahin gejtelit 
bleiben, ob die von dem Beklagten benannten Berfonen ji) über den 
Werth der gedachten Vaſen als jachverftändige Zeugen äußern, oder 
ob fie nicht vielmehr hierüber nur als Sachverſtändige ein Gut- 
achten abgeben können. 

Das Stadtgericht hätte demnach die nachträgliche Antretung des 
Beweisſatzes der Einrede der Verlegung über die Hälfte und des 
vorforglichen Sdentitätsbeweiles, der nur in Verbindung mit jenem 
Beweis eine Bedeutung hat, ſofort als unftatthaft verwerfen follen. 

Aus diefen Gründen wird unter Aufhebung des ftadtgerichtlichen 
Erfenntniffesg vom 20, Juni 1860 zu Recht erfannt: 

I. Der Antrag, die eingelandten Unterfuchungsacten bei Ent- 
Scheidung der vorliegenden Sache nicht in Betracht zu ziehen, 
wird verworfen; 

II. die verfügte Eidesleiftung durch den Beklagten und deffen 
Anwalt findet nicht ftatt; 

III. die nachträgliche Antretung des Beweiſes der Einrede der 
Verlegung über die Hälfte wird als unftatthaft zurück— 
gewiejen. 

IV. Der Anfechtungsbeweis des Beklagten wird fir zuläffig er: 
fannt, und ift von dem Stadigericht wegen VBernehmung der 
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Zeugen Krauſe und Gaedede geeignete Verfügung zu 
erlafjen. 


V. Die Koften diefer Inſtanz werden verglichen. 


Urtbeil des DOber-AUppellatiunsgerichts 
vom 19. Zuni 1862 
Auf Appellation des Beklagten. 
Erfannt: 

daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, in der Sache jelbjt aber das Erfenntnif des Appellations- 
gerichtS der freien Stadt Frankfurt vom 24. September 1860, 
wie hiermit geichieht, mit der Mafgabe zu beftätigen fei, daß 
e8 dem Bellagten für den Fall, daß die Eidesunfähigfeit des 
Klägers gerichtsjeitig follte anerfannt werden, vorbehalten bleibe, 
auf den in |85] der Stadtgerichtsacten nachträglich angetretenen 
Beweis der Einrede der Verlegung über die Hälfte zurückzu— 
fonmen. 

Die Koften gegenwärtiger Anftanz hat Beklagter zu tragen 
beziehungsweije dem Kläger zu erfegen, und wird die Sache 
nunmehr zum weiteren Verfahren an das Stadtgericht zurüc- 
verwieſen. 


Entſcheidungsgründe. 

I. Dem Verlangen des Beklagten, daß er mit dem in |85] 
der Stadtgerichts-Acten zur exceptio laesionis enormis nadjträglid) 
angetretenen Beweife ohne Weiteres zugelaffen werde, fonnte nicht 
entfprochen werden. Zwar bejtimmt 

L. 11 C. de reb. cred. et jurejur (4. 1.) 

daß es dem Deferenten bis zur definitiva sententia gejtattet fein 
joll, den deferirten Eid zurüczumehmen und fonftigen Beweiſes ſich 
zu bedienen. Allein es ift anerfannt, daR diefe letztere Befugniß im 
heutigen Procefje der weiteren Beichränfung unterliegt, daß der 
Gebrauch anderer Beweismittel nicht durch den Ablauf einer peremp- 
torifhen Beweisfrift ausgefchloffen fein darf. 

Glück, Commentar XII. 

Bayer, Vorträge $ 269. 
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Beklagter beftreitet num freilich, daß im vorliegenden Falle ihm 
das letztgedachte Hinderniß entgegenftehe, weil 

1. eine Frift zur Antretung des Yäjionsbeweijes noc gar nicht 
geſetzt geweſen ift, eventuell 

2. der Ablauf diefer Frift in Ermangelung eines Präckufiv- ' 
Decrets der Beibringung neuer Beweife nicht entgegenftehe ; 

3. ihm jedenfalls in zweiter Inſtanz, vermöge des beneficium 
novorum dieje Beibringung hätte gejtattet werden müſſen. | 

Allein wenn 

ad. 1. das Stadtgericht durd) Decret vom 8. September 1856 
„den Parteien zur Beweisantretung Friſt von 14 Tagen anberaumt“ 
hat, jo muß dies — dem Wortfaute nad) und der Eventual-Marime 
entiprechend — auf alle von den Parteien zu führende Hauptbeweiſe 
(im Gegenjat zu den directen Gegenbeweifen) bezogen werden, und 
kann e8 feinen Unterſchied machen, ob dieje Beweiſe in den betreffenden 
Interlocuten „auferlegt“ oder „nachgelaffen“ find. Dies unterliegt 
im vorliegenden Falle um jo weniger einem Zweifel, als Kläger in 
dem Antrage, auf welchen jenes Stadtgerichts-Decret ergangen ift, 
ausdrücklich gebeten Hatte: beiden Theilen zur Antretung der ihnen 
in den GErfenntniffen vom 8. Februar und 31. Mai 1856 „theils 
auferlegten, theils nachgelaffenen Beweiſe“ eine Frift zu jegen, und 
das Stadtgeriht, wenn es nur dem erjten Theile dieſes Antrages 
hätte deferiren wollen, ſich darüber beftimmt hätte ausſprechen müſſen. 
Beflagter hat denn aud die fragliche Friftbeftimmung auf den von 
ihm über die Einrede enormer Verletzung zu führenden Beweis bezogen 
und denjelben innerhalb der gejetsten Friſt durch Eidesdelation angetreten. 
Wenn dies nur „vorſorglich“ geichehen ift, jo war damit — wie der 
Zufammenhang Far ergibt — überall nicht gemeint, daß der fraglicdhe 
Beweis anticipirt, fondern nur, daß der eventuelle Charakter des 
Einredebeweifes, gegenüber dem vom Gegner zu liefernden Klagbeweiſe, 
gewahrt werden folle. 

ad. 2. Nach Frankfurter Recht find alle Procekfriften, alfo auch 
die Bemeisfrift, geſetzlich peremtoriſch. 

Geſetz vom 5. November 1833. $ 1. (V. p. 113.) 
Bender, Civilproceh, 8 28. vergl. mit $ 42. 

und es bedarf einer bejonderen vichterlichen Androhung der Aus— 


ſchließung nicht, wie diefe denn auch notoriſch nicht vorzufommen 
pflegt. Die Frage kann daher nur jein (und wird auch vom Appel« 
lauten nur jo gejtellt) ob nicht die dem Beklagten geſetzte Beweisfrift 
deshalb als noch nicht erlojchen betrachtet werden müſſe, weil eine 
Ungehorfamsanflage nicht erfolgt und ein Präcluſiv-Deecret nicht er- 
gangen ift. Das Frankfurter Recht fchreibt nun zwar ausdrücklich vor: 
„Eine Beweis- oder Gegenbeweis-Frift erliicht nie ipso jJure, jondern - 
erit durch das auf Anrufen des Gegentheil® erfolgende Deeret, wo— 
durch der Beweis oder Gegenbeweis für dejert erklärt wird: 
Provifor. Proceßordnung vom 30. December 1819 Art. 31. 
Bender, JU c. 8 42. 3.9. 
und es würde in Ermangelung eines derartigen Anrufes und Decretes 
der Beflagte, wenn er innerhalb jener 14tägigen Frijt überall nicht, 
oder wenigſtens nicht zu der fraglichen Einrede Beweis angetreten 
hätte, mit feinen am 20. November 1858 benannten Beweismitteln 
allerdings ohne Weiteres noch haben zugelajfen werden müſſen. Die 
Sache ändert ſich aber durch die wirklich erfolgte Beweisantretung, 
in Folge deren der Beweisführer mit allen nicht zur Hand genom- 
menen Beweismitteln jofort mit Ablauf der Frift ohne Weiteres 
prächudirt ift, ganz ebenjo, wie, wenn ein Termin zum Exeipiren be- 
ftimmt war uud der Beklagte innerhalb defjelben jeine Einlafjung 
auf die Klage vollzogen hat, alle nicht vorgefchütten Einreden, ohne 
daß es noch einer Ungehorfams-Anklage ꝛc. bedarf, verloren gehen. 
J. R. A. Art. 37. 

ad. 3. Das Verlangen des Beklagten, mit der fraglichen Be— 
weisantretung auf Grund des beneficium appellationis zugelafien 
zu werden, fcheitert jchon daran, daß er diejes beneficium in voriger 
Anftanz gar nicht für fi in Anſpruch genommen, ſondern nur 
Beſchwerde darüber geführt Hat, daß das Stadtgericht die Zu— 
laſſung feiner neuen Beweisantretung fo, wie gefchehen, von vorgän- 
giger Ableiftung eine& Reſtitutionseides abhängig gemacht Hat. 

Ebenfo wenig hat Beklagter etwa in. gegenmwärtiger Inſtanz — 
nad) Maßgabe des 8 130 der SDber-Appellationsgerichts-Drdnung 
— Nova beigebracht, fondern es Handelt‘ ſich wieder nur um eine 
Beſchwerde über die vorigen Nichter, daß diefe nicht — ungeachtet 
vom Beklagten das Appellationsbeneficium gar nicht geltend gemacht 
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war — ihn, auf Grund deffelben mit dem in erfter Inſtanz nad) 
träglich verfuchten Beweiſe zugelafien haben —, eine Beſchwerde, 
deren Ungrund feiner Ausführung bedarf. 

II. Das eventuelle Verlangen des Beklagten, daß er wenigftens 
nad Ableiftung eines fpeciellen Galumnien- eventualiter Keftitutiong- 
Eides mit den neuen Einvedenbeweijen zugelaffen werde, ift von ven 
vorigen Nichtern Tediglich ala ein auf nenaufgefundene Beweis: 
. mittel gejtügtes KReftitutionsgeiud gegen den Ablauf der Be— 
weisfrift behandelt und deshalb zurückgewieſen worden, weil der Beklagte 
Perfonen, welche im Stande feien, jich über den Werth von Vaſen 
zu äußern, die, wie die jegt ftreitigen, nach feiner eigenen Angabe einen 
Gegenſtand des regelmäßigen offenen faufmännifchen Handels bilden, 
innerhalb der Beweisfrift ebenſowohl wie jett hätte bezeichnen können, 
wenn er bemüht geweſen wäre, ſolche Perſonen ausfindig zu machen, 
und ihn daher, wenn er die Beweisfrift und nach deren Ablauf noch 
zwei Jahre verftreichen laſſen, ohne folche Berjonen zu benennen, der 
Vorwurf eigener Nachläſſigkeit treffe. 

Es kann dahin geftellt bleiben, ob auf ein unter dem Erbieten 
zum Novitäts-Eide angebrachtes Geſuch um Zulaffung mit neuaufge— 
fundenen Bemweismitteln nad) Ablauf der peremptorischen Beweisfrift, 
die Grundjäge der gewöhnlichen procefualifchen Reſtitution im vollen 
Umfange Anwendung erleiden, indem, auch abgejehen von diefem, den 
vorigen Richtern darin beigetreten werden muß, daR das Geſuch des 
Beklagten, jo weit e8 auf das neue Auffinden der in [85] der 
Stadtgerichtö-Acten namhaft gemachten Beweismittel geſtützt worden 
ift, zu verwerfen fei. Für den vorliegenden Fall konmt entjcheidend 
m Betracht, daß es ſich um weiter nicht? handelt, als um den 
Beweis des wahren Werthes der fraglichen Vaſen zur Zeit des an- 
geblichen Kaufes, im Gegenfage zum angeblichen Kaufpreife von 
800 Mrk. Beo. Inſofern nun diefer Werth 

a. dur Sadhverftändige dargethan werden foll, trifft die 
Argumentation der vorigen Richter volllommen zu. Beim Sadver- 
jtändigenbeweife fommt es der Regel nad (und eine Ausnahme von 
diefer Regel ift vorliegend in feiner Weile indicirt) nicht auf die In— 
dividualität, fondern nur auf eine gewilfe Qualität der al8 Experten 
zuauziehenden Perfonen an, Wenn daher Beflagter auch wirklich, wie 
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er behauptet, „erit neuerlich“ davon Kunde erlangt haben jollte, daR 
den in [85] der Stadtgerichts:Acten namhaft gemachten Perſonen 
diejenige Qualität beiwohnt, vermöge deren fie als Sachverſtändige 
in gegenwärtiger Sache zu fungiren geeignet jind, jo fann man daher 
überall nicht annehmen, daß er zur Antretung eines ausreichenden 
Sachverſtändigen-Beweiſes erft durch diefe Kunde in den Stand gejegt 
worden fei, es erleidet alſo der Gefichtspunft nen aufgefundener Be— 
weismittel hier in der That gar feine Anwendung. 

b. Anders würde ſich die Sache freilich geftalten, wenn und 
foweit e8 fih nun um wirkliche jachverjtändige Zeugen handeln 
folfte, d. h. um Berfonen, die vorgeichlagen waren, um früher von 
ihnen gemachte finnliche Wahrnehmungen zu befunden, mit denen fie 
dann ihr fachverjtändiges Urtheil in Verbindung zu jegen hätten. 
Solche Berfonen ftanden dem Beklagten nicht — wie reine Sachver— 
jtändige — nad Willkühr zu Gebot und man kann daher nicht ohne 
Weiteres davon ausgehen, daR, wenn er fie innerhalb der Beweisfrift 
zu benennen unterlaffen hat, dies nothiwendig auf eigener unentjchuld- 
barer Nachläffigfeit beruhen mülfe. Es wird vielmehr hier Alles von 
den comereten Umftänden abhängen; Kann aber dahingejtellt bleiben, 
ob und in welchem Maße von Demjenigen, der mit folchen fachver- 
jtändigen Zeugen nachträglich zugelafjen zu werden verlangt, eine 
nähere Darlegung der thatfächlichen Verhäftniffe zu Tiefern ift, welche 
die Zeugen als wirlich neu aufgefunden und die frühere Nichtbenen- 
nung derfelben als exculpirt erfcheinen laſſen. So viel ift Har, daß 
zur Begründung des Antrages auf Zulaffung jedenfalls wenigftens 
folche Angaben gehörten, die darüber feinen Zweifel ließen, daß es 
ſich Hier um wirkliche Zeugen und nicht blos um Sadverftändige 
handle. An folchen Angaben aber fehlt es in [85] ganz und gar. 
Ya man kann, nad) Inhalt des auf den Käfionsbeweis ſich beziehenden 
Theil diefer Eingabe, faum anders als annehmen, daß DBeflagter 
unter dem Namen von nen entdeckten „Zeugen reſp.“ oder „eventuell 
Erperten” einen reinen Sachverftändigen-Beweis nachzuſchieben beab: 
fichtigt hat. Denn es ift in Beziehung auf jänmtliche hier benannten 
Perfonen fein anderer, als der Antrag gejtellt: fie, unter Vorzeigung 
der Vaſen, über den Beweisjat zu befragen, und fehlt an jeder An— 
deutung, daf und in welcher Richtung fie auc ohne folche Vorzeigung 


iiber das thema probandum Auskunft zu geben vermöchten. Nähere 
Angaben hierüber aber waren um jo nöthiger, als die fraglichen Per- 
fonen auch dann noch, wenn fie etwa die Vaſen früher gejehen hätten, 
und auf Grund ihrer Erinnerung über deren Werth urtheilen jollten, 
bloje Sadyverftändige bleiben und zu Zeugen erjt dadurch werden 
würden, daß fie über anderweite thatlächliche Momente, die auf den 
Werth der Vaſen einen Schluß geftatten, 3. B. den früheren Ver— 
faufspreis derjelben Ausfunft zu geben vermögten. 

Zuerft in gegemwärtiger Inſtanz finden ſich Andentungen, die 
zu ergeben jcheinen, daß die Frankfurter Yöwenftein und Vanni 
nur als Sadjverftändige, die in Hamburg domicilirten Perfonen aber 
zugleich als Zeugen „über den Urjprung und jenjeitigen Ankaufspreis 
der fraglihen Waare” vernommen werden follen. Indeſſen, abgejehen 
von der Unbeſtimmtheit auch diejes Worbringens, ſteht der Berück— 
fihtigung deijelben jchon feine Verſpätung entgegen. Als Novum ift 
es nicht geltend gemacht, und Stläger hat dagegen als verjpätet 
proteftirt. 

III. Beffagter hat aber für Zulaffung jeiner nachträglichen Be— 
weisantretung — eventualiter gegen ein von ihm abzulegendes jura- 
mentum calumniae speciale oder restitutionis — noch einen andern, 
von den vorigen Nichtern gar nicht gewürdigten Grund geltend ge- 
madt. Er hat nämlich in |85] zunächſt unter I einen „Impugna— 
tionsbewei® Hinfichtlid der Unglaubwürdigfeit jowohl des Gegners 
als jeines Zeugen Geyer“ angetreten, zu diefem Zwecke verichiedene, 
den Kläger in eim übles Xicht ſetzende Umſtände (Schwindeleien, 
wiederholten Banferott u. ſ. w.) namhaft gemacht, darüber sub. 1 ein 
Atteſt der Hamburger Polizeibehörde vorgelegt, sub. 4 auf Hamburger 
Polizei-Acten Bezug genommen und um DOffenlaffung einer Frift zur 
Herbeifchaffung derjelben gebeten, auch eventuell sub. 5 den Eid defe- 
rirt, und „vorjorglic) bemerft, daß die sub. 1, 3 und 4 relevirten 
Umftände reſp. die benannten Zeugen ihm erſt kürzlich lange nad) 
der Beweis- reſp. Gegenbeweisantretung und Eröffnung der Zeugen- 
berhöre mitgetheilt worden feien, worüber man, wenn nöthig, ſich 
zum Eide erbiete“ ; und hieran erſt ſchließt fich unter II die neue 
Beweisantretung zur exceptio laesionis enormis mit dem Eingange 
an: „daß man es bei diefer Sadjlage, einem ſolchen Widerſacher 


u MR 


gegenüber, hinfichtlich des — Beweiſes der exceptio laesionis enor- 
mis nicht allein auf den dem Kläger — zugeichobenen Eid kann 
ankommen laſſen, verjteht fi) von felbit, um jo mehr, als man erft 
neuerlich — Zeugen reſp. Experten für die betreffende Einrede hat 
fennen lernen 20.“ Es muß hierin gefunden werden, dag DBeflagter 
ſchon deshalb fich berechtigt Hält, den deferirten Eid zu revociren und 
an deſſen Stelle eine andere Beweisantretung zu ſetzen, weil er erft 
nach Ablauf der Beweisfrift Kunde von der Unglaubwirdigfeit des 
Gegners erhalten, und daß er nur zu mehrerer Unterftügung feiner 
- Intention auch noch darauf, daR die neu producirten Beweismittel 
neu aufgefunden feien, fich berufen will. In gegenwärtiger Inſtanz 
ift dies vom Bellagien weiter ausgeführt. Es fommt nun hier ein 
doppelter richterlicher Gejichtspunft in Betradt: 

1. Wenn das Beweismittel der Eidesdelation, nachdem daſſelbe 
zur Hand genommen worden, aber che e8 noch zur Ausführung ge- 
fommen ijt, verloren geht, fo muß es — ganz wie bei dem Ver— 
(ufte anderer gewählter Beweismittel — dem Beweisführer geftattet 
fein, einen neuen Beweis an die Stelle zu ſetzen. Als "einen folchen 
Tall des Berluftes des deferirten Scieds-Eides betrachtet man es, 
wenn der Delat vor Ableiftung des Eides jtirbt. 

Gönner, Handbuch ꝛc. II 39. 8 7. 

Es muß dahin aber auch der Fall gerechnet werden, wo es ſich 
erft nad) acceptirtem Eide und abgelaufener Beweisfrift herausitelit, 
daß der Delat eine eidesunfähige Perſon ift. Auf den Nachweis, 
daß Kläger eine folche fei, iſt nun die Intention bei feinem f. g. 
Ampugnationsbeweife hauptſächlich gerichtet. In [85] und [94] der 
Stadtgerichts-Acten ift dies zwar noch nicht ausdrücklich gejagt, es 
liegt aber jadhlid darin, da Beklagter die „gänzliche Unglaubwürdig: 
feit und Unzuverläffigfeit de8 Gegners“ darthun will. Sn [102] 
aber hat er als das zu erwartende Ergebniß feines Impugnations— 
beweifes geradezu das bezeichnet, daß der Richter dem Gegner feinen 
Eid zuerfennen werde, und fo haben auc der Kläger ſowohl al8 das 
Stadtgericht die Tendenz des Impugnationsbeweiſes aufgefaßt. Gelänge 
diefer Beweis, jo würde Beflagter no) — und zwar ohne daß es 
eines vorgängigen Kalumnien- oder Ketitutions-Eides von feiner Seite 
bedürfte — mit der neuen Beweisantretung zur exceptio laesionis 
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enormis zugelaſſen werden müſſen. Denn erſt mit dem Urtheile, 
welches fejtjtellte, dag der Kläger eine eidesunfähige Perjon jei, würde 
der Verluft des Beweismittel der Kidesdelation wirklich eingetreten 
fein. Ueber die Ergebniſſe des fraglichen rechtskräftig zugelaffenen 
Beweifes aber, der dermalen durch Zeugenvernehmung noch weiter 
inftruirt werden ſoll, fteht zur Zeit nicht zu erfennen. Es muß viel- 
mehr dem Stadtgericyte das Urtheil darüber überlaffen und dem 
Beklagten nur vorbehalten bleiben, für den Fall, daß die Eidesun- 
fähigfeit des Gegners follte anerfannt werden, auf feine Anträge, jo - 
weit diefelben nicht bereitS Berücdfichtigung gefunden haben, zurücd- 
zufommen. F 
2. Auch abgeſehen von dem Beweiſe gänzlicher Eidesunfähig— 
keit des Gegners muß es dem Deferenten geftattet ſein, noch nad) 
Ablauf der peremptoriſchen Bewersfrift den zugeſchobenen Eid durch 
‚andere Beweismittel zu erfeßen, wenn er glaubhaft zu, machen ver- 
mag, daß er bei der Eidesdelation von der Vorausfegung voller Un- 
beicholtenheit des Gegners ausgegangen fei, ſpäter aber Umftände in 
Erfahrung gebracht habe, die geeignet feien, ein ſolches Mißtrauen 
gegen deſſen perfönliche Glaubwürdigkeit und Zuverläffigfeit zu begrün- 
den, daß wenn ihm fchon zur Zeit der Beweisantretung jene Umftände 
befannt gewejen wären, er von der Eidesdelation abgejehen und nad) 
anderen Beweismitteln ſich umgejehen haben würde. — Der hier 
maßgebende rechtliche Gefichtspunft ift der einer Nejtitution, deren 
Grund aber nicht die frühere Unbefanntfchaft mit den jett namhaft 
gemachten Beweismitteln bildet, jondern die Unbekanntſchaft mit den- 
ienigen Verhältniffen, welche geeignet waren, die Eideedelation als 
ein im vorliegenden alle befonders bedenfliches Beweismittel erjchei- 
nen zu laſſen. Es würde mun der im Frage ftehende Antrag des 
Beklagten, wenn er unter bem bezeichneten Gefichtspunfte gepritft 
wird, au und für fich allerdings durch das in [85] Vorgebradhte 
begründet jein. Der Berücfichtigung deifelben fteht jedoch entgegen, 
daß, wie jich aus den Verhandlungen des erjten Verfahrens ergiebt, 
Beklagter Schon feit Jahren in einem näheren Berhältniffe zum Kläger 
geltanden Hat, ihm deſſen Antecedentien theilweile vollfommen befannt 
geweſen find, und fein Urtheil iiber die Verfönlichfeit defjelben bereits 
bei Beginn dieſes Proceſſes ein nichts weniger als günſtiges geweſen 


ift, fo daß er zur Zeit der Beweisantretung jedenfalls ſchon genügen- 
den Anlaß hatte, mit fich darüber zu. Rathe zugehen, ob er das 
Sciefal feiner Einvede von dem Eide eines ſolchen Gegners abhängig 
machen oder feinen Beweis in anderer Art zu führen verfuchen wolle. 
Hat er fi, ungeachtet der unvortheilhaften Meinung, die er damals 
ſchon von der Perfönlichkeit des Klägers Hatte, zu erjterem entſchloſſen, 
jo muß es dabei auch — abgejehen von dem Nachweiſe einer wirf- 
lichen Eidesunfähigfeit des Gegners — fein Bewenden haben 
und darf er nicht deshalb, weil es ihm fpäter gelungen ift, Speciali- 
täten aufzufinden reſp. zu bejcheinigen, die jenes jein Urtheil nod) 
näher zu begründen und zu beftärfen geeignet find, Neftitution gegen 
die von ihm getroffene Wahl und nachträgliche Zulaffung mit anderem 
Beweife an Stelle der Eidesdelation beanſpruchen. 
Dem Allem nad mußte die angefochtene Sentenz, wie in der 
Hauptjache, jo auch in Betreff der Kojten voriger Inſtanz, beftätigt 
werden. 

Anlangend die Kojten gegemwärtiger Inſtanz, fo waren diejelben 
dem Appellanten zur Yaft zu legen, indem der in dem gegenwärtigen 
Erfenntniffe zu feinem Gunften ausgefprochene Vorbehalt feine Abän- 
derung des Appellationsgerichts-Erfenntniffes, welches dem Beklagten 
in der fraglichen Richtung noch Nichts abgefprochen hat, involvirt, 
Sondern nur zur Klarftellung der procefjualifchen Sadlage Hinzugefügt 
worden iſt. 
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Johann Georg Fried, Kläger, jest Appellant gegen bie 
Homburger Eifenbabngefellfchaft, Beklagte jegt Appellatin, 
unjtatthafte Eifenbahn-Anlage betreffend. 


Entfcheidungsgründe zum Urtheil des Ober: 
Appellationsgerichts 
vom 7. Juli 1862. 

1. Die Frage, ob die ftadtgerichtliche Verfügung vom 28. Sep- 
tember 1860*) als eine rein proceffeitende anzufehen und aus diefem 
Grunde die dawider ergriffene Appellation des Klägers als eine un- 
zuläjfige zu verwerfen geweſen ſei, mußte 

A. als eine noch zur Cognition des Ober-Appellationsgerichts 
ftehende angefehen werden, diefelbe iſt weder 

1. durch das Appellationsgerichts-Erfenntniß vom 15. October 
1860 im verneinenden Sinne vechtsfräftig entjchieden, indem nicht 
allein der Kläger diefes Erkenntniß feinem ganzen Inhalte nad) an- 
gefochten hat, jondern e8 auch der Beklagten, die zu einer Appellation 
feinen Anlaß Hatte, nicht benommen fein konnte in ihrer Vertheidigung 
wider die flägerifche Appellation auf diefen Punkt zurüdzufommen 
und principaliter, wie gefchehen, zu begehren, daß gar nicht auf die 
Sache jelbft eingegangen, vielmehr die Unftatthaftigkeit des vom Kläger 


) Mitzutheilen 

2. find vorderjamft die Acten nodjmals an das Bau-Amt mit dem Erfuchen 
abzugeben, zur Ergänzung der Mittheilung vom 6. Juli 1. 3. gefälligft darüber 
weiteren Aufichiuß ertheilen zu wollen: 

a. ob — — — — 

3. hiernach ſoll weitere Verfügung ergehen. 


VII. 6 
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gegen die fragliche Stadtgerichts-Verfügung zur Hand genommenen 
Rechtsmittels anerkannt werde; noch war das Ober-Appellationsgericht 

2. einer Prüfung jener Frage dadurch enthoben, daß beide 
Theile — obgleich in ſehr verſchiedenem Sinne und indem ſie ſehr 
verſchiedene Folgen daraus ziehen — den gedachten Decrete den 
Charakter einer bloß procepleitenden Verfügung beilegen. Denn es ift 
dies ein Punkt, der lediglich der richterlichen Beurtheilung, nicht der 
Dispofition der Streittheile unterliegt. — Was 

B. die Frage jelbft anlangt, jo bezweckt das mehrgedadhte Stadt: 
gerichts-Decret lediglich die Vervollftändigung der im Erkenntniſſe vom 
21. Mai 1860 sub II geforderten und mittelſt Schreibens vom 
6. Juli 1860 erfolgten bauamtlichen Meittheilungen, und fommt es 
deshalb 

1. zunächſt darauf au, den procejjualifchen Charakter diejer erſten 
Decretur feſtzuſtellen. Diejelbe kann num 

a. in formeller Beziehung nur als eine Verfügung rein proceß- 
leitender Art angejehen werden.” Daß jie in einem auf zweijeitige 
Berhandlungen ergangenen motivirten Bejcheide enthalten iſt, welcher 
in anderen Theilen (Pos. I und III) die Natur eines Erkeuntniſſes 
unzweifelhaft an fich trägt, jteht diefer Aunahıne wicht entgegen. Nach 
8 19 de8 Gefeßes vom 28. November 1848 joll jedem Erkenntniſſe 
und jedem nicht vein procekleitenden Zwifchenbejcheide in der Regel 
eine mündliche und öffentliche, ausuahmsweife eine bejonders anzu— 
ordnende Tchriftliche Verhandlung vor dem erfennenden Nichter voraus- 
gehen. Eine mündliche Verhandlung hat num auch vor dem Erfennt- 
niffe vom 21, Mai 1860 ftattgefunden. Ihren Gegenftaud hat aber 
nur „die von der Beklagten ohne, eventuell gegen Kautionsleiftung, 
beantragte Wiederaufhebung des erfannten Bauverbots“ gebildet. Nur 
in Beziehung auf diefen Punkt alfo und deſſen Annexa (Kojten) hat 
das Stadtgeriht die Intention gehabt und haben können, ein Er: 
fenntniß zu erlaſſen. Wenn daffelbe daneben es fir angemejjen 
erachtet- hat „zur Klarſtellung des Sachverhalts bezüglich mehrerer 
unter den Parteien ftreitiger Punkte die Acten an das Bauamt abzu- 
geben“ und diefes um Beantwortung gewiſſer thatfächlicher Fragen 
zu erjuchen, jo trägt dieje, ex officio und ohne daß die Parteien 
über eine ſolche Maßregel ſich auch nur geäußert hätten, exlafjene 


—— 


Verfügung äußerlich offenbar alle Zeichen einer bloß proceßleitenden 
Decretur an ſich. 

h. Auch materiell wurden, wie dies der Kläger ſelbſt anerkannt, 
die Gränzen einer derartigen Decretur durch jene Verfügung nicht 
überſchritten. Ohne Zweifel ift freilich das Stadtgeriht von der 
Ansicht ausgegangen, daß die Meittheilungen des Bauamts (ihren 
entiprechenden Anhalt vorausgefegt) geeignet jein würden, die frag- 
lichen Streitpunfte ins Klare zu fegen ; aber ein deu Rechten der Parteien 
präjudicirender Ausſpruch hierüber liegt nicht vor. Dieſen blieb 
es unbenommen, nicht allein den Yuhalt der vom Bauamte zu er- 
theilenden Antwort, jondern aud die Zuläffigfeit einer derartigen 
Dfficial-Ynjtruction, jei e8 im Allgemeinen oder in Beziehung auf 
einzelne darin begriffene Punkte zu bejtreiten, und das Stadtgericht 
war durch den gethanen Schritt in feiner Weiſe verhindert, derartigen 
Einwendungen Rechnung zu tragen und die eingehende Antivort des 
Bauamts ſchon aus proceſſualiſchen Gründen ganz oder theifweile 
unbeachtet zu lafien. 

Iſt aber foldpergeitalt die Verfügung sub II des Erfenntnifjes 
vom 21. Mai 1860 für eine rein proceßleitende anzujehen, fo muß 

- 2. au dem Decrete vom 28. September del. J. der gleiche 
Charakter vindieirt werden. Diejes Decret bezwedt Nichts als eine 
Bervollftändigung der auf die erjte Anfrage ertheilten Antwort des 
Bauamts herbeizuführen, und das GStadtgericht hat überdies dadurd, 
daß es feine Verfügung wiederum ohme vorausgegangene mündliche 
Verhandlung erließ, zu erfennen gegeben, daß es nur proceßleitend 
verfügen wollte Den Gründen, aus welden das Appellationsgericht 
das Decret vom 28. September gleichwohl für. einen nicht bloß pro- 
cehleitenden Zwiſchenbeſcheid erflärt, kann nicht beigetreten werden. 
Allerdings ift es 

a. richtig, daß die Verfügung exfaffen worden ijt, nachdem beide 
Theile über die bauamtliche Meittheilung vom 6. Juli 1860 gehört 
worden waren. Allein diejes Gehör fand Statt, um ein Erfennt: 
niß in der Sache ſelbſt vorzubereiten und wenn fich das Stadtgericht 
hiernächſt bewogen gefunden Hat, ein folches Erfenntniß zu Zeit nod) 
nicht zu ertheilen, fondern dem vorgängig noch eine Bervollftändigung 
der eingeleiteten Sach-Inſtruction eintreten zu laſſen, jo iſt dies 
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wiederum — ganz wie die erjte in diefer Richtung getroffene Ver— 
fügung — eine reine Official-Decretur, zu der die vorausgegangenen 
PBarteiverhandlungen (namentlich die Einwendungen des Klägers gegen 
die Klarheit und Bollftändigfeit der Bauamıts-Mittheilungen) den 
Anlaß gegeben haben mögen, die fi aber in feiner Weife als ein 
über die vorausgegangenen Barteiverhandlungen abgegebenes Erfennt- 
niß darftellt. 

b. Was den zweiten Grund des Appellationsgerichts anlangt, 
daß mitteljt der fraglichen Verfügung Aufichlüffe von dem Bauamte 
erbeten worden, welche bei Entjcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits 
mitbenutzt werden follten, fo ift diefe generelle Abficht (welche mehr 
oder weniger auch bei allen procekleitenden Decreturen obwaltet) nicht 
das den Ausschlag gebende. Es kommt vielmehr darauf an, ob das 
Stadtgericht über irgend einen Punkt, der möglicherweife für das 
demnächltige Erfenntniß in der Sade ſelbſt von Bedeutung werden 
fonnte, jest ſchon entfcheiden oder ob es vorläufig nur Material 
herbeifchaffen, die Beurtheilung des Werthes diefes Materials jedoch 
nad allen Seiten offen laſſen wollte. Erſteres aber kann man 
um fo weniger annehmen, als gegen die Zuläffigfeit der eingefchlagenen 
Dffictal-Brocedur bis dahin noch gar feine Einwendung erhoben, das 
Stadtgericht alfo überall noch nicht in die Lage verießt war, fich. 
darüber auszufprechen, ob und beziehungsweife in welchem Maaße es 
die von dem Bauamte zu gebenden Aufflärungen auch gegen den 
Willen der einen oder anderen Partei für die Entjcheidung des gegen- 
wärtigen Rechtsſtreites mitzubenutzen beabfichtige. 

Könnte dies überall noch zweifelhaft fein, fo erſcheint doch jeder 
Zweifel durd) das auf die Hägerifche Nemonftration und Appellations- 
anzeige ergangene Decret vom 5. October 1860 bejeitigt. Denn 
indem das Stadtgericht nunmehr feine vorausgegangene Verfügung 
al8 eine rein proceßleitende ausdrücklich bezeichnete und deshalb der 
dagegen ergriffenen Appellation den Lauf verfagte, hat e8 unzweideu— 
tiger Weife zu erfennen gegeben, daß dur diefen den Rechten des 
Klägers in feiner Weife präjudicirt werden follte. 

c. Zrug aber die Verfügung vom 28. September den mehrbe- 
zeichneten Charakter, jo war eine Berufung gegen diefelbe fo wenig 
gemeinrechtlic als nach Frankfurter Rechte 


Geſetz vom 28. September 1848 $ 55. 
zuläffig. „ Kläger beftreitet die Anwendbarkeit diefes Grundfages auf 
den vorliegenden Fall zwar deshalb, weil jene Verfügung, wenn aud) 
in den Formen ciner bloß procekleitenden Decretur erlaffen, doch 
ſachlich über die Gränzen einer jolhen Hinausgehe. Allein dies trifft 
nad) den Ausführungen unter B nicht zu. 

Es mußte demnad) das Appellationsgerichts - Erfenntnig vom 
15. October 1860 aufgehoben und die gegen die Stadtgerichts-BVer- 
fügung vom 28. September Baer Appellation als unzuläſſig ver- 
worfen werden. 

Durd) die sententia a qua, wenn es dabei verblieben wäre, 
würde rechtskräftig feitgeftellt worden fein, daß die Antwort des Bau— 
amts für die Enticheidung des vorliegenden Procefjes benutzt werden 
fönne und (ihren genügenden Anhalt vorausgeſetzt) benutzt werden 
müſſe. Nach der jet ergehenden Enticheidung bleibt dies eine offene, 
zur demnächſtigen Cognition des Stadtgerichts ftehende Frage. Die 
Abänderung der angefochtenen Sentenz ift alfo von materieller Bedeu- 
tung, und mußte aus diefem Grunde eine Compenfation der Koften 
gegenwärtiger Inſtanz eintreten; während es bei der DVerurtheilung 
des Klägers in die Koften voriger Inſtanz deshalb zu belaſſen war, 
weil er diefe, wenn feine Berufung vom Appellationsgerichte, jtatt 
als unbegründet, vielmehr als unzuläjjig verworfen worden wäre, 
ebenfall8 zu tragen gehabt haben würde. 
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299. 
Simon Mehyer aus Germersheim, Kläger gegen Mar 
Gerotbwohl zu Frankfurt, Beklagten, Forderung betreffend in 
specie proviforifche Mafregeln. 


Erfenntniß des Stadtgerichts I 
" vom 6. Februar 1860. 

Am Erwägung daf 

L.— — — — 

U. Die Sache felbft betreffend, 

1. die Klage darauf gegründet wird, Beklagter habe von dem 
Kläger die in der Rechnung [2] verzeichneten Weine zu den dajelbft 
angegebenen Preiſen nad Probe gefauft und diefelben, nachdem fie 
fein Kellermeifter mit den Proben verglichen und probemäßig gefunden 
habe, bezogen; ferner habe derfelbe die Herausgabe der handelsüblich 
zu vemittiren gewejenen 6 Fäſſer, obgleich er dazu gemahnt worden 
fei, verweigert und daher deren Werth zu 55 fl. per Stüd zu 
erſetzen, 

2. Beklagter den Abſchluß dieſes Kaufes leugnet und insbeſon— 
dere behauptet, daß Kläger nicht in eigenem Namen, ſondern Namens 
feiner in Germersheim wohnenden Brüder die Anerbietungen zu dem 
Kauf gemacht habe, | 

3. dem Kläger daher der Beweis feiner depfallfigen Behauptung 
aufzugeben ift, dem Beklagten es ſelbſtverſtändlich vorbehalten bleibt, 
den angegebenen anderen Sachverhalt gegenbeweislich darzuthun, 

4. wenn anders Kläger den ihm aufzugebenden Beweis, daß er 
den Wein nad) Probe verkauft und derfelbe der Probe entſprochen 
habe, oder von dem Beklagten als der Probe entſprechend anerfannt 
worden fei, zu führen vermöchte, e8 für den Effect des Geſchäftes 
gleichgültig fein würde, ob der Wein zu Mainz oder zu Neuftadt ge- 
lagert habe; daher aud) 

5. unter Verweifung auf diefe Beweisauflage die von dem Be— 
flagten sub VI 1 bis 5 der Bernehmlaffung [4] act. an feinen 
Widerfprudy und den von ihm angegebenen anderen Sachverhalt ge— 
fnüpften Einreden eines weiteren Eingehens nicht bedürfen, 


6. das von dem Kläger behauptete jechamonatliche Zahlungs- 
ziel, nach welchem es demjelben gejtattet gewejen wäre, nach drei Mo- 
naten eine Drei-Monat-Tratte auf den Bellagten abzugeben, bei dem 
Mangel beitimmter anderweitiger Angaben als zugeftanden ericheint, 

7. daraus, daß Beklagter dem ihm in dem Zaunusbahnhof ab- 
gelieferten umd von ihm auf fein Lager genommenen Wein die er- 
forderliche Behandlung hätte angedeihen lajjen, um jo weniger feine 
Verpflichtung denjelben zu behalten, gefolgert werden fünnte, da er 
nad) Anlage B und C [6] act. alsbald nach Empfang des Weines 
den Kläger zur Verfügung über denfelben aufforderte, 

8. die flägeriiche Behauptung auf pag. 9 in [7] act., daß der 
Wein nicht mehr in ſeiner Identität vorhanden ſei, nicht in einer 
Weiſe circumſtantiirt iſt, um darauf eine Beweisauflage gründen zu 
können; dem Kläger jedoch ſelbſtverſtändlich ſeine Rechte für den Fall 
vorzubehalten find, wenn es ſich noch herausſtellen ſollte, daß Beklagter 
über den in ſeinem Beſitz befindlichen Wein bereits anderweitig ver- 
fügt oder denjelber in jchuldhafter Weile beſchädigt haben follte, 

9. bezüglih der 6 Fäſſer Beklagter 

a. zugibt, von dem klägeriſchen Spediteur Handel furze Zeit 
nad; Empfang des Weines zu deren Herausgabe aufgefordert worden 

zu fein und diefelbe verweigert zu haben, hieraus aber 

| b. noch ‚nicht gefolgert werden fönnte, daß, falls Kläger in der 
Hauptſache objiegen follte, Beklagter jofort deren Werth zu erjegen 
hätte, welchen Beklagter nur bis zu 25 fl, per Stück zugibt und 
Kläger demnach bis zu dem behaupteten Betrag von 55 fl. per Stüd 
zu beweifen hätte; fondern Kläger, welcher Tediglid) den Werth der 
Fäſſer beanjprucht, aud) zu beweilen hätte, es jei handelsüblich, daf 
die Fäſſer entweder alsbald zu vemittiren oder im entjprechenden 
Werthe dem Abjender zu vergüten jeien, dem Beklagten aber feine 
behauptete gegentheilige Handelsüblichfeit gegenbeweislih darzuthun vor- 
zubehalten ift, 

10. die auf Erſatz der durch Einfellerung und Aufbewahrung 
der Weine erwachfenen, ohnehin auf der Waare ruhenden Spejen und 
Lagerkoften gerichtete Widerklage fofort angebrachter Maßen abzumeiftn 
ift, da aus den von dem Beflagten und Widerfläger zu deren Be— 
grümdung vorgebrachten ZThatjachen sub I und II der Bernehmlaffung 
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und Widerflage [4] act. fein Rechtsgrund entnommen werben kann, 
aus welchem der Kläger und Widerbeflagte, mit dem er bezüglid) der 
Weine in einem Vertragsverhältnig gar nicht geftanden Haben will, 
zum Erſatz der fraglichen Koften für fchuldig zu erachten fein follte. 

Aus diefen Gründen wird zu Recht erfamnt: 

A. — — 

B. Die Erledigung dieſer (Cautions-) Auflage vorausgeſetzt, hat 
Kläger binnen anzuordnender Frift zu beweifen, 

a. er habe dem Bellagten die in. der Rechnung [2] act. ver- 
zeichneten Weine nach Probe verkauft 

und die Weine feien der Probe entiprechend gemwefen, oder Be— 
klagter habe fte bezogen, nachdem fie fein Kellermeifter mit den Proben 
verglichen und probemäßig gefunden Habe, 

b. aa. e8 fei bei dem Weinhandel handelsüblid), daß die Fäffer 
nad Lieferung des Weines entweder bald zu remittiren oder im ent- 
Iprechenden Werthe dem Abfender zu vergüten feien, 

bb. die 6 Fäffer jeien 55 fl. oder wieviel weniger bis zu 25 fl. 
per Stück werth gewejen, 

indem e8 dem Beflagten unbenommen bleibt, den ihm vorbe- 
haltenen Gegenbeweis bezüglich de8 Beweiſes sub a. auc dahin 
zu führen, 

daß Kläger bei dem in Trage ftehenden Geſchäfte nicht in 
eignem Namen, fondern Namens feiner in Germersheim 
mwohnenden Britder gehandelt. 

C. Die Widerflage wird angebrachter Maßen und für ben Tall, 
daß Kläger den Beweis sub B. a. führt, definitiv abgewiefen. 

D. Bfeibt die dem Refultate der Beweisführung entiprechende 
weitere Verfügung vorbehalten. 


Erfenntnif des Appellationsgerichts 
vom 27. Juni 1860, 


i auf beiderjeitige Appellation. 

Die erfte Befchwerde des Klägers ift darüber erhoben, daß Be— 
Hlagter nicht ohne vorgängigen flägerifchen Beweis zur Zahlung des 
Facturapreijes des Weines ſammt Verzugszinfen verurtheilt worden 
jei; dieſe Beſchwerde erjcheint jedod unbegründet. Vergleicht man 
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nämlich mit dem Klaggrund, welcher dahin angegeben ift, daß Be— 
.Hagter den in der Klaganlage verzeichneten Wein bei den Kläger 
nad einer ertheilten Probe beftelit, daß er die Weinfendung diejer 
Probe entfprechend gefunden und daß er den Wein angenommen habe, 
die Vernehmlaffung des Beklagten, fo ergiebt fih, daß Beklagter in 
allen vorerwähnten Punkten den Klaggrund entjchieden in Abrede 
geftelft hat. Denn er läugnet zumädit, den Wein bei. dem dahier 
wohnenden Kläger bejtellt, gibt vielmehr nur zu, ihn durd) den Kläger 
bei deffen in Germersheim wohnenden Brüdern beftellt zu haben und 
gründet hierauf den Einwand der fehlenden Activlegitimation. Ferner 
jtellt er in Abrede, den Wein nad einer ihm zurückgelaſſenen Probe 
beftellt zu Haben, gibt vielmehr nur zu, daß Kläger ihn eine augeb- 
liche Probe des Weines habe koſten laſſen und daß vereinbart worden, 
er werde den anherzufendenden Wein behalten, wenn er ihm recht fei. 
Und endlid verabredet der Beklagte, daß er den am 23. oder 
24. November 1858 dahier angelommenen Wein probemäßig gefunden 
und ihn angenommen, indem er ihn vielmehr fofort mimdlich, wie 
ſchriftlich — letzteres laut [6] durch die im Abjchrift vorgelegten 
Schreiben vom 24. November und 10. December 1858 — zur Ber- 
fügung geitellt und feine Einfellerung nur als eine zum Zwecke feiner 
Bewahrung vollzogene Maßregel vorgenommen und erklärt habe. 
Des Empfangs und des Inhalts der vorerwähnten Schreiben ijt der 
Kläger geftändig, während feiner Entgegnung, daß Beklagter über den 
Wein verfügt habe, indem er ihn in feinem Keller habe einſchläuchen 
mithin in andere Fäſſer habe überfüllen Lajfen, eine Erheblichkeit nicht 
beigemefjen werden fann, da er nicht zu behaupten vermag, daß der 
Wein duch Weberfüllung in andere Fäſſer an jeinem Weſen irgend 
eine Abänderung erleide, und da überdies der Beklagte nur zugibt, 
daß Lediglich eines der Fälfer Wein momentan in ein dem Beklagten 
gehöriges ganz reines Faß übergefüllt worden, der Wein im Ganzen 
aber demnächit wieder in feinen urfprünglichen Behälter gekommen jet. 
Die fernere Behauptung des Klägers, daß Beklagter den Wein in 
Verwendung genommen habe, ift durch den inzwifchen erhobenen Be— 
fund in [24] der Acten des Stadtgerichts widerlegt. Endlich iſt über 
den Einfluß des in dem erwähnten Befundbericht gejchilderten derma- 
ligen Zuftandes des Weines auf die Entjcheidung der vorliegenden 
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Klage in erfter Inſtanz noch nicht verhandelt und erfannt, vielmehr 
Erfenntniß vorbehalten, überdieß aber in diejer Richtung eine Be— 
jchwerde nicht erhoben. 

Aus der hiernach gebotenen‘ Verwerfung der eriten Beſchwerde 
des Klägers folgt die Werwerflichfeit feiner dritten und vierten Be— 
jchwerde ohne Weiteres, da diefe beiden Beſchwerden auf der grund- 
ofen Annahme beruhen, daß der Klaggrumd bereits liquid geftellt fei. 

Auch die im Betreff der Fäſſer erhobene zweite Beſchwerde des 
Klägers jtellt fih al8 unbegründet dar. Denn fo lange die Berbind- 
lichkeit de& Beklagten, den Wein zu behalten nicht feitfteht, kann der- 
felbe bei feiner Bereitwilligfeit, den Wein in den eingefandten Fäſſern 
zurüichzugeben, zu einer Geldvergütung für die Fäſſer überall nicht 
verpflichtet fein. Auch für den Fall, daß Beflagter den Wein be- 
halten muß, folat daraus, daß er der an ihn ergangenen Aufforderung 
die Fäſſer allein zuriickzugeben, noch nicht entiprochen Hat, nicht ohne 
Weiteres, daß er fir die Fäller eine Geldvergütung zu leiften hätte, 
Vielmehr bedarf e8 Hierfür erſt noch des flägeriichen Beweiſes einer 
im Weinhandel beftehenden Uebung, zufolge weldyer dem Berfäufer 
des Weines der. Geldwerth der Fäſſer vergütet werden muß, wenn 
ihm dieſe nicht alsbald zurückgeſandt worden ſind. Da ſich die von 
dem morosus zu leiſtende Werthentſchüdigung entweder nad) dem 
Zeitpunkt des begonnenen Verzugs oder der Litisconteſtation oder der 
Verurtheilung bemißt, ſo bleibt die Liquidation des Fäſſerwerthes, 
inſoweit er den von dem Beklagten mit fl. 25 per Stück eingeräum— 
ten Betrag von fl. 55 per Stück überfteigt, nad) dem vorliegenden An— 
trage des Klägers zwedmäßiger Weife bis auf Weiteres ausgeſetzt. 

Die Beichwerden des Beklagteg haben zum Gegenftande: 

1. daß nicht weitere Beweiſe dem Kläger auferlegt, beziehungs- 
weije dem Beklagten nachgelaffen worden. Hierher gehört was ber 
Beklagte in feiner Appelfationseinführung unter I 1. 2.3.4 ud 
JE 1 vorgebracdht hat. 

2. Die Motive unter 9 des Stadtgerichts-Erfenntniffee. 

3. Die Entjcheidung in der Widerklage. Rückſichtlich diefer Be— 
jchwerde fommt Folgendes in Betradt: j 

Zu 1. Dem Einwand des Beflagten, daß Kläger zu dem Pros 
ceffe nur den Namen für ©. Salomon herleihe und fein eigenes 
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Intereſſe bei demſelben habe, iſt mit Grund keine Beachtung geſchenkt 
worden. Denn entweder beweiſet der Kläger ſeine Behauptung, daß 
er in feinem Namen mit dem Beklagten contrahirt hat, oder es be: 
weiſet der Beklagte die von ihm entgegengefette Behauptung, daß er 
den Kauf durd den Kläger mit dejfen Brüdern zu Germersheim ab- 
geichloffen hat. In beiden Fällen ift die Einmifchung des ©. Sale 
mon ganz ungehörig umd zu irgend einer Beweisauflage nicht geeignet. 
Der Beweisjak unter B a im Erfenntniffe: des Stadtgerichts ift er- 
ſchöpfend. Denn thut der Kläger dar, daß, wie er auf ©. 5 der 
Vernehmlaſſung behauptet, der Beklagte die Weine in Empfang 
genommen, nachdem fie fein Kellermeifter mit der vom Kläger zurück— 
gelaffenen Probe verglichen uud probemäßig befunden hätte, jo muß 
alsdann nad allen Umſtänden angenommen werden, und bedarf es 
feines bejonderen Beweiſes, daß DBellagter jeinen SKellermeifter mit 
Probirung der Weine beauftragt hatte. Nicht dem Kellermeifter, ſon— 
dern dem Beflagten war eine Probe des Weines von dem Kläger 
behänbdigt und ebenfalls nicht dem Kellermeijter, jondern dem Beklagten 
war die Ankunft der Weine auf dem Taunusbahnhof dahier durd) 
den flägerifchen Spediteur Handel angezeigt worden. Iſt nun dem 
Abholen der Weine auf dem Taunusbahnhof dur das eigene Fuhr— 
werk des Beklagten und dem Einbringen der Weine in den Seller 
des Bellagten eine Vergleichung derjelben mit der vom Kläger er- 
theiften Probe vorausgegangen, jo fann diefe Vergleihung nur durd) 
den Beklagten veranlaßt und ermöglicht worden fein. Ohnehin hat 
der Beklagte einen anderen Zuſammenhang der Sade nicht einmal 
genitgend angegeben. 

Dem Beklagten ift in Uebereinftimmung mit den Motiven unter 
3 des Erfenntniffes des Stadtgerichts im decifiven Theile deſſelben 
der Gegenbeweis allenthalben vorbehalten. Es gehört aber zu feinem 
Gegenbeweis und bildet nicht etwa einen beſonders vorzubehaltenden 
Einredebeweis, wern der Beklagte der Flägerifchen Behauptung, daß 
nach Probe gefauft worden, die Behauptung entgegengejett hat, es 
jet auf Probe gekauft, es jei ihm die Befugniß eingeräumt worden, 
den Wein zurichzugeben, wenn er ihm nicht gefalle. Die Wahrheit 
der einen dieſer Behauptung ſchließt die Wahrheit der anderen 
völlig aus, 


Nach Inhalt der Vernehmlaffung des Beklagten hätte der Kläger 
den offerirten Wein als einen zu Neuftadt an der Haardt lagernden 
Wein feiner zu Germersheim wohnenden Brüder mit aller Beftimmt- 
heit bezeichnet, während jest unbeftritten ift, daß der zugefandte Wein 
aus dem Keller des Weinhändlere S. Salomon zu Mainz entnom- 
men worden. DBeweifet der Beklagte feine vorerwähnte Behauptung, 
fo muß angenommen werden, daß der Kläger denfelben durch Faljche 
Borjpiegelungen zur Eingehung des Handels bezichungsweife zur 
Annahme des gejandten eins verleitet umd durd feinen dolus 
auch benachtheiligt hat, wenngleich der gejandte Wein der ertheilten 
Probe entjprechend befunden worden fein follte. Laut des Zeugniſſes 
der Herren Handels-Affejforen wiirde, nach den bei dem Weinhandel 
obwaltenden Rückſichten trog der Uebereinftimmung des Weines mit 
der Probe, die bei gährendem Wein ohnehin unzuverläfjig ift, ein wejent- 
li) anderer und jedenfalls fchon wegen der Unficherheit feines Ur 
ſprungs minderwerther Wein geliefert als verkauft fein, wenn ftatt 
de8 aus dem Keller eines Mainzer Weinhändlers entnommenen Weines 
ein nod) bei den Producenten zu Neuftadt Iagernder Wein Gegenftand 
des Handels gewefen ift. 

Zu 2. Die formelle Zuläffigkeit der Beſchwerde des Beklagten 
darüber, daß in 9 der Entjcheidungsgründe zum Erfenntniffe des 
Stadtgericht3 unerwähnt geblieben, daß die auf die Fäſſer bezüglichen 
Beweife nur für den Fall des Flägerifchen Obfiegs mit der Haupt- 
forderung in Betracht fommen, kann dahin geftellt bleiben, da fie ſich 
in materieller Hinficht jedenfalls durch Selbjtverftändnig erledigt. 
Auch die weitere Beſchwerde, daß an derfelben Selle der Enticheidungs- 
gründe ein Zugeftändnig der Aufforderung zur Rückgabe der Fäſſer 
angenommen worden, ftellt fi, von der formellen Frage abgejehen, 
jedenfall8 als materiell grundlos dar, da auf Seite 11 der Vernehm⸗ 
laffung die ergangene Aufforderung allerdings unwiderſprochen ge⸗ 
blieben ift. Ä 

Zu 3. Was fchließlic die Widerflage betrifft, fo hat der Wider- 
beflagte die Legitimation des Widerflägers zu ihrer Erhebung nicht 
beanjtandet, er hat fie nur, wie fie e8 wirklich ift, von dem Ausgange 
der Vorklage abhängig erflürt. Es iſt daher fein Grund vorhanden, 
die Widerflage angebrachtermaßen abzuweifen, vielmehr ift das Er- 
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tenntniß über diefelbe bis nach ‚Erledigung des DBeweisverfahrens in 
der Vorklage auszuſetzen. 

Aus dieſen Gründen wird das Erkenntniß des Stadtgerichts 
vom 6. Februar 1860 im Uebrigen zwar beſtätigt, jedoch in folgenden 
Punkten abgeändert: 

1. daß dem Beklagten neben dem Gegenbeweiſe zu dem 
klägeriſchen Beweiſe unter B a auch noch der Beweis feiner 
Einrede salva reprobatione vorbehalten iſt; 

daß der ihm duch den Kläger offerirte Wein von dem- 

jelben als zu Neuftadt an der — lagernder Pfälzer 

Wein bezeichnet worden iſt, 

2. daß die Liquidation des noch ſtreitigen Fäſſer-Werthes 
von mehr als fl. 25 und bis zu fl. 55 per Faß noch ausge- 
fett bleibt; 

3. daß die Entjcheidung in der Widerflage bis nad Er- 
ledigung des Beweisverfahrens in der Vorklage vorzubehalten ift. 

Die Koften diejer Inftanz werden gegeneinander aufgehoben. 


Auf Appellation des Klägers wurde diejes Erfenntniß durch 


Urtheil des DOber-Appellationdgerichts 
| vom 10. Juli 1862 
beftätigt. 


Entfcbeidungsgründe. 


Der Kläger hat in gegenwärtiger Inſtanz feine in der vorigen 
Inſtanz aufgeſtelltrn Beſchwerden wiederholt und diefelben, inſoweit 
das erſte Erkenntniß auf Grund ber Beſchwerde des Beklagten ab- 
geändert ward, erweitert. Er verlangt 

A. in Betreff des in [2] facturirten Weines 

1. daß ihm der Beweis abgenommen werde, er habe den 
Wein dem Beflagten verfauft, und mithin aud) die Aufhe- 
bung des wider diejen Beweis dem Beklagten nachgelaſſenen 
directen Gegenbeweiſes. 

Allein diefem Berlangen konnte nicht entiprochen werden. Zunächſt 
fommt nichts darauf an, wer den Wein geliefert hat, ob der Kläger 
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oder feine Brüder. Denn wenn dies auch geftändigermaken von dem 
Kläger geichehen, jo berechtigt diefer Umftand keineswegs zu dem 
Schluß, daß der Kläger das Gefchäft im eigenem Namen abgefchlofjen 
habe. Auch darin, daß die Factura über den Wein von dem Kläger 
auf den Beklagten ausgeftellt fein joll, liegt fein unumftörlicher Be— 
weis dafür, daß Kläger in eigenem Namen contrahirt habe, oder 
dafür, daR, wenn: folches in fremden Namen gejcdhehen wäre, Kläger 
als Selbfteontrahent fpäter eingetreten jei, da Novationen, wenn fie 
auch wicht mit ausdrüdlichen Worten gefchehen müfjen, doc) jedenfalls 
nur dann angenonmmen werden fünnen, wenn unzweifelhafte Thatum- 
jtände dafür vorliegen. Die unter den Parteien beftrittene Frage, 
ob Kläger in eigenem oder fremden Namen contrahirt habe, ift aljo 
durch Beweis noch nicht erledigt, und zunächſt darüber zu’ entjcheiden, 
wen die Beweislaft treffe. Hier Fonnte nun der Anficht wicht bei- 
getreten werden, welche die Beweislaft dem auferlegt, welcher behauptet, 
er jelbft oder fein Mitcontrahent habe in fremden Namen gehandelt. 
Bei Bertheilung der Beweislaft ift davon auszugehen, Jeder habe die 
Thatumftände, von denen die Durchführung feines Anspruchs abhängig 
ijt, im verhtliche Gewißheit zu fegen, fall8 der Gegner diejelben läugnet. 
Da es num einen wefentlichen Unterſchied für die Rechtsverfolgung 
wie fir die Vertheidigung wacht, ob Yemand in eigenem oder in 
fremden Namen klagt oder belangt wird, fo folgt daraus, daß die 
betreffende Eigenfchaft, wenn in Abrede geftellt, von dem bewieſen 
werden muß, welcher Rechte daraus ableitet, und es ijt gleichgültig, 
ob Jemand behauptet in eigenem oder in fremden Namen contrahirt 
zu haben. Auch hat ſich da8 Dber-Appellationsgericht in einem Falle, 
wo der Bellagte in Ahrede nahm, daR er in eigenem Namen contra- 
hirt habe, für die Beweispflichtigfeit des Klägers ausgejprocen : 
Franffurt S. Buhl ca Gläntzer 6. October 1856. — *) 


und e8 gibt feinen Grund fir eine andere Vertheilung der Beweislaft 
in dem Falle, wo der Beflagte die Eigenfchaft feines Gegners ald 
Selbjtcontrahenten in Abrede gejtellt Hat. Unzutreffend ift der Ein- 
wand des Klägers, es handle fi) um die Behauptung eines Irr— 


*) Siehe diefe Sammlung Band II S. 448. 
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thums, dieſer betreffe nicht die Perſon des Mitcontrahenten, ſondern 
deſſen Eigenſchaft, und ein ſolcher ſei nur dann von Bedeutung, 
wenn ein, hier nicht vorhandenes rechtliches Intereſſe vorliege. Denn 
einmal iſt ein Irrthum dariiber, ob Jemand in eigener Perſon, oder 
ob er als Bertreter jeiner Brüder contrahirt habe, nur als Irrthum 
über die Perfon aufzufaffen, welcher den Bertrag vernichten wiirde, 
Sodann aber ift von einem Irrthum des Beklagten hier überall nicht 
die Mede, fondern davon, ob der Kläger ſich bei Abſchluß des Ge- 
ſchäftes als Mandatar jeiner Brüder zu erkennen gegeben habe. End— 
(ich war aud der Einwand, der Kläger fünne nicht zugleicd; Mandatar 
feiner Brüder und Vertreter der Intereſſen des Weinhändlers 
Salomon in Mainz gewefen jein, ımd das Vorbringen des Beklagten 
jei daher unklar und widerjprechend, zu verwerfen, da beide Behaup— 
tungen jehr wohl neben einander beitehen fünnen. 

Der Kläger verlangt 

2. daß ihm der Beweis des Berfaufs nach Probe und der 
Probemäßigfeit oder der Gutheißung der gelieferten Waare abgenom— 
men werde. Er macht zu dem Ende geltend, der Beklagte ſei ver- 
pflichtet gewejen, den von dem Spediteur Handel als angekommen 
bezeichneten Wein bei diefem zu prüfen, und wenn er ihn nicht probe- 
mäßig gefunden, fofort zur Verfügung zu ftellen, oder unter Borbehalt 
zu beziehen. SKeinenfalis fei er befugt gewejen, den Wein ſchläuchen 
zu lafjen, indem dadurch deſſen Identität, bei der Möglichkeit, daß 
die gebrauchten Geräthichaften mangelhaft oder die Fäſſer, in welde 
er überfüllt wurde, unreim fein fonnten, alterirt werde. Bei diejer 
Aufftelung hat der Kläger überfehen, daß der Beklagte den Abſchluß 
des Handeld nad) Probe ausdrüdlich in Abrede geftellt hat, umd 
jeinerjeits behauptet, der Wein fer ihm im der Meife angeftellt wor- 
den, daß er, Beklagter, noch befugt fein foile, ſich darüber zu erklären, 
ob der Wein ihm recht fei. Jedenfalls wird aljo der Umftand, daß 
nach Probe gehandelt ward, zunächſt von dem Kläger in rechtliche 
Gewißheit gejetst werden müſſen, und es dabei dem Beklagten unbe— 
nommen bleiben, den von ihm behaupteten Sachverhalt im Wege des 
Gegenbeweifes geltend zu machen. Es genügt aber nicht, da nur 
der Handel nad) Probe von dem Kläger eriwiefen wird, jondern es 
mußte ihm daneben die in dem erften Lirtheile enthaltene Copulative 
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der Probemäßigfeit oder der Genehmigung auferlegt werden. Denn 
das Benehmen des Beklagten, durch welches der Kläger von beiden 
Copulativen freigeworden fein will, hat dieje rechtliche Wirkung nid. 
Eine BVerpflihtung, das Probiren früher vorzunehmen, als der Wein 
in die eigene Behaufung gebracht war, läßt fich beim Abgange einer 
darauf gerichteten ausdrüdlihen Verabredung nidt annehmen. Es 
war daher unpräjudicirlih, wenn Beklagter den Wein abholen Lie, 
ohne zuvor eine Verwahrung einzulegen. Selbſt das Ueberfüllen des 
einen Fafjes in ein anderes founte nicht als eine Beeinträchtigung der 
Identität angejehen werben, da Kläger nicht zu behaupten vermocht 
hat, e8 feien dabei Verſehen vorgefommen, und, was desfalls geltend 
gemacht wird, als bloße Möglichkeit feine Berückſichtigung finden 
fonnte. Hat nun der Beklagte bereits am 24. November, ſelbſt dann, 
wenn der Wein fchon am 20. von ihm empfangen fein ſollte, nac)- 
dem der Kläger der mündlichen Aufforderung nicht entjprochen hatte, 
die Weine jchriftlicd) zur Verfügung geftellt, jo war er Hierzu, falls 
nicht die wirffiche oder die anerkannte Probemäßigfeit der nach Probe 
verfauften Waaren nachgewiefen wird, völlig befugt. Bedeutungslos 
ift es dagegen, falls ein Handel nach Probe gegen den Beklagten 
erwiefen werben jollte, ob ein folcher bei jungen Weinen zu deren 
ficherer Beurtheilung führen fann, indem dieſer Umftand von dem 
Beklagten vor Abſchluß des Geſchäfts zu erwägen geweſen fein würde. 

3. Ein fernerer Einwand des Klägers betrifft die von dem 
Appellationsgerichte wider den erjten flägerifchen Beweisjag zum Be— 
weile des Beklagten verftellte Einrede, daß der ihm durch den Kläger 
offerirte Wein von demfelben als zu Neuftadt an der Haardt lagern 
der Pfälzer Wein bezeichnet worden fei. Diefe Abänderung des Stadt- 
gerichtsurtheils ift darauf geftügt, daß bei gährenden Meinen die 
Uebereinftimmung mit der Probe unzuverläfjig fei und der Umſtand, 
daß der Wein noch bei dem Producenten in Neuftadt lagere, eine 
größere Garantie für feinen Urſprung liefern, al8 wenn der Wein 
dem Seller eines Mainzer Händlers entnommen wäre Wenn nun 
dieſe Beweisnachlaſſung von dem Appellationsgerichte befonders auf 
das Zeugniß der zugezogenen beiden Handels» Ajjefjoren geftügt ift, 
und der Kläger hiergegen geltend macht, diejelben jeien in dem Wein: 
handel nicht bewandert, ‚der eine ein Banquier, der andere Chef eines 
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Rauchwaaren⸗Geſchäftes, jo fonnte auf dieſen Einwand ſelbſtverſtänd— 
lich feine Rücdjicht genommen werden. — Allein auch abgejehen von 
der Anficht der Affefforen und davon, daß aud in der Pfalz, wie 
Kläger verfichert, Weinfabrication betrieben wird, ijt die Erheblichkeit 
der fraglichen Behauptung des Beklagten nicht zu verfennen. Ob 
gährender Wein nah Probe mit Sicdjerheit verfauft werden fünne, 
mag dahin geftellt bleiben, da die Parteien hierüber verfchiedener An— 
fiht find. So viel aber ijt ausgemadt, daß Beklagter diefes Täugnet, 
und dag fir ihm in dem Lagerungsplag eine höhere Garantie lag. 
Wenn aljo der Kläger eine dahin gerichtete Zuſage bei Abjchluß des 
Geſchäftes gegeben haben follte, jo muß er fie erfüllen, und ift dies 
nicht geichehen, fo kann der Beklagte nad) den Grumdfäßen vom 
dietum sive promissum nicht pflichtig fein, einen Wein anzunehmen, 
welcher jener Zujage nicht entſpricht. — Auch läßt fi) nicht etwa 
mit dem Kläger geltend machen, der Punft fei befeitigt, da es Sache 
des Beklagten gewejen wäre, ſich vor der Annahme die erforderliche 
Gewißheit zu verichaffen, was durch Einficht des Frachtbriefes bei 
Handel oder Anfrage in der Güter-Erpedition der Taunusbahn mög- 
lid) gewejen fein wirde; nad) Annahme und Verfügung über den 
Wein jei e8 unzuläfjig, darauf zurüdzufonmen, indem darin ein 
Verzicht auf jene Contraetsbedingung liege. Allein Verzichte werden 
nicht vermuthet und jo wenig wie nach den Ausführungen unter 
Nr. 2 in dem bisherigen Verhalten des Beklagten ein Grund zu 
deffen Verurtheilung enthalten iſt, ebenjo wenig liegt darin ein Auf- 
geben jener ontractsbedingung, deren Nachweis das Appellations- 
gericht dem Beklagten rechtskräftig vorbehalten hat. 

4. Der lette Grund für die Nothwendigkeit jofortiger Verur— 
theilung des Beklagten joll in der nad) dem Berichte der Sadjver- 
ftändigen eingetretenen derzeitigen Werthlofigfeit des Weines enthalten 
fein. Dem ſteht jedoch zunächft entgegen, daß dem Kläger in dem 
Stadtgerihts-Urtheil rat. 8 feine Rechte für den Fall vorbehalten 
find, daß ſich herausſtellen follte, der Beklagte habe die Waare in 
ſchuldhafter Weife bejchädigt, und hierüber Feine Bejchwerde in zweiter 
Inſtanz geführt ift. Sodann ift diefe Aufftellung in dritter Inſtanz 
ein unzuläffiges novum, da dieſe Expertife vorlag, als die Sache 
beim Appellationsgerichte verhandelt ward. Ueberdies enthält die Ver: 
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urtheilung zum Scadenerfag im Gegenfa zu der auf Gontractser- 
füllung eine in letter Inſtanz unzuläffige Klagänderung. Endlich 
trifft den Beklagten nad) dem Schreiben vom 24. November 1858 
und 10. December deifelben Jahres nur dann ein Verjchufden, wenn 
Kläger die ihm auferlegten Beweife führt und folche durch Gegenbe- 
weife nicht elidirt werden können. 

B. In Betreff der Fäſſer hat Kläger feine zweite Beſchwerde 
voriger Inſtanz wiederholt und verlangt Berurtheilung in fl. 25 
per Faß neben Bemweisauflage über einen Werth von fl. 55 von Zeit 
der Uebergabe bis zur Verurtheilung. — Allein auch hier mußte dem 
Appellationsgerichte zunächſt darin beigetreten werden, daß die Fäller- 
vergütung hinwegfällt, wenn der Beklagte den Wein nicht zu behalten 
braucht. Aber aud darin, daß, wenn er ihn behalten muß, die Auf: 
forderung zur Rückgabe allein und abgefehen von der im Stadtgeridts- 
Urtheile verjtellten Uſanz, zur Werthvergiitung nicht verpflichtet. 
Endlich darin, daß eine Liquidation des Werthes der Fäſſer zur Zeit 
auszufegen ift. Führt nämlich Kläger feine Beweiſe in der Haupt» 
ſache nicht, oder werden fie elidirt, jo fann von einer Vergütung in 
Betreff der Fäſſer feine Rede fein, da Beklagter für Wein, der ihm 
nichts angeht, Feine eigene Fäſſer herzugeben braucht. Im entgegen- 
gejegten Falle fteht der Verzug in der Rücklieferung durd die Mah— 
nung feft. Allein nach gemeinem Rechte bewirkt der Verzug nur die 
Berpflihtung, Erſatz zu leiften für den durch ihm herbeigeführten 
Schaden nad) vorgängiger Liquidation und Nachweis deffelben, und 
der Werth des vorenthaltenen Gegenftandes darf nicht fofort ohne 
diefen Nachweis gefordert werden, wie wohl Liquidation und Nachweis 
die Höhe des MWerthes der Sache erreichen und fo zur Wertherftattung 
unter Ueberlajjung des Gegenjtandes führen kann. Ueber den Werth 
der Fäſſer aber fonnte weitere Verhandlung vorbehalten werden, da 
die Eventualmarime- auf Richterfprüche feine nothwendige Anwendung 
findet, daneben aber der Auffaffung des Appellationsgerichts über die 
Beitimmung der Werthentfchädigung nad) dem Zeitpunft des begon- 
nenen Verzugs refp. der Litisconteftation oder der Verurtheilung in 
Beihalt früherer Entfcheidungen 

Seuffert, Archiv Bd. 13 Nr. 240 
nur beigetreten werden fonnte. 


C. Endlich war das Appellationsgerichts-Urtheil aud in Betreff 
der Widerflage zu beftätigen und die in jeßiger Inſtanz wiederholte 
vierte Bejchwerde des Klägers in voriger Inſtanz mußte ebenjo ver- 
worfen, wie der dritten Beſchwerde des Beklagten in voriger Inſtanz 
entjprochen werden. Die definitive Abweifung hängt vom Ergebnif 
des Hauptbeweifes ab, und in Betreff der Abweifung angebrachter- 
maßen fonnte der ratio 10 des Stadtgerichts-Urtheils nicht beige: 
pflichtet werden. Sollte nämlich Beklagter mit dem Kläger in feinem 
contracklichen Nexus gejtanden haben, jo ift e8 die rechtswidrige Hand- 
lung des Klägers geweſen, durch welche der Beklagte zu Verwendungen 
veranlaßt ift. 

Aus Allem ergiebt jih, daß der Kläger über die Vergleichung 
der in voriger Inſtanz erwachſenen Koften ſich feinenfalls zu beſchwe— 
ren hat, da feine Beſchwerden verworfen werden mußten und in 
einem Hauptpunfte zu Gunften des Beklagten zu erfennen war. Die 
Koften jegiger Inſtanz aber treffen den Kläger als unterliegenden 
Theil. 
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300. 


Iſaak Oppenheim zu Berlin, Kläger gegen Eduard 
Wolſchendorff zu Frankfurt, Beklagten, Forderung betreffend. 


Erfenntnif des Stadtgerichts I 
vom 17. Auguſt 1860. 

An Erwägung, daß 

1. die Klage darauf beruht, daß 

a. Kläger als Einfaufs-Commiffionär für Rechnung des Be 
klagten am 10, September 1857 am Berliner Frucdtmarft und nad) 
Berliner Ufance 50 Wifpel Roggen, zu 475% Thlr. den Wiſpel per 
Frühjahr 1858 zu Tiefern erfauft habe, 

b. die Lieferzeit „per Frühjahr” nad) Börjenbrauh dahin zu 
verftehen fei, daß der Käufer das Recht habe, die Frucht in der Zeit 
vom 1. April bis 20. Mai nad) feiner Wahl zu liefern, nun aber 

c. Beflagter am 1. April 1858 die fragliche Frucht nicht bes 
zogen habe, und daher verbunden fei, die Differenz zwijchen dem 
Einfaufspreis und dem Wiederverfaufspreis am 1. April 1858, wo 
diefelbe wegen Nichtbezug auf feine, des Beklagten, Rechnung weiter: 
verfauft worden, ſammt Brovifion und Courtage mit berechneten 
Thlr. 760. 4 Sgr. eventuell, mit Bezug auf Anlage 3 zur Klage, 
mit Thlr. 685. 4 Sgr. dem Kläger zu vergüten ; 

2. Beflagter einräumt, dem Kläger die fragliche Einfaufs-Com- 
miſſion ertheilt zu haben, auch die Beftimmung der Lieferzeit per 
Frühjahr und die von Kläger bemerfte Bedeutung diefes Ausdrudes 
nicht beanjtandet, und den Empfang des Noisbriefes |10] zugibt, 
worin Kläger den Vollzug des Auftrages anzeigt, wohl aber den am 
10. September 1858 angeblich gejchehenen Einfauf, und den am 
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1. April 1858 von Kläger behaupteten, in [3] gedachten Weiterverkauf 
beftreitet; inzwijchen 
3. die Geltendmachung der eingeflagten Differenzforderung we’ 
fentlich vorausjegen würde, daß ſich der Beklagte in mora befinde, 
von einer den Kläger, als Commiljionär, zur Verkaufsſelbſthülfe be- 
rechtigenden mora des Beklagten, als Gommittenten aber nur dann 
die Rede fein könnte, falls dem Beklagten unter Androhung des 
Weiterverfaufs von dem in Folge der Kündigung erfchienenen Liefe- 
rungs- und Bezugstermin Kenntniß gegeben worden wäre; 
vol. Entfcheidungsgründe ©. 43 ff. zum Revifiongerfenntnif 
vom 9. December 1859 in Sahen Kapferer & Wolff 
ca. Rapp. 
dagegen 
4. Kläger überall nicht zu behaupten vermochte, daß fein Ver— 
fäufer, in deffen Wahl nad) eigener Angabe bes Klägers die Bejtim- 
mung bes eigentlichen Lieferungstags innerhalb des als „per Frühjahr“ 
geltenden Zeitraumes gelegt war, bereitS den 1. April 1858, den 
erften Tag diefes Zeitraums, als den Liefertag bezeichnet habe, und 
hiervon dem Beklagten, um jeine Dispofitionen wegen des Bezugs 
treffen zu können, rechtzeitig vom Kläger Mittheilung gegeben worden 
fei, daher 
5. der am 1. April 1858 fofort vom Kläger vollzogene Weiter: 
verfauf der Frucht, und die daraus entipringende Differenzforderung 
nur imfofern Gegenjtand einer Klage fein fünnte, als Kläger feine 
in der Klage angedeutete, in der Replik jedoch mäher ausgeführte 
Behauptung, daß jein Verfahren auf Berliner Handelsbrauch beruhe, 
neben dem DBeftehen von Einkauf und Wieberverfauf, zu erweifen 
vermöchte, indem Beklagter fich diefem Gebraude, da das Geſchäft 
zu Berlin abgeichlofjen und dort zu vollziehen war, zu unterwerfen, 
und jedenfalls feiner Seite, aud) wenn etwa von Kläger eine Erfül- 
lung deifen Verpflichtungen in Folge feiner Gefchäftsverhältniffe un— 
wahrfcheintich hätte fein mögen, Alles zu thun hatte, um etmaiges 
Präjudiz von fich abzuwenden — wogegen 
6. aus den Urkunden [4] und [5] act. Kläger zu Gunften 
feiner Anfprüche eine Folgerung zu ziehen, oder eine Begründung zu 
ermitteln nicht vermag, da das notarielle Anerbieten des Klägers im 
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[4], wie derſelbe auf ©. 5 der Klage felbft bemerft, nur als ein 
Verſuch zur gütlichen Erledigung feiner angeblichen Anfprüche zu 
betrachten ift, auf welches einzugehen Beflagter weder verpflichtet war, 
noch, wie auch Kläger nicht behaupten konnte, eingegangen ift, daher, 
wenn der principale Theil der Klage als unbegründet verworfen 
werden mußte, der eventuelle Theil jedenfalls gegenjtandlos — — 
aus dieſen Gründen wird zu Recht erkaunt: 
I. Kläger wird mit der erhobenen Klage ab: und zur Ruhe 
gewiefen, auch verurteilt, dem Beklagten die Streitfoften, vor- 
gängiger Taration, zu erjeßen, Kläger wollte und könnte den 
binnen 14 Tagen, vorbehältlich des Gegenbeweifes, rechtsbehörig 
erweiſen: 
„daß er in Folge der vom Beklagten erhaltenen Einkaufs— 
Commiſſion am 10. September 1857 fir deſſen Rech— 
nung am Berliner Fruchtmarkt 50 Wiſpel Roggen, zu 
47% Thlr. den Wifpel per Frühjahr 1858 gefauft habe,“ 
„daß er am 1. April 1858 diefen Roggen zu Thlr. 331% 
den Wifpel wieder verfauft habe —“ 

3. „daß er, als Einfaufs-Kommiffionär, nach Berliner Han- 
delsbrauch, ohne daß fein Committent irgendwie in Ber- 
zug zu feßen war, oder eine vorherige Kündigung zu 
geichehen Hatte, berechtigt geweſen ſei, fchon am 1. April 
1858, dem erften Tag der Frühjahrstieferungszeit, bei 
Nichtbezug des Roggens denjelben fofort wieder zu ver- 
faufen —* 

worauf in der Sache felbft und ber Koften wegen undermweite 
Verfügung ergehen fol. 


> 


Erkenntniß des Appellationsgerichts 
vom 5. November 1860. 


Auf beiderfeitige Appellation, _ 
I Was die Appellation des Klägers und deſſen erfte und 
zweite Beichwerde anbelangt, fo erjcheint es: 
1. in Bezug auf die letztere ummefentlich, ob derjenige, von 
welchen Kläger die fragliche Frucht erfauft haben will, diefem deren 
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Lieferung auf den 1. April 1858 angefündigt hat, da Kläger, der dem 
Beklagten bei der Anzeige des geichehenen Einfaufs feinen Verkäufer 
nicht genannt hat, als del credere haftender Einkaufs-Commiſſionär 
zu betrachten ijt und es daher den Beklagten durchaus nicht berührt, 
unter welchen Bedingungen Kläger die Frucht eingefauft haben mag, 
zumal e8 dem Kläger in der angegebenen Eigenſchaft freigejtanden 
hat, Solche aus eigenem Borrathe zu liefern. Uebrigens ijt auch nur 
in dem Abſchnitt 4 des angefochtenen Erkenntniſſes des vorgedachten 
Umftandes erwähnt worden, ohne daß ſolchem in dem decijiven Theil 
irgend eine Folge gegeben wurde, daher jedenfalls die bezügliche Be— 
ſchwerde als gegenitandlos verworfen werden muß. 

2. In Anjehung der eriten Beichwerde fteht es 

a. fowohl nach gemeinen als handelsrechtlichen: Grundfägen feft, 
daß wenn Kläger den Beklagten fir die Folgen des Nichtbezugs der 
Frucht verantwortlich machen wollte, e8 ihm oblag, demfelben den 
von ihm gewählten Tag der Lieferung rechtzeitig anzuzeigen und mit 
diefer Anzeige die Drohung zu verbinden, daß er im Falle des Nicht- 
bezugs die Waare weiter verfaufen werde, 

cf. Die von dem Stadtgericht angegebenen Enticheidungs- 
gründe des Nevifions- Erfenntniffes vom 9. December 
1859 in Saden Kapferer u. Wolff ca. Rapp und 
die dortigen Allegate. 

b. Die Berpflihtung des Klägers, die beabfichtigte Yieferung dem 
Beklagten rechtzeitig anzuzeigen, würde jedoch wegfallen, wenn der von 
dem Kläger behauptete Berliner Handelsgebrauch wirklich beftände, 
nad) welchem er bei vorliegendem Yieferungsgefchäft „per Frühjahr” 
berechtigt gewejen wäre, nad jeiner Wahl an jedem Tage während 
der Zeit vom 1. April bis 20. Mai 1858 die für den Beklagten 
eingefaufte Frucht zu liefern, indem dieſer fi) alsdann an jedem 
diefer Tage hätte bereit halten müſſen, die Frucht zu empfangen, oder 
in Empfang nehmen zu lafjen. 

c. Kläger will aber auch nad) Inhalt der Gegenerflärung feinem 
Commis Baumann die Beforgung feiner Gefchäfte während feiner 
Abweſenheit übertragen haben, und Beklagter ſelbſt hat die Briefe des 
Xebsteren vom 22. März und 10. April 1858 probucirt, worin dem 
Beklagten gemeldet worden, daß er die Lieferung der Frucht nach ver 
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Wahl des Klägers vom 1. April bis 20. Mai 1858 zu gemwärtigen 
habe, ſowie beziehungsweife, daß und wie der Weiterverfauf am 1. April 
1858 jtattgefunden habe. 

Es kann aber 

aa. Kläger die Wirkungen einer Kündigung rückſichtlich des Ver— 
kaufs vom 1. April 1858 aus den angezogenen Briefen des Baumann 
gegen den Beklagten nicht ſchon darum ſofort für fich herleiten, weil 
er die Handlungen de8 Baumann jedenfalls nachträglich vatihabirt 
hat, ſondern es fommt darauf an, ob diejer zur Zeit, wo er die frag- 
lichen Briefe gejchriebeu hat, mit der Gejchäftsbejorgung des Klägers 
betraut war und feine Eigenjchaft als deſſen Beauftragter zur Kenntniß 
des Beklagten gebracht Hat. Nun hat Baumann in jenen Briefen 
ſich mit aller Beſtimmtheit al8 Beauftragter des Klägers dargeftellt, 
indem er diefelben „J. Oppenheim, ppra. Rud. Baumann“ 
unterzeichnet hat. Auch jpwricht dafür, daß Baumann mit der Ge- 
Ihäftsbejorgung des Klägers betraut war, alle Wahrjcheinlichfeit, denn 
jowohl der Anhalt der Baumann’ichen, Briefe, welcher die genauefte 
Kenntnig der betreffenden Flägerifchen Gefchäftsangelegenheiten und der 
depfallfigen Correſpondenz beurfundet, als aud) die äußere Ausftattung 
der beiden Briefe, welche deu J. Oppenheim'ſchen Geichäftsjtempel 
in doppelter Form an ſich tragen, Taffen nicht wohl anders annehmen, 
als daß Baumann mit der FHlägerifchen Geichäftsführung wirklich 
betraut war. Indeſſen ift diefe Wahrjcheinlichkeit doch für fich allein 
nicht genügend, ein Beweisverfahren überflüfjig zu machen und ins 
bejondere dem Beklagten die Möglichkeit eines Gegenbeweijes zu ver: 
jagen, weßhalb die erforderliche Berweisauflage dem Kläger zu machen 
ift, welchem es übrigens unbenommen bleibt, fich bei feiner Beweis— 
führung der vorhergedadhten Briefe mitzubedienen. 

Dagegen unterliegt es 

bb. feinem rechtlichen Zweifel, daß wegen der befannten Schwan: 
fungen der Fruchtpreife, Kläger oder deſſen Gejchäftsführer befugt 
war, nach verjtrichener Lieferungszeit, die für den Beklagten früher 
eingefaufte Frucht jofort weiter zu verfaufen. 

d. Ueberdieß hat Kläger vorgeichütt, daß es einer Kündigung an 
den Bellagten nicht einmal bedurft habe, da nach Berliner Handels: 
gebrauch er als Einfaufs-Commifjionär das Recht gehabt, am 1. April 
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1858 als dem erften Tage ber Frühjahrsfieferungszeit, bei Nichtbezug 
der Frucht, folche ohne Weiteres jofort weiter zu verkaufen, und hierauf 
gründet ſich denn auc die in dem angefochtenen Erfenntniß unter 
II 3 gejchehene Beweisauflage. 

e. Nach den vorstehenden Erörterungen jtellt fih nun die Fläge- 
rifche erfte Beichwerde als unbegründet und jedenfall zu weit gehend 
dar, da Solche lediglich dahin gerichtet ift, daß eine mora des Appellanten 
als actenmäßig conftatirt, von dem Stadtgericht nicht angenommen 
worden fei, während doch in Bezug auf diefe mora ed nach den vor: 
liegenden Erörterungen einer weiteren Beweisführung bedarf, wenn» 
gleich durch alternative Normirung der Beweife in einem für den 
Kläger günftigeren Umfang, als welchen das angefochtene Erfenntniß 
darbietet. 

3. Bei der dritten Beſchwerde kommt w Nachfolgende in 
Betracht: 

a. Aus dem Inhalte der Klage ©. 5 und flg. iſt zu entnehmen, 
daß Kläger den Beklagten laut der Notariats-Urfunde [4] am 17. Mai 
1858 dahier auffordern Tieß, die früher durch Kläger eingeflagte 
Frucht gegen Bezahlung des vertragsmäßigen Kaufpreifes bis zum 
20. Mai 1858 bei ihm, Kläger, in Berlin zu beziehen. 

b. Aud) zeigt die notarielle Urkunde [5], daß der Beklagte bis 
zu und an dem — Tage die fragliche Frucht nicht be— 
zogen hat. 

c. Hiernach liegt eine gehörige Interpellation des Beklagten vor, 
und es entjteht num die weitere Frage, ob Kläger unerachtet des nad) 
feiner Angabe früher am 1. April vollzogenen Verkaufs den von ihm 
behaupteten jpäteren Berfauf vom 21. Mai 1858 gegen den Bellag- 
ten geltend machen könne. 

d. Wenn Kläger, was er auf ©. 2 der Klage behauptet und 
Beklagter mit Beftimmtheit nicht beftritten hat, nad Berliner Han- 
delsbrauch berechtigt geweſen ift, die per Frühjahr eingefaufte Frucht 
nach feiner Wahl an jedem Tage zwifchen dem 1. April und 20. Mai 
1858 in Berlin zu liefern, jo konnte Kläger, da es ſich von einer 
in genere zu Tliefernden Waare handelte, an jedem ihm beliebigen. 
Tage bis zum 20. Mai 1858 einſchließlich dem Beklagten die näm- 
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fihe Quantität der früher für diefen eingefauften Frucht noch nach 
träglich anbieten. 

e. Dieß vorausgejegt, erjcheint nicht, wie in dem Abſchnitt 6 
der Entiheidungsgründe des Stadtgerichts-Erfenntniffes angenommen 
worden, die von dem Kläger am 17., beziehungsweife am 20. Mai 
1858 angebotene Lieferung als ein wirfungslofer Verjud) einer güt- 
lihen Erledigung, obgleid; auf S.5 der Klage von letzterer allerdings 
die Rede ift, indem der ganze Zujammenhang der flägerifchen Dar- 
ftellung deutlich zeigt, daß Kläger beabfichtigte und auch die geeigneten 
Schritte dazu that, für den Fall der Ungültigfeit des früheren Ber: 
faufs vom 1. April 1858, den Beflagten aus dem jpäterhin nad) 
feiner Angabe am 21. Mai 1858 vorgenommenen Verkauf eventuell 
haftbar zu machen, wie er denn auch feine Ktlagbitte.eventuell auf den 
Erſatz des Mindererlöfes aus dem Verkauf vom 21. Mai 1858 ge- 
richtet hat. 

f. Was nun den Tettgedachten Verkauf und den in [6] bezeich- 
neten Erlös von 35%, Thlr. per 25 Scheffel anbelangt, jo muß nad) 
dem, was bereits vorjtehend unter J. 2. c. bb. bemerft worden, 
Kläger als zu diefem Verfauf berechtigt angefehen und bei dem Wider: 
Ipruch des Bellagten zu dem bezüglichen Beweiſe zugelaffen werden. 

3. Die vierte Bejchwerde zerfällt in ſich, nachdem die erjte und 
zweite, aus welcher jene hergeleitet wird, verworfen worden ilt. 

U. Die Appellation des Bellagten und 

1. deſſen Hauptbefchwerde anbelangend, jo fommt in Betracht: 

a. Auch wenn der dem Kläger unter Il, 3 des Stadtgerichts- 
Erfenntuiffes geftattete Beweis ein zuläffiger wäre, jo würde doc dem 
Kläger der Beweis wuter II, 1 dajelbit in Verbindung mit bem wei— 
teren Beweiſe, daß er am 21. Mai 1858 eine den fir Beklagten 
Rechnung eingefauften 50 Wifpel Roggen entſprechende Quantität 
Roggen zu 351, Thlr. per 25 Scheffel weiter verfauft habe, nicht 
verjagt werden fünnen. Denn dieſem DVerfauf gegenüber jteht bie 
mora des Beklagten fchon durch die notarielle Kündigung [4] der 
Stadtgerichts-Acten feit. 

b. Appellant behanptet, daß der zum Beweiſe unter II, 3 ver- 
ſtellte Umſtand einerfeits nicht thatfächlich fubftantiirt und andererjeits 
nicht von rechtlicher Wirfung jei, allein es jtellt ſich: 
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c. diefe Behauptung als unrichtig dar, indem Kläger nad ©. 21 
der Gegenerflärung zwar mit Unrecht vorgegeben, daß nach allgemeinen 
Rechten die von ihm umnterlaffene Kündigung nicht erforderlich ſei, je- 
doch zugleich ſich Hierfür auf einen Berliner Handelsbraud) berufen 
hat und es eines mehreren nicht bedurfte, um den Kläger zu dem 
deffallfigen Beweiſe zuzulaffen, da das fragliche Geichäft in Berfin 
zu vollziehen war, daher der dortige Handelsgebraud als Für beide 
Theile maßgebend betrachtet werden muß, 


cf. ©. 25 u. f. der vorftehend unter I, 2a angezogenen 
Enticheidungsgründe. 


2. Auch die eventuelle Beſchwerde des Beklagten ift unbegründet, 
denn die zu deren Rechtfertigung angeführten Thatjachen find durchaus 
irrelevant umd daher nicht zum Beweiſe zu verftellen, da diejelben 
unter Vorausſetzung des Erbringens der Flägeriihen Beweiſe auf die 
in Frage ftehende von dem Kläger nach feinem Ermefjen fowohl per- 
ſönlich als durch einen Bevollmächtigten auszuübende, beziehungsmeile 
zu erfüllende Befugniß und DVerpflichtung feine rechtliche Wirfung 
hätten äußern und ebenfo wenig den Beklagten an der Erfüllung 
jeiner Verbindlichkeit wegen vertragsmäßigen Bezugs der Frucht’ von 
feiner Seite rechtzeitig Vorfehrung zu treffen hätten behindern fünnen. 

Aus den vorftchenden Gründen wird für Recht erkannt: 


Das Stadtgerichts- Erienntnig vom 17. Auguſt 1860 wird — 
— — dahin abgeändert: 

Kläger hat innerhalb einer von dem Stadtgericht vorzube- 
raumenden Frift vorbehaltlich des Gegenbeweijes rechtsgenügend 
darzuthun; 

dag er in Folge der von dem Beklagten erhaltenen Ein- 
faufs-Commifjion für dejfen Rechnung am 10. September 
1857 am Berliner Fruchtmarkt 50 Wilpel Roggen zu 
4754, Thlr. den Wifpel per Frühjahr 1858 gekauft 
habe, Ä 
und foviel feinen Prinzipalantrag betrifft, 

ferner, daß er den am 10. September 1857 für den 
Beklagten eingefanften Roggen zu 321, Thlr. per Wifpel 
wieder verfauft habe, 
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auch eutweder 
daß er als Einfaufs-Commiffionär nach Berliner Han- 
delsbrauch, ohne daß jein Committent irgendwie in Ver— 
zug zu feßen war, oder eine vorherige Kündigung zu 
gefchehen hatte, berechtigt gemwefen fei, ſchon am 1. April 
1858, dem erjten Tag der Frühiahrsfieferungszeit bei 
Nichtbezug des Roggens denjelben jofort wieder zu ver— 
faufen, | 

oder 
daß der Schreiber des Briefd vom 22. März 1858 [11] 
der Stadtgericht8-Acten damals von ihm beauftragt ge— 
weſen jei, die hierin erwähnte Gefchäftsangelegenheit oder 
feine Gefchäftsangelegenheiten überhaupt zu bejorgen, 

foviel aber feinen eventuellen Klagantrag anbelangt, ferner 
daß er am 21. Mai 1858 eine den am 10. September 
1857 für des Beflagten Rechnung eingefauften 50 Wifpel 
Roggen entiprehende Quantität Roggen zu 354, Xhlr. 
per 25 Scheffel weiter verfauft habe, 

worauf im der Hauptjache, ſowie der Koften wegen, weiter 

was Rechtens zu erkennen ift. 
Bon den Koften diefer Inſtanz hat Beklagter als Appel» 
lant dem Kläger als Appellaten die Hälfte zu erjeßen. 
Am Uebrigen werden diejelben verglichen. 


Auf Appellation des Beklagten erfannte 
das Dber:-Appellationsgericht 
vom 12. Yuli 1862 

daß die Förmlichfeiten der Appellation fir gewahrt zu achten, 
auch in der Sache ſelbſt das Erfenntniß des Appellationsgericht 
der freien Stadt Frankfurt vom 5. November 1860, wie hier: 
mit gefchieht, dahin abzuändern fei, daß dev Kläger mit feinem 
Prinzipalantrage abzuweiſen, e8 aber in Betreff des eventuellen 
Klagantrags bei der Zulaffung des Klägers zu den im ge- 
dachten Erfenntniffe im Betreff des Ankaufs von 50 Wispel 
Roggen am 10. September 1857 und des Verkaufs am 21. Mai 
1858 ihm aufgelegten Beweiſen fein Verbleiben behalte. 
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Die Koften diefer und der vorigen Inſtanz werben compenfirt, 
und wird nunmehr die Sache zum weiteren Verfahren an das 
Stadtgeriht zurückverwieſen. 


Entfchbeidungsgründe. 

I. Der Brincipal-Antrag des Klägers, welcher die Berurtheilung 
des Beklagten in den Betrag des Ausfalles zum Gegenftande hat, 
der fi) bei dem am 1. April 1858 ausgeführten Verkauf von 
50 Wiſpeln Roggen gegen die auf Grund des Anfaufs vom 10. Sep- 
tember 1857 zu zahlen geweſene Ankaufſumme ergeben Haben joll, 
mußte abgemwiejen werden. 

Um den Beflagten für das Ergebniß des Verlaufs vom 1. April 
1858 verantwortlich zu machen, bedurfte es, wie auch die vorigen 
Richter angenommen haben, nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen einer 
An-Berzug-Setung deſſelben. Dieje foll indeffen nad) des Klägers 
Behauptung, 

a. im vorliegenden Falle aus dem befonderen Grunde unnöthig 
geweien ſein, weil eine in Berlin bejtehende Uſance ihn den Kläger 
berechtigt habe, ohne irgend welche auf Abnahme der gekauften Waare 
gerichtete Aufforderung des Beklagten die Waare für deifen Rechnung 
jofort wiederum zum Verkaufe zu bringen. — Und eventuell joll 

b. eine ausreichende Verfeung in Verzug in Beziehung auf den 
Beklagten hier wirklich erfolgt fein, indem der dem Beklagten 
am 2. März zudängig gemachte „per proc. Oppenheim, Bau- 
mann“ unterzeichnete Brief den in Rede ftehenden Effect gehabt Habe. 

Die vorigen Richter haben 

zu a. den Kläger zu dem Beweiſe zugelaſſen: „daß er als Eins 
kaufs⸗-Commiſſionär nad) Berliner Handelsbraudh, ohne daß fein 
Commtittent irgendwie in Berzug zu jeen war, oder daß eine vor- 
herige Kündigung zum geichehen Hatte, berechtigt geweien jei, jchon am 
1. April 1858, dem erften Tage der Frühjahrs-Lieferungszeit, bei 
(beklagtiſchem) Nicht-Bezug des Roggens denſelben jofort wieder zu 
verfaufen.“ | 

Diefe Beweisverftattung ift vom Bellagten aus beiden "Gründen 
angefochten worden, weil erjtens die klägeriſchen Angaben über die 
Ufance unfubftantürt feien, und weil zweitens dieſe lettere, falls fie 


— 10 — 


überhaupt beftehen jollte, um auf einen Auswärtigen Wirkung auszu—⸗ 
üben, diefen hätte befannt fein oder eventuell befannt gemacht werden 
müjjen, wovon hier Nichts vorliege. 


Der erjte diefer Gründe fonnte auf ſich beruhen bleiben, da 
jedenfall dem zweiten beizutreten war, 


Der Kläger behauptet eine zu Berlin bejtehende Handels-Ufance, 
dad Einfaufs-Commiffionäre bei Gefchäften, welche auf Zeit gejchloffen 
find, nad) dem Eintritt der Lieferungszeit ohne Weiteres fich der er- 
fauften Waare durch für Rechnung des Committenten vorzunehmenden 
Berfauf wiederum entledigen könnten, falls der Committent, ohne 
übrigens zur Dispofition über die Waare oder zur Vergütung des 
gezahlten KRaufpreifes aufgefordert, oder auch nur von der rechtlichen 
Nothwendigkeit, die Waare an einem bejtimmten Zage dem Verkäufer 
abzunehmen, benachrichtigt zu fein, ſich nicht mit einer geeigneten 
MWiederverfaufsordre oder einer jonjtigen zur Befriedigung des Com— 
mijfionärs gereihenden Verfügung oder Yeiftung einfinde.. — Die 
Singularität und infofern man die Intereſſen des Committenten be- 
rücfichtigt, die hohe Bedenklichkeit diefer Ufance leuchtet von ſelbſt ein, 
zumal wenn man den Fall eines zwifchen einem Ausländer und 
einem Berliner bejtehenden Commiſſions-Geſchäftes vorausjegt. Auch 
ift e8 kaum denkbar, übrigens von dem Kläger nicht behauptet worden, 
daß jene Ujance durd) conftante Uebung nicht etwa nur zwischen Berliner 
Platz⸗Contrahenten, jondern auch zwiſchen dortigen Commiffionären 
und allen und jeden auswärtigen Committenten Entftehung und Gül- 
tigfeit gefunden habe. Die Aufftelung des Klägers kann vielmehr 
nur dahin verftanden werden, e8 habe fich eine Platz-Uſance zu Berlin 
in der angegebenen Weiſe gebildet, welche für die dortigen Contrahenten, 
als jolche, verbindlich fei, und welcher fic) auch der Auswärtige, der 
in Berlin Commiffions-Gejchäfte ausführen laſſe, fügen müſſe. Eine 
derartige Wirkung eines gewohnheitsrechtlichen Satzes von fo fingu- 
lärer Art, wie der Seitens des Klägers behauptete fein würde, kann 
aber in Bezug auf ausländische Contrahenten nicht anders eintreten, 
al8 wenn diefen die Eriftenz entweder befannt gewejen, oder vom 
Commiffionär befannt gemacht worden fein follte. Keines von 
beiden aber ift hier von dem Kläger behauptet worden, und war mit: 
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him derfelbe mit der Berufung auf die angebliche Berliner Ufance 
dem Bellagten gegenüber abzuweifen. — 

Derfelben Auffaffung folgend hat das Ober-Appellationsgericht 
fürzlich den fraglichen Punft behandelt in der Frankfurter Sache. 

TIhormann u. Comp. ca. Goldihmidt Söhne vom 
12. April 1862. *) 

Vergl. auch Erfenntnig in S. Morgenitern ca. Haajt 
vom 26. September 1859. **) 

Zu b. Dem vom Kläger in Bezug genommenen Schreiben jeines 
Commis (oder Procuriften) Baumann vom 22. Mär; 1858 kann 
nicht die Bedentung beigelegt werden, daß der Beklagte durch dajjelbe 
auf gehörige Weife in Verzug gejeßt worden jet, weßhalb auf die 
Frage, ob die von den vorigen Richtern in Bezug auf die Yegitunation 
des Baumann dem Kläger verjtattete Beweisführung mit echt, 
und eventuell angemejjener Weife zugelajfen ſei, nicht eingegangen zu 
werden braucht. 

Jenes Schreiben forderte freilich den Bellagten im Allgemeinen 
auf, jeine Beftimmung über die Verwendung der fraglichen 50 Wifpel 
Roggen dem Kläger rechtzeitig zugängig zu machen, allein nicht nur 
fag der Zeitpunft, zu weldem es auf eine beflagtifche Verfügung, 
event. auf Zahlungsleiftung, anfam, damals noch in der Zukunft, 
indem das Schreiben, wie bemerft, am 22. März erfolgte, die 
Lieferungsfrift aber erft mit dem 1. April begann und ſodann bis 
zum 20. Mai fich erftrecte, fondern der Schreiber jenes Briefes 
ſprach fi auch ausdrücklich in dem Sinne ans, daß der Zeitpunft, 
in welchem es auf eine beffagtifche Dispofition oder refp. Leiſtung 
anfommen werde, noch unbeitimmt fei; indem der bezügliche Theil des 
Briefes dahin lautete: „Da die Lieferung für die Zeit vom 1. April 
bis zum 20. Mat in der Wahl des Verkäufers ftehe, jo habe Be- 
Flagter die Lieferung vom 1. April an zu gewärtigen.“ Auch fann 
e8 an diefem Sinne des Briefes Nichts ändern, daß am Schluffe 


dejlelben bemerkt ift, der Schreiber erwarte auf denfelben umgehende 
Antwort, 


*) Diefe Sammlung Bd. VI. S. 448. 
**) Diefe Sammlung Bd. V. S. 106. 
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I. Den klägeriſchen Eventualantrag anlangend, jo hat das 
Stadtgericht denjelben verworfen, da8 Obergericht aber zugelaffen und 
die Realifirung von der Führung der beiden Beweiſe Seitens des 
Klägers abhängig gemacht 

dar Kläger — für Beklagtens Rechnung am. 10. September 

1857 — 50 Wifpel Roggen zu 475% Thlr. per Frühjahr 

1858 gefauft, £ 

und 

daß er am 21. Mai 1858 die 50 Wifpel Roggen zu 3514 Thlr. 

wieder verfauft habe. 

Der Beklagte hat gänzliche Abweifung des Hier in Rede ftehen- 
den Antrages verlangt, 

a. weil, mit dem Stadtgerichte, anzunehmen jei, daß die vom 
Kläger am 17. Mai 1858 dem Beklagten in Frankfurt notariell ge- 
machte Erklärung, 

„er, Kläger, wolle den Beklagten die Alternative laſſen, ent- 

weder (auf Grund des am 1. April 1858 ausgeführten Wieder- 

verfaufs) Zahlung (von 760 Thlr. 4 Sgr.) zu leiften, — 
oder noch bis zum 20. Mai auf dem Comptoir des Klägers 
in Berlin fi zu melden und den Roggen gegen Zahlung des 

vertragsmäßigen Kaufpreifes in Empfang zu nehmen, * 
nur als ein Verjuch zur gütlichen Hinlegung der flägerifchen Ansprüche 
anzufehen gewejen fei, auf welchen der Beklagte einzugehen nicht ver: 
pflichtet geweſen, und nicht eingegangen fei; 

b. weil der Kläger im Winter 1857 bis 1858 zahlungs- und 
geichäftsflüchtig geworden jei, und dadurd den Beklagten aller Ber- 
bindlichkeiten, welche für diefen aus dem Anfaufe des Roggens, falls 
jelbiger wirklich jtattgefunden Hätte, entjtanden jein möchten, enthoben 
habe — ein Einwand, welcher den Flägerifchen Anträgen allgemein 
entgegengejett worden ift, der aljo auch bei dem eventuellen Klag- 
Antrage in Betracht zu ziehen war. 

In beiden Punkten mußte indejfen dem Obergerichte beigetreten 
werden, welches die beflagtiichen Einwendungen verworfen hat. 

Zu a. Um die Zeit, als der Kläger dem Beklagten .die oben 
angegebene notarielle Meittheilung machen lief, war die Sachlage 
folgende, Der Kläger Hatte jid am 1. April fir. befugt erachtet, die 
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50 Wiſpel Roggen für des Beklagten Rechnung zu verkaufen; er 
hatte in Folge dejjen den Letzteren zur Vergütung der hieraus fich 
ergebenden Differenz (zum DBetrage von 760 Thlr. 4 Sgr. aufge- 
fordert, 

Schreiben vom 10. April 1858 [13]. 

Der Beklagte hatte durch Nichtbeantwortung des Flägerifchen 
Schreibens und Nichtremittirung des Flägerifcherfeit8 geforderten Be— 
trages zu erfennen gegeben, daß er den Berfauf als ihn nicht ver- 
bindend anjehe. Unter diefen Umftänden ftellte der Kläger dem Be— 
flagten bedingungslos die Alternative, entweder Zahlung auf Grund 
des Verfaufs vom 1. April zu leijten, oder nod bis zum 20. Mai 
über den Roggen zu disponiren. Es wurde dabei vom Kläger nicht 
etwa Hinzugefügt, daß dies eine Offerte fei, welche, falls der Beklagte 
fie nicht jofort annehmen würde, zurückgenommen werden jolle; viel- 
mehr räumte der Kläger dem Beklagten ausdrücklich Freiheit der 
Dispofition bi8 zum 20. Mai — an weldem Tage der Frühjahrs- 
lieferungstermin überhaupt zu Ende ging — ein. Auch hat der 
Kläger dur die am 20. Mai zu Berlin vorgenommenen Proceduren 
nochmals bekundet, daß er ſich als durch die notarielle Erklärung 
gebunden anfehe.. Er hat gegen den amtlich handelnden Börſen— 
diener Krüger erflärt, daß 50 Wispel Roggen, welche der Beklagte 
ihm abzunehmen habe, in feinem Beſitze jeien, durch diefen Krüger 
hat er an der Börfe gegen den Beklagten wegen Abnahme des Roggens 
aufrufen, hierauf der Notar Brachvogel einen Proteft gegen den 
Beklagten aufnehmen laffen und ift — wenigſtens feiner Angabe nad — 
am 21. Mai unmittelbar nach diefen Acten wirklich zum Verkauf des 
Noggens für des Beklagten Rechnung gejchritten. 

Dem Bellagten ’ ftand übrigens ein Widerſpruchsrecht dagegen 
überhaupt nicht zu, wenn der Kläger, nachdem die Meinungsver- 
jchiedenheit in Betreff der Berechtigung des Xetteren zu dem am 
1. April vorgenommenen Verkauf ſich manifeftirt hatte, ihm die Wahl 
ließ, entweder jenen Verkauf fich noch jeßt anzueignen, oder das Er- 
gebniß gelten zu laſſen, welches eintrat, wenn die Angelegenheit fo 
erledigt wurde, als wäre der Kläger noch nicht zum Verkaufe ge 
fchritten. Denn durfte und wollte der Beflagte den Verkauf vom 
1. April als ihm nicht angehend zurücweifen, fo befand ſich ein 

VII. 8 
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Quantum Noggen der betreffenden Größe noch bei dem Kläger zu 
feiner, des Beklagten Dispofition, und da Beflagter aud nicht etwa 
in der Zwifchenzeit eine von dem Kläger unausgeführt gelafjene 
Verfügung getroffen Hatte, jo mußte er es ich gefallen lajjen, wenn 
der Kläger der rechtlichen Auffaffung des Beklagten nachgebend, ihm 
noh bis zum Ende des contractlichen Erfüllungstermins Friſt ges 
währte; dann aber, unter der Vorausfegung gehöriger Anterpellivung 
— welche hier in dem Frankfurter Broteft vom 1. Mai vorliegt — 
zum Berfaufe für des Beklagten Rechnung fchritt. 

Zu einem anderen Rejultate würde man hier in dem Fall ge 
langen, wenn e8 fih um eine Species, welche der Kläger für den 
Bellagten anzufchaffen gehabt, und angeichafft hatte, handelte. Dies 
liegt indejfen nicht vor. Dem Anfpruche, welchen der Beklagte gegen 
den Kläger hatte, wurde durd) irgend welches Quantum von 50 Wiſpeln 
Roggen — Selbjtverftändlih von tadellofer Beichaffenheit — genügt. 

Zu b. Die Geltendmachung der vom Beklagten behaupteten 
Zahlungs- und Geſchäfts-Flüchtigkeit des Klägers konnte nicht als 
rechtlich begründet angejehen, folglich der Beklagte zum Beweiſe der- 
jelben nicht zugelaffen werden. 

Ohne Zweifel gehörte e8 zu den ordentlichen Optiegenbeiten des 
Klägers, ſich für den Fall in Bereitſchaft zu halten, wenn der Be— 
klagte in der Zwiſchenzeit zwiſchen dem Roggenankauf (10. Septbr.) 
und dem Lieferungstermin (April bis Mai) etwa durch Wiederverkauf 
der zu empfangenden Waare eine ihm angemeſſen ſcheinende Dispofition 
treffen wollte. Indeſſen konnte der bloße Umftand, wenn diefe Be— 
reitichaft zeitweilig aufgehört haben follte, den Beklagten noch nit 
berechtigen, fid) von der Derbindlichfeit aus dem beim damaligen 
Preisjtande Berluft bringenden Gejchäft frei zu machen, und deſſen 
Nachtheile dem Kläger aufzubürden. Nur die etwa eingetretenen nach— 
theiligen Folgen feiner NichteBereitfchaft hätte der Kläger zu tragen 
gehabt. Einen Eintritt folcher nachtheiligen Folgen hat aber der Be— 
klagte überhaupt nicht behauptet. Er Hat nicht angegeben, Dipofitionen 
getroffen zu haben, welche wegen Abwejenheit oder gejchäftlicher Ver— 
hinderung des Klägers unausgeführt geblieben feien, oder auch nur 
den Verſuch gemacht zu Haben, dem Kläger Willensbeftimmungen 
zufommen zu laſſen. Gefegt aljo, der Kläger hätte einer culpa in 
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der angegebenen Beziehung ſich Schuldig gemacht, jo würde fie nur eine 
culpa sine effectu gewejen jein. 

War bei beiden vorgedachten beflagtifchen Bejchwerdepunften zu 
Ungunften des Belfagten zu ſprechen, jo mußte e8 im Betreff des 
Eventualantrages bei der vom Appellationsgerichte dem Kläger ge: 
machten Beweisauflage verbleiben, gegen welche von feiner der Par- 
teien, vom Beklagten auch nicht eventuell, eine Beſchwerde erhoben 
worden ijt. Hiernad) bedarf es feines Eingehens auf die Frage, ob 
und eventuell wie weit ein Einfaufs-Commijfionär, insbefondere wenn 
der ihm ertheilte Auftrag einen Kauf auf Zeit zum Gegenjtande 
hat, berechtigt und reſp. verpflichtet iſt, jo, als wäre er Selbftverfäufer, 
aufzutreten, reſp. ſich behandeln zu laſſen. 


8* 
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301. 


Earl Aofepb Hoffmann aus Limburg, Kläger gegen 
Handelsmann Auguſt Siebert, Beklagten, Forderung betreffend. 


Erfenntnif des Stadtgerichts I 
vom 12. November 1860, 

1. Die Klage ift auf Rückgabe der im pfandweifen Befit des 
Beklagten befindlihen 160 Darmft. fl. 50 Looſe, unter dem gleich— 
zeitigen Erbieten zur Berichtigung der beflagtiichen Pfandforderung 
bis zu dem DBetrage von fl. 16000, gerichtet und ſtellt fich fomit, 
ihrer rechtlichen Qualification nad), als actio pignoratitia decreta dar. 

2. Beklagter bejtreitet die Netivlegitimation Klägers, indem er 
feugnet, daß Kläger e8 geweſen, von dem er die fraglichen Looſe in 
Verſatz erhalten habe, vielmehr behauptet, diefelben von Klägers Sohn 
in Erfüllung derjenigen Webereinkunft empfangen zu haben, welche er 
mit diefem Behufs Eröffnung eines der Firma C. J. Hofmann in 
Höchſt zu gewährenden, durch Unterpfänder gedeckten Credits von 
fl. 16000 abgeſchloſſen habe. 

3. Diefer vom Beflagten angegebene Sachverhalt erfcheint infoweit 
liquid geftellt, al8 zufolge der eigenen Angaben Klägers in der Klag— 
Ihrift, e& im der That der Sohn desfelben geweſen ift, welcher den 
erwähnten Greditvertrag mit Beklagtem abgejchloffen und Teßterem die 
fraglichen Xooje in Berjaß gegeben Hat, und wenn aucd Kläger dem 
hinzufügt, e8 ſei Beklagtem jofort befannt gegeben worden, daß die 
verpfändeten Looſe fein, Klägers, Eigenthum feien, jo fann dod) 
hieraus zu Gunſten des dermaligen Rückforderungsrechtes darum nichts 
abgeleitet werden, weil Kläger, als Eigenthümer der mit feinem 
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Wiffen und Willen von feinem Sohn verpfändeten Xoofe, keineswegs 
Pfandſchuldner des Beklagten geworden ift, der Befugnik zur Vindi- 
cation jener Looſe aber die befannte Vorſchrift des Geſetzes vom 
8. Zuli 1817 (Art. 1.) entgegeftehen würde. 

4. Kläger erläutert jedoch die Angaben der Klagſchrift in der 
Replik dahin, dat fein Sohn bei den mit Bellagten zum Abſchluß 
gebrachten Negotiationen lediglich für ihm als fein Stellvertreter ge: 
handelt habe, indem er, Kläger, Eigenthümer der von ihm zu Höchſt 
unter der Firma C. %. Hofmann gegründeten Hutfabrif, fein Sohn 
aber nur der mit dem Geichäftsbetrieb betraute und injofern zum 
Abſchluß des Eredit- und Pfandvertrages mit Beklagtem ermächtigte 
Inſtitor geweſen jei. 

Allein es kann dahin geſtellt bleiben, ob — worauf es doch 
weſentlich anzukommen hätte — in dieſem Vorbringen die beſtimmte 
Behauptung zu finden ſei, daß Klägers Sohn dem Beklagten gegen— 
über auch nur in ſeiner inſtitoriſchen Eigenſchaft aufgetreten ſei, den 
fraglichen Vertrag ausdrücklich als Stellvertreter ſeines Vaters abge— 
ſchloſſen habe, da, auch unter dieſer Vorausſetzung, die Klage und 
zwar gerade auf Grund des in Rede ſtehenden replicariſchen Vor: 
bringen, ohne daß es erjt der Bewahrheitung des vom Beklagten 
angegebenen Sacpverhaltes bedürfe, für unbegründet zu erachten ift. 

Es leuchtet ein, daß Kläger, wenn er das inftitorifche Verhält- 
niß, kraft defjen fein Sohn den fraglichen Eredit- und Pfandvertrag 
abgejchloffen, zur Erlangung der durch diefen Vertrag bedingten Rechte 
für fih in Anfpruch nimmt, daffelbe ebenjo gegen jich gelten laſſen, 
die im Gefolge jenes Vertrages von feinem Sohn vorgenommenen 
Handlungen al8 für fich rechtsverbindlich anerkennen muß, wofern 
nur Letterer hierbei nicht die Grenzen feines wirflichen oder wenigſtens 
präfumtiven Mandates überfchritten haben ſollte. Nun fteht e8 aber 
feft, daß Klägers Sohn den der Firma E. 3. Hofmann bewilligten 
Gredit weit über das urfprünglich beftimmt geweiene Maß hinaus 
in Anfpruc genommen, das Guthaben des Beklagten ſchließlich bie 
auf die Höhe von fl. 30138. 14 fr. gefteigert hat. Es ift daher 
unter dem angegebenen Vorbehalt Kläger für diefe Summe tenent 
und find demgemäß die im Beſitze Beklagtens befindlichen Looſe für 
den nämlichen Forderungsbetrag pfandrechtlich vinculirt. Denn daß 
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Beflagter auch wegen des, das Greditlimito von fl. 16000 itberftei- 
genden Betrags feiner Forderung an die ihm verpfändeten Looſe ſich 
zu halten, an und für fich vollfommen berechtigt ift, bedarf Feines 
Nachweiſes. Kläger beftreitet jedocd) feine Verhaftung für den Die 
Summe von fl. 16000 überfteigenden Miehrbetrag der beflagtifchen 
Forderung und demgemäß infoweit das Pfandreht Beklagtens an 
den fraglichen Loofen auf Grund der Behauptung, daß er im Juni 
1857 aufgehört habe, Eigenthümer der Hutfabrit C. J. Hofmann 
in Höchſt zu fein, dieſelbe vielmehr damals anf feinen, zur jelben 
Zeit großjährig gewordenen Sohn zum ferneren Betrieb für deffen 
alleinige Rechnung ütbetragen, daher für die von da an Seitens des 
Beklagten der genannten Firma weiter cveditirten Beträge feiner 
Seits überhaupt nicht und um fo weniger aufzufommen habe, als er 
bereits im Juli 1858 Beklagten bedeutet, daß fein Sohn die ver- 
pfändeten Xooje nicht iiber den Betrag von fl. 16000 hinaus belaften 
fönne noch dürfe. a 

Es hat aber Kläger nirgends behaupten können, den angeblichen 
Uebergang des Greditgefchäftes auf feinen Sohn, unter gleichzeitigem 
Widerruf der demjelben als institor bis dahin ertheilt gewefenen 
Vollmacht, Bellagtem ordnungsmäßig befannt gemacht zu haben, ja 
nicht einmal vermochte er anzugeben, daß Beklagter von dieſer That— 
ſache überhaupt nur, wenn auch auf anderem, inofficiellem Wege, 
Kenntniß erlangt habe. Zwar will Kläger ein ftillichweigendes Ein- 
gejtändnik jener Thatſache darin finden, daß Beklagter die betreffende 
Behauptung nicht Tpeciell in Abrede neitellt Habe. Da indeſſen Be— 
Hagter beitimmt geleugnet hat, daR das Fabrifgeichäft nicht ſchon von 
Anbeginn an Eigenthum des Sohnes des Klägers geweſen fei, hierin 
aber implieite die weitere Verabredung enthalten ift, daß jenes Ge— 
ſchäft erft jpäter dem Sohne Klägers zu Eigenthum übertragen wor- 
den jei, jo iſt das behauptete Zugeſtändniß unerfindlich. 

Unter diefen Umftänden, bei dem Mangel jeder bdesfallfigen, 
nit minder der Geichäftsiitte entfprechenden als durch die bona 
fides gebotenen Anzeige an Beklagten muß aber die angebliche Ge- 
ihäftsübertragung auf Klägers Sohn, dem Beklagten gegenüber, un— 
bedingt als ein inter tertios actum betrachtet werden, wodurch die 
Rechtszuſtändigleiten Beklagtens in nichts alterirt worden ſind, und 
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hat deshalb Kläger, in Gemäßheit feiner eigenen Angaben, dem Be- 
klagten gegenüber, nad) wie vor als Eigenthümer der mehrgenannten 
Hutfabrif zu gelten und die Handlungen feines, die Stelle eines 
institor einnehmenden Sohnes, jo weit Rechtens, zu vertreten. 

Hiernach könnte es fich bezüglich der beftrittenen Verhaftung 
Klägers für die WUeberjchreitung des urfprünglich mit Bellagtem ver: 
einbart gewejenen Greditbetrages von fl. 16000 nur höchſtens darum 
fragen, ob Klägers Sohn zu den weitergehenden Geldaufnahmen bei 
dem Beflagten ermächtigt geweſen, beziehentlich welder Einfluß auf 
die Entjcheidung diefer Frage der angeblichen, Beflagtem im Juli 1858 
erklärten Berwahrung Klägers gegen weiteres Greditgeben an feinen 
Sohn beizumefien ſei. Es ift jedoch bezüglich dieſes Punftes eine 
Beranlafjung zur rechtlichen Enticheidung nicht weiter gegeben, da in 
diefer Beziehung bereit8 vechtsfräftiges Erkenntniß vorliegt. 

Nach Anhalt der, durch Remiffionote mit gegenwärtigem Fascifel 
zu verbindenden Acten A. Siebert ca. E. J. Hofmann hat näm- 
(ih) Beffagter im Januar d. J. wegen feiner Gelfammtforderung von 
fl. 30138. 14 fr. die Pfandklage gegen die Firma C. J. Hofmann 
in Höchſt erhoben ; diefe Forderung ift durch Contumacialerfenntniß 
vom 6. März d. J. für liquid erfannt und demgemäß Beflagter 
(dort Kfäger) zur öffentlichen Berfteigerung der fraglichen 160 Darm- 
jtädter fl. 50 Looſe, bez. Einholung der auf die inzwijchen heraus: 
gelooften Stüde gefallenen Preife, ermächtigt, auc der öffentliche 
Berfauf der Looſe in legaler Weite vollzogen worden. 

Da nun die erhobene Pfandflage dem, als Inſtitor Klägers zur 
Empfangnahme Iegitimirten Sohne deffelben ordnungsmäßig und jomit 
für Kläger, als Eigenthümer der beflagten Firma, vechtsverbindlich 
infinuirt worden ift, fo bildet das ergangene Contumacialerfenntniß, 
allerdings dem Kläger gegenüber, res judicata und kann derjelbe 
daher jetzt micht weiter mit Einwendungen gegen den Rechtöbeftand 
der beflagtifchen Pfandforderung gehört werden, deren Geltendmachung 
er in jener Klagſache — einerlei ob mit oder ohne fein VBerjchulden 
— unterlaffen hat. Es ergibt fich vielmehr aus den, durch das 
erwähnte Contumacialerkenntniß rechtöfräftig feftgeftellten beiden That— 
fahen: daß die Forderung Bellagtens an die Firma E. 3. Hofmann 
in Höchſt fl. 30138. 14 fr. betragen hat und daß DBellagter zum 
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Berfauf der als Dedung für diefe Forderung in feinem Beſitz befind- 
lihen 160 Darmftädter fl. 50 Looſe ermächtigt worden ift — ver: 
bunden mit der durch die allegirten Acten weiter flargeftellten That— 
Sache, daß der Verkauf jener Looſe ftattgefunden hat, der gänzliche 
Ungrund der auf Rückgabe diefer Looſe gegen Zahlung von fl. 16000 
gerichteten Klage. 

5. Dem Verlangen Beflagtens nad einer der Streitfoften wegen 
zu Teiftenden Sicherheit ift der dahier nicht verbürgerte Kläger zu 
entfprechen verbunden! Da jedoch nad) Lage der Sadje eine folche 
Sicherheitsleiftung nur für den Fall von praftiicher Bedeutung ift, 
daß Kläger bei dem ergangenen Befcheid fich nicht beruhigen, vielmehr 
die Inſtanz der Rechtsmittel befchreiten follte, jo ift dem entfprechende 
Verfügung zu erlafien. - 

Hiernach wird zu Necht erfannt: 

I. Kläger wird mit der erhobenen Klage ab und zur Ruhe 
gewiejen und fchuldig erfannt, dem Beklagten die ver: 
urjachten Streitfoften zu erjegen. 

‚2. Für den Fall der Einlegung eines Nechtsmittel® Hat 
Kläger binnen acht Tagen der Streitfoften wegen Sicher: 
heit im Betrage von fl. 100 zu leiften, bei Vermeidung, 
daß dem angezeigt werdenden Rechtsmittel der rechtliche 
Lauf verfagt werden wird. 


Erfenntnif des Appellationsgerichts 
vom 18. März 1861. 


Auf Appellation des Klägers. 

Die Beichwerdeführung des Klägers erfcheint ungegründet. Auch 
abgejehen von den im Erfenntnijfe des Stadtgerichts angeführten 
Gründen, wird des Klägers Anſpruch, welcher dahin geht, daß der 
Beklagte die ihm in Verſatz gegebenen 160 Stüd Darmftädter 50 fl. 
Looje dem Kläger gegen Bezahlung von fl. 16000 entweder in na- 
tura ausliefern oder demfelben deren Werth nad) dem höchften Cours 
vergüte, aus folgenden Erwägungen verwerflich fein. 

Nach der Darftellung des Klägers war, als im November 1856 
jein Sohn Johann Joſeph Hofmann mit dem Bellagten einen 


— 21 — 


Greditvertrag unterhandelt und dahin abgefchloffen hat, daß Beklagter 
der Hutfabrif C. %. Hofmann zu Höcft gegen Verſatz von 160 
Stück Darmftädter 50 fl. Looſen, einen Eredit von fl. 16000 eröffne, 
nicht der genannte Johann Yofeph Hofmann, fondern der Kläger 
jelbjt der Inhaber der bezeichneten Hutfabrit. Der ferneren Behaup- 
tung des Klägers zufolge war auch diefer ſelbſt und nicht fein Cohn . 
Yohann Joſeph Hofmann der Eigenthümer der verfetsten Yoofe 
und war dies dem Beklagten befannt gegeben worden. 


Endlich war nad) Klägers Angabe deffen Sohn Joh. Joſeph 
Hofmann von ihm als Gejchäftsführer der erwähnten Hutfabrif 
beftelit. Ä 


— Aus diefen thatfächlihen Vorausſetzungen kann jedoch nicht mit 
dem Kläger gefolgert werden, daß der obige Greditvertrag fhon an 
und für fi den Beklagten rechtlich gehindert habe, der Hutfabrif 
C. %. Hofmann auf die verjegten Looſe mehr ala fl. 16000 zu 
creditiren. Es fanı zugegeben werden, daß der erwähnte Greditvertrag 
den Beklagten zu einer Vorjchufleiftung über den Betrag von 
fl. 16000 nicht verpflichtete, allein daraus folgt doch nicht, daß Be— 
flagter vertrags- oder rechtswidrig gehandelt hätte, weil er die im 
Laufe der Gefchäftsverbindung von der Hutfabrit C. 3. Hofmann 
in Anſpruch genommene Grediterweiterung mit Rückſicht auf die ein- 
getretene Preisverbeiferung der Looſe thatfächlid) gewährt hat. 


Der Kläger macht zwar noc als weiteren Grund, welcher den 
Beklagten gehindert haben foll, mehr als fl. 16000 auf die Looſe 
zu creditiren, die Behauptung geltend, daß er im Juni 1857 feinem 
Sohne Zohann Joſeph Hofmann die Hutfabrif C. J. Hofmann 
übertragen und diefer fie von da an für eigene Rechnung fortgejekt, 
und daß er, der Kläger, dem Beklagten im Jahr 1858 perfünlich 
erfucht und am 19. October 1858 nochmals jchriftlich aufgefordert 
habe, feinem Sohn-mehr nicht als fl. 16000 auf die Looſe zu cre— 
ditiren. Allein der Kläger vermag die auf Seite 11 der Vernehm- 
laffung entgegengehaltene Thatſache nicht zu beftreiten, daß der an 
die Hutfabrit C. 3. Hofmann von dem Beklagten auf die Loofe 
geleifteten Vorſchuß, damals bereits die Summe von fl. 21833. 21 fr. 
erreicht hatte, wozu noch Zinfen, Provifion und fpäter zurücigegangene 
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MWechiel fommen. Vielmehr erkennt der Kläger die Thatfache auf 
Seite 24 und ff. feiner Gegenerflärung als ridtig an. 

Hiernad; fann die Folgerung des Klägers, daß für die Vorſchüſſe, 
welche der Beklagte der Hutfabrif C. J. Hofmann zu Höchſt ge- 
macht hat, der Kläger jelbjt und das ihm eigenthümliche Unterpfand . 
der Darmftädter Looſe nur bis zur Zeit der Ueberlaffung der Hut— 
fabrit &. 3. Hofmann an feinen Sohn Johann Joſeph Hof- 
mann, beziehungsweife nur bis zum Betrage von fl. 16000, für 
alles Weitere hingegen lediglich fein Sohn Johann Joſeph Hofmann 
verhaftet worden ſei, al8 eine begründete nicht anerfannt werden, 
Denn war der Kläger nach jeiner eigenen Darftellung nicht allein 
der Eigenthümer der verpfändeten Looſe, jondern auch der Inhaber 
der Hutfabrif C. 3. Hofmann zu Höchſt, welcheg gegen die ver- 
pfändeten Looſe Eredit ertheilt werden ſollte, jo wurde er, beziehungs- 
weile fein Unterpfand durch die von Ceiten des Beflagten an die 
Hutfabrif C. J. Hofmann geleifteten Vorſchüſſe bis dahin allerdings 
verhaftet, wo er den Beklagten davon in Kenntniß gefetst, doß in der 
Perjon des Inhabers der Hutfabrit C. J. Hofmann ein Wechfel 
eingetreten fei, und wo er wegen weiterer Belaftung der verpfändeten 
Loofe Einhalt geboten hat. Dies ift aber nad) der eigenen Darftellung 
des Klägers von ihm erft zu einer Zeit gefchehen, wo die Belaftung 
der Looſe dur an die Hutfabrif C. J. Hofmann geleiftete Vor: 
ſchüſſe des Beklagten den Betrag von fl. 21833. 21 kr., abgejehen 
von Zinfen, Proviſion und fpäter zurücgegangenen Wechjel bereits 
erreicht Hatte. Der Kläger muß daher fo angejehen werden, als ob 
er bis zu erflärter gegentheiliger Abficht in die Haftung des Unter: 
pfands für die Vorſchüſſe, welche feinem Sohne Johann Joſeph 
Hofmann als nunmehrigem Inhaber der Hutfabrif E. 3. Hofmann 
geleiftet wurden, eingewilligt und zugeftimmt habe. 

Selbjt alfo, wenn man die eigene Flägerifche Darftellung bes 
Sachverhalts zu Grunde legt, fteht feit, daß dem Beklagten die ver- 
jeßten 160 Stück Darmjtädter 50 fl. Looſe nicht allein für eine 
Schuld von fl. 16000, welche der Kläger als die jeinige anerkannt, 
jondern auch für eine Schuld feines Sohnes Johann Yofeph Hof- 
mann von beiläufig fl. 6000 pfandrechtlich verhaftet waren. Dies 
vorausgejegt, war aber der Pfandgläubiger Siebert befugt, mittelft 
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jeiner im Jahre 1860 wegen feines Geſammtguthabens an die Hut- 
fabrit C. 3. Hofmann von fl. 30138. 14 fr. gegen dieje Hutfabrif 
erhobenen und dem Gurator der Johann Joſeph Hofmann schen 
Debitmajie gegenüber verhandelten Pfandklage die öffentliche Verſteige— 
rung und gerichtliche Beränßerung ‚der ihm verpfändete Darmftädter 
fl. 50 Looſe zu bewirken. Die auf Herausgabe der befugter Weife 
und unter gerichtlider Leitung veräußerten Unterpfänder erhobene 
Klage, ericheint ſonach objectlos. Höchſtens fünnte der Beklagte einen 
etivaigen Lieberbejjerungserlös an den Stläger zu verabfolgen haben. 
Aber auch dies ift nicht der Fall. - Denn da von den verpfändeten 
160 Stüd Darmjtädter 50 fl. Looſen in der am 2. Januar 1860 
Stattgehabten Verloofung 9 Stück mit Preiſen von zufammen fl. 1160 — Fr. 
gezogen worden waren, und die übrigen 151 Sück bei 

der öffentlichen Verfteigerung einen Neinerlös von fl. 18511 24 fr. 
geliefert haben, mithin der Gefammterfös fl. 19671 24 fi. 
betragen hat, während der Kläger eine hieraus zu dedende Forderung 
des Beklagten von fl. 16000 ausdrüdlid) anerfennt und im Webrigen 
eine Schuld feines Sohnes Johann Joſeph Hofmann von bei- 
läufig fl. 6000 einräumt, für welche den obigen Erörterungen zufolge 
die verfeßten Looſe gleichfalls pfandrechtlich Hafteten, Fo ftellt ſich der 
klägeriſche Anſpruch in jedem Betracht als verwerflich dar. 

Bei diefer Auffaffung der Sache kann umnerörtert bfeiben, ob 
Johann Zofeph Hofmann nad den Eröffnungen, welche Kläger 
dem Beflagten im Jahre 1858 und fpäter gemacht haben will, noch 
im Sahre 1860 als Factor der Hutfabrit C. J. Hofmann, be 
ziehungsweife als Inſtitor feines Vaters C. 3. Hofmann gelten 
fonnte, wie das Stadtgericht annimmt, während feine der Parteien 
dem Johann Zofeph Hofmann für diefe fpätere Zeit die Eigen- 
Schaft eines Inſtitor noch beilegt, und ob die im der Siebert'ſchen 
Pfandflage, welche nach der eigenen Darſtelluug des jegigen Beklagten 
einen Anfpruch an den Bater E. 3. Hofmann überall nit verfolgte, 
gegenüber der Debitmaffe-GCuratel des Sohnes Johann Joſeph 
Hofmann ergangenen Enticheidungen im Verhältnig zu dem Vater 
C. 3. Hofmann res judicata bilden. Vielmehr genügt es, daß die 
verhandelten Acten der Siebert'ſchen Pfandklage die Thatſache der 
gerichtlichen Veräußerung der fraglichen Unterpfänder und das Er- 


— 124 — 


gebnig diefer Veräußerung beurfunden, und daß diefe Thatfachen in 
Berbindung mit den Angaben und Einräumungen des Klägers und 
dem was hieraus reſultirt, feine Klage als verwerflid) darftellen. 
Aus diefen Gründen wird die erhobene Appellation zuriic- 
gewiefen unter Werurtheilung des Appellanten in Die 
Koſten diefer Inſtanz. 
Dieſes Erkenntniß wurde auf Appellation des Klägers durch 


Urtbeil des Ober-Appellationsgerichts 
vom 17. Juli 1862. 


ats den Gründen des angefochtenen Erkenntniſſes beftätigt. 


— — 
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302. 


W. E, Schäffner & Söhne, Liquidanten gegen den 
Eontradictor der Debitmaffe von Sofepb Dberle, Liguidaten, 
Reclamation von Weinen betreffend. 


Erfenntniß des Stadtgerichts I 
vom 1. Juni 1860. 

In Erwägung, daß 

1. Klägerin die in [3] [4] act. verzeichneten Bordeaur-Weine 
als ihr durd) Kauf ermworbenes Eigentum in Anſpruch nimmt und 
deren Herausgabe bez. die Mitwirkung des Curators zu deren Ueber: 
Schreibung auf fie verlangt, eventuell wenigſtens ein Pfandrecht au 
diefen Weinen für ihre Forderung vo 1232 fl. 32 fr. geltend madt; 

2. Bellagter die NRechtsgültigfeit des abgejchloffenen Kaufes auf 
Grund der Behauptung leugnet, daß diefer Kauf ein Sceingefchäft 
gewejen ſei, indem die Parteien in der That nur die Verpfändung 
der fraglichen Weine und zwar mit dem Beding, daß diejelben am 
1. Mai 1859 der Klägerin für deren alsdann noch unberichtigte 
Forderung verfallen fein ſollten, beabjichtigt, diefe an ſich unjtatthafte 
Berpfändung aber in die Formen eines Kaufes und Verkaufes mit 
angefügtem pactum de retrovendendo et retroemendo eingefleidet 
hätten; hiernach und bei der durch den abgefchlofjenen commifforifchen 
Bertrag bedingten Ungültigkeit der beabfichtigten Pfandbeitellung, Ber 
Flagter die Herausgabe der ohne Grund in den Händen der Klägerin 
befindlichen, die reclamirten Weine betreffenden Yagerjcheine verlangt, 
eventuell aber jedenfalls den Erſatz der feit Abſchluß des Kaufvertrages 
auf die Weine gemachten Verwendungen begehrt; 

3. Beflagter zum fofortigen Erweis dieſes von ihm angegebenen 
Sachverhaltes auf die Flägerifcher Seits anerkannten Urkunden [7] 
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|12] act. Bezug nimmt, auch eine Reihe thatjächliher Momente 
anführt, welche feines Bedünfens auf die Eriftenz einer beabjichtigten 
Berpfändung — jedenfall mit mehr oder minderer Bejtimmtheit — 
hinweifen; ‚aus allem dem jedoch ein voller Beweis der fraglichen 
Thatſache zur Zeit und abgejehen ‘von der Illiquidität einzelmer der 
geltend gemachten Momente, nicht zu entnehmen, vielmehr, Thon auf 
Rückſicht auf den der Klägerin nicht abzujchneidenden Gegenbeweis, 
bei dem beſtimmten Widerſpruch derjelben gegen die unterjtellte Ab- 
jicht einer commiljariichen VBerpfändung der, nad) Anhalt der Ur— 
funden [3] [4] bis zum Beweiſe des Gegentheils als verkauft zu 
betrachtenden Weine, auf Beweis des beflagtiihen Borbringens zu 
erfennen; Beklagtem aber die Mitbenugung der erwähnten Beweis- 
momente vorzubehalten ift; 

4. Beflagter die gejchehene Tradition der Weine leugnet, inſo— 
fern weder der Verfiegelung der Fäſſer durch die Klägerin, noch 
der Uebergabe der betreffenden Xagerfcheine an diefelbe die Wirkung 
der Befigübertragung beigemejjen werden fünne; die Frage, ob tradirt 
ſei oder nicht, aber jedenfalls nur fir das eventuelle Pfandrecht 
der Klägerin von praftifcher Bedeutung ijt, da, foviel den im 
erfter Linie geltend gemachten Anſpruch auf Herausgabe der ver- 
fanften Weine betrifft, die Nechtsbeftändigfeit des abgejchloffenen Kauf: 
vertrages vorausgejegt, die beffagte Debitmaſſe zur Zradition der 
Weine verpflichtet fein wiirde, wenn und inwiefern diefelben nicht ſchon 
von dem Gemeinjchuldner tradirt fein follten; die Bejigübertragung 
indeffen als rechtsgültig erfolgt zu erachten ift, da, wenn auch nad) 
lex 1 $ 2 Dig. 18, 6 die Verfiegelung der Fäſſer im Zweifel nicht 
als Zeichen der Uebergabe aufzufaſſen ift, doch im vorliegenden Fall 
bei dem Umſtand, daß die Anfegung der klägeriſchen Siegel unbe- 
jtritten im Einverſtändniß mit dem Gemeinfchuldner erfolgte, auch die 
Identität der verjiegelten Fäſſer ſchon anderweit vollſtändig ficherge- 
ſtellt war, an dem auf Beſitzübertragung gerichteten Willen der Par— 
teien ein gegründeter Zweifel nicht beſtehen kann, die gleichzeitige 
Ueberlieferung der Lagerſcheine aber die Klägerin, in Gemäßheit der 
Beſtimmungen in 8 31 des Regulatives für die Niederlage unver— 
zollter Waaren (G. u. St. Sammlung VId. S. 85), zur unbehin— 
derten Verfügung über die betreffenden Weine — ſelbſtverſtändlich 


a 
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unbejchadet der, der Zollbehörde wegen etwa rüdftändiger Abgaben 
daran zuftehenden echte — befugte, dem Gemeinjchuldner dagegen 
jede Möglichkeit einer jolchen Berfügung benahm; 

5. Beklagter dem Anſpruch der Klägerin auf Auslieferung der 
zufolge [4] am 11. April 1859 erfauften 3 Oxhofte Bordeaur-Weine 
die Einrede der übermäßigen Verlegung entgegenjegt, indem er den 
Werth dieſes um 100 fl. der Klägerin verfauften Weines auf 345 fl. 
angibt, bei flägeriichem Widerſpruch Beklagter den Beweis des be— 
haupteten Mechrwerthes zu übernehmen, Klägerin aber eintretenden 
Falles, ihrem Erbieten gemäß, die ausmadende Differenz zu ver 
güten Hat; 

6. bezüglich des eventuellen Erſatzes der auf die jtreitigen Weine 
gemachten nothwendigen und nütlichen Aufwendungen, deren Liquidation 
vorbehalten, beide Theile einig gehen; 

7. im Fall der erwiefenen Simulation des in Frage ftehenden 
Kaufgeichäftes die EigenthHumsanjprüche der Klägerin an den im Streit 
befangenen Weinen zwar zu verwerfen, das eventuell geltend gemachte 
Pfandrecht derjelben dagegen anzuerkennen ijt, da die Ungültigfeit des 
commifjoriichen Nebenvertrages der Mechtsbeftändigfeit der Pfandbe- 
jtellung im Uebrigen feinerlei Abbruch zu thun vermag; hiernad) 

8, die auf Rückgabe der betreffenden Lagerſcheine gerichtete Wider» 
flage jedenfalls grundlos ericheint — 

aus diefen Gründen wird, unter Verwerfung der erhobenen 
Widerklage, zu Recht erfannt: 

I. Beflagter hat binnen 14 Tagen, Gegenbeweis vorbehalten, 
rechtögenügend darzuthun: 

A. „Daß der von’ der Klägerin zufolge [3] [4] act. am 17. Februar 
refp. 11. April 1859 über 15 Oxhofte Bordeaur-Wein mit 
dem Gemeinjchuldner abgeſchloſſene Kauf jimulirt, die Abjicht 
der Parteien hierbei lediglich auf die pfandweile Sicherjtellung 
der Klägerin mittelit diefer Weine fir ihre Fordernng von 
1232 fl. 12 fr. gerichtet gewejen jei.* 

B. „Daß der Werth der zufolge [4] act. am 11. April 1859 
der Klägerin verfauften 3 Drhofte Bordeaur-Weine 345 fl. 
oder wie viel weniger bis 201 fl. betragen habe.“ 

II. Zur Führung des Beweiſes unter A. kann DBellagter den 
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Acteninhalt, infonderheit der Urkunden [7] [12], foweit dienlich, mit- 
benugen, auch feine Beweisführung auf die in der Vernehmlaffung 
S. 7 flg. angegebenen Thatſachen, foweit diefelben relevant und be- 
ftritten find, miterftreden. 

II. Hiernächſt foll in der Sache felbft, nach) Maßgabe des unter 
Nummer 5, 6, 7 der Enticheidungsgründe Ausgefprochenen, fowie der 
Koften der Vor- und Widerflagen wegen weitere Verfügung ergehen. 


Erfenntnif des Appellationsgerichts 
vom 3. September 1860. 


Auf Appellation des Liquidaten. 


Die erſte Beichwerde des Appellanten ift unbegründet. 

Es fommt nämlid) 

1. zunächſt und abgejehen von der rückjichtlid) der zweiten Be— 
jchwerde zu erörternden Frage, ob die Tradition der reclamirten Weine 
an die Klägerin gejchehen ſei, in Betracht, daß letztere ihren Eigen» 
thums-Anfpruch an diefen Weinen darauf mitgegründet hat, daß der 
Gemeinfchuldner ihr jolche verfauft Habe, wogegen von dem Beklagten 
der behauptete Verkauf in Abrede geftellt und zugleich eingewendet 
worden ift, daß derjelbe nur zum Schein mit angefügtem Rückkaufs— 
vertrage, in Wirklichfeit aber eine Verpfändung der Weine Statt 
gehabt Habe. 

Was nun 

2. die Ableugnung des von der Klägerin angegebenen Berfaufs 
anbelangt, jo ift jolcher an und für fich eine rechtliche Wirkung nicht 
zuzumelfen, da derjelben das ausdrücdliche Anerkenntniß des Gemein- 
Ihuldners in [3] und [4] act. entgegenjteht, indem dieſe beiden von 
dem Gemeinjchuldner ausgejtellten Verkaufs: Noten ausſprechen, daß 
die Klägerin die fraglichen Weine von ihm erfauft und den ftipufirten 
Kaufpreis entrichtet hat. 

Es erübrigt daher 

3. die Einrede der Simulation, welche nad) der Darftellung des 
Beklagten, außer in verfchiedenen namhaft gemachten und von der 
Klägerin bejtrittenen Thatjachen, hauptfählih in den Urkunden [7] 
und [12] act. ihre Begründung finden fol. Da 
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4. die erſtgedachte Urkunde bejagt, daß die Klägerin die darin 
bezeichneten Weine von dem Gemeinfchuldner erfauft und fich zugleich 
verpflichtet habe, demjelben jolche bis zum 1. Mai 1859 gegen Zah: 
fung. des Kaufpreifes von 1232 fl. 32 fr. zu überliefern, fo ift 
hieraus nur ein dem Gemeinjchuldner zugeftandenes Rückkaufsrecht 
innerhalb der Zeit bis zum 1. Mai 1859 zu entnehmen. Da- 
gegen bürfte 

5. ber Brief [12] act. für den Beweis der Einrede der Simu— 
lation nicht unerheblich fein, da darin eines DVerfages der fraglichen 
Weine erwähnt wird, welcher legtere Umftand zugleich der Vermuthung 
Raum gibt, dag die Contrahenten ein anderes Rechtsgeſchäft als das 
in den Urkunden [3] [4] [7] act. angegebene abgeſchloſſen haben 
wollten. 

Allein es darf | 

6. immerhin nicht überfchen — daß die Klägerin in ihrer 
Gegenerklärung dem vorerwähnten Briefe eine andere Deutüng ge— 
geben und insbefondere den darin vorfommenden Ausdrud „Verſatz,“ 
al8 eine irrthümliche Bezeihnung des dem Gemeinjchuldener einge- 
räumten Rückkaufsrechts dargeitellt hat, wonad) denn 

7. durch die Urkunde [12] allein jo wenig als in Verbindung 
mit der [7], der Beweis der Simulation als völlig erbracht anzu- 
jehen und mit Rücdjicht darauf, daß zumal bei dem den Berfauf- 
und Rückkauf-Vertrag conftatirenden wörtlihen Anhalt der Urkunden 
[3] [4] [7] der Klägerin der Gegenbeweis nicht abzufchneiden ift, es 
fi allerdings rechtfertigt, daß dem Beklagten in dem Erfenntniß des 
Stadtgerichts vom 1. Juni 1860 der Beweis feiner Einrede auf: 
erlegt und ihm insbefondere anheimgegeben wurde, hierbei die Ur- 
funden [7] [12], foweit dienlich, mitzubenugen, auch feine Beweis- 
führung auf die übrigen in der VBernehmlaffung ©. 7 u. flg. ange- 
gebenen Zhatjachen, ſoweit joldhe relevant und beftritten feien, mitzu- 
eritreden. 

Die zweite Beichwerde anbelangend, jo fann zwar 

1. dem Inhalt des Abfchnitts 4 der Entſcheidungsgründe des 
vorher ergangenen Stadtgerichts - Erfenntniffes injoweit nicht beige- 
pflichtet werden, al8 der Tradition der fraglichen Weine nur rückſichtlich 
des von der Klägerin eventuell behaupteten Pfandrechts, nicht aber 

VII. 9 
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des zunächſt geltend gemachten Eigenthums eine praftifche Bedeutung 
eingeräumt worden ift, da doch nach befaunten Rechtsgrundfägen, ohne 
die Tradition des DVerfaufsgegenftandes, der Käufer nicht das Eigen 
thum daran, fondern nur einen perjünlichen Anfpruch gegen den Ver- 
fäufer auf Erfüllung des Kaufvertrags erwirbt, welcher in vorliegendent 
Falle der Debitmaffe gegenüber fich in eine unpriviligirte Entf hädigungs- 
forderung aufgelöft haben würde, | 

Denn auch 

2. da8 bloße Signiren einer Waare der wirklichen Zradition 
nicht gleichzujtellen ift, weil hieraus allein die Abficht des Verkäufers 
dem Käufer die Waare zu übergeben, nicht mit Beftimmtheit entnom« 
men werden und das der Waare beigefügte Zeichen den Zwed haben 
fann, eine Verwechſelung zu behindern, fo unterliegt doch die vorer— 
wähnte Abficht in dem gegemmwärtigen Streitfalle feinem gegründeten 
Zweifel, da die fraglichen Weine nah Inhalt der Verkaufsnoten [3] 
[4] bereit8 mit Zeichen und Nummern verjehen waren und die Ver— 
fiegelung von Seiten der Klägerin feinen anderen Zwed haben fonnte, 
als dem DVerfäufer die Möglichkeit der Dispofition über die Weine 
zu entziehen, auch derfelbe jich diefer Dispofition dadurd begeben 
hatte, daß er nicht nur, wie nirgendwo von ihm bejtritten worden, 
die Verjiegelung gefchehen ließ, fondern der Klägerin auch noch die 
bezüglichen Lagerjcheine übergeben Hatte, durch welche Uebergabe er 
jedenfalls außer Stand gejet wurde, irgend eine weitere Befighandlung 
an den Weinen auszuüben. 

Gefeg- und Stat.-Samml. Band 6° ©, 85, 86. 

3. Hiernah hat das Stadtgericht mit Recht die Einwendungen 
des Beklagten gegen den auf die Tradition der fraglichen Weine mit- 
beruhenden Klaggrund verworfen und folche als wirklich vorhanden 
angenommen, auch die Folge daran geknüpft, daß für den Fall des 
verfehlten Beweifes der Einvede der Simulation, die Herausgabe der 
fraglichen Weine an die Klägerin zu gefchehen habe. 

Was nun 

4, dad für den entgegengejegten Fall in dem Abjchnitt 7 der 
Entjcheidungsgründe des Stadtgerichts-Erfenntniffes anerkannte Pfand- 
recht der Klägerin anbelangt, fo ift folches nicht zu bejtreiten, da die 
Nichtigkeit des zur Umgehung des Verbots der lex commissoria 


— 131 — 


fimulirten Verkaufs, die Nichtigkeit des Pfandrechts nicht involviren 
fann, zumal nicht in dem vorliegenden Falle, wo Beklagter felbit in 
der Vernehmlafjung S. 7 den zwifchen der Klägerin und dem Ge— 
meinfchuldner abgejchloffenen Vertrag als einen Pfandvertrag darge- 
ftelit hat. 

5. Zwar könnte in Zweifel gezogen werden, ob für den Fall, 
daß Klägerin mit ihrem Eigenthums-Anſpruch unterliegen würde, in 
dem jebigen Nechtöftreite ihr Pfandrecht zu berüdfichtigen und auf 
Grund dejjelben demnächſt deren Befriedigung aus dem Pfand- Object 
zu ‚verfügen fei, da Klägerin ihre Klage nicht eventuell auf dieſes 
Pfandrecht gerichtet und ſolches erjt in der nachherigen Liquidations- 
Anzeige eventuell geltend gemacht Hat. Allein es ift die formelle 
Zuläffigkeit des ſpäterhin geftellten Elägerifchen Antrags von dem Be: 
klagten nicht bejtritten worden und ſolchem daher aus diefem Grunde 
Folge zu geben, \ 

Bayer, Civilprogeß S. 551, 615, 666. 

Linde, Civilprozeß $ 197, Note 9. 
wenn auch nicht jedenfalls in Betracht zu ziehen wäre, daß Klägerin 
in der Vernehmlajfung auf die Widerflage gegen dieſe ihr eventuelles 
Pfandrecht vorgeſchützt und die Ueberlaffung der fraglichen Weine an 
den Bellagten nur gegen Vergütung des dem Gemeinſchuldner feiner 
Zeit bezahlten Betrags von 1232 fl. 32 fr. zugeftanden hat. 
| Es erfcheint ſomit aud) die zweite appellantiiche Beſchwerde als 
unbegründet und diefem allem nad) 

wird die erhobene Appellation unter VBerurtheilung des Appel- 

fanten in die Koſten dieſer Inſtanz verworfen. 

Diefes Erfenntniß wurde auf Appellation des Liquidaten durch 
Urtheil des Ober-Appellationsgerihts vom 19. Yuli 1862 aus den 
Gründen der früheren Inſtanz beftätigt. | 


9* 
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303. 


Johann Michael Schultbeiß, Kläger und Appellat 
gegen Joſeph Julius Schultheif, Beklagten und Appellan- 
ten, wegen Forderung. | 


Entfbeidungsgründe zum Urtbeil des Ober— 
Uppellationsgerichts 
vom 22. September 1862. 

Der Beklagte hat principaliter darüber, daß die Imploration 
des Klägers vom 3. Januar 1860 nicht auf Grund der ihr ent- 
gegengejetten Einreden definitiv und eventuell nur darüber Be— 
ſchwerde geführt, daß diefelbe nicht wegen Dumfelheit und Unſchlüſſig— 
feit angebradtermaßen zuridgewiejen worden if. — Für die 
Beurtheilung der Sade empfiehlt e8 fich indefien: 

I. zunächit die Tendenz und Begründung der Imploration an 
ich einer Prüfung zu unterziehen. 

A. Wäre das vom Kläger in den Stadtgerichts-Acten geftellte 
Petitum: daß dem Beklagten aufgegeben werde, entweder fl. 3000 
als Heft der Wechſelſchuld — fammt 5 pE&t. Zinfen — au ben 
Kläger zu bezahlen, oder, rejp. wenn er jenes nicht bewirfe, die in 
Art. 2 verzeichneten Mobilien jofort Hierher (nad) Frankfurt) in 
ficherem Berwahrfam zu liefern — unter dem Gefihtspunfte eines 
gewöhnlichen alternativen Klagpetitums aufzufalfen, fo würde dem 
Beklagten eingeräumt werden müffen, daß es an einer jeden näheren 
Begründung einer alternativen Berbindlichfeit des fraglichen Inhaltes 
fehle. Es würde aber auch, ganz abgefehen hiervon, zu concludiren 
fein: Kläger hat dem Beklagten die Wahl zwijchen zwei Alterna- 
tiven gelaifen: im Laufe des Procefjes ift der einen diefer Alternativen 
(Zurüdihaffung der fraglichen Meobilien nach Frankfurt) Genüge ge- 
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ſchehen, und damit Hat der ganze Antrag — bis etwa auf den 
Koftenpunft — feine Erledigung gefunden. Fakt man indeh die 
Imploration und den auf deren Begründung und Xendenz fi) be- 
ziehenden Theil der Replik ihrem Geſammt-Inhalte nach ins Ange, 
fo wird es far, daß die Intention überall nicht auf die Verurtheilung 
des Beklagten zu einer alternativen (in feiner Wahl ftehenden) Leiftung, 
fondern auf etwas ganz Anderes ging. Kläger hatte im Wechſel— 
proceß einen Crecutionsbefehl auf fl. 5000 nebft Zinfen und Koften 
ausgewirft ımd es waren dem Beklagten die in [18] verzeichrteten 
Gegenftände gepfändet, dur; Vertrag vom 23. Februar 1855 aber 
die Execution fiftirt worden. Beklagter hatte ſich dagegen verpflichtet 
— ft. 1000 — fofort (was auch gejchehen ift) den Reſt aber fpä- 
teftens 4 Monate nad) dem Ableben der Wittwe Anna Margaretha 
Schultheif geb. Cuno und zwar fl. 1000 — an Dr. Geidner, 
fl. 3000 — aber an die Ehefrau Klägers, deren Rechtsnachfolger 
«der Letztere geworden ift — zu bezahlen. ($ 4.) Die gepfändeten 
Gegenftände dagegen Sollten nebft anderen wegen einer weiteren 
Forderung des Klägers, ebenfalls im Betrage von fl. 5000, biefem 
für den fraglichen Schuldbetrag zum Eigenthum überlujfen fein; „jedoch 
vorbehältlichh und unbefchadet des wegen der Wechlelichufld auf den in 
Anlage A (ohne Zweifel identifch mit Stadtgerichts-Acten [18] ver- 
zeichneten Gegenftänden) vuhenden richterlichen Pfandes“ ($ 5) und 
vorbehältlich eines Rückkaufsrechts des Bellagten ($ 10. 11). Endlich 
war feftgefetst worden, daß alle in diefer Uebereinfunft dem Beflagten 
gemachten Zugeftändniffe durch die pünktliche Erfüllung der ihm oblie- 
genden Leiftungen bedingt, widrigenfall® der Kläger vefp. deſſen Ceſſio— 
narien befugt fein follten, die wegen des eingeffagten Wechfel voll- 
zogene Erecution fortzufegen ($ 15.) Wenn nun Kläger unter 
ausdrücklicher Bezugnahme auf die letzte, ihm den Rüdgriff zur Ere- 
eution geftattende Beitimmung und mit dem Bemerfen, die Leiftungen 
des Beklagten feien unerfüllt geblieben, in der Imploration zunächit 
weiter erwähnt: Beklagter habe die annotirten (d. i. die gepfändeten) 
Gegenstände, obwohl fie fogar ihm, dem Kläger, zum Eigenthume 
überlaffen feien, theilweife verfauft, theilweife nad Höchſt verichleppt 
und durch diefes Verfahren ihn gefährdet und hieran die obenerwähnte 
Bitte fich fchlieft, daß der Beklagte angehalten werbe, entweder die 
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fl. 3000 zu zahlen, oder vefp. wenn er jenes nicht bewirfe, bie 
quaest. Mobilien fofort nach Frankfurt in fihern Verwahrſam zu 
liefern, fo kann die ganze Tendenz der Ymploration nicht anders als 
dahin aufgefaßt werden — daß der Kläger — wegen Vertragsbruchs 
des Beklagten — von feinem Rechte, zur Execution zurüczufehren, 
Gebrauch machen will, daß er zu diefem Zwecke (um bas in $ 5 
des Vertrags vorbehaltene gerichtliche Pfandrecht geltend machen zu 
fönnen) die fofortige Zurücdjchaffung der gepfändeten Objecte nad) 
Frankfurt fordert, von folhem Verlangen jedoch Abftand nehmen will, 
wenn Beflagter ihm alsbald die fl. 3000 bezahlt und dadurd die 
Nothwendigkeit einer Fortfegung des Erecutionsverfahrens befeitigt. 
Blieben aber auch noch Zweifel möglich, ob die Intention des Klä— 
gers wirklich die im Vorſtehenden bezeichnete gewejen jei, jo würde 
diejelbe doch jedenfalls durch den bezüglichen Theil der Replik, die 
allerdings an dem formellen Betitum ‘der Imploration Nichts geän- 
dert hat, vollitändig befeitigt. Hier beruft ſich Kläger ausdrücklich 
(nur unter Citirung eines unrichtigen $) auf fein vertragsmäßiges 
Recht, die Pfandſchaft geltend zu machen und in der Ererution fort- 
zufahren, er macht bemerflich, daß e8 zu diefem Behufe, des in Mitte 
liegenden Vertrags wegen und da DBellagter fein Forderungsrecht 
bejtreite, einer vorgängigen Liquiderfennung bes Letzteren bedürfe, 
daher die Bitte, dem Gegner zur nunmehrigen Zahlung der fchuldigen 
Summe eine Frift zu fegen, begründet fei und behauptet endlich, daß 
der Zransport der mit Beichlag belegten Mobilien abfichtlich, „zum 
Zwed der Verhinderung weiteren executivischen Vorſchreitens“ erfolgt 
und es folglih die Pflicht des Beflagten fei, die Mobilien nad) 
Frankfurt bringen zu laſſen „am beften in das Local, wo die anderen 
zum Verkaufe beftimmten Pfänder find.“ 


Hiernach iſt e8 völlig Har, daß die Haupt-Intention des 
Klägers dahin ging: einen Ausfpruc des Gerichts darüber zu ver- 
langen, daß fein Forderungsrecht — des in Mitte liegenden Vertrags 
ungeachtet — bis zum Betrage von fl. 3000 liquid und ihm info- 
weit die Fortfegung des Erecutionsverfahrens geftattet fei und daß 
da8 Begehren der Zurückſchaffung der fraglichen Mobilien nad Franf- 
furt nur einen Nebenantrag enthielt, welcher bezweckte für die dem- 
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nächſtige Execution — fofern fie nicht noch durch Zahlung abgewendet 
werden jollte — ein factifches Subftrat herbeizufchaffen. 

Anlangend ſodann 

B. die rechtliche und factifche Begründung, fo ift der Antrag 
auf Zurükihaffung dev Mobilien nad) Frankfurt, nachdem dieje that: 
fächlich bewirkt ift, nicht mehr in Frage und handelt e8 fich alfo nur 
noch um den Hauptvertrag: die Forderung des Klägers im Betrage 
bon fl. 3000 für liquid und deſſen Recht auf Fortfegung der Exe— 
eution wegen dieſes Betrages anzuerkennen. 

1. Nach Inhalt der Imploration ſelbſt ift auch hier Manches 
dunkel. Die Behauptung, daß die vertragsmäßigen Leiftungen des 
Beklagten erfüllt geblieben und daß Kläger reſp. deſſen Ceſſionarien 
befugt jeien, die wegen des eingeflagten Wechſels vollzogene Execution 
fortzufeßen, entbehrt der näheren Subjtantiirung, denn was über 
Berfchleppung der Mobilien gejagt ift, follte micht zur Begründung 
jener Hauptintention , fondern nur zur Rechtfertigung des Nebenan- 
trage8 auf Zurüdichaffung der Mobilien nah Frankfurt dienen. 
Andeffen find auch diefe Mängel durch die Replikſchrift befeitigt. In 
diefer am 20. März 1860 überreichten Schrift, iji unter anderen 
angegeben, daß die Wittwe Anna Margaretha Schultheif geb. 
Cuno jhon vor 9 Monaten (alfo bereits 61, Monaten vor der 
Imploration vom 3. Januar) geftorben fer, Beflagter aber von den 
(jpäteftens 4 Monate) nad) deren Tod zu zahlenden fl. 4000 bis 
dato „nicht einen Baten” bezahlt habe, und dieje Thatfadye war nad 
$ 4 verglichen mit $ 15 des Vertrages vom 23. Februar 1855 voll- 
fommen ausreihend, um den Kläger als Nechtsnachfolger feiner 
Ehefrau zur Wiederaufnahme des Crecutionsverfahrens bezüglich der 
oft gedachten fl. 3000 zu befugen. 

Bellagter hat gegen die Statthaftigfeit diefer replifariichen Er- 
läuterung und Bervollitändigung der Symploration feine Einwendung 
erhoben, den Tod der Wittwe Schultheik ſtillſchweigend, die Nicht- 
zahlung der fl. 4000 aber ausdrüdlich eingeräumt und es ift alfo 
der Hlägerifche Antrag, foweit er die Wiederaufnahme der Execution 
im Allgemeinen bezwect, nicht allein rechtlich) und factifch begründet, 
fondern auch an fic liquid. Fraglich blieb e8 nur, ob Kläger aud) 
befugt fei, behufs der Execution auf fein Pfandrecht an den in [18] 
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verzeichneten Gegenftänden, obwohl diefelben durd; den Vertrag vom 
23. Februar 1855 in fein Eigenthum übergegangen waren, zu recur- 
riren. Diefe Frage hat aber bereits ihre rechtsfräftige Erledigung 
gefunden. Vom Appellationsgerichte ift jene Befugniß dem Kläger 
abgefprochen und derjelbe Hat fich Hierbei beruhigt. Es fann dem 
Allen nah nur nod: 

II. auf die dem Flägerifchen Antrage entgegengeftellten perem- 
torifhen Einreden ankommen. DBellagter hat deren in eriter 
Inſtanz zwei vorgeſchützt: 

A. die Einrede des Verzichts und 

B. die Einrede, daß Kläger in Folge geübter Selbſthülfe nach 
den Vorſchriften des Decreti divi Marci und der daran ſich ſchließen— 
den Beſtimmungen des gemeinen reſp. Frankfurter Rechts nicht allein 
ſein Recht verwirkt habe, ſondern auch dem Beklagten die Summe 
von fl. 5000 ſchuldig geworden ſei, welche eventuell zur Compenſation 
gebracht werden ſollte. 

Zu A, Auf die Einrede des Verzichts ift Beflagter in feiner 
Beichwerdeausführung gegenwärtiger Inſtanz nicht zurückgefommen, 
er hat fih alfo wohl von deren rechtlichen Unhaltbarfeit überzeugt. 
Jedenfalls iſt es flar, daß diefelbe, nach deren damaligen rechtsfräftigen 
Sachlage, nicht mehr in Betracht kommt. 

Das in [24] der Stadtgerichts-Acten pag. 8 9 geichilderte 
Verhalten rejp. die hier erwähnten Aeußerungen des Klägers fonnten 
doch im allergünftigften Falle nur eine Entfagung deifelben auf jein 
Eigenthums- reip. Pfandrecht an den fraglichen Mobilien invol- 
viren. Einen BVerziht auf das dermalen allein nod in Frage 
ftehende Forderungsredht hat Beklagter felbft daraus nicht ger 
folgert. 

Zu B. Die Einrede aus dem Decretum divi Marci etc. er- 
fcheint ebenfalls unbegründet. Der Fälle in welchen 

1. das Römische Recht die Selbithülfe mit Privatitrafe bedroht 
find — wie das Dber-Appellationsgericht in der von den vorigen 
Gerichten angeführten Sache: 

Jaeger ca. Sondheime e anno 1842.*) 


*) Eiılı 188, 
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ausgejprochen und durd; Bezugnahme auf die einfchlagenden Stellen 
näher nachgewiefen hat, nur zwei, wenn nämlich entweder ein 
Eigenthümer oder Gläubiger ſich eigenmäcdtig in den Beſitz einer 
Sache fest oder ein Gläubiger eine Zahlung gewaltfam vom 
Schuldner erpreft. Bon der letzten Alternative ift hier überall 
nicht die Rede; Beflagter behauptet gar nicht, daß Kläger, als er in 
Begleitung des Dr. Geidner in jeine des Beklagten Wohnung 
gedrungen umd den Raum, worin die gepfändeten reip. ihm zu Eigen- 
thum überlaffenen Deobilien ſich befunden, mitteljt eines vorgehängten 
Schloſſes abgefperrt und dadurch diefe der Benutzung des Beffagten 
entzogen — darauf ausgegangen ſei — fich feiner Forderung wegen 
eigenmächtig bezahlt zu machen, bezeichnet vielmehr felbft jene 
Maßregel als eine blos die Sicherung gefährdet erachteter Privat- 
rechte bezweckende. 

Was aber den erjten der oben bezeichneten Fälle anlangt, To 
fommt es nicht darauf an, ob Beklagter durch jene vom Kläger ge- 
troffene Maßregel den Befit an den fraglichen Mobilien verloren 
hat, oder ob darin nur, wie Bellagter ſelbſt die Sache in feiner 
Klage vom 10. September 1858 aufgefaßt, nur eine Störung im 
Gebrauche feiner Wohnung lag. Denn nicht auf die Befigent: 
jegung find die Etrafen des Decretum divi Marci etc. geſetzt, fon- 
dern auf die Befigergreifung von Seiten des Eigenthiimers rejp. 
Gläubigers. Eine ſolche aber kann in dem Acte des Klägers, wie 
die vorigen Gerichte näher ausgeführt haben, nicht gefunden werden. 
Kläger Tieß die Gegenftände ja in der Wohnung des Beffagten, aljo 
an einem Orte, wo er felbft nicht nad) Belieben cine thatjächliche 
Herrfchaft über diefelben ausüben konnte. 

2. Die gleichen Gründe ftehen einer Anmendung der von dem 
Beklagten in Bezug genommenen Beftimmungen des Frankfurter 
Rechtes 

Reform. II. 17 $ 19. 
entgegen. Denn aud) diefes fordert 
verb.: „zu fic) zu reißen und demjelben zu entwähren.“ 
Befitergreifung von Seiten des Gläubigerd nnd knüpft den Verluſt 
des Forderungsrechts nicht ſchon an die Befigentfegung des Schuldners. 
Uebrigens fpricht die citirte Stelle, die fo wenig wie die einfchlagenden 
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Vorſchriften des Römischen Rechtes einer ausdehnenden Interpretation 
unterliegt, nur von einem Pfande „jo ihm (dem Gläubiger) eingeſetzt 
oder verjchrieben” was, da fpeciell vom „Verpfänder” gejprochen wird, 
auf gerichtliche Pfänder, dergleichen vorliegend in Trage ftehen, 
nicht ohne Weiteres bezogen werden fann. 

3. Die auf die fraglihe Eigenmacht des Klägers gegründete 
Einrede der Compenfation endlich, ift Schon deshalb ganz veriwerflich, 
weil der Fall, in welchem allein Wertherſatz wegen widerrechtlicher 
Selbſthülfe eintritt, hier nicht zutrifft, nämlich, daß dasjenige Recht, 
deſſen Realiſirung durch Selbſthülfe verſucht worden, gar nicht exiſtent 
iſt. Denn daß ein Forderungsrecht des Klägers und, nach dem an— 
erkennenden Vertrage in [25] der Stadtgerichts-Aeten auch die wei— 
teren Deckungsbefugniſſe deſſelben exiſtiren, kann nicht bezweifelt 
werden. 


Auszug aus den auf Seite 136 ausgeführten Entſchei— 
dungsgründen in Sachen: 


Zãger ca. Sondheimer 1842. 


Was Beklagter aber außerdem noch vorbringt, die Convertirung 
ſei eine verbotene Selbſthülfe geweſen und der Kläger habe ſich dadurch 
die Strafe ex decreto divi Marci zugezogen, jo kann theils eine 
Handlung, welche in der — wenngleich vielleicht unrichtigen — dee 
einer confervatorifhen Mafregel vorgenommen wird, überall nicht ala 
verbotene Selbſthülfe angefehen werden, theils ift die gedachte Strafe 
im Nömifchen Rechte nur auf zwei bejtimmte Arten der Eigenmadt 
beichränft, nämlich auf die beiden Fälfe, wenn entweder ein Eigen- 
thümer oder Gläubiger ſich eigenmächtig in den Beſitz einer Sache 
feßt, oder ein Gläubiger eine Zahlung gewaltfam von dem Schuldner 
erpreßt, 

$ 1. J. de vi bonor. raptor. 
86 — interdiet. 
L. in f. L. 13. D. quod metus causa. 
L. 7. D. ad Leg Jul. de vi privata. 
L. A C. unde vi. 
von denen hier Feiner vorhanden ift. 
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304. 


Morik Eduard Meis, Kläger gegen 3. P. Meuter 
Wittwe, Beklagte, wegen Vorkaufsrechts. 


Erkenntniß des Stadtgerichts I 
vom 9. Auguſt 1861. 

In Erwägung daß 

1. von ber Beklagten dem Kläger laut $ 3 des Vertrages |2] 
bezüglich des Haufes Lit. D. Nr. 213 ein Vorfaufsrecht eingeräumt 
worden ift. 

2. Daß Beklagte Befogt Haus an die Wittwe Man um bie 
Summe von 50,000 fl., welcher Preis durch UWebernahme einer 
Hnpothef von 27,000 fl., durch baare Zahlung von 5000 fl. und 
burch Beitellung einer Ueberbeſſerungshypothek von 18,000 fl. entrichtet 
werden follte, verkauft, dem Kläger jedoch laut [4] angeboten hat, 
denfelben gegen Uebernahme der erjten Hypothek und Baarzahlung des 
Reſtes mit 23,000 fl. in den Kauf eintreten zu laſſen. 

3. Kläger laut [5] dieſes Anerbieten nicht angenommen, viel» 
mehr beanjprucht hat, daß ihm die Beklagte den Kaufpreis im der- 
felben Weife creditire, wie fie folches der Witiwe Mank zu thun 
beabfichtigte, welches Anfinnen die Beklagte Taut [6] zurückwies. 

4. Die fahlihen Bedingungen deB vorliegenden Kaufes Lediglich 
in dem Kaufobjecte, der Größe des Kaufpreifes und der Beſtimmung 
über die Kaufbriefs- und Währfchafts-Koften Tiegen, während die 
Greditirung des Kaufpreifes oder eines Theiles deſſelben auf einem 
rein perjönlichen Verhältniſſe des Verkäufers zu dem Käufer berubt, 
Beklagte jomit nicht verbunden erfcheint, in letterer Beziehung dem 
‚einen Käufer zuzugeftehen, was fe dem andern zu gewähren ge- 
neigt war, 
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vergl. Glück Comm. XVI. p. 164. 

hiernad) 

5. für den Kläger ein Grund zur Klage nicht vorliegt, 

6. wegen der beantragten Prozekfoftencaution geeignete Auflage 
zu machen ift. 

Aus diefen Gründen wird zu Recht erkannt: 

I. Kläger wird mit der erhobenen Klage abgewiefen, auch ſchuldig 
erfannt der Beklagten die Streitfoften zu erjegen. 


Erfenntnif des Appellationsgerichts 
vom 9. October 1861. 
Auf Appellation des Klägers. 

An Erwägung daß 

1. dem Kläger bezüglich der Behaufung Lit. D. Nr. 213, worin 
derjelbe in Miethe wohnte, nah 8 3 des Miethvertrags [2] der 
ftadtgerichtlichen Aeten, für den Fall, daß daffelbe während der Mieth- 
zeit verfauft werden follte, von der Beklagten, der WVermietherin, das 
Vorkaufsrecht eingeräumt worden ift. 

2. Darüber fein Zweifel obwaltet, daß das fragliche Haus, 
während der Dauer des zwiſchen beiden Theilen bejtehenden Meiethver- 
hältniffes von der Beklagten unter den in [4] und [5] gedachten und 
nicht beftrittenen Bedingungen an Frau Man verfauft wurde, Be 
Hagte jomit verpflichtet war, den Kläger zur Ausübung feines Vor— 
kaufsrechts aufzufordern. 

3. Durch die im Januar 1861 angeblid an den Kläger er: 
laſſene Aufforderung der Beklagten das fragliche Haus zu kaufen umd 
durch die darauf ergangene ablehnende Erklärung des Klägers dem 
ihm im Miethvertrage [2] zugejtandenen Vorfaufsrechte nicht präjudi- 
eirt werden fonnte, weil Beflagte nicht zu behaupten vermochte, da- 
mals fir das Haus einen Käufer gehabt zu haben, bei welchem Ver— 
hältnig allein nad) dem Begriffe des Vorfaufsrechts die Vorauſetzung 
deifen Ausübung eingetreten, die gejchehene Aufforderung zum Kauf 
als Aufforderung zur Ausübung des Vorfaufsrechts zu betrachten umd 
eine ablehnende Erklärung des Klägers als Verzicht auf fein Bor- 
faufgrecht zu erkennen geweſen jein würde. 

4. Derjenige, welchem ein Vorkaufsrecht (Näherreht, Einftande- 
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recht, jus protimiseos) zuiteht, berechtigt, wie verpflichtet ift, das 
Object, rücfichtlich deffen ihm ein Vorkaufsrecht zufommt, unter den 
gleichen Bedingungen, wie der dritte Käufer, zu übernehmen. 

Puchta, Band. $ 360. 

Sintenis, Eivilr. I. ©. 643. 

Weiske, Kechtslexicon Bd. 13. ©. 276, 

Glück, Pandeft Bd. 16. ©. 156. 

Adlerpflycht, Frfrtr. Privatrecht 8 457. 

Bender, deßgl. ©. 326. 

l. 122. 8 3. D. de verb. obl. (45. 1.) 

l. 3, C, de jure emphyt. (4. 66.) 

l. 4. C. de loc praed. civ. (11. 70.) 

5. Es feinem gegründeten Zweifel unterliegen fann, daß zu ben 
Kaufsbedingungen auch die Vereinbarungen wegen Zahlung des Rauf- 
preifes zu rechnen find, daher Beklagte dem Kläger den Kauf des 
fraglichen Haujes um jo mehr auch unter den gleichen Vereinbarungen 
wegen Zahlung des Kaufpreifes anzubieten hatte, als diefelbe that- 
ſächlich nicht gehörig auszuführen vermochte, inwiefern die der Frau 
Mans gegen hypothekariſche Sicherheit verjtattete, theilweife Ereditirung 
des Kaufpreifes als eine aus rein perjönlichen VBerhältniffen zu diejer 
Käuferin entfpringende Vergünftigung zu betrachten wäre. 

6. Kläger auf die an ihn in Folge feines Borfaufsrechts von 
"der Beklagten ergangenen Aufforderung zum Ankauf des fraglichen 
Haufes nad [5] der Vorakten ſich unter den gleichen Bedingungen, 
wie Frau Mantz, zur Fäuflichen Uebernahme deſſelben, jonad zur 
Ausübung feines Vorfaufsrchts bereit erflärte. 

Aus diefen Gründen wird, unter Aufhebung des Abjchnittes J. 
des ftadtgerichtlichen Urtheils vom 9. Auguft 1861 zu Recht erfannt: 

Beklagte ift ſchuldig dem Kläger die Behaufung Lit. D. 
Nr. 213 unter den gleihen Bedingungen und Vereinbarungen 
zu überlaffen, unter welchen fie diejelbe an Frau Man 
verfaufte, bei Vermeidung, zum Erſatze alles dem Kläger 
durch den Nichtvollzug des Kaufs verurfachten Schadens vor- 
gängiger Liquidation und joweit nöthig, Nachweiſung, ver- 
urtheilt zu werden, .aud) hat Beklagte dem Kläger die Kojten 
der eriten Inſtanz zu erſetzen, — wogegen 
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2. die Koften der zweiten Inſtanz compenfirt werden. 
Diefes Erfenntniß wurde durch 


Urtbeil des Dber-AUppellationsgerichts 
vom 25. September 1862 
auf Appellation der Beklagten 
beftätigt. 


Entfheidungsgründe zum Urtheil des Ober— 
Appellationsgerichts. 

Die Beltätigung des angefochtenen Erfenntniffes konnte feinem 
Bedenken unterliegen. 

Was zunächft 

1. die doli exeptio betrifft, welche die Beflagte daraus herge- 
nommen hat, daß fie dem Sohne des Klägers bei Gelegenheit der 
Zahlung des Miethpreifes im Januar 1861 und ſchon früher dem 
Kläger felbft gejagt haben will, fie follten das Haus faufen, dies aber 
vom Kläger mit dem Bemerken abgelehnt fei, er wollte noch einige 
Zeit warten: jo würde diefer Umftand, jelbjt wenn damals die Be— 
flagte das Haus dem Kläger zu feinem höheren Preife angeboten 
hätte, al8 zu welchem fie es ſelbſt verfauft Hat, was der Kläger ebenfo, 
wie feine angeblich darauf ertheilte Antwort, als von ihm ausgegangen, 
bejtreitet, nicht berechtigen, einen Verzicht dejjelben auf das jet geltend 
gemachte Vorfaufsrecht anzunehmen. Denn die Beffagte hat nicht zu - 
behaupten vermocht, dem Kläger oder feinem Sohne damals angezeigt 
zu haben, daß fie einen Käufer zu dem Haufe und zu welchen Preife 
habe, ja nicht einmal überhaupt auch nur einen Preis angegeben zu 
haben. Dean kann aber immerhin im Allgemeinen abgeneigt fein, ein 
Haus, das man als Miether inne hat, zu faufen, und gleichwohl, 
wenn wirffich Gefahr da ift, von einem dritten Käufer ausgetrieben 
zu werden, e8 vorziehen, in diefen Kauf einzutreten, ftatt gezwungen 
zu werden, nad) einer anderen Wohnung fid) umzuthun. 

Es ijt daher auch von den Rechtslehrern allgemein angenommen, 
daß die Ablehnung einer ſolchen allgemeinen Aufforderung zu kaufen, 
- einen Verzicht auf das Vorkaufsrecht nicht im fich fchließe. 
Mevii, Decisiones $ III, D. 324. No. 5. 
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Cannegiesser, Colleetio deeisionum ete. etc. T. I. D. 
106. T. I. D. 264. p. 451. 
Wald, Näherreht ©. 252 und 549 (Edit. 3.), 


Uebrigens hat die Beklagte die nad) dem Worjtehenden vom 
Appellationsgerichte mit Recht verworfene doli exeptio in diejer In— 
ftanz auch nicht bejonders weiter verfolgt. 

Was jodann 


2. die Frage betrifft, welche den Hauptgegenftand der Berhand- 
(ungen bildet, ob der Kläger berechtigt ift, zu verlangen, in alle von 
der Beklagten mit der Säcklerswittwe Mant verabredete Kaufsbe— 
dingungen einzutreten, und alſo auch, daß ihm 18,000 fl. des Kauf: 
preifes gegen eine Ueberbefferungshypothet zu 4, p&t. in dem ‘zu 
faufenden Haufe auf 3 Jahre creditirt werden, fo war auch diefe 
Trage unbedenflich mit den vorigen Richtern und zwar aus deren 
Gründen zu bejahren. 

a. Nicht nur die Größe des Kaufpreifes, fondern aud) die Art 
wie, namentlich die Feitiegung der Termine, in denen er zu berid)- 
tigen ift, gehört zu den fachlichen Bedingungen eines Kaufs, in welche 
derjenige, dem vertragsweile ein Borfaufsrecht eingeräumt worden, 
einzutreten berechtigt ift. Denn unverfennbar ftehen die Termine, in 
denen der ftipulivte Kaufpreis zu berichtigen ift, mit der Höhe deſſelben 
in einem engen Zujammenhange, indem fie nothwendig auf diejelbe 
influiven. Beides, einerfeits die Höhe des Pretium und andererjeits 
die bedungenen einer Werthſchätzung unterliegenden Nebenvortheile, die 
dem Käufer bewilligt find, bilden zufammen die quantitas feiner 
Gegenleiftung, die der Borkaufsberechtigte, wenn er von feinem Rechte 
Gebrauch machen will, zu gewähren verpflichtet, aber auch in Anfprud) 
zu nehmen berechtigt ift, und welche die legten beiden, in dem vorigen 
Erfenntnifje bereit8 in Bezug genommenen Gefegesftellen 

L. 3. C. de jure emphyt. (4. 66.). 
L. 4. C. de locatione praed. civil. (11. 70.). 
offenbar im Auge haben. 

Wenn daher felbit beim Retract in vielen deutſchen Landrechten 
und Statuten ganz allgemein der Grundfaß ſich ausgeiprocen findet, 
daß der Retrahent, wie er einerfeits ſchuldig ift, die Leiſtungen des 
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dritten Käufers zu übernehmen, jo andererjeitS auch verlangen kann, 

daß ihm die demjelben eingeräumte Rechte gewährt werden, 

Solmfer, Yandordnung Th. 2. Tit. 12. $ 26. 

Würtemberg, Landredt Th. 2. Tit. 16. 8 4., p. 291. 

Tyroler, Landesordnung von 1603. Buch V. Zit. 1. 
S 3 und 9, 

Hohenloher, Landredt Th. 3. Tit. 5. 8 21. 

Nettberg’fche Landesordnung von 1538. $ 17. 

Bafeler Statuten von 1719. Th. 2. Tit. 15. $ 345. 


und in Anwendung dieſes Grundfages von den Nechtslehrern ehr 
alfgemein angenommen worden ift, daß die Zahlungstermine, die der 
dritte Käufer nach den Kaufbedingungen zu genießen hat, auch dem 
Netrahenten zu Gute kommen müſſen. 
Reinking, de jure retractus Quaest. 6. No. 27—29. 
Hartmann Pistor, Observationes singulares Obs. 17. 
Berlich, Conckasiones P. IL. Conel. 41. No. 28. 
Carpzov, Jurisprud. forensis P. II. Const. 33. No. 7. 
Wesenbec, consilia Vol. II. 76. No. 73. 
Mevii, decisiones P. V. Dec. 75. P. VII. Dec. 73. No. 5. 
Struvii, jurisprud. for. L. II. T. 11. No. 37 und 


not. 1. 
Mittermeier, deutjches Privatreht Th. II. 8288. Nr. 7. 
Walter, deutfches Privatreht $ 390, sub II. R 


Genzler, deutjches Privatredit $ 88. Anmerk. ©. 393. 
jo wird dies um fo unbedenflicher bei einem vertragsmäßigen Vor— 
faufsrechte anzumenden fein. „Freilich kann dies im einzelnen Falle 
möglicherweife dem Verkäufer läftig jein, wenn namentlich dev Vor— 
faufsberechtigte nicht in dem Maße wie der dritte Käufer geeignet ift, 
Credit in Anfpruch zu nehmen. Indeſſen war e8 jeine Sache, dies 
bei Einräumung des Vorkaufsrechts in Erwägung zu ziehen, und 
fann feinen Rechtsgrund abgeben, dem Erjteren das ihm durch Ver- 
trag Eingeräumte zu verfiimmern und zu entziehen. 

.b. Wollte und fünnte man aber auc) beim vertragsmäßigen Bor- 
faufsrechte, in Beziehung auf die dem dritten Käufer gewährten Zah: 
lungsfriſten die Unterjcheidung eintreten laſſen, ob der Verkäufer dabei 
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durch eine bejondere Rückſichtnahme auf die Perfon dejjelben, alfo 
durch ein befonderes perjfönliches Vertrauen geleitet worden ift, oder 
ob ſich aus den Umjtänden ergiebt, daß dies nicht der Fall jei und 
nur in dem leßteren Falle den Borfaufsberechtigten das Recht auf die 
Zahlungsfriften ohne Weiteres ebenfalls genießen lajjen, wie dies von 
einzelnen Rechtslehrern beim Retracte allerdings gejchieht, 
Wald, a. a.O. ©. 202. 

und von einer deutichen Yegislation felbit für das vertragsmäßige 
Vorkaufsrecht janctionirt ift, 

Preußiſches Landrecht, TH. 1. Tit. 20. Abſchn. 3. $ 621 

und 637. 

fo würde jelbit dies im dem vorliegenden alle zu feinem anderen 
Refultate führen. Denn laut der Kaufbedingungen mit der Wittwe 
Mantz follen, wie bemerft, die nicht fofort baar auszuzahlenden 
Kaufgelder von 18,000 fl. drei Jahre unauffündbar hypothecariich in 
dem verkauften Haufe injeribirt werden, ohne daß überdies ausbedungen 
„it, daß die Wittwe Mans das Haus in den nädjten drei Jahren 
nicht folfe verfaufen dürfen. Es liegt aljo hier der Fall, wo der 
Berfäufer dem dritten Käufer einen Theil des Kaufgeldes ohne be» 
fondere Sicherheit creditirt hat, nicht vor, und würde daher die Be— 
flagte dem Kläger auch aus diefem Grunde den Eintritt in den Kauf 
nicht verweigern fünnen. 


Hiernad bedürfen die zur Nechtfertigung diefer ihrer Weigerung 


theil8 aus der Bejchaffenheit des fraglichen Hauſes, als eines ihr feine 
genügende Sicherheit gewährenden, theil3 aus der Vermögenslage des 
Klägers im Vergleich mit der dritten Käuferin hergenommenen Gründe, 
feiner weiteren Widerlegung. 

Mußte in der Hauptſache confirmatorisch erfannt werden, fo 
findet dadurch zugleich die die Koften der vorigen Jnuſtanz betreffende, 
nur confecutive Beichwerde ihre Erledigung, und die VBerurtheilung 
der Beklagten in die Koften diefer Inſtanz ihre Rechtfertigung. 


VIE. 10 
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305. 


Benedick Hayum Goldſchmidt & Conſorten Im—⸗— 
ploranten, gegen Johann Baptift Brodmann Wittwe, jetzt 
verehelichte Lindt, geb. Hänfel, Imploratin, widerrechtliche Anlage auf 
einem Fußpfade, jet Prozeßkoſten betreffend. 


Borbemerfung. 


Durch rehtsfräftiges Urtheil des Etadtgerihts vom 4. Oftbr. 
1858 war zwifchen den Etreittheilen erkannt: 

II. Die Beklagten Haben ſich jeder Etörung der Kläger in Bes 

nugung des Pfades aa’ bis bb’ des Fauſtriſſes Anl. II. 
[8] act., ſowie jeder Anlage auf diefem Pfade zu enthalten 
bei Vermeidung von Straf-Berfügungen. 

ALS nichts dejto weniger die Imploratin im März 1860 auf 
diefem Fußpfade Stadetenwände aufführte, beantragten Goldſchmidt 
& Conſ. in einem DVortrage an das Stadtgericht auf Grund des 
gedachten rechtsfräftigen Urtheils die Wegſchaffung diefer Stadeten» 
wände, wenn nöthig, nad) Feititellung des Thatbeſtandes. 

Das Stadtgeriht gab der Imploratin auf, fid) binnen acht Tagen 
zu erflären und zog, nachdem diefe Erklärung eingegangen war, Bericht 
de8 Stadt-Geometers Hartmann darüber ein, ob fragliche Stadeten+ 
wände auf dem Pfade aa’ bis bb’ der Anlage II [8] errichtet feien? 

Der Bericht fiel bejahend aus und erging hierauf fofort‘, ohne 
weitere Verhandlung zwiſchen den Parteien, folgendes 


Erkenntniß des Stadtgerichts U 
vom 21, Mai 1860. 

38. — — — 

Es wird in Vollzug des Abſchnitts II des rechtskräftigen Er— 
fenntnijfes vom 4, Dftober 1858 der Implorantin aufgegeben, die 
beiden nen errichteten Stadetenwände von dem Pfade aa‘ bis bb’ der 
Anlage II binnen 8 Tagen zu entfernen, bei Vermeidung, daß die 
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Spmploranten ermächtigt werden ſollen, dieſe Stacketenwände auf Koſten 
der Imploratin entfernen zu laſſen. 

4. Es wird der Imploratin für den Fall widerholter Anlagen 
auf fraglichem Pfade eine Geldſtrafe von 50 fl. angedroht und hat 
die Imploratin den Ymploranten die ihnen durch den Vertrag vom 
27. März l. J. weiter enge Koften vorgängiger Liquidation 
zu erſetzen. 

Der hiergegen —— Appellations⸗ und Nichtigkeits⸗Be⸗ 
ſchwerde wurde der Suspenſiveffekt verſagt und verfügt durch 


Erkenntniß des Stadtgerichts I 
vom 6. Juni 1860. 

Mitzutheilen und werden die Zmploranten nunmehr ermächtigt, 
die fraglichen Stadetenwände auf Koften der Ymploratin wegicdaffen 
und erforderlichen Falls verwehren zu laſſen. 

2. Es hat fid) die Imploratin jeder Störung der Imploranten 
bei diefem Aft zu enthalten, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 
Te 5 

Auf die Berufung und NichtigfeitSquerel der Imploratin er⸗ 
gingen die verwerfenden Urtheile des Appellationsgerichts vom 19. Novbr. 
1860 und des DOber-Appellationsgericdyts vom 27. September 1862. 


Entfcheidungsgründe zum Urtheil des Dber- 
Appellationsgerichts. 

I. Zn Anſehung der Hauptſache mußte das von der Imploratin 
ergriffene Rechtsmittel der Appellation für erloſchen erklärt werden. 
Denn für die Imploranten hat der Rechtsſtreit durch den Verkauf 
des Grundſtücks, als deſſen Repräſentanten fie unterm 11. Juli bis 
5. September 1857 den [31] der Stadtgerichtsalten feinem Inhalte 
nah angegebenen Vergleich abgejchloffen Hatten, fein Intereſſe ver 
foren, und diefelben find daher in [18] der Ober-Appellationsgerichts— 
aften damit einverftanden, daß infoweit der Nechtsjtreit fein Ende er» 
reiht habe. Die gleiche Anficht Hegt die Imploratin in [14] ber 
Dber-Appellationsgerichtsaften und es konute nichts darauf anfommen, 
daß fie bei ihrer Erklärung von der unrichtigen Anficht ausgeht, der 
Rechtsſtreit ſei durch Confuſion in der Hauptjache befeitigt, indem dag 
angeblich herrſchende und dienende Grundftüd in einer Hand vereinigt 

10* 


/ 
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ſei. Diefes ift nämlich nicht dev Fall, da das Grundſtück Gew. III 
Nr. 51 der Amploratin gehört, das Grundſtück Gew. III Nr. 53c 
dagegen, auf deſſen Eigner in Folge Verkaufs vom 8. April 1861 
der in Streit befangene gemeinfame Fußpfad übergegangen iſt, von 
der Imploratin und ihrem derzeitigen Ehemann fäuflich erworben, 
auh am 10,” Yuli 1861 in dem Zranscriptionsbuche ihnen zuge 
Ichrieben worden ift und nichts vorliegt, woraus zu entnehmen wäre, 
daß der Ehemann auch Eigenthiümer von Gew. II Nr. 51 geworden 
ſei. Da indeffen eine Wiederaufnahme des Rechtsſtreits von Seiten 
des Letzteren nicht jtattgefunden Hat, Jo bewendet e8 auch bei der Er- 
flärung der Imploratin, indem diefelbe die Anficht über das Erföfchen 
de8 NechtsftreitS durch Konfufion zur Bedingung ihres Verzichts auf 
denfelben nicht gemadjt hat. Daß aber 


U. der Rechtsſtreit aud) in Anfehung der Prozeffoften fein Ende 
erreicht habe, indem auch diefer Anfpruch der Imploranten mit dem 
Streitgegenftand in das Eigenthun der Amploratin übergegangen fei, 
wie dieſe vermeint, folgt aus den Xerfaufsbedingungen mit feiner 
Shlbe, und ebenſo unzutreffend ijt die fernere Anficht der Imploratin, 
es müfje wegen Mangels einer desfalls bei dem Kaufabſchluß bejon- 
ders getroffenen Beitimmung, wie bei einem Vergleich, auf deren 
Compenſation erfannt werden. Vielmehr iſt im diefer Beziehung das 
unter den Parteien durch den Rechtsſtreit begründete obligatoriiche 
Verhältnig annod völlig unverjehrt und bedarf e8 zu dem Ende einer 
rechtlichen Entfcheidung, welche nicht anders als durch vollständige 
Prüfung der Beichwerden in der Hauptjache gefunden werden kann. 
Diefe find, da in gegenmwärtiger Inſtanz die einzige Bejchwerde dahin 
geht, daß die gegen das ftadtgerichtliche Defret vom 21. Mai 1860 
eingelegten Rechtsmittel unter DVerurtheilung der Appellantin zum 
Erfat der Koften voriger Anftanz für unftatthaft erklärt, und nicht 
vielmehr ben in voriger Inſtanz erhobenen Beichwerden unter Wer: 
urtheilung der Gegner zum Koftenerfag entſprochen worden fei, aus 
der Ausführung der Appellations- und Nichtigfeitsbefchwerde zu ent- 
nehmen, und gehen dahin: 

1, daß der Imploratin aufgegeben jei, die beiden nei errichteten 
Stadetenwände zu entfernen ; 
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2. dag für den Fall wiederholter Anlage eine Strafe und zwar 
von 50 fl. ihr angedroft; 

3. daß jie zum Erſatz der Koſten verurtheilt; 

4. daß den Rechtsmitteln die aufidiebende Wirkung verjagt, und 

5. daß der Vollzug der Wegräumung der Stadetenwand fofort 
angeordnet ei. 

Dieſe jämmtlihen Beſchwerden find jedocd gänzlich verwerflich. 

Auszugehen ift bei deren Beurtheilung davon, daß der Antrag 
ber Ymploranten vom 27. Mär; 1860 ein Antrag auf Hülfsvoll- 
ftredung jei, und zwar megen Gontravention wider die Enticheidung 
Nr. U. des rechtsfrüftigen Erfenntniffes vom 4. Oftober 1858, wo— 
nad) ſich die Beklagte (die jegige Imploratin) jeder Störung ber 
Kläger (der jegigen Imploranten) in Benukung des Pfades aa’ bis 
bb‘ des Fauftriffes, Anl. II (8 der Stadtgerichtsaften), ſowie jeder 
Anlage auf diefem Pfade bei Vermeidung von Strafverfügungen zu 
enthalten haben, ganz in derjelben Weiſe wie der Antrag vom 17. De- 
zember 1859 ein Hülfsvolljtrefungsantrag war, wegen Contravention 
wider Nr. I. des gedachten Urtheils. Wenn daher die AYmploratin 
den Antrag vom 27. März als eine neue Klage auffagt und hierauf 
ihre Rechtsvertheidigung ftügt, jo Fonnte ihr darin in feiner Weife 
beigepflichtet werden, und iſt es augenfcheinlich unzutreffend, wenn 
diefelbe unter Hintanfegung der Klaren Entſcheidung Nr. II. des 
gedachten Stadtgerichtsurtheil® wiederholt die Behauptung aufgeteilt, 
e8 habe ſich früher nur um den Zugang, die Lattenthür a. b. in 
[8] gehandelt und gegenwärtig fei das Recht und die Breite des Weges 
in Frage. Es Handelt fich derzeit um weiter nichts als darum, ob 
die beiden Stadetenwände cc’ und ed der Anlage VIII — [29] der 
Stadtgerichtsakten auf dem Pfade aa’ bis bb’ errichtet worden find, 
indem, wenn bdiefer Punkt in ausreichender Weife Liquid geftellt jein 
follte, die Beicheide vom 21. Mai und 6. Juni 1860 gerechtfertigt 
fein würden. Nun ließe ſich 

a. Schon viel dafür jagen, daß der Punkt durch ſtillſchweigendes 
Augeftändni der Imploratin in ihrer Vernehmlaffung vom 14. April 
1860 zu voller Liquidität gelangt fei. Zwar hat diefelbe ausdrücklich 
nur deren Errichtung eingeräumt und behauptet, diefelben auf ihrem 
eigenen Grund und Boden neben der von den Imploranten fülſchlich 
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für einen Fußpfad ausgegebenen Furche geftellt zu Haben. Allein, was 
die Imploratin eine Furche nennt, das ift nad) dem redhtsfräftigen 
Erfenntniß vom 4. Oftober 1858 die in [8] aa’ bis bb’ bezeichnete 
Fläche, welche als Pfad zu gelten hat. Die Imploratin war daher 
verpflichtet, fich darüber fpeciell zu erklären, ob die Stadetenwände 
auf diefer Fläche errichtet fein, und wenn fie, allem Anfchein nad) 
abſichtlich, um die erledigte Frage über den Umfang des Pfades Hinein- 
zuzichen, eine Antwort hierauf ſchuldig geblicben ift, fo war diejelbe 
nad) den in Frankfurt geltenden Grundfägen jenes Punktes für ges 
ftändig zu achten. Iſt diefes aber der Fall, fo könnte der Beſcheid 
des Stadtgerichts vom 21. Mai 1860, wenn ein mündliche Vers 
fahren, wie es das Geſetz vorjchreibt, noch Hinzugetreten wäre, als 
ein auf beiderfeitiges Gehör gejtüttes Erkenntniß aufgefaßt werden, 
über deſſen materiellen Nechtsbejtand nicht der mindefte Zweifel ob» 
walten würde. Eolite man indeffen Bedenken tragen, den Geſichts— 
punkt des ſtillſchweigenden Geftändniffes zum Grunde zu legen, fo 
würben deffen ungeachtet die Bejchwerden der Imploratin nicht gercdt- 
fertigt fein. Alsdann nämlich ftände 

b. durch die Vernehmlajfung nur fo viel feit, daß Stadeten- 
wände errichtet feien, und außerdem läge der Bericht des Stadtgeo— 
meter Hartmann vom 18. Mai 1860 dahin vor, „daß fich die 
fraglichen neu errichteten Stadetenwände auf dem Pfade aa’ bis bb’ 
ber Anlage II [8] befänden, und zwar jo, daß die Grenze zwijchen 
dem Grundftüde Gew. 3 Nr. 51 und dem befagten Fußpfade, wo 
folher an die Hanauer Landitraße ftößt, um 11 Zoll, und bei e. d. 
Anl, VIII [29] aber um 3 Schuhe 3 Zoll Frankfurter Werkmaß 
überſchritten worden ſei.“ 

Daß das Stadtgericht befugt war, von Amtswegen einen ſolchen 
Bericht einzuziehen, kann überall nicht bezweifelt werden. 

Vgl. auch Br. PB. . Art. 70, 

Wenn dafjelbe aber, ohne die Imploratin darüber zu hören, und 
ihr Hierdurch Gelegenheit zu geben, gegen Ausfteller und Inhalt Ein- 
wendungen zu machen oder Gegenbeſcheinigungen einzubringen, auf 
Grund der in dem Berichte enthaltenen Beicheinigung fofort den Be— 
ſcheid vom 21. Mai 1860 erließ, fo erhellt aus diefem Verfahren, 
daß das Stadtgericht nur die Abficht Hatte, ein Mandat zu erlaffen, 
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welches, wie es auf einjeitigen Antrag ergangen ift, fo auch auf dem 
Wege der Gegenvorftellung wiederum bejeitigt werden kann. Diefen 
Weg hätte alfo die Imploratin betreten müfjen, wenn fie jich getraut 
hätte, die Rücknahme des Befehls zu erwirfen; die fofortige Appellation 
war unjtatthaft, und von ciner Nichtigkeit kann gar nicht die Rede 
jein. Uebrigens ift aud) das von dem Stadtgerichte eingehaltene Ber: 
fahren, auf einjeitigen Antrag in der Inſtanz der Hilfsvolfftredung 
mit Mandaten vorzufchreiten, den Grundſätzen des gemeinen Deuts 
hen und des Frankfurtiſchen Prozeßrechts vollſtändig entſprechend; 
und wird der Charakter dieſes Verfahrens dadurch nicht im Entfern— 
teften beeinträchtigt, wenn, wie hier geichehen, noch eine Erklärung 
über den Hülfsvollitredungsantrag eingefordert, und der Bericht eines 
Sadjverjtändigen eingeholt wird. Von diefem Standpunfte aus find 
mithin ſämmtliche Einwendungen gegen die Perjon des Stadtgeometers 
und gegen Anhalt und Grundlage feines Gutachtens einer Prüfung 
ebenfowenig zu unterziehen, wie die dem Bauſtatut Cap. 9. 8 9. ente 
nommene, in mehr als einer Beziehung bedenkliche Einrede. 

Aus dem Vorftchenden eryiebt fi), daß die erfte und zweite Ber 
ſchwerde unjtatthaft, vejp. unbegründet ift, daß die fünfte, da es Eelbft- 
verjtand ift, daß das Stadtgericht, wenn feinem Mandat vom 21. Mai 
weder entjprochen, nod) bei ihm eine Gegenvorjtellung dawider einges 
reicht war, auf ferneres Anrufen der Imploranten die Wegräumung 
der Stadetenwand zu verorduen hatte, ſich ebenjo erledigt, wie Die 
vierte, und daß die dritte Beichwerde in Verbindung mit der Beſchwerde 
gegenwärtiger Inſtanz, betreffend die in der erjten umd zweiten In— 
ftanz erwacdjenen Koſten, nad) der Entſcheidung über die erfte Bor 
ſchwerde zu verwerfen war. Daß aber die unterliegende Imploratin 
auch im die Kojten gegenwärtiger Inſtanz verurtheilt werden mußte, 
kann nicht dem mindejten Zweifel unterliegen. 


— — — — 


— '12 — 


306. 


M. E. S. geb. G. Klägerin gegen J. B. G. Beffagten, 
Dotation jest geführten Beweis betreffend. 


Borbemerfung. 

Es Handelt jich darum, ob das Vermögen des Beklagten fo groß 
fei, daß das von der Klägerin, der allein noch auszuftattenden Tochter 
des Beklagten, begehrte Heurathsgut für angemeffen zu erachten fei? 
Das Stadtgericht I. ermittelte das Vermögen des Bellagten, indem 
es auch das Haus des Beflagten bei dem allgemein erfolgten Steigen 
des GrundeigentHums um einige 1000 fl. höher anſetzte und erfannte 
am 10. Januar 1862: 

Beklagter Hat binnen Frift von 14 Tagen der Klägerin noch 

weitere 1000 fl. ſammt Zinfen zu 5 p&t. vom 13. Januar 

1858 an für ihre Mitgift zu bezahlen, ihr auch die Streitfoften 

zu erjegen. 

Das Appellationsgericht beftätigte auf Appellation des Beklagten 
diejes Erfenntniß am 19. März 1862, indem es befonders hervorhob: 

Demnach wird dem Bellagten nicht, wie er vermeint, angefonnen, 
. ein Drittel feines Vermögens in Dotirungen aufzuwenden, fondern 
es wird ihm, wenn das Heurathsgnt,der Klägerin auf fl. — — feit- 
gejtellt wird, nur angefonnen, weniger al8 Y,, feines Vermögens zu 
diefer, unter den gegebenen Berhältniffen jett allein in Betracht fom- 
menden Ausjtattung zu verwenden. Und hierüber fann er fi um 
fo weniger mit Grund befchweren, al8 dem Stadtgerichte darin beige- 
pflichtet werden muß, daß das Haus des Beklagten, wegen der no— 
toriſchen Steigerung des Werths des Grundbeſitzes innerhalb der 
Stadt in guten Nahrungslagen,, und als eine ſolche gute Nahrungs» 
lage ift für das von dem DBellagten betriebene Geſchäft die Lage 
feines Hauſes zu betrachten, einen Werth hat, der den im Jahre 1825 
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für daffelbe gezahlten Preis von fl. — — nicht unbeträchtlich über- 
jchreitet. Ueberdies geht aber aus der von dem Beklagten vorgelegten 
Aufftellung feines Vermögens hervor, daß er jeiner Tochter eine Zus 
buße von 1000 fl. auf deren Heurathsgut zu leiften vermag, ohne 
in jeinen gejchäftlihen Berhältniffen dadurd im Mindeſten behindert 
zu werden, 


Auf Appellation des Beklagten erging 


das Urtbeil des Dber:-Appellationsgerichts 
vom 29. September 1862. 

In Erwägung, 

daß von den jet wiederholten Beſchwerden voriger Inſtanz die 
erfte nur gegen bie Faſſung eines Entjcheidungsgrundes gerichtet, 
ſonach ohne felbitjtändige Bedeutung ift; 

daß in Betreff der zweiten und Hauptbeichwerde die Gründe 
der beiden vorigen Gerichte in feiner Hinficht widerlegt worden jind; 

daß imsbejondere das reine Activvermögen des Bellagten, ſelbſt 
abgejehen von dem wahrjcheinlid erhöhten Werthe des Wohnhaufes, 
in der Sententia a qua ganz richtig zu einem Minimalbetrag von 
fl. — — berechnet worden iſt, indem einerjeits der Paſſivpoſten Nr. 10 
außer Anjchlag bleiben muß, da der Beflagte jelbjt einräumt, bei An— 
tretung der väterlichen Erbichaft erklärt zu haben, daß das fragliche 
Darlehn von 1250 fl. mehrere Jahre vor Anjtellung der Klage durch) 
Sompenjation getilgt worden ſei und dieje Erklärung auch jet wicht 
etiwa als eine irrthümliche angefochten hat, danach aber den Zinjen, 
welche er jeinem Vater noch bi8 zu dejjen Tod vertragsmäßig zu 
zahlen gehabt haben will, rechtlich gar nicht die Eigenjchaft von Kapital- 
Zinfen beigelegt werden kann; andererjeitd die Anrechnung von fl. — — 
für Lucca-Piſtoja-Eiſeubahn-, jowie für Schleppichifffahrts-Actien unter 
den Activis des Beklagten gerechtfertigt erjcheint, da durch den neuer— 
(ih) aus jenen erfteren Actien erzielten Erlös außer Zweifel gefett 
worden ift, daß diejelben Schon zur Zeit der Anftellung der Klage an— 
nähernd einen Werth jenes Betrages repräfentirten; 

dag mit Rückſicht auf diefe Grundlage und die jonjt in Betracht 
fonımenden Umjtände des vorliegenden Falles die von der Klägerin 
in Anfpruch genommene Dotationsfumme von fl. — —, deren Betrag 

€ 
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mit dem auf die Ausftattung der beiden anderen Töchter des Beklagten 
aufgewendeten zufammengerechnet, keineswegs, wie Beflagter meint, 
1/, feines Vermögens ausmacht, fondern noch unter ?/, deflelben 
bleibt — als eine zu hochbemefjene nicht angejehen werden faun und 
eine Aenderung des Ddiejelbe zubilligenden Ausfpruches der beiden 
Local-Gerichte um fo weniger motivirt fein würde, als die Bilance [29] 
ergiebt,. daß die zu leiftende Zahlung für den Gefchäftsbetrieb des Be— 
Hagten feinen ftörenden Einfluß haben kann, und als der Beflagte 
zu einer Zeit, wo die Klägerin bereits verheirathet war, einer anderen 
Tochter eine Mitgift von fl. — — gegeben hat, ohne daß fich für 
eine Zurücdjegung der Klägerin irgend ein Grund aus den Aften 
entnehmen ließe; 
j daß endlich in Anfehung der Zinſen umd —— auch hier 
die allgemeinen Rechtsregeln entſcheiden müſſen; erkennt das Ober— 
Appellationsgericht der vier freien Städte Deutſchlands für Recht: 
Daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, in der Sache ſelbſt aber das Erkenntniß des Appellations— 
gerichtS der freien Stadt Frankfurt vom 19. März d. J., wie 
hiermit gejchieht, unter Verurtheilung des Beklagten in die 
Koften diefer Inſtanz, zu betätigen fei, und wird die Sache 
nunmehr an das Stadtgericht zurückverwiejen. 


307. 


Aobanna Maria Elifabetba, Emilie Wilhelmine 
Friederife und Eliſabeth Geihwifter Schulß, Klägerin gegen 
die Möminiftration des Städel’fchen Runftinftituts, 
Beklagte, Vindication eines Gemäldes betreffend. — 


Erfenntnif des Stadtgerihts I 
vom 12, November 1860. 

J 

2. Die Klägerinnen vindiciren das im Beſitze der beklagten 
Adminiſtration befindliche Bild, welches als Porträt Innocentius X. 
von Velasquez bezeichnet iſt, als ihr Eigenthum, indem fie anführen, 
daß dieſes Bild zu dem Nachlaſſe ihres Waters gehört habe und ihnen 
daffelbe im Jahre 1842 zu Carlsruhe, wohin fie es hatten verbringen 
laſſen, gejtohlen worden ei. 

3. — — — 

4. Beklagte Adminiſtration verabredet zunächſt den Klaggrund 
und insbeſondere die Identität des von ihr beſeſſenen Bildes mit dem 
den Klägerinnen angeblich abhanden gekommenen und ſchützt eventuell 
vor, daß der Eigenthumserwerb der Beklagten der Art ſei, daß er 
unbedingt die erhobene Vindication ausſchließe. Zur Begründung 
dieſer Einrede wird angeführt, daß die Beklagte das fragliche von ihr 
befefjene Bild im Jahre 1858 von Profeffor Mücke in Düfjeldorf, 
der es dort felbft länger als 10 Jahre bejejfen, fonacd) gemäß dem 
dort geltenden franzöfifchen Civilrechte (Art. 2279) als unwiderruf— 
liches Eigenthum erworben habe, gefauft hätten. 

5. Zur Prüfung diefer Einrede ift zunächft von den Beftimmungen 
unjeres Barticularrechtes über Vindication geftohlener Sachen aus— 
zugehen. 

VII. Zu: 
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Nach Ref. II, 2, 8.2 ift der Befiger einer geftohlenen Sache ver- 
bunden diefelbe dem Eigenthümer ohne Erftattung feines ausgelegten 
Geldes zurückzugeben und in Ref. II, 9, 8. 9 ift feſtgeſetzt, daß geſtohlene 
Sachen überhaupt nicht Gegenftände der Erfigung fein können. 

Legt man diefen gefeglihen Beftimmungen nad) Wortlaut und 
Inhalt, insbefondere in Berückſichtigung, daß fie unverkennbar neben 
ihrer civilrechtlichen Bedeutung einen polizeilichen Character an fi 
tragen, da fie der Diebjtahlsbegünftigung vorbeugend entgegenwirken 
follten — 

C. C. C. art. 209. 
eine pofitiv zwingende Kraft bei, 
Savigny, Syft. VIII p. 36, 


fo unterliegt e8 feinem Zweifel, daß den unter der Herrichaft dieſes 
Geſetzes geftohlenen Sachen ein unausföfchliches, den Eigenthums— 
übergang auf jeden Dritten verhinderndes Vitium anhängt, der Art, 
daß eine dahier gejtohlene und in ein anderes Rechtsgebiet verbrachte 
Sache, fobald fie Hierher zurüdfommt, dahier unbedingt durch den 
Beitohlenen vindicirt werden fann. 

Der zwingenden Kraft unferes Gefeges vermag aber eine die 
Grenzen des Staatögebietes überfchreitende Tragweite nicht beigelegt 
zu werden, namentlich hebt fie den allgemein rechtlichen Grundjag nicht 
auf, daß die Frage über den Erwerb dinglicher Rechte an beweglichen 
Saden, insbefondere über den Eigenthumserwerb nad) dem Rechte des 
Ortes, wo die Sache belegen, zu beurtheilen ift. 


Savigny, Syit. L c. p. 177. 


ft fomit eine Sache unter der Herrichaft eines Gefeges ge- 
ftohlen, das der geftohlenen Sache fein untilgbares, fondern ein 
innerhalb eines gewiffen Zeitraumes erlöfchendes Vitium  beilegt, aljo 
daß nach Ablauf diefes Zeitranmes ein unmiderruflihes Eigenthum 
fir den Beſitzer befteht, jo wird, wenn die geftohlene Sadje vor Ablauf 
diefes Zeitraums hierher gelangt, dahier die Vindication für immer 
zuläſſig bleiben, da ein unmwiderrufliches Eigenthum an der Sache nod) 
nicht beftand, die Vollendung eines Eigenthumserwerbes gejtohlener 
Sachen aber dahier überhaupt nicht möglich ift, während, wenn bie 
Sache nad Ablauf jener Frift und nachdem volles Eigenthum an ihr 
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erworben, hierher gelangt, dieſes Eigenthum als ſolches dahier und 
alferwärts Anerfennung finden muß, 
Sapvigny, Syſt. 1. c. p. 187. 

Die Klägerinnen führen an, daß das fraglihe Bild im Jahre 
1842 in Garlöruhe entwendet worden ift, wohin fie jelbit es verbracht, 
fomit der Herrſchaft des dortigen Gejeges unterworfen hatten. Da 
in Garlöruhe das Badiſche Landrecht gilt, welches die Beftimmungen 
des franzöfiihen Rechtes über Eigenthumserwerb, insbefondere den 
Art. 2279 des Cod. eiv. aufgenommen hat, fo war das Bild zur 
Zeit des behaupteten Diebjtahls allerdings fühig, in das Eigenthum 
eines Dritten überzugehen und zwar fofort durch den bloßen Befit 
nad) der Regel possession vaut titre, d. h. der Bejit vertritt die 
Stelle einer fchlehthin rechtmäßigen Erwerbung, 

Zachariä, Handb. des franzöf. Eivilr. 2te Auflage Bd. L 
p. 250. ! 

Jedoch haftete gemäß des angegangenen’ Art. 2279 an dem Bilde 
das vorübergehende Bitium, daß das Eigenthum binnen 3 Jahren 
vom Tage des Diebjtahles revocirt und demgemäß das Bild durd 
den Beftohlenen vindieirt werden fonnte, Mit Ablauf der drei Jahre 
war dieje Klage erlofchen, jomit das Eigenthum des Beſitzers ein 
ungefährdetes, unanfechtbares. 

Zadartä, J c. 

Da nun, wie Beklagte behauptet, das Bild von Düffeldorf, wo 
ebenfalls franzöſiſches Necht gilt, aus dem Beſitze des Profeſſor Mücke 
hierher in den Beſitz der Beklagten gelangt fein joll, fo Hatte, die 
Nichtigkeit diefer von den Klägerinnen beftrittenen Behauptung voraus» 
gefetst, Profeffor Mücke ein unwiderrufliches Eigenthum an dem 
Bilde, fein Befig möge von noch fo kurzer Dauer gewefen fein, da 
es ich, wie Flagender Seits richtig ausgeführt wird, nicht erjt um eine 
Erfigung handelt; und diefes Eigentum fonnte im feinem ganzen 
Umfange durch Kauf auf die Beflagte übertragen werden. 

Beweifen hiernad) die Klägerinnen ihren Klaggrund, fo genügt 
zur Bejeitigung des Klaganſpruches, wenn die Beklagte darthut, daß 
das Bild zu Ditffeldorf von Profeffor Mücke befeffen worden und 
aus dieſem Befite durch Kauf in den der Bellagten übergegangen ſei. 

6. Würden die Klägerinnen zwar den Klaggrumd, nicht aber bie 

11” 
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Beklagte ihre Einrede beweifen, jo würde Letstere zur Herausgabe des 
Bildes anzuhalten fein, In diefem Falle wären 

a. die Klägdtinnen nad) der ausdrücdlichen Beſtimmung der 
Reform. zur Erjtattung des Kaufpreiſes nicht verpflichtet, abge- 
jehen davon, daß auch nah Röm. Rechte einer der Ausnahme- 
fälle nicht vorliegen würde, insbefondere die L. 6. D. de 
captivis, 49. 15 auf den Anfauf eines Bildes durchaus 
nicht paßt, 

Bangerow, Leitfad. Bd. I. 8. 334, 
Glück, Com. XII. p. 216, 

übrigeng wären 

b. die Klägerinnen auch) nicht berechtigt, den unter ben Be— 
griff der omnis causa geftellten, replicando erfäuterten Anspruch 
auf VBerzinfung der Kaufſumme geltend zu machen und zwar 
um fo weniger, als ein Kunſtwerk nicht einer zum Verkauf be- 
ftimmten MWaare gleichjteht, während 

c. der Gegenanfpruh der Beklagten auf Erftattung von 
impensae fchon wegen mangelnder thatfächlicher Begründung 
Beachtung nicht finden Fünnte. 

A. d. G. mw. u R. e. 


IJ. — — — — 
II. 1. Klägerinnen haben vorbehältlich des Gegenbeweiſes binnen 
at Friſt zu beweilen, 
daß das von der Beklagten bejejfene Delgemälde, bezeichnet als 
Porträt des Innocentius X. Pont. Max. von Belasquez zu dem 
im Jahre 1837 von den Klägerinnen angetretenen Nachlaffe 
ihres Vaters, des verftorbenen hiefigen Bürgers und Handels- 
manns Carl Heinrih Schulz gehört habe und im Yahre 1842 
zu Garlsruhe durch Diebftahl aus dem Befige der Klägerinnen 
gefommen fei. 
2. Der Beflagten ift, vorbehältlich des Gegenbeweifes der Beweis 
ihrer Einrede nachzulaſſen, 
daß das fragliche Bild zu Düffeldorf von Profeffor Mücke 
bejejfen worden und aus diefem Befige durch Kauf im Jahre 
1858 in den der Bellagten übergegangen fei. 
III. Ze nad Führung diefer Beweiſe foll nach Maßgabe der 
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Enticheidungsgründe in der Sache felbft, fowie der Koſten wegen, 
weiteres Erkenntniß erfolgen, 


Erfenntni des Appellationsgerichts 
vom 8. Februar 1861. 


Auf Appellation der Klägerinnen. 

Die Klägerinnen beichweren ſich zunächſt und hauptſächlich dar- 
über, daß nicht die von dem beflagten Inſtitut vorgeſchützte exceptio 
dominii verworfen worden: ift. 

Die Entjcheidung der Frage: ob die beklagte Anftalt vorausge- 
fest, daß fie die ihr in dem ftadtgerichtlichen Erfenntniffe auferlegten 
Beweiſe erbringt, Eigenthiimerin des von den Klägerinnen in Anſpruch 
genommenen Gemäldes geworden fei oder nicht? hängt von der Be— 
antwortung folgender Vorfragen ab: 

I. Sind die in der hiefigen Reformation. Thl. IL. Tit. I. $ 2 
und Th. Il. Tit. 9 $ 9 enthaltenen VBorfchriften ſo abjolut zwingender 
Natur, daß kraft derjelben hier unter deren Herrjchaft ein Eigen- 
thumserwerb an einer gejtohlenen Sache ohne Zuftimmung des Be— 
ftohlenen unter feiner Vorausfegung anerfannt werden darf? 

I. Bleibt eine im Eigenthume einer hier domicilirten Perfon 
ftehende bewegliche Sache, aud wenn fie in das Ausland verbradt 
worden ift, der Einwirfung der Gejege des Orts, wo fich diefelbe 
dann befindet, entzogen? oder find für die Beurtheilung derjenigen 
Rechte, welche an einer ſolchen Sache, da wo fie fi) befunden hat, 
erworben wurden, die Geſetze des Drts der gelegenen Sache aud hier 
in Frankfurt maßgebend? 

IH. Hat nad) dem Artikel 2279 des franzöfifchen Givilrechts der 
unter der Herrichaft diejes Geſetzes ftehende Beſitzer einer geitohlenen 
beweglichen Sache nach Ablauf der fir die Bindifation einer folchen 
Sache feitgefetsten dreijährigen Frift das ummwiderruffiche Eigenthum an 
der von ihm bejejjenen Sade? 

Die erite der drei aufgejtellten Fragen muß verneint werden. 
Denn e8 fehlt an einem jeden Anhaltspunkte dafür, daß es die Ab- 
fiht des Geſetzgebers geweſen fei, den beiden angeführten Stellen der 
hiefigen Reformation, welche jich überdies Tediglich den römiſch-recht— 
lihen Beftimmungen über die Zuläjfigfeit der Vindication beweglicher 
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Sachen und über die Untauglichkeit geftohlener Saden zur Ufucapion 
anschließen, einen fo abjolut zwingenden Charakter beizulegen, daß mit 
Verlegung der für die internationalen Berhältniffe maßgebenden Grund» 
fäte einem Rechte, welches ein Ausländer im Auslande erworben Hat 
und welches nad) den Gejeten dieſes Auslandes in jeder Beziehung 
als ein wohlerworbenes zu betrachten ift, hier dennoch alle rechtliche 
Anerkennung nur deßhalb verjagt werden müſſe, weil nad) den hiejigen 
Geſetzen jenes Recht nicht in gleicher Weile hätte erworben werden 
fünnen. Ein folder zwingender Character kann den angeführten Ges 
ſetzesſtellen um jo weniger beigelegt werden, als fogar die hiefige Ge— 
fetgebung den Grundſatz, daß an gejtohlenen Sachen Eigenthum ohne 
Zuftimmung des Beftohlenen nicht erworben werden Fünne, ſelbſt nicht 
in durchgreifender Weiſe anerkennt, wie die Pfandhausordnung 


Beyerbad ©. 218 bis 226 


und das Gefe über das Verbot der Vindication auf den Inhaber 
geftellter Schuldverfchreibungen vom 18. Juli 1817 * 


Geſetz⸗ und Stat.-Samml. Bd. 1, ©. 102 bis 105 


beweiſen. 

Würde man den Begriff der ſogenannten leges cogentes ſo 
weit ausdehnen, als die Appellantinnen es wollen, jo würde abgeſehen 
von den Fällen, in welchen es fi um bie Beobachtung jogenannter 
leges permissivae handelt, von einer Golliffion der Geſetze verfchiedener 
Staaten bei Aburtheilung von Nechtsfachen überhaupt nicht die Rede 
fein können. Denn da abgeſehen von den erlaubenden Gejegen alle 
Kechtsvorfchriften entweder gebietende oder verbietende find, fo würde 
in allen Fällen, in welchen das im Ausland und unter der Herr- 
ſchaft des Gejeges des Auslandes Gefchehene nicht mit dem in Eins 
Hang jtände, was ein inländifches gebietendes ober verbietendes Geſetz 
vorfchreibt, die Frage von vornherein entjchieden fein. Es müßte dann 
einem im Auslande entftandenen Rechtsverhältniſſe, weldes im An» 
lande wegen einer entgegenjtchenden gejeglihen Vorſchrift nicht in 


gleicher Weife hätte entjtehen können, die Anerfennung unbedingt ver- 


fagt werben. 
Denn nun auch früher die Anficht mander Schriftfteller dahin 
ging, dab der Richter in Golliffionsfällen lediglich auf das Geſetz 
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feines Landes zu fehen habe, jo kann man doch jetzt dieſe Anficht ala 
eine allgemein aufgegebene betrachten. — 
Es hat vielmehr jet der von Savigny in feinem Rechtsſyſtem 

Bd. VII. ©. 32. aufgeftellte Sag: Daß ber Richter bei der Ents 
fcheidung über folche NRechtsverhältnifje, welche mit verfchiedenen uns 
abhängigen Staaten in Berührung fommen, dasjenige örtliche Recht 
anzuwenden habe, dem das ftreitige Nechtsverhältnig angehört, ohne 
Unterjchied, ob diejes örtliche Recht das einheimifche Recht diefes 
Richters oder das Recht eines fremden Staates fei, fich ziemlich all 
gemeine Geltung verjchafft und es ift ferner in gleicher Weife ziem- 
fi) allgemein anerfanııt, daß diefer Sat nur in den von Savigny 
ebendajelbft und S. 34 bezeichneten, jo jcharf bejtimmten Ausnahms- 
fällen nicht zur Anwendung fommen dürfe. Darüber aber, daß Geſetze 
wie die hier in Betracht kommenden nicht zu denjenigen gehören, 
welche einen der von Savigny bezeichneten Ausnahmsfälle begründen 
und welche diefer a. a. DO. ©. 34 „Geſetze von ftreng pofitiv zwingen» 
der Natur“ nennt, vergleiche 

Savigny, a. a. O. ©. 186. 

Holzjhuher, Theorie und Gafuiftif 2. Aufl. Bd. 2. ©. 64. 

Blunſchli, deutjches Brivatreht $ 12. VIL 

Wächter, im Archiv f. civil. Praris Bd. 25. ©. 388, 

I. Die zweite der aufgeftellten Fragen ift, nachdem bie erfte 

Frage verneinend beantwortet und jo feitgejtellt worden ift, daß feiner 
der Ausnahmsfälle vorliegt, welcher hindert, daß das auswärtige Recht 
bier Berüdjichtigung finde, in ihrer Anwendung auf den vorliegenden 
Fall, dahin zu beantworten, daß für die Beurtheilung derjenigen 
Rechte, welche an dem jtreitigen Gemälde erworben wurden, während 
fi) daffelbe an Drten befand, wo das franzöſiſche Civilrecht gilt, 
diefes fremde Recht maßgebend ift. Deun nad den erſchöpfenden Er- 
Örterungen Wächter's a. a. ©. und Savigny's a. a. O. über biefe 
Frage hat die Auficht als die richtigere ſich Geltung verichafft, da 
auch rücjichtlih der an einzelnen beweglichen Saden erworbenen 
Rechte, das Geſetz des Orts der gelegenen Sache und nicht dasjenige 
bes Wohnorts des Eigenthümers in Anwendung zu bringen ift. 

Blunidli,a. a. O. 8 121. 

Günther, im Nechtslerion Bd. 4. S. 736 und 737. 
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IH. Die dritte der oben aufgeitellten Fragen endlich muß unter 
Berufung auf | 
Zachariae, Handbuch des franz. Civilrechts 5. Aufl. Bd. 1. 
©. 435, wo e8 heift: 
„denn der Beſitzer einer beweglichen Sache iſt fraft Geſetzes 

Eigenthiimer derjelben. Art. 2279. 8 1. und Bd. 1. ©. 537. 

fowie die dafelbft in der Note 4 angeführten Schriftjteller über 

die fragliche Beltimmung des franzöfifchen Eivilrechts 
bejahend beantwortet werden. 

Da nun den KHlägerinnen nach ihren eigenen Angaben das ftrei- 
tige Bild bereits im Jahr 1842 gejtohlen worden fein foll, jo jteht, 
vorausgefett, daß das beflagte Kunftinftitut die ihm vorliegenden Be— 
weije erbringt, nad) den vorftchenden Erörterungen der einjchlägigen 
Rechtsfragen feit, daß daffelbe fein Eigenthumerecht von einem Eigen- 
thümer ableitet, welcher erjt nach den Klägerinnen, wenn diefe über- 
haupt Eigenthimerinnen gewejen jein follten, Eigenthümer geworden 
war. E8 wäre aljo das frühere Eigenthum der Klägerinnen, wenn es 
je exiftirt haben follte, in Folge des fpäter in rechtmäßiger Weife ent- 
itandenen Eigenthums eines anderen Berechtigten jedenfalls erlofchen. 

Arndt's, Pandekten 8 174. 

Demnach ift die erfte Hauptbeſchwerde der Appellantinnen un— 
begründet. 

Dagegen ift der von ihnen zu ihrer erſten Hauptbefchwerde ge— 
ftellten eventuellen Beſchwerde, injomweit diefe dagegen gerichtet ift, daß 
fie mit dem Beweife des Diebjtahls belaftet worden find, Folge zu 
geben. Denn ob das ftreitige Bild durch Diebftahl oder in anderer 
Weife aus dem Beſitze der Klägerinnen, der übrigens erjt noch zu be- 
weifen ift, gefommen ſei, ijt bei der jetigen Lage der Sache und 
nadhdem, was vorftehend unter III bemerkt ift, ohne alle rechtliche 
Erheblichkeit. 

Beweifen fie, daß das Bild zu dem von ihnen ererbten Nacjlaffe 
ihres Vaters gehört habe, jo find fie zur Anftellung ihrer Klage an 
fid) berechtigt, und können mit derfelben nur dann abgewiefen werden, 
wenn das beflagte Inſtitut auch feinerfeitS dasjenige 'beweift, was 
demſelben als factifche Grundlage feiner Einrede des Eigenthums zum 
Beweife auferlegt worden ift. — Führt aber das beffagte Inſtitut 
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dieje ihr obliegende Beweiſe, jo ift es gegen die von den Klägerinnen er— 
hobenen Anfprühe unter allen Umftänden geſchützt, mag nun das 
fragliche Bild durch Diebftahl oder anderer Urſachen wegen aus deren 
Beſitz gefommen fein. 

Der zweite Theil der eventuellen Beſchwerde der Klägerinnen 
verdient feine Berückſichtigung, da es notoriſch ijt, daß in Düffeldorf 
das franzöfifche Civilrecht gefetliche Geltung hat, ſowie daß diefes 
Recht im Art. 2279 die von dem beflagten Inſtitute angeführte Be— 
ftimmung enthält. Wie diefe gefegliche Beſtimmung auszulegen fei, 
darüber Hat ſich der Richter auch ohne Zuthun der Partei der ihm 
zu Gebote ftehenden Hilfsmittel Klarheit zu verichaffen, da es an 
jolhen Hilfsmitteln im gegebenen Falle durchaus nicht gebridht. 

Die zweite Hauptbejhwerde der Appellantinnen, welche dagegen 
gerichtet ift, daß die von ihnen in ihrer Replik gejtellten Zinfenfor- 
derung zurücgewiefen worden ift, muß verworfen werden, weil die 
Klägerinnen in feiner Weije näher begrimdet haben, warum fie ſich be» 
rechtigt erachten, für den Fall ihres Obſiegs als Erſatz des ihnen. 
durch die verfpätete Herausgabe des ftreitigen Bildes erwachjenen 
Nachtheils die Zinfen zu 5 vom Hundert von derjenigen Summe zu 
verlangen, welche das beffagte Inſtitut als Kaufpreis für das Bild 
bezahlt hat. 

Aus diefen Gründen wird das ftadtgerichtliche Erfenntniß 
vom 12. November 1860 mit der alleinigen Abänderung, daß 
aus dem Beweisſatz II. 1. die Worte: 

und im Jahr 1842 zu Garlsruhe durch Diebftahl aus dem 
Befite der Klägerinnen gekommen fei, 

wegfallen, beftätigt. 

2. Von den in diefer Inſtanz erwachlenen Koften haben die 
Appellantinnen dem Appelfaten %, zu erfegen. 

Dieſes Erfenntniß wurde auf Appellation der Klägerinnen durd) 
Urtheil des Dber:Appellationsgerichtd vom 30. September 
1862 unter Verurtheilung der Klägerinnen in die Koften lediglich be- 
ftätigt. — 
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Entfcheidungsgründe zum Urtheil des Ober: 
Appellations-Gerichts. 

Die Beklagte hat der gegen fie angejtellten Vindication, die 
exceptio dominii opponirt, weil das vindicirte Gemälde von ihrem 
Verkäufer, dem Profeffor Mücke in Düffeldorf, der es feinerfeits ge 
kauft gehabt, befeffen, und aljo diefer nad) dem in Düffeldorf geltenden 
franzöjifchen Nechte rechtmäßiger Eigenthümer deffelben gewefen fei. 

1. Abgefehen noch von den unten zu erörternden Einwendungen, 
welche die Klägerinnen dawider theil® aus dem Frankfurter Mecht, 
theil8 aus der Natur des einfchlagenden Grundjates des franzöfifchen 
Rechts entnehmen, war diefe Einrede für begründet zu erachten. 

Denn 

A, der Eigenthumserwerb auch an beweglichen Sachen ift zu 
beurtheilen nad) der lex rei sitae, 

Diefer Sat, ber früher fehr beftritten war, und auch jest noch 
bon Einzelnen nur mit gewiſſen Einfchränfungen anerfannt wird, muß 
für richtig erachtet werden, und zwar aus den Gründen, die bereit, 
befonders von 

Wächter im Archiv für civilift. Praris Bd. 24. ©. 292 bis 

298.; Bd. 25: ©. 198 f. 384 f. | 
und 

v. Savigny Syſt. Thl. VIII 8 366 und 367. 
ausgeführt worden find. 

Wie fi dafür außer diefen beiden Rechtslehrern 

Meißner vom ftillfehweigenden Pfandredt S. 39 bis 40: 

Martin Rechtsgutachten ©. 185. 

Göſchen Vorleſ. I8 31. ©. 112. 

Mühlenbruch Pandekten 8 72. 

Mittermeier Deutſch. Priv.Recht 8 32. sub, IH. 

Befeler Deutih. Priv.-Redht I. ©. 152 bis 153. 

Walter Deutſch. Priv.Recht 8 47. 

L. Bar das internationale Privat- und Strafrecht ©. 195 fig. 
erffärt haben, jo hat die Richtigkeit dieſes Satzes auch beim Ober: 
Appellations-Gericht bereits infofern Anerkennung gefunden, als es 
das forum rei sitae aud) dafür begründet angenommen hat, wo ſich 
bemegliche Sachen des Beklagten befinden, 
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Bremifhe Samml. der Entjcdjeidungen des a 
Gerichts H. 2. ©. 3. 
die Regeln für den Gerichtejtand und das örtliche Hecht aber im 
engiten Zuſammenhang ftehen. 

v. Sapigny a. a. O. ©. 149. 

Es braucht daher nicht näher darauf eingegangen zu werden, in 
wie fern die von den Klägerinnen für die gegentheilige Meinung in 
eriter Inſtanz geltend gemachten, und in der gegenwärtigen wieder in 
Bezug genommenen Autoritäten 

Thibaut Pand. Bd. 1. $ 36. ©. 31. (ed. 5) 

Wening Ingenheim, Eiv.-Redt I. p. 22 (19) an 4) 

Glück, Commentar I. ©. 403. 

Dppenheim, Bölferredt S. 396. 

Heffter, Völferreht ©. 69. 

Holzjchuher, Theorie und Caſuiſtik I. ©. 63 bis 64, 
wirflid alle mit Recht für den vorliegenden Fall angeführt werden 
fönnen, was ſich zwar nicht bei den erftgenannten drei Schriftftellern, 
wohl aber bei den letsten drei, billig bezweifeln läßt. 

Iſt nun aber der Eigenthumserwerb an Mobilien in Allgemeinen 
nad) der lex rei sitae zu beurtheilen, jo fommt hier 

B, auch der Sat des franzöfiichen Rechts zur Anwendung, nad 
welchem derjenige, welcher ben juriftifchen Beſitz einer beweglichen 
Sache erworben hat, mit diefem Beſitze in der Regel fofort, bei ge 
ftohlenen und gefundenen Saden aber doc das unanfechtbare Eigen» 
tum erlangt, wenn derjenige, dem die Sache geftohlen ift, oder der 
fie verloren hat, drei Jahre nad) erlittenem Diebftahl oder Verluſte 
verftreichen Täßt, ohne fie zurüczufordern. 

Code civil art. 2279. 

Ueber die eben angegebene Bedeutung diefes Artikels ift in der 
Jurisprudenz und Praxis des franzöfifchen Rechts fein Streit. Wohl 
dagegen darüber, wie die im Artikel beftimmte Frift von drei Jahren 
aufzufafjen fei. Indeſſen bedurfte e8 darüber in diefem Falle feiner 
Entſcheidung. Faßt man nämlich diefe Beftimmung 

1. fo auf, daß es eine Frift für die Erfigung des Eigenthums 
jei, was von den grümdlichiten Schriftſtellern, welche ſich auf bie 
Frage eingelaffen haben, beftritten, 
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W. Pland, Lehre von der Verjährung nach den Grundf. 
des franz. Rechts. ©. 29. 
Zachariä, Handb. des franz. Civ.Rechts Bd. I. p. 538 
not. 10. (ed. 5) 
Renaud, im der Fritiichen Zeitſchrift der Rechtswiſſenſchaft zc. 
Bd. 17. ©. 158, 
dagegen von den franzöfifchen Bearbeitern des Werkes von Zachariä 
behauptet wird 
Le droit civil. Francais par G. Masse et Chr. Verge 
T. V p. 208 not. 11. 
fo unterliegt die Anwendbarkeit des art. 2279 gar feinem Zweifel. 
2. Dajfelbe gilt, wenn man die Frift für die einer Klagver— 
jährung annimmt, indem das Ober-Appellations-Gericht, wie wieder: 
holte nad) Frankfurt ergangene Entſcheidungen deſſelben befunden, ſich 
für die, befonders von 
Wächter, aa. O. Bd. 25. ©. 408 bis 411 und 
v. Savigny, a. a. DO. ©. 273 bis 275. 
vertheidigte Anficht entfchieden hat, daß die Klagverjährungen nicht dem 
Prozeßrechte, fondern dem materiellen PBartei-Rechte angehören. 
F. Meyer und Herzog ca. Schröder 1847. 
Landgraf von Heſſen, Nahlaf-Adminiftration ca. Baruch 
1848. *) | 
Gehört aber ſelbſt die Klagverjährung dem materiellen Rechte 
an, fo gilt dies noch mehr 
3. von derjenigen Bejtimmung, welche die deutichen Schriftſteller 
über das franzöfifche Recht in dem art. 2279 finden, indem fie die drei 
Fahre weder von der erwerbenden noch von der erlöfchenden Ver— 
jährung verftehen, fondern für eine wahre Frift erflären, mit deren, 
aud; vom Richter ex officio zu beriicfichtigenden Ablauf nicht blos 
das Klagrecht des Beftohlenen, fondern fein Recht auf die Sade 
felbjt ipso jure erlifcht. 
Pland, a. a. O. Seite 29 f. 
Zachariä, a. a. O. ©. 538 not. 10. 
Renaud, a. a. O. ©. 158. 


*) Siehe S. 169. 
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Und es bedarf feiner Widerlegung, wenn die Klägerinnen dieſe 
Friſt für eine prozefjualifche erflären wollen, die weil fie in Franf- 
furt, am Ort des Prozeſſes nicht gelte, aud) dort nicht zu be— 
achten jei. 

j Hat der Auctor der Beflagten dadurd), daß die Klägerinnen, denen - 
ja überdies das Gemälde in Carlsruhe, alſo ebenfalls unter der Herr- 
Ichaft des franzöfischen Nechts, entwandt ift, diefe Frift haben ver- 
Streichen lajjen, das unanfechtbare Eigentum des Gemäldes nad) fran= 
zöfiichem Recht erworben, jo fteht den Klägerinnen, wenn fie in Frant- 
furt gegen die Beklagten vindiciren wollen, exeptio dominüi aller- 
dings entgegen. 

Wächter, a a. D. Bd. 25. ©. 388. 

Bar, a. a. O. ©. 315 bis 16. und not. 22. 

Es fragt fih alfo nur noch 

II, ob die beiden Gründe, weßhalb die Klägerinnen glauben, 
daß das franzöfiiche Recht in diefem Falle feine Anwendung leide, 
bier eintreten. 

A. Der erjte Grund wird darin gejeßt, daß die Vorfchrift des 
Tranffurtiichen Rechts Ref. Th. I Zit. 9. $ 9. ein Geſetz von ab⸗ 
ſolut zwingender Natur ſei; 

B. der zweite Grund darin, daß das hiervon abweichende 
Princip art. 2279 ein Inſtitut des franzöſiſchen Rechts enthalte, 
welches in Frankfurt nicht anerkannt ſei, und deßhalb auf den Rechts⸗ 
ſchutz keinen Anſpruch habe. 

Beide Gründe aber waren für völlig unzutreffend zu erachten. 

ad A. Hier kann es ganz dahingeſtellt bleiben, ob das heutige 
gemeine, und namentlich das Frankfurter Recht vom Römiſchen Recht 
darin abweicht; daß res furtivae nicht blos nicht der usucapio und 
longi temporis praescriptio, fondern auch der außerordentlichen 
Verjährung nicht unterliegen. Denn felbft in diefem Falle kann die 
fragliche Beftimmung nicht al8 ein Gefeg von ftreng pofitiv zwingen- 
der Natur betrachtet werden, welches der Privatwillfür ganz entzogen 
wäre, denn es läßt fich, was auch die Beklagte geltend macht, ja nicht 
bezweifeln, daß, wenn der Vindication die Einrede der Erjigung oppo— 
nirt wird, es von dem Kläger abhängt, ob er die Replik, es Liege 
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eine res furtiva vor, geltend machen will oder nicht, und daß, 
wenn er es unterfaffen hat, der Richter fie nicht ex öfficio fuppliren 
darf. | 

Keinesfalls aber ift e8 ein Gefeß von der Natur, wie erforderlich 
ift, um eine Ausnahme von der Negel zu begründen, daß der Eigen- 
thumserwerb an auswärts befindfich gewefenen Mobilien nad der 
lex rei sitae zu beurtheilen fei, denn dies würde vorausfegen, daß 
das Gefe nicht lediglich um der Perfonen willen, welche Träger des 
Rechts find, erlaffen fei, fondern daß aus demfelben hervorgehe, es 
habe etwas als fittlich verwerflich oder dem öffentlichen Wohle wider» 
fprechend verbieten wollen. 5 

v. Sapigny, a. a. DO. Bd. 8. ©. 35 bis 36. 

v Bei einem Gefege, welches die Erfigung von res furtivae nicht 
geftattet, findet aber weder das eine nod) das andere Statt, jondern 
es ift nur im Intereſſe der Eigenthüimer erlaſſen. 

Unterholzner, Verjährung J. ©. 204. 
und von einem ſittlichen Grunde kann ſchon deßwegen nicht die Rede 
fein, weil ja auch dem bonae fidei possessor einer res furtiva der 
Schuß der Verjährung verfagt iſt. 

Hiernach fommt e8 darauf, ob das von den Klägerinnen geltend 
gemachte Princip des Frankfurter Nechts eine in der dortigen Gejeß- 
gebung ftreng durchgeführtes fei, und auf die Ausführungen, in 
welchen die Klägerinnen dies gegen das Appellationsgericht zu dedu— 
eiren verfuchen, nicht an. 

Durch die obige Ausführung ftellt ſich zugleich 

ad B, der zweite Grund als ein unzutreffender dar. Er beruht 
aber liberdies auf einer völligen Verwechſelung. Indem die Bellagte 
fi auf das frühere Eigenthum ihres Auctors an dem fraglichen Ges 
mälde beruft, um darzuthun, daß fie ihrerfeits das Eigenthum am 
bemjelben erworben habe, bringt fie fein fremdes Rechtsinftitut, welches 
in Franffurt auf Anerkennung feinen Anfpruch hätte, zur Geltung. 
Denn das Eigenthum des franzöfiichen Nechtes an Mobilien ift gleich) 
wie das in demjenigen deutſchen Landen, wo der Grundſatz „Hand 
wahre Hand” gilt, an fich Fein anderes, als das auch in Frankfurt 
geltende. Nur die Bedingungen, unter denen das Eigenthum an 
Mobilien erworben wird, bilden das Eigenthümliche des franzöfifchen 
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Rechts, und für diefe entjcheidet, wenn der Erwerb unter deffen Herr» 
Schaft ftattgefunden hat, nad) dem Obigen die lex rei sitae. 

Mußte aus diefen Gründen das vorige Erfenntniß in der Haupt» 
ſache bejtätigt werden, fo findet dadurch die, die Koften voriger In— 
jtanz betreffende nur confecutive Beſchwerde ihre Erledigung, und die 
Derurtheilung der Klägerinnen in die Koften aud) der gegenwärtigen 
Anftanz ihre Rechtfertigung. 


Auszug aus den Seite 166 angezogenen Entſcheidungs⸗ 
gründen in Saden: 


»h. 3. Barud) ca. Sandgrafen von Heffen 1848. 

Soviel die Verjährung (aus Art. 46 der F. W. Ord) betrifft, 
fo fommt: | | 

Das Franffurtifche Particularreht in dem vorliegenden Falle 
überall nicht zur Anwendung. Die im Art. 46 enthaltene Beſtimmung 
über die fünfjührige Verjährung eigner Wechjel ift nämlich nad) der 
Haren Faffung dejlelben nicht etwa ein Prozeßgeſetz, eine Vorfchrift 
für die Frankfurter Gerichte, nach fünf Jahren Feine Klage aus folchen 
Wechſeln mehr anzunehmen, fondern fie ift eine an den Inhaber des 
Wechſels gerichtete Vorfchrift, daß er die Klage binnen fünf Jahren 
anjtellen folle, und die Erlöfchung des Wechjels ift ein ihm wegen 
der Nichtbefolgung diefer Vorſchrift angedrohtes Präjudiz, indem die 
in dem erjten, die Verjährung der wechjelrechtlichen Klage aus eigenen 
Wechſeln betreffenden, Sate vorfommende Worte „alfo und dergeftalt, 
daß ſolche .. . . produeirt werden und der Greditor feine Klage deß— 
wegen anftellen folle, widrigenfall8 ꝛc.“ ſich auch auf den folgenden 
zweiten Sat beziehen, der mit dem erjten zufammen eine Bejtimmung 
über die eigenen Wechjel bildet. Diefe Art der Verjährung ift mithin 
ein materielles, unter den Parteien beftehendes Rechtsverhältniß, über 
deffen Exiſtenz der Richter nur zu erfennen hat. Aus diefem Gefichtd- 
punfte nun aber kann dieſelbe nicht nad) Frankfurter Hecht beurtheift 
werden, da hier ſowohl der Ort der Ausftellung des Wechfels, als 
auch der im Wechſel beftimmte Zahlungsort und der Wohnort des 
Schuldners im Auslande war und das jetige Frankfurter Forum nur 
durch eine Arreftanlage begründet worden ift. 


308. 


Ehriftopb Jaeob Haag, Implorant und Appellant gegen 
Friederich Daniel Grüneberg, Imploraten und Appellaten, 
Befigftörung und Beſchädigungen betreffend. 


— 


Entfebeidungsgründe zum Urtheil des Dber- 
Appellationsgerichts 
von 30. September 1862. 

Auf Beranlaffung verfchiedener von dem Kunftgärtner Grüne- 
berg an feinem in der Bodenheimer Gemarkung belegenen Grundſtück 
vorgenommenen Veränderungen ift der Pächter der in der Frankfurter 
Gemarkung belegenen, dem U. ©. von Rothſchild eigenthümlich 
zugehörigen Grundftüde, Gewann 13 Nr. 310 und Gewann 8 Nr. 1, 
der Metgermeifter Haag, wider Grüneberg mit einer Klage auf 
getreten, in welcher er zunächſt auf vorläufigen Schug im Beſitz 
anträgt, und dem Beklagten bei Strafe zu verbieten gebeten hat, über 
die gedachten Pachtäcker und insbejondere über den zwifchen den bei— 
derfeitigen Grundftücen auf dem Riffe in den Stadtgerichts-Acten gelb 
angelegten Schleifweg und nicht minder auf dem Fußweg, welder 
dafelbft mit A. C. D. bezeichnet ift, foweit er Franffurtiichen Gebiets _ 
jei, mit Stein- und Baufuhren zu fahren. Daneben aber verlangt 
der Kläger 

a. Erjat des durch Verſchmälerung und Auffüllung des Ginn-⸗ 
heimer Weges ihm zugefügten Culturfchadens, und 

b. Unterlaffuug der Befahrung jenes dem Beklagten der Berech— 
tigung nach nicht zujtehenden Scleif- und Fußweges mit Stein- und 
Baufuhren, nebſt Abftellung der auf dem Wege vorgenommenen 
Neuerungen. Nicht minder | 

c. die Einhaltung des Wichs mit feinen infriedigungen den 
gepachteten in der Frankfurter. Gemarkung gelegenen Grundjtüden 
gegenüber. , 
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Das Stadtgeriht hat dem Antrage auf Erlaffung des erbetenen 
Strafbefehls entiprochen und daneben in Anfehung des von Klägern 
in Anfpruc genommenen Eigenthums, der vom Beklagten behaupteten 
Servituten, in Betreff des Wichs, und zwar in Berücjichtigung des 
zu Bodenheim geltenden Rechts, und des verurſachten Schadens an 
beide Parteien mehrfache Beweisauflage gerichtet. 

Auf Appellation des Beklagten dagegen ift die erhobene Klage, 
infoweit fie Entichädigungsforderungen geltend macht, angebrad)ter- 
maßen, im Uebrigen aber definitiv abgewiejen worden. 

Das Stadtgeriht rechtfertigt feine Auffaffung damit, daß der 
Kläger, wenn feine Behauptungen richtig, in feinen Nutzungsrechten 
verlegt jein würde, das Verbot aber durd) Veränderung des Befit- 
ftandes gerechtfertigt ericheine, „indem befanntlih auch der bloße 
Pächter die interdieta retinendae possessionis bejite“. 

Das Appellationsgericht dagegen hat im Wefentlichen feine Ent— 
Iheidung darauf gejtüst, daß ein Pächter weder zur Anjtellung der 
dinglichen, noch der Befitesflagen des verpachtenden Eigners befugt 
ſei, der Entſchädigungsanſpruch aber der gehörigen Subjtantiirung 
ermangele. 

Da nun der Kläger in gegenmärtiger Inſtanz ſich iiber die 
Aufhebung des Stadtgerichts-Erfenntnijfes bejchwert und dieſe Be— 
Ichwerde nad) einer fünffachen Richtung hin näher erläutert, fo wird 
es zunächſt erforderlich fein, das Wefen der erhobenen Klaganfprüdhe 
näher ins Auge zu fajjen. Anlangend nun 

1. eine dingliche Rechtsverfolgung, insbefondere die wegen theil- 
weiſer DBeeinträhtigung des Eigenthums zujtehende Negatorienklage, 
welche der Kläger in Beihalt der in der Klage und der Gegenerklä- 
rung erſichtlichen Bitten offenbar angeftellt hat, wenngleich er. jolches 
verjchiedentlih in. Abrede nimmt, fo fteht einem Pächter als ſolchem 
diejes Rechtsmittel nicht zw. Es ihm geben, hieß die Bedingungen 
des Pachtverhältniffes oder des Eigenthums, foweit da8 gemeine Recht 
in Frage fteht, verfennen. Auch ift in Frankfurt dem Pächter feiner: 
lei dingliches Necht am dem gepachteten Grundſtück eingeräumt. Die 
Klage könnte von dem Pächter aljo nur vermöge präfumtiven oder 
wirflihen Auftrages Namens des Eigenthümers erhoben werden. Ein 
präjumtiver Auftrag ift in den Rechten unerfindlich, für den wirklichen 

VII. 12 
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fehlt es in dem vorliegenden Fall an der betreffenden Behauptung. 
Inſoweit aljo eine Beeinträchtigung der verpachteten Grundſtücke, fei 
es durch Veränderung des auf dem Grumdriß gelb bezeichneten Fuhr⸗ 
weges und des Fußweges A. C. D., fei e8 durch eine neue Be— 
nugungsart diefer Wege, ſei es endlich durch Nichteinhaltung des 
Wichs, welden die Gründe zum Stadtgerichts-Urtheil mit Recht als 
eine gejegliche Servitut bezeichnen, und in welcher Beziehung die ding- 
Tihe Rechtsverfolgung als Confeſſorienklage aufzufaffen ift, ftattgefunden 
haben joll, und injofern hierauf Entihädigungsanfprüdhe gegründet 
find, muß der Kläger mit der erhobenen Klage abgewiefen werden. 
Derjelbe verlangt aber 

2. auh Schuß im Beſitz der Freiheit feines Eigenthums von 
der gegnerifchen Benutzung der angegebenen Wege zu Stein- und 
Baufuhren, und diefen Anſpruch hat das Stadtgericht, wie oben be- 
merkt, als Klage zum Schutz im Beſitz aufgefaßt und deren Befit 
den Kläger zugejchrieben. Allein eine derartige Berechtigung hat der 
Pächter nad) gemeinem Rechte nicht. Die Befizesflagen jtehen nad) 
Römiſchem Recht einem detentor — und der Pächter ift nur diejes 
— nit zu, fondern nur dem possessor, dem jurijtiichen Befiger. 
Die Fragen, ob und in wie weit fchon nad) römifchem Recht, vollends 
aber durch das canonische bei Klagen auf Wiedererlangung des Beſitzes 
auch dem detentor eine Rechtsverfolgung geftattet jei, kommen hier, 
wo eine Klage auf Schutz im Befite in Frage fteht, fo wenig in 
Betracht, wie die Trage, ob ein summariissimum eine Erweiterung 
des Rechtsfchuges auf bloße Detentoren durch die Reichsgeſetze einge: 
führt jei, indem in diefer Procefart nicht geklagt worden ift. Sit 
ſonach der Kläger auch zu diefer Rechtsverfolgung nicht befugt und 
gilt in Betreff des Entſchädigungsanſpruchs auch Hier ganz das 
Gleiche, wie bei der Negatorienklage, jo mag nur nod) 

3. in Bezug auf beide Gattungen ber Nechtsverfolgung hervor- 
gehoben worden, daß in Anjehung der Nugungen dem Pächter fein 
felbitjtändiger Klaganſpruch gegen Dritte zufteht. Es ift hier nicht 
die Rede von bereitS pereipirten Früchten, an welchen der Pächter 
das Eigenthum bereit8 erworben hat, jondern von pendenten, melde 
noch im Eigentfum des Verpächters ſich befinden. Iſt der Pächter 
nah biefer Richtung hin beeinträchtigt, fo hat er nicht im gleicher 
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Weife wie der Nutnießer eine dingliche und poſſeſſoriſche Klagberech⸗ 
tigung, denn es fehlt ihm eben in Bezug auf die Fruchtziehung das 
felbftftändige Recht; er Hat nur das abgeleitete und mithin ift auch 
nach dieſer Richtung Hin nur fein Auctor zur Klage berechtigt. — 
Wollte man indefjen 

4. theils in Berücfichtigung der in der Klagichrift unter Nr. 5 
und in der Gegenerflärung unter Nr. A, erfichtlichen Bitte, der Bes 
klagten aufzugeben, fich aller Neuerungen zu enthalten und den früheren 
Zuftand wiederherzuftellen, theil® auf Grund der Aeußerung in der 
Gegenerflärung, betreffend die dem Kläger perſönlich widerfahrenen 
Rechtsverlegungen zc. in Verbindung mit der dajelbit ©. 19 enthal- 
tenen Bemerkung über die dem Gegner gemachten Verbote, und im 
fernerer Verbindung mit der in jegiger Inſtanz in Bezug genoms 
menen 

- 1.278. 14 D. ad leg. aquil. 9. 2, 

auch annehmen, der Kläger habe theils überhaupt, theils jedenfalls in 
Betreff feiner Schadenerfatforderung das Interdiet quod vi aut elam 
oder eine der aquilifchen Klage nachgebildete in factum actio anzu= 
ſtellen beabfichtigt, jo würde doc) auch auf diefen Wegen ein bem 
Kläger günftiges Ergebniß nicht erzielt werden können. Anlangend, 
nämlich 

a. das Interdiet, ſo ſteht daſſelbe zwar bekanntlich auch dem 
Pächter als ſolchem zu, und es handelt ſich hier von Neuerungen auf 
einem unbeweglichen Gegenftand; auc find Anträge auf Wiederher- 
jtellung des früheren Zuftandes und Schadenerfag der Natur diefeg 
Rechtsmittels entſprechend. Allein es fehlt in der Klagefchrift an der 
Behauptung, daß vi, d. 5. gegen ausdrückliches Verbot, gehandelt 
worden fei, und weder die Angabe, es fei eigenmächtig verfahren, ift 
im Stande, diefen Mangel zu befeitigen, noch erfcheint eine Nach— 
holung jener Behauptung in der Replik rechtlich zuläffig, indem hierin 
vielmehr eine in Frankfurt verbotene unzuläffige Klagänderung ges 
funden werden muß, wie das SOber-Appellationsgericht bereits in 
einer früheren Sache 

St. Goar ca. Kit Wittwe *) 


*) Siehe diefe Sanımlung Band IV. ©. 265. 
| 13* 
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am 28. December 1858 erkannt hat. Eine Abweifung angebrachter- 
maßen würde daher auch dieſes Rechtsmittel zu treffen haben, und 
eine Beantwortung der Fragen, ob nicht das gleiche Ergebniß auch 
dann einzutreten habe, wenn ein Pächter das Interdict wegen Ver— 
änderungen anftellt, die nicht auf dem Pachtader, jondern auf frem- 
dem Grund und Boden vorgenommen worden find, und, ob eine 
Veränderung auf dem Pachtader mit ausreichender Beftimmtheit be— 
hauptet worden jei, war demnach unnöthig. — Nicht minder aber 
würde 

b. die in factum actio — zu verwerfen ſein. 
Es bedurfte zu dem Ende keiner kritiſchen Würdigung und keines 
Eingehens in die Erklärung der vielbeſprocheneu 

1. 27 8 14 D. ad leg. aquil. 9. 2 

indem jelbjt dann, wenn man aus ihr den Schluß ziehen fünnte, 
daß auch jedem BPerfonalberechtigten oder doch dem Pächter im Fall 
einer jeden Beichädigung der hängenden Früchte, das gedachte Rechts— 
mittel zuftehe, ihm ſolches gleichwohl in dem vorliegenden -Fall um 
deswillen nicht gewährt werden Fonnte, weil es an einem erkennbaren 
Cauſalzuſammenhang fehlt, zwijchen der in der Klagſchrift S. 5 und 
deren Nachtrag behaupteten Verſchmälerung reſp. Verbreiterung des 
betreffenden Weges und dem Llebertreten der Fußgänger auf die klä— 
gerischen Pachtgrundftüce. 

. Die Beftätigung des vorigen Erfenntnifjes hat natürlich bie 
Berurtheilung des Klägers in die Koften gegenwärtiger — zur 
Folge. 
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309. 


G. F. St. Klägers gegen M. O. Beklagte, Eheverſprechen 
betreffend. 
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Erkenntniß des Stadtgerichts I 
vom 19. November 1860. 

In Erwägung, daß 

1. Beklagte eingeräumt, dem Kläger das behauptete Eheverſprechen 
gegeben zu haben, dagegen leugnet, daß dies vor Zeugen gefchehen ſei; 
hierauf jedoch nad Lage der Sache nichts weiter anfommen kann, da 
Bellagte nicht zu behaupten vermochte, daß Kläger, als er bei der 
oberften Staatsbehörde die Aufnahme der, als feine Verlobte bezeich- 
neten, Beflagten in das hiefige Bürgerrecht nachgeſucht, gegen ihren 
Willen oder nur ohne ihre Zujtimmung gehandelt habe, daher ange- 
nommen werden muR, daß Kläger die deifallfigen Schritte im Auftrag 
‚und dem entiprechender Vertretung der Beklagten vorgenommen hat; 
unter diefen Umftänden aber das ftattgehabte Eheverlöbnig ſchlechthin 
als ein öffentliches im Sinne des Geſetzes und fomit gültiges be— 
trachtet werden muß; 

vergl. Souhay, Anmerkungen Bd. I. ©. 680. 

2. Beklagte fi zum Nüctritt von dem Verlöbniß um deßwillen 
berechtigt Hält, weil Kläger ein Liederlicher Menſch ſei, von der hiefigen 
Armencommilfion Unterftütung empfange, auch mit der fallenden 
Krankheit behaftet fei, mas Alles fie erjt mad) erfolgtem Verſpruch 
erfahren habe; 

3. der Vorwurf der Liederlichkeit jedoch bei dem Mangel jeder 
näheren Subftantiirung und der offenbaren Verſpätung der dieſerhalb 
in der Duplik nachgeſchobenen Behauptungen außer Betracht zu 
bleiben hat, wie denn auch die, durch das Armuthszeugniß zwar außer 
Zweifel geſtellte Mittelloſigkeit des Klägers aus dem Grunde jeden— 
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falls irrelevant erſcheint, weil Beklagte gar nicht zu behaupten im 
Stande war, zur Zeit des gegebenen Eheverjprechens bezüglich der 
Vermögensverhältniffe Klägers im Irrthum gewejen zu fein, Letzteren 
für vermöglich gehalten zu haben, während aus dem bejcheinigten Um— 
ftand, daß Kläger zu einer nicht näher angegebenen Zeit eine Unter— 
ftägung von 10 fl. von hiefiger Spendefeetion empfangen, um deß— 
willen zu Gunften der Beklagten Nichts gefolgert werden kann, weil 
diefe einmalige Unterftügung in einem vorübergehenden Nothſtand 
Klägers ihren Grund haben mochte und darum in feiner Weiſe be- 
rechtigt, denjelben als einen der öffentlichen —— anheim ge—⸗ 
— Mann zu betrachten; dagegen 

. der Beklagten die Ehelichung des Klägers dann nicht anzu— 
— fein würde, wenn erwiejen wäre, daß Letzterer mit der Epilepfie 
behaftet und diefe Krankheit als eine unheilbare oder wenigitens an- 
dauernde zu betrachten fei, auch deren Vorhandenjein der Beklagten 
erft nach gegebenem Eheverſprechen befannt worden jei; 

cap. 3 X de conjug. lepros. (4. 8). 

Walter, Kirhenreht $ 225. 

Wieje, Kirchenrecht, Bd. IL. ©. 611. 

Holzſchuher, Theorie ꝛc. ze, Bd. I. ©. 543. 
bei vorliegendem Widerſpruch Klägers daher Bellagte den Beweis 
ihrer deßfallſigen Behauptungen zu übernehmen hat; 

5. die eventuelle Entichädigungsforderung Klägers anlangend, 
ber Befit eines Vermögens von 4000 fl. Seitens der Beklagten als 
eingeräumt gelten muß, da diejelbe die entſprechende Klagbehauptung 
excipiendo nicht verabredet hat, der nachträglich in ber Dupfif dagegen 
erhobene Widerſpruch aber als verjpätet nicht zu beachten ift; hiernach, 
jedoch unter Mitberückſichtigung des Umſtandes, daß Kläger feine An- 
gaben bezüglich eines etwaigen andermweiten Verdienſtes der Beklagten 
zu machen wußte, es fich rechtfertigt, die eventuell dem Kläger zuzu- 
erfennende Entjchädigungsfumme auf 200 fl. feitzufegen — 

aus diefen Gründen wird zu Recht erfannt: 

Beklagte iſt ſchuldig, die Ehe mit dem Kläger binnen einer Frift . 

von 3 Monaten zu vollziehen, im Unterlaffungsfall aber dem 

jelben eine Entihädigung von 200 fl. zu zahlen, auch verur— 
teilt, demjelben die entjtandenen Streitfojten zu erſetzen, fie 
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wolfte und könnte denn binnen I4tägiger Frift, Gegenbeweis 

vorbehalten, rechtsgenügend darthun: 

„daß Kläger mit der fallenden Krankheit behaftet und dieſe 
Krankheit unheilbar oder mindejtens andauernd jei, auch fie, 
Beklagte, hiervon erſt nach ftattgehabtem Eheverlöbniß Kennt- 
niß erhalten habe,“ 

welchen Falles in der Sache jelbit, jowie der Koften wegen 

abänderndes Erfenntniß erfolgen Toll. 

Erfeuntniß des Appellationsgerichts 

vom 18, Februar 1861. 
Auf Appellation der Beklagten. 

I. Rad) Sinn und Abficht der gegen heimliche fogenannte Wintel- 
Verlöbniſſe gerichteten 

Nathöverordnung vom 15. September 1733. 
ift alferdings anzunehmen, daß durch diefes Geſetz die Begründung 
der Verlöbnißklage auf die von den beiden Verlobten vor einer zu- 
ftändigen Hiefigen Behörde abgegebene Erklärung ihres Verſpruchs 
nicht ausgefchloffen ift, weil hiermit dem Afte die erforderliche Publi- 
cität gegeben und derfelbe zugleich in fürmlicher Weife urkundlich ge- 
macht wird. 

Dem Berfuche des Klägers, feine lage auf eine ſolche Anzeige 
zu ftügen, mangelt es jedoch an der möthigen thatjächlichen Be— 
grümdung. 

Abgeſehen davon, daß die Behörde, bei welcher die Verſpruchs— 
anzeige von den Verlobten erfolgt jein joll, vom Kläger nicht namhaft 
gemacht worden it, fehlt e8 am jeder Angabe darüber: im welcher 
Weife die Erflärung beider Verlobten: insbefondere, ob mündlich zum 
Brotofoll oder jchriftlih, ob direct oder in Vollmacht? abgegeben 
worden iſt. Für die Beurtheilung des rechtlichen Werthes der Er- 
klärung erfcheinen diefe Angaben unerläßlich, da den ftrengen Vor— 
ichriften der Nathsverordnung von 1733 gegenüber nur eine aus» 
drückliche und urkundliche beftimmte Erklärung vor der öffentlichen 
Behörde, nicht aber die aus dem Verhalten des einen Theils zu ben 
einfeitigen Erklärungen des anderen Theil etwa abzuleitende ftill: 
ſchweigende Genehmigung der Erklärung Seitens des Erfteren Beach— 
tung finden kann. 
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Wenn demnach auch den vagen Behauptungen des Klägers von 
der Bellagten nicht ſpeziell wideriprochen worden ijt, jo fünnen doc 
diefe umerheblichen unjubitantiirten Angaben um fo weniger in Be: 
tracht fommen als feititeht, daß nur vom Kläger eine Eingabe bei 
Senat überreicht worden ift, worin die Beklagte als feine WVerlobte 
bezeichnet wird, weitere Verhandlungen hierüber aber weder bei Senat 
noch bei dem Jüngeren Bürgermeijteramte ftattgefunden haben. Es 
erübrigt fomit nur das andere Klagfundament, ein vor zwei Zeugen 
vollzogenes Eheverlöbniß, welches als von der Beklagten bejtimmt ge- 
läugnet, der erſten Beſchwerde der Beklagten entiprechend dem Kläger 
zum Beweiſe zu verjtellen ift. 

D. Ein folder Sittenverfall eines Verlobten, wonach eine durch— 
aus unglücliche Ehe vorauszufehen ift, berechtigt zum Rücktritt vom 
Verlöbniffe: 

Glück, Pandelten, 23. Bd. S. 107. 
Göſchen, Vorlefungen, 8 670, 

Die Beklagte Hat die Lirderlichkeit des Klägers als Grand ihres 
. repudium bejtimmt geltend gemacht und nad) Lage der Sache in zu— 
läſſiger Weiſe diefen Einwand dahin erläutert und genauer fubftantiirt, 
daß Kläger dem Trunk ergeben, arbeitsfcheu, verſchuldet ift, auch fich 
mit leichtfertigen Frauenzimmern abgiebt. 

Diefe thatfächlichen Momente jind als relevant der Beklagten 
ihrer zweiten Bejchwerde gemäß zum Beweiſe nachzulajjen, wobei indeß 
die Beurtheilung des Werthes der erwiejenen einzelnen Umſtände für 
den hierauf geſtützten Rücktritt der richterlichen Beurtheilung in dem 
fpäteren Erfenntniffe vorbehalten bleiben muß. 

II. Wie auch in der Verlöbnißſache 

Hartmann ca. Caroline C. von dem Oberappellationg- 

gerichte am 30. März 1847. | 

(Conf. Römer’s Sammlung 4. Bd. ©. 212.) 
erfannt worden, ijt der Rücktritt durch den Umjtand, daß eines ber 
Verlobten mit der fallenden Sucht behaftet ift, genügend gerechtfertigt, 
ohne daß e8 auf den höheren oder geringeren Grad der Krankheit an- 
fommt. Hiernach jind in dem betreffenden Beweisjage die von dem 
Stadtgericht beigefügten Worte: „und dieje* bis „andauernd jein“ 
zu ſtreichen. 
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Nah aud von dem Oberappellationsgercht angenommenen rich⸗ 

tigen Grundſätzen; 

ef. Urtheil vom 30. Dezember 1854 in Saden Anna 

Maria H. ca. Johann Beter 9.*) 

ift e8 Sache des Klägers, ſich gegen den Einwand aus einem das 
Berlöbniß auflöfenden Umftande darauf zu berufen, daß die Beklagte 
diejes Verhältniß bei Abjchluß des Verlöbniffes gefannt, und ſomit 
auf die hieraus herzuleitenden Einwendungen gegen den Chevollzug 
zum Voraus verzichtet hat. Den Kläger trifft mithin der Beweis 
der von ihm vorgebrachten und thatjächlich begründeten eigentlichen 
Neplit, daß Beklagte die Krankheit gefannt, um jo mehr ala es ſich 
. bon einem nicht fofort äußerlich erfennbaren Uebel handelt, während 
fi) der Beweis der Beklagten, wie in der dritten Beichwerde bean- 
tragt wird, auf das Vorhandenfein der Krankheit zu beichränfen hat. 

IV. Bei der durch die vorftehend motivirten.Abänderungen anders 
geftalteten Sadjlage erjcheint die Ausfegung der von Führung der 
normirten Beweiſe abhängigen Enticheidung in der Hauptſache und 
der Koften wegen gerechtfertiget, wodurch fich die fünfte Befchwerde 
erlediget. 

Ebenſo iſt es fachgemäß, den Ausfprud über eine eventuelle 
Entſchädigungs-, reſp Abfindungsfumme für den Kläger, worauf 
möglicherweife die geführten Beweiſe gleichfalls von Einfluß jein 
fönnen, wie die Beklagte in der vierten Beſchwerde beantragt, gleid)- 
fall8 auszujegen. L 
| Aus diefen Gründen wird unter Aufhebung des ftadtgerichtlichen 

Erfenntniffes vom 19. November 1860 für Recht erkannt: 
1. Der Kläger hat innerhalb vom Stadtgericht anzuberau- 
mender Friſt vorbehältlih des Gegenbeweifes vechtögenügend 
darzuthun: 
daß er mit der Beklagten im September 1859 ein fürm- 
liches Cheverföbniß in Gegenwart zweier unverwerflicher 
Mannsperſonen eingegangen hat. 
2. Der Beflagten wird nachgelaffen ‚innerhalb gleicher Frift zu 
beweifen : 


*) Siehe diefe Sammlung Bd. I. S. 433. 
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entweder 
a. daß der Kläger dem Trunfe ergeben, arbeitsjcheu, ver- 
ſchuldet ift, ſich mit Teichtfinnigen Frauenzimmern abgiebt; 
oder 
b. daß der Kläger mit ber fallenden Sucht behaftet ift. 
3. Dem Kläger bleibt der Gegenbeweis zu 2 a. b., ſowie der 
Beweis der Replik zu 2 b. salv. reprob. dahin vorbehalten: 
daß Beklagte davon, daß Kläger mit der fallenden Sucht be 
haftet ift, bei Eingehung des Verlöbniſſes Kenntniß ge— 
habt. hat. 
4. Der auf die Vermögenslofigfeit des Klägers von der Be, 
flagten zu gründen verſuchte Einwand des Rücktritts wird ver- | 
worfen. 
5. Ye nach dem Ergebniffe der unter 1, 2 und 3 vorſtehend 
normirten Beweiſe ift demnächſt von dem Stadtgeridht unter 
Berüdfichtigung des im IL am Ende oben gemachten Vorbe— 
haltes in der Sache und der Koften wegen weiter zu erfennen, 
was Rechtens. 
6. Die Koften diefer Anftanz werden gegeneinander verglichen 
und hat Appellat der Appellantin die Hälfte der Stempel» und 
Urtheilsgebühr zu erjegen. 
Diefes Erfenntniß wird auf Appellation des Klägerd vom Ober: 
Appellationsgericht durch Urtheil vom 29. September 1862 
unter Berurtheilung des Klägers in die Kojten betätigt. 


Entfcbeidungsgründe. 

Da ber Antrag der Beklagten, das Rechtsmittel des Klägers um 
beswillen zu verwerfen, weil es an der jpeciellen Angabe der Be— 
ſchwerden fehlte, feine Berücjichtigung verdient, weil ja eine Beſchwerde 
aufgeftelft ift, und jedenfalls nach Inhalt der Rechtfertigung die Punkte, 
in welchen der Kläger eine Abänderung des. Appellationsgerichts-Urtheils 
verlangt, ganz unzweifelhaft find, fo kommt es derzeit auf eine erneute 
materielle Brüfung derfelben an. 

1. Die Frage, ob die Vorſchrift der Rathsverordnung vom 
15. März 1733 8 1, daß alle Eheverſprüche volljähriger Perfonen, 
deren Ascendenten verftorben find, bei Strafe der Nichtigkeit, in 


7 
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Gegenwart zweier umvermerflicher, unverläumbeter Mannsperfonen 
vollzogen werden jollen, durch eine Erklärung der Contrahenten vor 
einer öffentlichen Behörde erſetzt werden fünne, tft zwar unzweifelhaft 
zu bejahen, da fich nicht abfehen läßt, weshalb nicht z. B. ein Richter 
und ein Actuar die Rolle von zwei in der Berordnung genannten 
Zeugen follten vertreten fünnen, und das Gleiche von einer durch mehr 
ala einer Perfon gebildeten adminiftrativen Behörde gelten muß. Auch 
würde fogar einem Verlöbniß bindende Kraft beizumejfen fein, welches 
vor einer nur aus einer Perjon gebildeten öffentlichen Behörde ver- 
lautbart ift. Zweifelhaft dagegen mußte jchon die Frage erjcheinen, 
ob es gejtattet fei, ein Verlöbniß durch Bevollmächtigte in der eben 
befchriebenen oder der gejetlichen Weife zu vollziehen. Denn die Vors 
ſchrift des Geſetzes ift wejentfich darauf gerichtet, die Uebereinftimmung 
beider Berfonen in Bezug auf die Eingehung einer ehelichen Verbin— 
dung zu conftatiren, und zwar mitteljt eines folennen Actes, jo daß 
hier diefelben Bedenken hervortreten, welche bei der Streitfrage, ob 
Teſtamente durch Bevollmächtigte bei Gericht überreicht werden können, 
in Betracht kommen. Es bedurfte jedod) einer Entfcheidung diefer 
Frage in dem vorliegenden Falle nicht. Denn die in der Klage ent: 
haftene Angabe, daß die Berlobten ihren Verſpruch vor den Frank— 
furtiichen Behörden (Plural) behufs Erlangung des Bürgerrechts für 
die Beklagte erftärt hätten, ift, wie mit dem Appellationsgerichte ange 
nommen werden muß, im jeder Weile ungenügend, indem es darauf 
ankam, anzugeben, bei welcher Behörde und in melcher Weife die ge- 
dachte Erklärung ftattgefunden habe. Letzteres namentlich deshalb, weil 
e8 von enticheidender Bedeutung ift, ob die Erflärung zum Zweck der 
BDerlantbarung geichehen ift, oder ob dieſelbe bei Gelegenheit einer 
anderen Rechtshandlung imcidenter erwähnt ward. Denn wenn nichts 
weiter vorliegen follte, als daß der ‚Kläger einen Anwalt beauftragt 
- hätte, bei dem Hohen Senate um Ertheilung des Bürgerrehts an 
jeine Verlobte einzufommen, und dieje ftillfchweigend oder auch aus— 
drücklich fi damit einverftanden erklärt haben ſollte, fo fann dies dem 
Dbigen zufolge die klare Borfchrift der Rathsverordnung nicht erlegen. 
Daß aber etwas Weiteres als das Vorftehende vorgefommen wäre, 
insbefondere eine Erfärung vor dem jüngeren Birgermeifteramte, wird 
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durd) die Stadtgerichts-Acten wiederlegt und ift felbit in den Ober- 
App.⸗Ger.⸗Acten von dem Kläger nicht behauptet werden. 

Nach diefem Ergebnik konnten die Fragen: ob bereits in der 
Klage das Fundament dev Berlautbarung des Verlöbniffes vor einer 
öffentlichen Behörde mit hinlänglicher Bejtimmtheit angegeben worden 
fei, oder ob nicht vielmehr die dahin gehenden Aeußerungen in con— 
fecutiver Weiſe verjtanden werden müſſen; umd, ob in ber Nichtbe- 
antwortung dieſes Fundamentes in der Bernehmlafjung eine ftill- 
fchweigende Einräumung gefunden werden dürfe, auf ſich beruhen. 

2. Der von dem Appellationsgerichte der Beklagten zum Beweis 
verjtellte Sat, dag Kläger dem Trunfe ergeben, arbeitsichen, verjchuldet 
ſei und ſich mit leichtfinnigen Franenzimmern abgebe, mußte ebenfalls 
der damider von dem Kläger erhobenen Einwendungen tngeachtet, 
beftätigt werden, denn die zum Beweiſe verftellten Momente find in 
zuläffiger Weile als Erläuterungen der dem Kläger vorgemorfenen 
Liederlichfeit Hinzugefügt und einer weiteren Subjtantiirung bedarf es 
jedenfalls in Anjehung der drei erjten Punkte nicht, Was den Tetten 
anlangt, fo würde es allerdings einen Unterjchied machen, ob der Um— 
gang mit Frauenzimmern dem Verlöbniß vorangegangen, oder ihm 
gefolgt wäre. Im erfteren Falle würde er nur als ein die drei 
erjteren Momente verftärfender. Umjtand in Betracht fommen; in dem 
letzteren ſchon ein einmaliger Bruch der Treue, welche Verlobte einan- 
der ſchuldig find, zur Auflöfung des Verlöbniffes führen. Da in- 
beffen nad) diefer Richtung von dem Appellationsgerichte Alles dem 
fpäteren Erfenntniffe vorbehalten ift, jo liegt fein Grumd zur Be— 
jchwerde vor. Einer Angabe der Perfonen, mit welchen der Kläger 
fich fleifchlich vergangen, bedurfte e8 nad, Analogie der Grundfäge, 
welche das Dber-Appellationsgericht bei dem Satisfactionsflagen ent- 
gegengejetten Einwande eines Umgangs mit anderen Männern be- 
folgt hat, nicht. 

Vergl. aud) 

9. w. H., December 1858. *) 

3. In Betreff der Frage, ob es zur Begründung der auf die 

fallende Sucht gegründeten Einrede gehöre, daß der Beklagten dieſer 


*) Bd. 1. ©. 433. 
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Zujtand bei Eingehung des DVerjöbniffes nicht befannt geweſen jet, 
oder ob die Kunde Inhalt einer Replik jei, von denen Erjteres das 
Stadtgericht, Letzteres das Appellationsgericht angenommen hat, mußte 
dem Appellationsgerichte beigetreten werden. Abgefehen nämlich von 
ber Schwierigkeit des Beweijes der Negative, fo gehört zur Begrün- 
dung der Einrede doc nur der Beweis des die Aufhebung des Ver— 
löbniffes bedingenden Thatumſtandes, die Wiffenjchaft um folchen läßt 
ih nur als Verzicht auf deſſen Geltendmahung auffaffen, und der 
Beweis eines Verzichts ift von dem zu führen, welcher ſich auf ihn 
beruft. Nach diefen Grundjägen ift noc neuerdings von dem Ober: 
Appellationsgerichte erfannt worden 
F. W. mw. Ehemann, October 1855. *) 

und die Enticheidung des Ober-Appellationsgerichts 

H. w. H., December 1854 **) 
jteht dem nicht entgegen, wenn man die Entſcheidungs- und nicht die 
Zweifelsgründe berücfichtigt. Ebenſo war 

4. in Betreff der DBeweisfaffung, in Anfehung der fallenden 
Sucht die Auffaffung des Appellationsgerichts zu billigen, und genügt 
es zu dem Ende, fich auf das bereits von dem Appellationsgerichte in 
Bezug genommene Präjudicat 

F. w. Ch.,***) März 1847 
zu beziehen. 

5. Auch die von dem Appellationsgerichte erkannte Ausfegung der 
Trage, wie hoch fic die Entjchädigungsfumme zu belaufen habe, Fonnte 
nur als angemefjen bezeichnet werden, da abgeſehen von der Frage, 
ob ein ftilffchweigendes Zugeftändnig der Beklagten, betreffend einen 
Bermögensbelauf von 4000 fl. angenommen werden darf, bevor über 
den Betrag der Entjchädigung anderweit Etwas feitgejegt wird, jeden- 
falls aus dem, von dem Appellationsgerichte angeführten Grunde das 
Ergebniß der Beweiſe abzuwarten ijt. 

Das Erfenntniß in Betreff der Koften voriger Inſtanz wird 
durch) den MWechjel der Entjcheidungen, und das über die Koſten 


*) Bd. II. ©. 297. 
+) Bd. J. ©. 438. 
***) Siehe S. 184. 
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gegenwärtiger durch die Verwerfung, der Flägeriichen Bejchwerben ge 
rechtfertigt. 


Auszug aus den auf Seite 183 angeführten Entfchei- 
dungsgründen in Sadıen: 


F. ca. C. 1847. 


Eine Abweifung der Klage kann die Beklagte aber auch nicht 
deßwegen verlangen, weil bereit8 der Beweis eines genügenden Rück— 
trittsgrundes vorliege. Zwar würde zur Abweifung des Klägers nicht 
gerade der Beweis der fallenden Sucht in ihrer völligen Ausbildung 
erforderlich fein, e8 würde vielmehr genügen, wenn nur ein geringerer 
Grad diefer Krankheit oder ein ähnliches abjchredendes Uebel bewiejen 
wäre, und e8 könnte einem folchen Beweije die ihm gebührende Wir: 
fung nicht entzogen werden, weil die Beklagte mit dem auf die von 
ihr gejchilderten Kranfheitserfcheinungen geftütten Urtheil, daß an dem 
Dafein der fallenden Krankheit nicht zu zweifeln fei, mehr behauptet 
hat, als für den Zweck der Zurückweiſung des Klägers erforderlich ift. 
Allein da8 Dafein der zu Beweis gejtellten Krankheit in ihren ver- 
ſchiedenen Abjtufungen oder eines ihr verwandten Uebels fann nur 
durch ärztliches Urtheil feitgeftellt werden, und der Nichter befindet 
fih ohne Mitwirkung eines Sacdverftändigen außer Stande, auf den 
Grund der Schilderung, welche die Beklagte von der Krankhaftigfeit 
des Klägers entworfen, die Frage nad) dem Dafein der fallenden 
Sucht oder eines ihr verwandten abjchredenden Uebels zu entjcheiden. 


— JBb => 


310. 


W. de Berghes⸗-Jannet zu Paris, Klägers gegen Wilh. 
Thies, Bellagten, wegen Forderung. 


Erfenntniß des Stadtgerichts I 
vom 27. Auguft 1860. 


* Erwägung, daß 

Beklagter einräumt, dem Kläger für verkaufte 1000 Flaſchen 
Champagner Frs. 3000 zu ſchulden, ihm auch verſprochen zu haben, 
nicht nur die aus der Nichtzahlung eines deßfalls auf ihn, den Be— 
klagten, gezogenen Wechſels entſtandenen Koſten und Speſen mit 
Frs. 60 zu erſetzen, ſondern auch den Geſammtſchuldbetrag von 
ME. 1645 Schill. 3 mit 5 pCt. vom 15. September 1854 an zu 
verzinfen und endlich für diefe Schuld dem Kläger vier auf ihn, den 
Beklagten, gezogene Wechfel per 15. März, 15. Juni, 15. Sept. und 
15. Decb. 1855, deren jeder über ein Viertheil der Capitalſchuld unter 
Zurechnung der bis zum jeweiligen Verfalltage laufenden Zinjen Tautete, 
acceptirt zu haben, 

3. nad) den vorliegenden Umftänden nicht anzunehmen ift, daß 
die Austellung der fragl. Wechjel eine Aufhebung der bereits bejtan- 
denen Verbindlichkeit bezweckt habe, vielmehr in den Wechfeln nur ein 
Beitärfungsmittel der früheren Obligation erfannt werden muß, fonad) 
die Klage aus dem Kaufcontract bez. dem ——— — an ſich 
zuläfſig erſcheint, 

4. Beklagter, welcher früher in Hamburg — und im 
Jahre 1858 dortſelbſt in Concurs gerathen war, die Einrede vorſchützt, 

a. daß er nad Hamburger Recht binnen 5 Jahren vom Tage 
der Beendigung feines Koncurjes (20. Detb 1858) wegen der aus 
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der Zeit vor dem Concurs herrührenden Schulden überhaupt nicht be⸗ 
langt werden könne, 

b. daß er jedenfalls nach Hamburger Recht das beneficium 
competentiae habe und zwar der Art, daß ein Gläubiger bezüglich 
deſſen, was Beklagter eidlich erhärte nicht entbehren ‚zu künnen, nur 
pro rata jeiner Forderung im Verhältniß zur Geſammtſchuldenmaſſe 
Befriedigung beanſpruchen dürfe, 

c. daR ihm auch nad) gemeinem Rechte die Einrede der Güter— 
abtretung zuftehe. 

4. Kläger beftreitet, daß dem Beklagten nad) Hamburger Recht 
die vorgenannten beneficia zur Seite ftehen, insbefondere aud) deßhalb 
weil Beklagter, der unterdejjen hiefiger Bürger geworden, dieſelben 
durch jeinen Austritt aus dem Hamburger Nerus verwirkt habe, auch 
Kläger ferner geltend macht, daß das Hamburger Recht im vorlie- 
genden Falle nicht maßgebend fei. . 

6. Beide sub a und b erwähnte Einreden, den Beweis ihrer ° 
Nichtigkeit vorausgefegt, materielle Rechte zum Gegenftande haben, 
nämlich das Recht auf fünfjährige Stundung fowie das Recht auf die 
der Competenz bez. Theilzahlung, welche Rechte der Beklagte dadurd) 
erworben hat, daß in Hamburg, feinem damaligen allgemeinen, per- 
ſönlichen Gerichtsftande, Concurs über fein Vermögen erfannt und aus- 
gehandelt worden ift, die materiellen Wirkungen richterlicher Erfenntniffe 
aber ſtets nad) dem Geſetze des Ortes, wo letztere erlafjen find, beur- 
theilt werden müſſen, 

Savigny Syſt. VIII. p. 258 folg. 
fomit im vorliegenden Falle das Hamburger Recht zur Anwendung 
zu kommen hat, weßhalb e8 auf die sub c_erwähnte Einrede nicht 
weiter anfommt. 

7. Wenn Beflagter die erfte Einrede, * a, beweiſt, die Klage 
als überhaupt zur Zeit unſtatthaft abzuweiſen iſt, während, wenn dieſer 
Beweis nicht erbracht würde, wohl aber die zweite Einrede begründet 
wäre, eine Verurtheilung zur Zeit nur in dasjenige einzutreten hätte, 
was Beklagter nach Hamburger Recht zu zahlen verbunden wäre. 

A. d. G. w. z. R. e. 


J——— 


J—— 
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III. Beftagter ift fchuldig, dem Kläger die eingeffagte Summe 
von ME. 1645 Schill. 3 ſammt Zinfen zu 5 pCt. feit 15. Sept. 1854 
zu bezahlen, auch demjelben die Streitfoften zu erfegen, er würde denn 
binnen vorzuberaumender Friſt, vorbehältlich des Gegenbeweijes beweijen 

entweder . 

daß er, Beflagter, obwohl er aus dem Hamburger Nerus aus: 
getreten, nad dem in Hamburg geltenden Rechte binnen 5 Jahren 
vom 20. Detober 1858 an gerechnet von feinem feiner Gläubiger, 
jei e8 daß fich ſolcher in den Concurs eingelafjen oder nicht, wegen 
einer aus der Zeit vor Eröffnung des Concurjes datirenden Forderung 
gerichtlich belangt werden könne, 

oder 

daß Kläger nad dem in Hamburg geltenden echte, zur Zeit gar 
nichts oder doch weniger als die eingeflagte Summe und wie viel 
weniger von dem Beklagten zu beanjpruchen habe. 

IV. Ze nad) dem Ergebnijje der Beweisführung bleibt ander- 
weitige Verfügung in Gemäßheit des Entjcheidungsgrundes sub 7 in 
der Sache fowie der Kojten wegen vorbehalten. 


Erfenntniß des Appellationsgerichts 
vom 24. Octb. 1860. 
Auf Appellation des Klägers. 

Die erjte Bejchwerde des Klägers darüber, daß ihm eine Proc 
foftencaution auferlegt worden ſei, ijt unbegründet. 

Der Kläger glaubt die ihn treffende Gautionspflicht dadurch von 
fi ablehnen zu können, daß er behauptet, der Beklagte fei geftändig, 
jein Schuldner für den eingeflagten Betrag zu fein. Allein diefe 
Behauptung widerjtreitet dem Akteninhalt. Denn der Beklagte läugnet 
zwar nicht, den in der Klagefchrift erwähnten Champagner zu dem 
dafelbft angegebenen Breife im Jahre 1853 bei dem Kläger beitelit 
und von demfelben geliefert erhalten, auch die in der Klagichrift näher 
bezeichneten im Jahre 1855 zahlbar gewefenen Wechiel dem Kläger 
acceptirt zu haben, wohl aber läugnet er, daß er dermalen dem Kläger 
das Geringfte ſchulde. Vielmehr wendet er ein, durch das an feinem 
früheren Wohnort Hamburg über fein Vermögen eingeleitete und am 
20. Octb. 1858 durch Erkenntniß des dortigen Handelsgerichts been 

vu. 13 
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digte Concursverfahren nach den Beitimmungen des Hamburger Rechtes, 
welche hier maßgebend ſeien, innerhalb 5 Fahren von Beendigung des 
Soncursverfahrens an, aljo bis zum 20. Octb. 1863 von jedem 
Anspruch des Klägers befreit und auch für die fpätere Zeit nur unter 
der Vorausſetzung zahlungspflichtig zu fein, daß er alsdann unbeſchadet 
feines und der Seinigen Unterhalts, eine Zahlung zu leiften im Stande 
fein werde. Hiernach Tiegt aljo Hier keineswegs der Fall vor, daß der 
Beklagte bei allem und jedem, auch jelbit bei dem für ihn günftigen 
Ausgang des Nechtsitreites wegen des ihm eintretenden Falls von dem 
Kläger zu leiſtenden Erſatzes der aufgewendeten Proceßkoſten einer 
Sicherſtellung nicht erit noch bedürfte. 


Anlangend die zweite Bejchwerde, welche der Kläger dariiber erhebt, 
daß dem Beklagten die Beweife unter III. im Erfenntniß des Stadt- 
gerichts nachgelaifen worden feien, während derjelbe lediglich der Klag— 
bitte gemäß zu verurtheilen gewejen wäre, jo kommt hier Folgendes 
in Betracht. 


Die Streifrage ift, ob Hinfichtlic) der rechtlichen Folgen, welche - 
dem obigen Goncursverfahren über das Vermögen des Beklagten zu 
geben find, daß Recht der Stadt Hamburg zur Anwendung fomme, 
wo der Beklagte vorher feinen Wohnſitz Hatte und wo der Concurs 
über fein Vermögen erkannt, verhandelt und erledigt worden“ ift 
oder ob das Recht der Stadt Frankfurt zur Anwendung zu 
bringen fei, wo der Beklagte nunmehr fein. Domicil hat. Nun 
muß aber dem Stadtgericht beigeftimmt werden, daß da, wo es 
ih um die materiellen Wirkungen richterlicher Erfenntniffe han— 
beit, diefe Wirkungen nach den Gefetsen des Ortes beurtheilt werden 
müſſen, wo die Erfenntnijfe erlaffen worden find. Selbſt der 
Kläger erkennt diefen Sag als die geltende Regel ausdrüdlich an, 
und bejtreitet ebenjowenig, daß Hier materielle Wirkungen des Ham- 
burger Goncursverfahrens in Frage jeien. Dagegen vermeint er, daß 
die obige Kegel im vorliegenden Falle eine Ausnahme zu erleiden habe, 
weil ihrer Anwendung eine hiefige lex cogens im Wege ftehe. Allein 
er hat eine ſolche nicht einmal zu bezeichnen vermocht. Was der 
Deklagte aus dem Hamburger Recht gegen den flägerifhen Antrag 
geltend macht, ift nichts Anderes als das auch den Hiefigen Nechten 
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befannte beneficium cessionis bonorum resp. competentiae, nur 
daß nad der Behauptung des Klägers die Modalitäten diefer Rechts— 
wohlthat in dem Hamburger Rechte einiger Maßen anders als in dem 
hiefigen Rechte beitimmt jein follen. Eine derartige Differenz zwiſchen 
der Hamburger und der hiefigen Geſetzgebung fanı man unmöglich) 
mit dem Kläger einer lex prohibitoria gleichftelien und wie er ver- 
jucht, mit Spielverboten und Wuchergejegen in analoge Bergleichung 
bringen. 
Aus diefen Gründen wird die erhobene Berufung verworfen 
unter Berurtheilung des Appellanten in die Koften diefer Inſtanz. 


Bere Des DOber-Appellationsgerichts 
vom 9. Octb. 1862. 


Auf Appellation des Klägers. 

Grfannt: 
daß die Förmlichkeit der Appellation für gewahrt zu achten, 
auch in der Sache ſelbſt, wie Hiermit geichieht, das Erfenntniß 
des Appellationsgerichts der freien Stadt Frankfurt vom 24. Oe— 
tober 1860 wieder aufzuheben und Bellagter zu verurtheilen fei, 
dem Kläger die eingeflagte Summe von Beo. Mi. 1645 Shift. 3 
jammt Zinfen zu 5 pCt. feit dem 15. September 1854 zu 
bezahlen, auch demfelben die Proceßkoſten erſter Inſtanz zu 

erjegen. 
Die Koften zweiter und dritter Inſtanz werden compenſirt 
und wird die Sache nunmehr an das Stadtgericht zurückverwieſen. 


Entfcheidungsgründe. 


Der Kläger verlangt 

I. mittelft feiner erjten Beſchwerde voriger und jegiger Inſtanz 
Befreiung von der ihm auferlegten Gaution wegen der Procekkoften. 
Da die Entſcheidung in der Hauptiache nunmehr zu einer unbedingten 
BVerurtheilung des Beklagten geführt hat, jo it damit jeder Aulaß zu 
einer noch zu beichaffenden Caution, die ſich nur auf fünftig anzu- 
wendende Kojten beziehen kann, erledigt, und mußte folgeweile der 
eriten Beſchwerde entjprochen werden. 

13” 
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II. Die zweite und Hauptbefchwerde des Klägers ift auf 
Verwerfung der zum Beweis verjtellten Einrede: 
dat nad) Hamburgifchem Recht der Beklagte vor Ablauf von 
5 Yahren jeit Beendigung feines Concurjes von feinem feiner 
früheren Gläubiger gerichtlic) belangt werden fünne, oder Kläger 
zur Zeit gar nichts oder doch weniger als die eingeflagte Summe 
zu beanjpruchen habe, 
und folgeweife auf fofortige Verurtheilung des Beklagten gerichtet. 
Es bedurfte hier feiner Entſcheidung darüber, ob nad) den Grund» 
jägen von der ſ. g. Statuten-Collifion das Hamburgifche Recht auf 
den vorliegenden Fall ausjchlieglich anzuwenden fei, wie die vorigen 
Gerichte angenommen haben. Denn auch bei Zugrumdelegung des 
Hamburgifhen Rechts ftellen ſich die vorgejchütten Einreden als ver: 
werflich und die erhobene Beſchwerde ſomit als begründet dar. Dem 
DOber-Appellationsgericht ift der Inhalt des Hamburgiſchen Rechts in 
der fraglichen Beziehung vollftändig befannt und wenn daſſelbe auch 
in der fraglichen Sache nur als höchſtes Gericht für die Stadt Frank— 
furt zu entjcheiden hat, jo kann doc, ein in Trage fommender aus— 
wärtiger Rechtsſatz nicht den thatfächlichen Behauptungen der Partheien 
gleichgejtellt werden, vielmehr ift der Richter nur dann, wenn e8 ihm 
an jicherer Kunde des auswärtigen Rechts fehlt, zur Einfeitung eines 
- Beweisverfahrens darüber genöthigt, während er bei Hinlänglicher 
Kenntniß dejielben die Befugniß hat, es ohne Weiteres anzuwenden. 
Frfrt. Lachmann Zeit. Vollftr. ca. Klett, Januar 1857.*) 
Es bedarf aljo hier eines Beweijes über das Hamburgifche Recht nicht 
mehr. Was nun 
1. die Einrede betrifft, daß Beklagter nad) Beendigung feines 
Concurſes 5 Jahre lang feiner gerichtlichen Verfolgung wegen früherer 
Schulden unterliege, jo hat das Ober - Appellationsgericht erſt im 
Juli 1861 in einer Hamburgifchen Rechtsſache: 
Feuerheerd ca. Bartels Tejtaments3-Erecutoren, 
ſich in Webereinftimmung mit dem Dbergerichte zu Hamburg dahin 
entjchieden, daß ein leichtfinniger Fallit — und dahin gehörte der 
jegige Beflagte nach feinem Zugeftändniffe in der Duplik — keines— 


*) Siehe diefe Sammlung Band III. ©. 63. 
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wegs 5 ‚Jahre nad) beendigtem Concurſe von jeder gerichtlichen Ver— 
folgung wegen des ungedect gebliebenen Theils feiner Schulden befreit 
fei, daß vielmehr die Gläubiger (und zwar auch jeder Einzelne unter 
ihnen) nad) der neuen Fallitenordnung von 1753 befugt fei, jederzeit 
Execution auf neu erworbenes Vermögen des Falliten, ſoweit defjen 
beneficium competentiae nicht eine Modification herbeiführt, bis zu 
den gejetlich bejtimmten 40, 60, 80p&t. zu beantragen und daß ihnen 
daneben vermöge des Additionalartikels von 1772 das weitere Recht 
zuflommt, den Falliten alle 5 Jahre zu einem allgemeinen Manife- 
ftationseid zu nöthigen. Diefe Entfcheidung wurde durch folgende 
Ausführung gerechtfertigt: 

„Ob den vorigen Richtern in diefer Beziehung (Zulaſſung einer 
im Goncurfe nicht befriedigten Forderung zur Compenfation gegen 
Anfprüche des gewefenen Falliten) beizupflichten fei, hängt von der 
Beantwortung zweier Fragen ab. 

„1. Sit der Gläubiger, der in dem Falliffement eines für Teicht- 
finnig erklärten Schuldners Befriedigung bis zu 40, 60, 80 pCt. nicht 
erlangt hat, auf die im Aoditionalartifel 5 cit. bezeichnete Procedur 
befchränft, oder jteht ihm meben derjelben auch noch die Verfolgung 
feines Forderungsrejtes im Wege des gewöhnlichen contradictorifchen 
und Grecutionsverfahrens zu? Diefe Frage muß mit dem Ober: 
gerichte in ihrem erften Theil verneint, im zweiten bejaht werden. 

„a. Sieht man auf die gefchriebenen Gefee, und wendet darauf 
die allgemeinen Snterpretationsregeln an, fo erfcheint diefe Beant- 
wortung faum als eine zweifelhafte, 

„Die Meinung, daß der Koncursgläubiger auf die Procedur des 
Aditionalartifel® 5 bejchränft fei, würde nur Grund haben, wenn 
entweder vor Erlaß diefer Novelle gar Fein gerichtlich verfolgbares 
Nachforderungsrecht gegen leichtfinnige Falliten beftanden hätte oder 
wen aus jenem Artikel die correctorifche Abficht erfennbar wäre, das 
bis dahin beftandene Nachforderungsrecht aufzuheben und die Procedur 
des Art. 5 an die Stelle zu ſetzen. Keines von beiden ift aber der 
Fall. Nach der Bankerottirer- und Fallitenordnung von 1647 jtand, 
wie allfeitig anerfannt wird, den Goncursgläubigern Hinjichtlid des 
ungedecten Reſtes ihrer Forderung gegen jeden Falliten ohne Unter: 
ſchied das Erecutionsredht auf Perfon und Vermögen, ohne irgend 
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eine Einfchränfung zu, die Neue Fallitenordiumg von 1753 ließ diefes 
bei boshaften Falliten unverändert, hob bei unglüdlichen Falliten 
jede Nacforderung auf und ſchlug bei Teichtfinnigen Falliten den 
Mittelweg ein, daß zwar ungeachtet der accordmäßigen Erledigung 
des Goncurjes ein Nachforderungsrecht gegeben wurde, aber 

„I. nur bis zum Betrage von 40, 60, 80 p&t. und 

„2. nicht mehr auf dem Wege der Perſonalexecution. 

„Dazu fam eine dritte Milderung, nämlich das beneficium com- 
petentiae, welches im Abdditionalartifel 5 vorausgefett wird und im 
vorliegenden Falle jedenfalls nicht weiter bejtritten ift.“ 

Daß aber unter diefen 3 Modificationen ein wirfliches Klagrecht 
auf den Forderungsreit bejtand, mithin auc das Recht auf die gewöhn— 
lihe Vermögenserecution, wird durd) Art. 105 No. 6 der Neuen 
Ballitenordnung außer allen Zweifel gejett, indem dajelbjt gejagt wird, 
über 40, 60, 80 pCt. hinaus fünne der Kallit „zu einer weiteren 
Zahlung nicht angehalten werden,“ er behalte aber die Gewif- 
jenspflicht der vollen Befriedigung feiner Gläubiger, ein Gegenfat, 
der nicht deutlicher fein fünnte. Zwar hat man fid) zur Aufrecht: 
haltung der feit Hafche gangbar gewordenen Anficht, daß der Addi- 
tionalartifel 5 den ausjchließlichen Anhalt des Nachnehmungsredhtes 
darjtelle, darauf berufen, daß der Gerichtsgebraud in der Zwifchenzeit 
von 1753 bi8 1772 der Intention der Neuen Fallitenordnung felbit 
zumider, das Executionsrecht der Gläubiger befeitigt gehabt habe. 

Baumeiſter, Blide ꝛc. p. 446 flo. 

Für einen ſolchen Gerichtögebraud Fehlt es jedoch nicht blos an 
jedem Beweiſe, jondern er würde auch defhalb für die Auslegung der 
Novelle von 1772 nicht entjcheiden fünnen, weil die Novelle felbft 
das Nacjforderungsrecht der Neuen Fallitenordnung als in Wirffamteit 
jtehend anerkennt. Das neue Gefet hätte der Haren Beftimmung der 
älteren gegenüber die ufuelle Befreiung der Falliten von jeder Nach— 
forderung faum unerwähnt laſſen fünnen, wenn es wirklich deſſen 
Abficht gewejen wäre, diefen usus im Uebrigen aufrecht zu erhalten 
und nur durch die neue Procedur des Art. 5 den Gläubigern einige 
Rechtshülfe zu gewähren. Statt deſſen wird aber umgefehrt die Haf- 
tung der Falliten bi8 zu 40, 60,80 pCt. ohne auch nur eines im der 
Praris entitandenen Zweifels zu gedenken, als vermöge der Neuen 
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Fallitenordnung geltendes Recht hingeſtellt. So ſchon in den furzen 
Eingangsworten des Art. 5 jelbit: 
„der — nod der Nachnehmung unterworfen ift“, 

ferner in der noch unten zu erwähnenden Erläuterung des Art. 109 
der Neuen Fallitenordnung und am bejtimmtelten im Adbditional- 
artifel 3 No. 6, wo bei Gelegenheit des Falls, dak ein Dritter die 
Meaffe übernehmen will, ausdrücklich erklärt wird: vermöge der 
Neuen Fallitenordnung Art. 105 No. 2 und 6 habe jeder 
Gläubiger das Recht der Nachnehmung bis zu 40, 60, 80 pCt. Iſt 
aber eine gerichtlich verfolgbare Nachforderung als beitehend voraus: 
gejett, jo kann diejelbe auch nicht durch den Art. 5 für aufgehoben 
erachtet werden. Dagegen fprechen zunädhit die gewichtigften Gründe. 
Die Befugniß, alle 5 Zahre den Falliten zu einem Manifeftationseide 
zu nöthigen — denn nur für einen jolchen, nicht für einen Eid von 
decijorischem Character fanı offenbar jener im Additionalartifel 5 cit. 
vorgejchriebene Eid amnerfannt werden — bietet den Gläubigern 
eine jo unvollkommene Nechtshülfe, daß die Abjicht, fie eines jeden 
anderen Ereeutionsrechtes zu berauben unmöglich vorausgefegt, fon» 
dern nur bei fehr emtichiedener Willenserklärung des Geſetzgebers 
mürde angenommen werden fünnen. Dies wird flar, wenn man ben 
Fall unterftellt, daß ein Gläubiger furze Zeit nad) beendigem Fal- 
liffemente mit der Behauptung auftritt, der Schuldner habe durch 
Erbichaft oder einen fonftigen lucrativen Titel einen namhaften Erwerb 
gemacht. Es würde eine kaum begreifliche Härte des Gefetes fein, 
wenn in ſolchem Falle der Gläubiger nicht allein von dem Beweiſe 
jener jeiner Behauptung ausgejchloffen, fondern auch genöthigt fein 
jollte, den Ablauf der im Additionalartifel 5 cit erwähnten 5 Jahre 
abzuwarten, ehe er nur auf den Manifejtationseid des Schuldners 
provoeiren dürfte Man kann es als ausgemacht anfehen, daß in 
jenem Artikel an einen ſolchen Fall gar nicht gedacht ift, der Geſetz— 
geber vielmehr blos den gewöhnlichen Fall im Auge gehabt hat, wo 
der Fallit durch feinen Gefchäftsbetrieb wieder in anjcheinend gute Ver- 
hältniffe gefommen ift und wo in der Regel ein gewöhnliches Beweis» 
verfahren zu gar feinem Ziele führen und der Unvermögenseid des 
Schuldners das einzige practifche Meittel zur Gonftatirung eines zur 
Befriedigung der Gläubiger geeigneten neuen Erwerbs fein wird. 
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Das Niedergericht felbft hat denn auch bereits anerkannt, daß in einem 
Falle der oben erwähnten Art der Natur der Sache nad vori der 
Ausschlieklichkeit des Vermögenseides eine Ausnahme gemacht und ein 
Beweisverfahren, fowie eine richterliche Cognition über das Maaß deſſen, 
was der Schuldner zu feinem und der Geinigen Unterhalt bedarf, 
zuläffig fein würde Es kann aber comjequenterweife hier nicht von 
Regel und Ausnahme, fondern nur davon die Rede fein, daß es dem 
Ermejjen des Gläubigers überlaffen bleiben muß, ob er fi) mit dem 
Deanifeftationseid des Gläubiger begnügen, oder ob er ein gewöhns 
liches Beweis- und Erecutionsverfahren einleiten will. Dies um fo 
mehr, als nad den ausgefprochenen Motiven des Art. 5 cit. der 
Geſetzgeber nicht darauf ausging, die Nechte der Gläubiger zu ſchmä— 
fern, ſondern umgefehrt den Mißbräuchen zu fteuern, welde aus 
einer „gar zu leichten Befreiung des Falliten von feinen Schulden“ 
entfprungen jeien. 


Ebenfo find die äußeren Gründe gegen die Annahme einer cor- 
rectoriichen Abficht. Der Art. 5 ftellt das Nöthigen des Falliten zum 
Unvermögenseide einfach als eine Befugniß jedes Gläubigers Hin, 
ohne irgendwie zu erfennen zu geben, daß damit der gefammte Anhalt 
des Nachnehmungsrechtes erichöpft fei, der Art. 3 No. 6, indem er 
ausdrüclich die Neue Fallitenordnung Art. 105 als die Quelle des 
Nachnehmungsrechts bezeichnet, welches auch bei Uebernahme der Maſſe 
durch einen Dritten den Gläubigern in feiner Weife genommen werden 
dürfe, zeigt bejtimmt an, daß der Hauptinhalt des Nachnehmungs- 
rechtes eben aus der Neuen Fallitenordnung und nicht erft aus dem 
Abdditionalartifel 5 zu entnehmen ſei und in der Erläuterung des 
Urt. 5 sub a wird zunächſt die Nachnehmung bis auf 80, 60, 40 pCt. 
und daneben zunächſt noch die Befugniß, den Schuldner alle 5 Yahre 
vor den Prätor zu fordern, aufgeführt. 


b. Zmeifelhaft ericheint dagegen allerdings die frage, ob die nad) 
der vorftehenden Ausführung theoretifch berechtigte Anficht nicht durch 
eine entgegenftehende Hamburgifche Praxis außer Kraft gejett fei. 
Es ift nicht zu leugnen, daß die Anficht von der Ausfchließlichfeit der 
im Additionalartifel 5 erwähnten Procedur jeit Haſche bis vor einigen 
Yahren in Hamburg die recepta sententia war, daß der Ertract 
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des Senatsprotocoll8 vom 18. December 1816 ftillfchweigend davon 
ausgeht und daß folche auch vom Dber-Appellatiosgerichte in der Sache: 

Harburg ca. Sanderjacob de 1851 
ohne Weiteres zu Grunde gelegt worden ift. Dennod fann eine den 
Richter bindende derogatorifche Gewohnheit hierin nicht gefunden werden. 
Es verhält fich mit diefem Ergebnif der Praris nicht anders, als mit 
jeder anderen theoretiichen Anficht, welche längere Zeit hindurd in der 
Rechtsanwendung nur defhalb die herrichende geworden ift, weil ſolche 
al8 die den Geſetzen entſprechende angejehen wurde. Ein ſolches Be— 
folgen einer beftimmten Rechtsanficht, möge e8 auch noch fo lange fort- 
geſetzt ſein, kann nicht Kindern, jpäter einer veränderten Ueberzeugung 
Plat zu machen. Zudem ift die Rechtſprechung fich nicht vollfommen 
gleich geblieben. Bereit im Jahre 1821 hat das Obergericht in 
der Sache 

Kühler ca. Schmeidel 
nicht nur erflärt, „der Concursgläubiger fei nicht an die im Addi— 
tionalartifel 5 beftimmte Frift von 5 zu 5 Jahren gebunden, da er 
fonft der Gefahr jehr ausgefegt wäre, zur Zeit der in Ausübung zu 
bringenden Anfpriche jolche durch Diipofitionen des Falliten ganz oder 
theilweife vereitelt zu jehen, fondern es hat auch dem Gläubiger gegen 
den bevorſtehenden Unvermögenseid des Falliten ausdrüdlich den Gegen- 
beweis vorbehalten, und aus der jpäteren Zeit findet ſich bei 
Baumeijter a. a. DO. ©. 45 

nur ein entgegengejettes Erfenntniß des Handelsgerichtes von 1826 
angeführt, worin ein Gegenbeweis des Gläubigers gegen den Unver— 
mögenseid für unzuläffig erklärt wurde.” — 

Bon diejer Auffaffung des Hamburgifhen Rechts hat das Ober- 
Appellationsgeriht auch jett feine Beranlaffung abzugehen und jchon 
darnach ſtellt fich die vorgeſchützte Einrede als rechtlic unbegründet dar. 

Hierzu kommt aber noch, daß nad einem früheren Hamburgijchen 
Präjudicat de8 Dber-Appellationsgerichts ein Gläubiger, welder am 
Concurſe feines Schulöners nicht Theil genommen hat, mindejtens 
dann, wenn er weder prächwdirt ift noch von dem Concurſe Kenntniß 
erhalten hat, nicht gehindert ift, feine Forderung gegen den leicht— 
finnigen (wie gegen den boshaften) Falliten in vollem Umfang geltend 
zu machen. 
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Hirfhel ca. Auerbah März 1857. 

(Siehe Samml. der Erfenntniffe des Ober-Appellationsgerichts 

in Hamburgifchen Rechtsſachen Band. II. Hamburg 1859. 

©. 235 bis 251.) 

Nun hat aber der Beklagte ſelbſt (p. 3 der Vernehmlaffung auf 
die lage) angeführt, daR der Kläger ſich in feinem Concurſe nicht 
angemeldet habe. Wollte man daher auch annehmen, daß nach Ham— 
burgifchem Recht ein Gläubiger, welcher jich hat präcludiren laſſen 
oder doch von dem Ausbruch des Concurſes Kenntniß erhalten hatte, 
hinfichtlich der Erecution auf neu erworbenes Vermögen des Falliten 
den gleichen Beſchränkungen umnterliege, wie die Gläubiger, welche ſich 
in den Concurs eingelaffen haben, jo wäre doch von Seiten des Be— 
Hagten die Behauptung, daß der Kläger präcludirt fei oder Kenntniß 
des Concurſes gehabt habe, unentbehrlich gewejen, die aber nirgend 
aufgeftelt ift. "Die Einrede würde daher, auch wenn man hinfichtlich 
der fünfjährigen Frift die obige Meinung nicht theilte, als unſub— 
jtantiirt verworfen werden müſſen. Dur dieſen Umftand erledigte 
fi) übrigens zugleich die Frage, ob, wenn Kläger zu den am Concurfe 
theilnehmenden Gläubigern gehört hätte, die Verurtheilung des Be— 
Hagten nicht, feiner Erklärung in [5] p. 6 der Stadtgerichtsacten 
ungeachtet, nach Hamburgifchem Rechte auf 40 p&t. der urjprünglichen 
Forderung zu bejchränfen gewefen wäre. 

2. Anlangend die andere Einrede, daß der Kläger nad) dem der- 
maligen VBermögensftand des Beklagten noch feine oder feine volle 
Befriedigung fordern könne, jo begreift diefelbe zweierlei unter fich. 

a. Einmal behauptet der Beklagte das, was er nad) feiner jegigen 
"Lage zur Befriedigung feiner Gläubiger zu verwenden im Stande fein- 
jollte, müffe auf die Gefammtheit der Gläubiger vertheilt werden, 
Kläger fünne daher nur pro rata feiner Forderung darauf Anfpruch 
machen. Bon diefer Einrede gift jedoch dafjelbe, wie von der Einrede 
sub 1. In dem angeführten PBräjudicat 

Feuerheerd ca. Bartels Teſtamentsvollſtrecker 
ift auch dieſe Frage geprüft und dahin entichieden worden, daß nur 
dasjenige Vermögen, welches der gewefene Fallit in Folge der Auffor- 
derung zum Manifejtationgeid nad) Additionalartifel 5 zur ferneren 
Abtragung feiner Schulden entbehren zu fünnen erklärt, unter fämmt- 
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fihe Schuldner zu vertheilen fei, Hinfichtlich desjenigen dagegen, was 
ein einzelner Gläubiger im gewöhnlichen Proceß- und Erecutionswege 
erlangt, eine folche Vertheilungspflicht nicht eintrete. Es genügt auch 
hier auf die Enticheidungsgründe des gedachten Präjudicats zu ver- 
weiten, welche unmittelbar nach der oben aufgehobenen Stelle dahin 
fortfahren: 

„2. Die zweite Frage, von deren Beantwortung die Zulaſſung 
der Gläubiger zu der principaliter von ihnen intendirten Compen— 
Jation abhängt, ift: ob das durd Specialerecution Erlangte dem dafür 
thätig gewordenen Gläubiger allein zufommt, oder unter alle Gläubiger 
vertheilt werden muß? Auch diefe Frage ift mit dem Obergerichte zu 
Gunften des Klägers zu beantworten. Zwar muß 

a. wie das Ober-Appellationsgeriht in Sachen: 

Heuß & Kraufe ca. Berg de 1859 Entichgr. p. 28. 29. 
näher ausgeführt hat, davon ausgegangen werden, daß nach been- 
digtem Falliſſement der Accord die einzige rechtliche Grundlage für die 
von den einzelnen Gfläubigern zu beanfpruchende Befriedigung ihres 
reftirenden Forderungsrejtes bis zum DBelaufe von 40 reſp. 60 und 
80 pCt. des urjprünglichen Beitrags deſſelben bildet, und fünnte man 
daraus ableiten wollen, daß ein jeder Gläubiger auch nur zu dem 
Zwede thätig fein dürfe, um eine accordmäßige Vertheilung unter 
ſämmtliche Gläubiger herbeizuführen. 

Eine folche Vertheilungspflicht folgt jedoch noch nicht aus der 
Gemeinfchaftlichfeit des Fundamentes, auf welchem die Anfpiüche der 
verfchiedenen Gläubiger beruhen, jondern würde nur aus einer Ge— 
meinſchaft derjelben an dem zu ihrer Befriedigung zu verwendenden : 
Dbjecten hergeleitet werden fünnen. 

Diefe Gemeinfchaft ift nad) allgemeinen Grundfägen nur wäh- 
rend des Concurſes an der zur Zeit vorhandenen Maſſe begründet, 
letztere muß unter fämmtliche Gläubiger vertheilt werden, weil fie für. 
Ale in Beichlag genommen ift, für Alle verwaltet wird und Alle 
daraus gleichzeitig ihre Befriedigung verlangen. Das Alles hört aber 
auf, ſobald die Dijtribution erfolgt ift und die curatores bonorum 
entlaffen jind. Die eben aufgelöfte Gemeinſchaft fann fi) auf einen 
gar nicht vorherzufehenden neuen VBermögenserwerb, den der Fallit 
nunmehr befugterweife für ſich macht, nicht von felbit eritreden; nur 
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ein neuer Act fann eine neue Gemeinſchaft daran hervorbringen. 
Ein folder Act läge 5. B. vor, wenn der gewejene Fallit jelbft einen 
Bermögenserwerb feinen Gläubigern überließe. Er ift aber offenbar 
darin nicht enthalten, daß ein einzelner Gläubiger den neuen Erwerb 
für fih in Beſchlag nehmen läßt, während man von den übrigen 
Sfäubigern gar nicht weiß, ob jie dajfelbe Object für ſich ebenfalls 
in Anſpruch nehmen wollen. Nur eine auf Bertheilungspflicht Hin- 
führende geſetzliche Vorſchrift würde hier den Willen des Einzelnen. 
für fi allein zu jorgen, rechtlich ausſchließen und den die Execution 
betreibenden Gläubiger zum Organ der Gefammtheit machen. ine 
ſolche Vorſchrift kann aber in ber Beſtimmung des Art. 105 sub 2 
über die Ergänzung des Accords bis zu 80, 60, 40 p&t. nicht ge— 
funden werden. Denn das Gefet fpricht fich Hier überhaupt nur über 
das Maaß, bis zu welchem, nicht aber über die Art und Weife aus, 
in welcher das Fünftige Vermögen zur Erfüllung der accordmäßigen 
Verbindlichkeit des Schuldners verwendet werden foll. 

b. Ebenfowenig kann aus dem NAdditionalartifel 5 jene Verthei- 
lungspflicht hergeleitet werden. Diefer Artikel fchreibt die Vertheilung 
zwar ausdrüclich, jedoch nur für den Fall vor, wo der Schuldner in 
Folge des ihm abverlangten Manifeftationseides fich zu einer Zahlung 
versteht und hierin fann nicht die Anwendung eines allgemeinen Grund- 
fates, fondern nur eine mit der befonderen PBrocedur des Art. 5 in 
Verbindung ftehende Mafregel erfannt werden, die ihrer fingulären 
Natur wegen feine Ausdehnung zuläßt. Während bei Ausübung der 
gewöhnlichen Erecution der auftretende Gläubiger es ift, welcher ſich 
durch einen auf feine Gefahr und Koften unternommenen Proceß 
nöthigenfall8 durch von ihm zu führenden Beweis jelbit ein Vermögens 
object zur Befriedigung verichafft, welches dem Schuldner wider Willen 
abgenommen wird, hat die Procedur des Art. 5 eine ganz andere Natur 
und Richtung. Sie geht darauf aus, den Schuldner zu vermögen, 
daß er feinerfeits zur Erfüllung des Accords thätig werde und das 
heraus gebe, was er entbehren zu können glaubt, e8 wird zu diefem 
Zweck auf fein eigenes Gewijjen provocirt und dem Gläubiger nur 
das Recht gegeben, ihn von Zeit zu Zeit an die Erfüllung feiner 
Pfliht zu mahnen und ſich durch Abfordern des Manifeftationseides 
davon zu überzeugen, daß der Schuldner micht wider bejjeres Wiſſen 
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einen erheblichen Vermögenserwerb abfeugne. Wollte aber das Gefek 
durch eine folche allgemeine Mahnung, die weder einer Motivirung 
noch Subjtantiirung und Beweisführung bedarf, dem Schuldner jelbft 
nur einen Antrieb geben, feiner Nachzahlungspflicht ernftlich nachzu— 
fommen, jo war es auch ganz confequent, wenn man die Mahnung 
gar nicht als eine bejondere Art von Erecutionsantrag anjah, jondern 
nur als Anlaß zu einer vom Schuldner ausgehenden wiederholten 
Güterabtretung auffaßte und eine abermalige Güterabtretung mußte 
ihrer Natur nad allen Gläubigern zu Gute fommen. Das Ober- 
Appellationsgericht hat denn auch bereits 

c. fih) über den hier im Frage ftehenden Punkt in dem eben- 

gedachten Sinne ausgefprocen in der erwähnten Sache 

. Harburg ca. Sanderjacob de 1851. 
Obwohl nämlich damals, wie oben bemerkt, der Additionalartifel 5 cit. 
dahin aufgefaßt wurde, daß er den einzigen Inhalt des Nachnehmungs- 
rechtes darftelle und demnach einen gewöhnlichen Erecutionsantrag gegen 
den gewejenen Falliten ausjchliege, jo nahm man dod) an, daß dieſes 
Hinderniß ſich auf die Perfon des Falliten bejchränfe und gegen den 
Erben dejjelben das Erecutionsrecht jedes Gläubiger8 wieder in volle 
Wirkſamkeit trete. Für diefen Fall nun aber — der fid) von einem 
Ereeutionsantrag gegen den Falliten felbjt, wenn man ihn neben 
Art. 5 für zuläffig Hält, nicht unterjcheidet — ift anerfannt worden, 
dag dem Gläubiger die Pflicht nicht obliegt, das Erftrittene zur Ver— 
theilung unter ſämmtliche Gläubiger zu bringen. 

Auch Hier würde übrigens der weitere Grund, daß die Einrede 
durch Angabe von Thatſachen, wodurch der Kläger an die beichrän- 
fenden Folgen des Concurſes gebunden worden fei, hätte ſubſtantiirt 
werden müſſen, gegen den Beklagten durchgreifen. 

d. Sodann hat der Beflagte das beneficium competentiae für 
fih in Anfpruch genommen. Wenngleich daffelbe nun dur die Ham- 
burgifche Gejetgebung dem leichtjinnigen Falliten nicht ausdrücklich 
verliehen ift, fo wird es dod im Additionalartikel 5 allerdings als 
beitehend vorausgejett und hat die Hamburgiiche Praris für fid). 

Allein nach der gegenwärtigen Bermögenslage des Bellagten, wie 
fie fi aus feinen eigenen Zugeftändniffen darjtellt, kann auch in der 
Nöthigung zur Bezahlung der Elägerifchen Forderung eine Beeinträch— 
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tigung jener Rechtswohlthat nicht gefunden werden. Der Beklagte hat 
in der Duplif eingeräumt, daß er ein eigenes Vermögen von fl. 5000 
und mit dem noch vorhandenen Reſt des eingebradhten Vermögens 
jeiner Frau ein jolches von fl. 12,000 befige und die Zinjen davon 
zu beziehen habe, ſowie ferner, daß er feit Kurzem wieder ein felbjt- 
jtändiges Gefhäft als Commiſſionär betreibe, womit er für den 
Anfang im günftigjten Falle nur fl. 500 jährlich zu verdienen erwartet. 
Dies beneficium competentiae giebt nun dem Schuldner nicht etwa 
das Recht, die Befriedigung feiner Gläubiger jo lange abzulehnen, bis 
er wieder zu wirflichem Wohlitand gelangt jei, ſondern geht nur dahin, 
daß ihm fo viel bleiben müffe, als er zum nothwendigen Unterhalt 
für ſich und jeine Yamilie bedarf, worauf namentlich der Additional- 
artifel 5 hinweiſt. Erwägt man mun, daß dem Beklagten durch Be— 
friedigung des Klägers (incl. Zinfen) nur ein Gapitalbetrag von ca. 
fl. 2000 oder eine jährliche Zinfeneinnahme von fl. 80—100 ent: 
zogen werden wird, daß er noch eine Zinfeneinnahme von fl. 400—500 
behält, und aus feinem Geſchäft, aucd wenn man einen Wachjenden 
Ertrag dejjelben nicht in Auſchlag bringen will, mindeftens auf eine 
gleich große Einnahme rechnen kann, fo läßt fich in feiner Weife jagen, 
daß der nothiwendige Lebensunterhalt für ihn und feine Familie, die 
nach feiner Angabe nur aus einer Frau und zwei Kindern bejteht, 
durch die Befriedigung des Klägers beeinträchtigt oder gefährdet werde. 

3. Nach Berwerfung der beiden zum Beweis verftellten Einreden 
fommt, wenn die Anwendbarkeit des Hamburgifchen Rechts unent- 
Ichieden bleibt, noch in Betracht, daR der Beflagte ſich auch auf das 
gemeinrechtliche beneficium competentiae berufen hat, worüber die 
vorigen Inſtanzen nicht entjchieden haben. Es kann jedoch dahin 
‚geftellt bleiben, ob die Behauptung des Beklagten, er ſei unverfchuldet 
in Concurs gerathen und jei zur cessio bonorum zugelaffen worden, 
nicht in Widerſpruche mit dem Gejtändniffe jtehe, daß er.in Hamburg 
als Leichtjinniger Fallit claffificirt worden ſei. Sedenfalls ſteht dem 
Beklagten Hier derjelbe Grund entgegen, welcher oben in Bezug auf 
das Hamburgiiche beneficium competentiae geltend gemacht worden 
ift, da ſich nicht behaupten läßt, daR die gemeinrechtliche Rechts— 
wohlthat dem Schuldner einen größeren oder weiteren Schu gewähre, 
als diejenige, welche in Hamburg dem leichtfinnigen Falliten zukommt. 
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4. Die von dem Beklagten in erjter Inſtanz vorgeſchützte Einrede 
der durch Wechjelausftellung bewirften Novation ift als rechtskräftig 
bejeitigt anzujehen, da diefelbe vom Stadtgericht verworfen worden ijt 
und die gegenwärtige Entſcheidung dem Fall des Mißlingens der beiden 
dem Beklagten in den vorigen Inſtanzen nachgelaffenen Beweife völlig 
gleich jteht, für dieſen Fall aber der Beklagte ſich durch Beruhigung 
bei dem ftadtgerichtlichen Erfenntniß jedenfalls der Verurtheilung unter: 
worfen hat. Selbitverftändlich wird jedoch dadurd an der Pflicht des 
Klägers, jeinem Erbieten gemäß die ausgeftellten vier Wechfel gegen 
die Zahlung des Beklagten zurüczugeben, nichts geändert. 

Die Koften der zweiten und dritten Inſtanz mußten in Folge der 
ergehenden reformatoria compenfirt werden. 
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311. 


Zudwig Friedrich Dtto Jakobs zu Potsdam, Klägers 
gegen Propidentia, Frankfurter Verficherungsgefellfchaft, Beklagte, 
Brandentichädigungsforderung betreffend. 


” 


Erfenntniß des Stadtgerichts LI 
vom 5. Sept. 1860. 

1. Kläger, welcher laut Anhalt der Police [2] die in feinem 
Fabrifetabliffement zu Kyany befindlichen Zuder, Syrupe und Zuder- 
jäfte aller Art bis zu dem DBetrage von 60,000 Silber-Rubel bei der 
Beklagten verfichert hat, fordert, nachdem diefe Gegenftände durc Brand 
am 21. November 1858 zerjtört worden find, den Erjat des ent» 
ftandenen, vertragsmäßig auf 73,327 Silber-Rubel 22 Kopeken fejt- 
geitellten Schadens und zwar mit Rückſicht darauf, daß die nämlichen 
Gegenftände gleichzeitig bei der Geſellſchaft Thuringia mit 27,050 
Silber-Rubel verfichert: geweſen (nad) dem Proportionalanjag von 
87,050: 73,327 „ 22 = 60,000: x.) mit 50,541 Silber-Rubel 
45 Kopeken. 

2. Beklagte jtellt ihre Verbindlichkeit zur ratenmäßigen Vergütung 
des Brandſchadens an ſich nicht in Abrede, beftreitet jedoch, in dem 
von dem Kläger angenommenen Umfang verhaftet zu fein, indem fie 
vielmehr — auf Grund der durd) die Police Flargeftellten Thatjache, daß 
nicht nur die Gejellfchaft Thuringia, jondern außer diejer noch) weitere drei 
Geſellſchaften Verficherungen biß zu dem Betrag von zufammen 115,056 
Silber-Rubel auf eben jene Fabrifationsgegenftände übernommen haben, 
die von der Thuringia gezeichnete Summe aber 32,662 Silber-Rubel 
betrage — behauptet, es müſſe zum Zwede der Feitjtellung ihrer Bethei: 
(igungsrate von dem entjtandenen Schaden die Geſammtſumme der gezeic)- 
neten Verficherungsbeträge mit 207,718 Silber-Rubel in Anja gebracht 
und demgemäß der jie treffende Schadensbetrag auf die, (nach der 
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Proportion von 207,718: 73,327 „ 22 = 60,000: ꝛc. ſich erge 
bende) Summe von 21,180 Silber:Kubel 80 Kopefen fejtgejegt werden. 
3. Dieſe Anfiht der Beklagten iſt al8 rechtlich begründet zu 
erachten. Es ijt nämlicd für die Beſtimmung des Umfanges der von 
der Beklagten übernommenen Berbindlichfeit der Anhalt der Police 
enticheidend, welche von derjelben in Folge, des Berjicherungsantrages 
f8] ausgefertigt, dem Kläger in Antwort diefes Antrages überſendet, 
von Legterem angenommen und durch concludente Handlungen, na— 
mentlich die vorbehaltloje Zahlung der VBerficherungsprämie, genehmigt 
worden ilt. 
| Nach Anhalt diefer Police erfolgte aber die Uebernahme der 
Berfiherung feitens der Beklagten auf Grund der dafelbjt abge- 
dructen allgemeinen, jowie der beigefügten bejonderen, Bedingungen. 
Wenn nun im $ 7 diejer allgemeinen Bedingungen der Erijtenz 
mehrfacher, denjelben Gegenjtand betreffenden Verſicherungen die Wirfung 
beigelegt ift, dag dadurch die Verbindlichkeit der Beklagten und der 
von ihr gezeichneten Summe auf das Maß des ihrer Betheiligungsrate 
von dem Gejammtbetrag der einzelnen Verſicherungsſummen entſpre— 
chenden Theiles des entjtandenen Schadens eingejchränft jein jolle; fol— 
gends aber, mit umverfennbarem Bezug auf dieje generelle Bejtimmung 
unter der Rubrif „Berficherungsgegenftand, nähere Angabe und befondere 
Bedingungen“ ſich bemerkt finden: 
„erit im denjelben Yocalitäten bei der Polnischen Direction zu 
Warſchau 37,500 Silber:Kubel, der Erjten Oeſterreichiſchen 
Berficherungs » Gejellichaft in Wien 37,050 Silber-Nubel, bei 
der Stettiner: Gejellichaft 40,500 Silber -Rubel und bei der 
Thuringia in Erfurt 32,662 Silber-Kubel bereits auf gleich— 
artige Gegenjtände verfichert jein“ 
jo fann es feinen gegründeten Zweifel leiden, daß Beklagte die ihr 
vom Kläger angetragene Verfiherung nur unter der, aus der Exiſtenz 
der erwähnten concurrirenden Verſicherungen im Zujammenhalt mit 
den Beitimmungen in $ 7 der allgemeinen Bedingungen erfließenden 
Modification annehmen wollte bez. angenommen hat, daher auch nur 
infoweit zur Vergütung des entitandenen Schadens verbunden ift. 
4. Kläger beftreitet jedoch die rechtliche Gültigkeit und Wirffamfeit 
der in die Police aufgenommenen Angabe, daß die dajelbjt bemerften 
Yu. 14 
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Berficherungen gleichartige Gegenftände beträfen, indem er diefe Angabe 
als eine unbefugte, weil durch den Anhalt des Berficherungsantrages 
[8] nicht gerechtfertigte bezeichnet, die auch thatſächlich unwahr fei, da 
alle jene Berfiherungen, mit alleiniger Ausnahme derjenigen bei der 
Geſellſchaft Thuringia und auch diefe nur bis zu dem Betrag von 
- 27,050 Silber-Rubel, auf Gegenftände gänzlich verfchiedener Art, wie 
Gebäufichkeiten, Mafchinen, Fabrifutenjilien und dgl. gerichtet, dies 
auch dem Agenten der Bellagten, A. Rubinftein, bei Anfertigung 
des BVerficherungsantrages befannt gewejen jei. 

Es vermag jedoch diefem Vorbringen Klägers ein entfcheidender 
Einfluß auf das in Frage jtehende Nechtsverhäftniß nicht eingeräumt 
zu werden. 

Ob Bellagte Grund gehabt, die zu der 8. Frage des Antrag» 
bogens [8] gegebene Antwort in dem von ihr unterjtellten Sinne zu 
verftehen, ob die Kenntniß des Agenten Rubinftein von der wahren 
Sadjlage die rechtlihe Möglichkeit eines anzunehmenden Irrthums ber 
Bellagten ausjchließe, ob Hiernad) die Bezeichnung der beftehenden Ver— 
fiherungen als auf „gleichartige Gegenstände“ gerichtet, eine infoweit befugte 
oder aber willfürliche gewefen — kann füglich unentjchieden bleiben, da 
hierauf jowie auf den von der Beklagten nicht beftrittenen Umjtand, 
daß jene VBerficherungen, mit Ausnahme derjenigen bei der Geſellſchaft 
Thuringia, in der That ungleichartige Gegenstände betreffen, bei der 
offenbar vertragsmäßigen Natur der in der Police [2] enthaltenen, 
die Grundlage der übernommenen Berficherung bildenden Bedingungen 
und Angaben, Nichts anzufommen vermag. Denn es ift einleuchtend, 
daß Beklagte, welche den ihr gejtellten Antrag gänzlich abzulehnen 
berechtigt gewefen, denſelben ebenjo unter beliebigen Bedingungen bez. 
unter der erffärten Vorausfegung von Thatſachen annehmen fonnte, 
die implicite eine Beichränfung ihrer Berbindlichfeiten begründeten und 
blieb es dem Kläger frei gegeben, falls die folchergeftalt modificirte 
Annahme des Verficherungsantrages feinen Intentionen nicht entiprad), 
jich diejerhalb der Beklagten zu erflären, die Annahme der Police zu 
verweigern. 

5. Wenn Kläger einwendet, der Ausdrud „gleichartige Gegen- 
jtände“ ſei nicht in dem, durch den Sprachgebrauch bedingten Sinn, 
vielmehr fo zu verftehen, als habe damit Beklagte unter die Rubrik B. 
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des Antragbogens fallende Gegenftände insgemein — deren Gleich- 
artigfeit jomit lediglich im der gemeinfamen Meobiliarqualität bejtehen 
würde — bezeichnen wollen, fo entbehrt diefer Interpretationsverſuch 
jeder haltbaren Grundlage, wogegen die weitere Behauptung, gleich- 
artige jei nicht fynonym mit identijch, es fielen aber nur dem Gegen- 
ſtand nad) identische Verſicherungen unter die Beitimmungen des:$ 7 
der allgemeinen Bedingungen, jich dadurch widerlegt, daß im vor— 
liegenden Fall die Gleichartigkeit der Gegenftände deren Identität — 
als Objecte der mehrfachen Verficherungen — in der That in fich 
fchließt, infofern die von der Beklagten übernommene Verficherung eine 
generiih allen in den Fabrifslocalitäten Klägers befindlichen Zuder, 
Syrup und Zucerfäfte jeder Art umfaſſende it, jomit jedenfalls auch 
die zu demfelben genus (Zucker, Zucderftoffe) gehörenden wie ange: 
geben anderweit verficherten Objecte unter ſich begreift. 

6. Wenn Kläger endfic geltend macht, der fragliche, die concur- 
rirenden Verſicherungen auf gleichartige Gegenjtände betreffende Paſſus 
der Police habe nicht nothwendig den von der Beklagten behaupteten, 
ihre Verhaftung für eintretenden Schaden beichräufenden Sim, zum 
Wenigiten habe er die Police nicht in diefem Sinn veriganden, jo 
ergiebt ſich die Unrichtigfeit diefer Anficht, was die rechtliche Bedeutung 
jenes Paſſus betrifft, aus den oben unter 3 enthaltenen Erörterungen, 
während die Behauptung, dag Kläger die ihm überjendete Police im. 
Punkte der dadurch bedingten Verhaftung der Beklagten für den etwaigen 
Brandicaden anders als Beklagte jelbjt verjtanden habe, immerhin 
nicht zu einem Obfieg Klägers führen könnte, da vielmehr in diefem 
Fall bezüglich der Verbindlichkeit der Beklagten, joweit diefelbe das von 
diefer zugeftandene Maß überfteigt, ein Coüſenſus der Partheien nicht 
zu Stande gefommen jein, mithin injoweit ein bindender Vertrag über- 
haupt nicht vorliegen würde. 

7. Zur Zahlung von Prozeßzinſen iſt Beklagte verpflichtet, da 
die deßfallſige Verbindlichkeit jchlechthin und unabhängig von einer mora 
der Beklagten befteht; es haben die Zinfen jedod für die Dauer der- 
jenigen 4wöchentlihen Zahlungsfriit in Wegfall zu fommen, welde 
vertragsmäßig (8 14 der allgemeinen Bedingungen) der Beklagten 
eingeräumt und deihalb in judicando zu berüdjichtigen sit. Dagegen 
liegt bei der, durch die offenbare Zuvielforderung Klägers gerechtfertigten 

14 * 


— 206 — 


Zahlungsweigerung der Beklagten (vergl. $ 14 eit.) ein Grund Rech— 
tens, Lettere zur Vergütung eines weitergehenden Intereſſes Klägers 
zu verurtheilen, überall nicht vor. 

8. Da Beklagte nad) Inhalt der Police die Summe von 60,000 
Silber-Rubel oder 66,667 ZThlr. verfichert hat, jo muß es ihr freis 
gegeben bleiben, den jchuldigen Theilbetrag diefer Summe, je nad) ihrer 
Convenienz, in der einen oder anderen Währung zu zahlen. 

Hiernach wird zu Recht erfannt: 

I. Beffagte ift fchuldig, binnen 4 Wochen den zugeftandenen 
Schadensbetrag von 21,118 Silber» Rubel 80 Kopefen oder 
23,534 Thlr. 6 ©r. 8 Pf. ſammt Zinfen zu 5 p&t. vom 
Tag der mitgetheilten Klage, unter Abrechnung jedoch eines 
4wöchentlic"en Zinfenbetrages, dem Kläger zu zahlen. 

II. Klöger ift mit dem Mehrbetrag feiner eingeflagten For— 
derung ab und zur Ruhe gewiefen und verurtheilt, der Beklagten 
die entjtandenen Streitfoften, vorgängiger Taxation, zu erjegen, 


Erfenntniß des AUppellationsgerichts 
vom 12. Dezember 1860. 
Auf Appellation des Klägers. 

Die erfte Beſchwerde des Appellanten ift dahin gerichtet, daß die 
Zahlungsverbindlichkeit der Beklagten auf 21,180 Silber-Rubel 80 Ko— 
pefen oder 23,534 Thlr. 6 Sor. 8 Pf. beichränft und der Mehrbe- 
trag der eingeflagten Forderung abgewiejen worden jei. Es tritt daher 
auch im diefer Inſtanz die Frage wieder in den Vordergrund, ob Kläger 
mit feinen Erſatz-Anſprüchen des ihm durd Brand an feinem Zuderz, 
Syrup- und Zuckerſäfte-Lager mit 73,327 Silber-Rubel 22 Kopefen 
entitandenen Schadens verhältnißmäßig außer an die Thuringia auch 
an die Warjchauer, erite Defterreihiiche und Stettiner Verſicherungs— 
Geſellſchaft verwieſen werden kann, obgleich unter Beiden ftreitenden 
Theilen feſtſteht, daß dieſe drei letzteren Gejellichaften andere Gegen- 
jtände verjichert haben. Nun it aber in Uebereinftimmung mit dem 
Klaren Wortlaute der Police in [2] der Akten des Stadtgerichts ſoviel 
unbejtritten, daß die Beklagte auf rohen, auf in Arbeit befindlichen, 
ſowie auch auf fertigen Zuder, deigleichen auf Syrupe und auf Zuder- 
fäfte aller Art, welche jich in dem flägerijchen Ytunfelrüben> Zuderfabrif- 
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Etabliffement in Kyany befanden, 60,000 Silber-Rubel oder 66,667 Thlr. 
verfichert hatte. Dagegen kann die Behauptung der Bellagten, die 
Wirkung diefer ihrer Verfiherung durd die beigefügte Vorausfegung, 
daß die bereits vorhandenen anderweiten Verficherungen in ihrem Ge— 
jammtbetrag von 147,718 Silber-Kubel ebenfall® auf rohen in Arbeit 
befindlichen, ſowie auch fertigen Zuder, desgleichen auf Syrupe und 
Zucderfäfte aller Art genommen jeien, dergejtalt bejchränft zu haben, 
daß fie für den Brandichaden an dem klägeriſcheu Zucker nur im 
Verhältnifje von 60,000 bis zu 207,718 Silber-Rubel hafte, aus ger 
vorliegenden Police nicht begründet werden. nthielte die Police den 
beftimmten und flaren Ausdruck jener Vorausjegung, jo würde der 
Kläger, welcher jeinen Anſpruch auf den Inhalt der von ihm überdieß 
durch Zahlung der Prämie genehmigten Police gründet, jene Voraus— 
jegung ſammt ihrer Folge gegen ſich gelten laſſen müſſen, ob er die 
Borausfegung veranlaßt hätte oder nicht und einerlei, ob jie eine 
richtige gewefen oder nicht. Es gebraucht aber die Police bei Er- 
wähnung der bereits bejtandenen amderweiten Verſicherungen feines- 
wegs den flaren und bejtimmten Ausdruck, daß dieſe anderweiten Ver— 
ſicherungen ebenfalls auf Zucder, auf Syrup und auf Zuderjäfte ge- 
nommen feien, jondern fie führt nur an, es jeien die Beträge von 
zufammen 147,718 Silber-Rubel bereits „auf gleichartige Gegen— 
ſtände“ verfichert. Darin, daß die Beklagte diefen Ausdrud als gleich: 
bedeutend mit Zucder, Syrup uud Zuderfäften betrachtet wiſſen will, 
fann ihr aber nicht beigeftimmt werden. 

Die flägerifche Declaration in dem PVerficherungsantrag [8] der 
Alten des Stadtgerihts hatte der DBeflagten feinerlei Anlaß zu der 
Annahme gegeben, daß die bereits vorhandenen Verſicherungen eben- 
fall8 auf Zuder, Syrup und Zuderjäfte lauteten. 

Als Gegenstand, welchen die Providentia verfichern follte, waren 
in dem Verficherungsantrag bezeichnet, die in fämmtlichen Gebäuden 
und Räumen des Flägeriichen Fabrifcompferes befindlichen rohen wie 
fertigen Zuder, Syrup und Zuderfäfte jeder Art umd die achte Frage 
des BVerficherungsantrags, welche lautet: 

Beiteht auf oder in den beantragten Gebäuden bereits eine ander- 

weitige Verficherung? 
war indistincte dahin beantwortet: 
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Bei der Polnischen Direction 37,500 Silber-Rubel. 


„„eierrſten Oeſterreichiſchen 37,056 
„ „ Stettiner. . :. . 40,500 R 
und bei der Thuringia . . 32,662 R 


Es waren alſo die bereits vorhandenen anderweitigen Verfiherungen 
als folche bezeichnet, die fowohl auf als auch in den Gebäuden be- 
jtehen, mit anderen Worten als Immobiliar- und als Mobiliar: 
Verjicherungen, wie fie denn auch in Wirklichkeit, teils die Fabrifge- 
bäype deo Klägers, theils deſſen Maſchinen, Geräthichaften und Brenn- 
materialien und nur bei der Thuringia und jelbjt bei diefer nur zum 
Theil Zuder betrafen. Ueberdieß war die Declaration der bereits 
vorhandenen anderweitigen Verficherungen in einem Formular gemacht 
worden, welches die Ueberſchrift führt: u 

„Antrag für größere Fabriken auf Gebäude und bewegliche 
Gegenjtände. “ 

Und da das, was die Police in Betreff der beftehenden ander: 
mweitigen VBerficherungen erwähnt, doch nur als ein Referat aus der 
flägerifchen Declaration aufgefaßt werden kann, infofern eine fonftige 
in der Mitte liegende Verftändigung nicht behauptet ift, fo war und 
ift dem von der Providentia gebrauchten Ausdruck „gleichartige Gegen- 
ftände* die Auslegung zu geben, dar damit überhaupt Beitandtheile 
des klägeriſchen Fabrikweſens bezeichnet fein follten. 

Daß die Beklagte ‚den mehrerwähnten Ausdrud als gleichbedeutend 
mit Zuder, Syrup und Zuderfäften aufgefaßt und in die Police ge- 
jet habe, fann nicht einmal angenommen werden. inerfeit8 würde 
dies die doc) gewiß ſehr unmahrfcheinliche Unterftellung bei ihr vor» 
ausgejet haben, der Kläger habe von jeder Verficherung feiner Fabrif- 
gebäude, Mafchinen, Brennmaterialien u. ſ. w. abftrahirt und wolle 
nur Verſicherung von Zuder, und andererjeits widerſprach die Flägerifche 
Declaration der anderweiten Verfiherungen auf und in den beatt- 
tragten Gebäuden einer folhen Annahme geradezu. Die Beklagte 
würde die Grundjäge eines ordnungsmäßigen und loyalen Gejchäfts- 
verfehrs bei Seite gelaffen haben, wenn fie jtatt von dem Kläger 
Ausfunft darüber zu verlangen, ob und welche anderweitigen Ver— 
fiherungen und bis zu welchem Betrage auf Zucker geleiftet jeien, bei 
Ertheilung der Police diefes ohne Weiteres und für” den Gejammt- 
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betrag aller anderweitiger Verſicherungen vorausgejegt hätte und zwar 
ohne weder dem Kläger felbft, noch dem Vermittler der Verſicherung 
Marimilian Rubinftein zu Warfchau von diefer Auffafjung eine 
bejondere Mittheilung zu machen, noch jie in der Police felbit zum 
flaren und unzmweidentigen Ausdrud zu bringen. Hätte die Beklagte 
wirklich beabfichtigt, die von ihr bis zum Betrage von 60,000 Silber: 
Rubel übernommene Zuckerverſicherung in ihrer Wirkung dahin zu 
modificiren, daß jie nur im Verhältniß von 60,000 Silber-Rubel zu 
207,718 haften wolle, indem fie davon ausgehe, daß die gefammten 
übrigen Verficherungen ebenfalls auf Zucker geleiftet feien, jo lag doch 
in der That nichts näher, als dag fie die übrigen Verſicherungen als 
ebenfall8 auf Zuder, Syrup und Zucerjäfte geleiftet, bezeichnet hätte. 

Eine Bezeihnung im diefer oder einer anderen bie vorgebliche 
Borausfegung der Bellagten unzweideutig ausdrüdenden Weife war 
rechtliches Erforderniß. Bei der vorliegenden Faſſung der Police muß 
die Auslegung gegen die Beklagte gemacht werden, da es an ihr war, 
ſich Harer auszudrücden. Nach diefer Ausführung muß man zu nad): 
jtehendem Refultate fommen. 

Erſtens kann Beklagte ihre Zahlungsweigerung nicht durch Be— 
rufung auf 8 7 der PVerjicherungsbedingungen rechtfertigen. Nach den 
daſelbſt Far ausgejprochenen Motiven joll die Verfiherung nicht zu 
einem Gewinn führen. Dieß beabfichtigt auch der Kläger nicht. Um— 
gefehrt würde er nach der Intention der Beklagten einen Verluſt er- 
leiden. Zweiten? fann man auch nicht mit dem Unterrichter zu der 
Anficht gelangen, daß bier ein Irrthum von Seiten der Beflagten 
vorliegen würde, welcher das Znitandefommen des Verficherimgsver: 
trages überhaupt zu hindern geeignet gewejen jei. Nach dem Obigen 
- hat die Beklagte die Verfiherung des Flägerifchen Zuders bis zur 
Summe von 60,000 Silber-Rubel unbeftritten übernommen und 
fommt dagegen die von der Beklagten verſuchte Modification ihrer 
Haftung nicht in rechtlichen Betracht. 

Die erfte Beſchwerde erſcheint hiernach begründet, Hieraus folgt 
aber weiter von felbit, daß, wie mit der dritten, fünften und jechsten 
Beichwerde beantragt ift, die Beklagte auch alle Folgen ihrer unge: 
rechtfertigten Zahlungsweigerung treffen müffen. Sie hat daher nicht 
nur 5 pCt. Verzugszinfen vom Tage der Klaganftellung zu zahlen, jon- 
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dern auch jedes erweisliche höhere Intereſſe zu ertatten und die Streit: 
foften der erften Inſtanz allein zu tragen. 


Dagegen ericheint die vierte Beſchwerde unbegründet, da nad) 
8 14 der Berficherungsbedingungen der Providentia für alle Fälle 
eine vierwöchentliche Stundung der Zahlung bewilligt ift. 


Es erübrigt demnach noch die zweite Beſchwerde und dieſe ift 
gleichfalls für begrümdet zu erachten. Schon in dem Berficherungs- 
antrag [8] der Stadtgerichtsaften ift deutlich darauf hingewieſen, daß 
der preußifche Thaler-Münzfuß für gegenfeitige Leiftungen der ver- 
tragsmäßige fein ſolle. Die Verficherungsfumme ift zwar zunächſt in 
Silber-Rubel angegeben, aber auch fofort in preußifchen Thalern be— 
rechnet und nur in diefer Teteren Münzforte in die hierzu vorge- 
fchriebene Rubrik „Verficherungsfumme“ aufgenommen. Noch flarer 
it die MWillensmeinung der Kontrahenten in der Police ſelbſt ausge— 
drüct. Auf diefer ift die Verficherungsjumme am bezeichneter Stelle 
ganz allein und deutlich auf 66,667 Thlr. pr. Ert. geftellt. Ebenſo 
ift dafelbit die Prämie nur in Thalern (921 Thlr. 9 Sgr.) ausge 
worfen und in diefem Münzfuße aud) anerfanntermaßen bezahlt worden. 
Das Verhältniß der preuß. Thaler zu den Silber-KRubel wie 100 zu 
90 ift nicht beitritten. 


Aus diefen Gründen wird unter Aufhebung des ftadtgerichtlichen 
Beicheides vom 5. September 1860 abändernd zu Recht erfannt: 

Beklagte ift Ichuldig, dem Kläger die eingeflagten 50,541 
Eilber-Rubel 45 Kopefen in IThalern der deutfchen Thaler: 
Währung des 30 Thaler-Fußes 100 Thlr. für 90 Silber-Rubel 
nebjt 5 pCt. Verzugszinien vom Tage der Klagemittheilung, 
dem 28. April‘1859 an, unter Abrechnung jedoc eines vier- 
wöchentlichen Zinsbetrages binnen Monatsfrift zu zahlen, auch 
demſelben alfes ermweisfiche höhere Intereſſe nach jtattgehabter 
Liquidation zu erjfegen und die Streitfoften der erjten Inſtanz 
zu erjtatten. 


Die Koften diefer Inſtanz werden gegenfeitig verglichen und 


hat Appelfatin dem Appellanten die Hälfte des Beſcheids- und 
Protofoll-Stempels zu bezahlen. 
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Diefes Erfenntniß wurde auf Appellation der Beklagten durch 
Urtheil des Dber:Appellationägerichts vom 24. November 
1862 nnter Verurtheilung der Beklagten in die Koften fediglid) beftätigt. 


Entfcheidungsgründe zum Urtheil des Ober— 
Uppellationsgerichts. 

I. Die Beflagte verlangt mittelit ihrer eriten Bejchwerde die, 
Aufhebung der sententia a qua, wodurch fie in der Hauptiadhe zur 
Bezahlung der eingeflagten 50,541 Zilber-Rubel 45 Kopefen ver: 
urtheilt worden ift, und Wiederherftellung des ftadtgerichtlichen Er— 
fenntniffes, welches den Kläger mit feinem Anſpruche, ſoweit er die 
Eumme von 21,180 Silber-NRubel 80 Kopefen überfteigt, abgewiefen hatte. 

Die Beklagte hat durch Police vom 8. Yuli 1858 auf die in 
der Fabrif des Klägers zu Kyany in Polen befindlichen Zucervorräthe 
(rohe in Arbeit befindliche, wie fertige Zuder, Syrupe und Zucderfäfte 
aller Art) die Summe von 60,000 Silber-Rubel verfihert. Während 
e8 num unbejtritten ift, daß der Kläger nur noch bei einer anderen 
Geſellſchaft vorher Verſicherung auf Zuderftoffe feiner Fabrik genommen 
hatte, nämlich bei der Thuringia zu 27,030 Silber-Rubel; findet 
fi) in der Police der Bellagten die Bemerkung eingetragen: „in den- 
felben Focalitäten jeien bei drei anderen dafelbft genannten Gefellichaften 
beitimmte Summen, zufammen 115,056 Silber-Rubel betragend, und 
bei der Thuringia in Erfurt 32,662 Silber-Rubel „bereits auf gleich— 
"artige Gegenftände verfichert. 

Ton dem Sinn umd der rechtlichen Wirfung diejer Stelle der 
Police hängt die Beurtheilung der Beichwerde wejentlih ab. Zunächſt 
mußte nun 

A. der Beklagten darin beigepflichtet werden, daR, wenn das Wort 
„gleichartig“ hier ausichlieglich auf die bei der Providentia verjicherten 
Zuderftoffe in der Fabrik des Klägers bezogen, alfo in der Bedeutung 
von „identisch“ verjtanden werden müßte, die Beklagte allerdings den 
Schaden nur im Berhältnig von 60,000 zu der Gefammtijumme von 
207,718 zu erfegen haben würde, in der Hauptfache daher das jtadt- 
gerichtliche Erkenntniß wiederherzujtellen wäre. 

Unter jener Vorausſetzung nämlich ift 

1. in der Police der beftimmte Ausdruck dafür zu finden, daß 
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die Beklagte nur in dem gedachten Verhältniß für Brandfchaden an 
den Zucerftoffen des Klägers haften wolle. Denn 

a. der Verſuch des Klägers, die Schlußworte der ftreitigen Stelle 
lediglich auf die unmittelbar vorher aufgeführte Verfiherung der Thu— 
ringia zu beziehen, erjcheint unhaltbar. Der grammatifche und logifche 
Zulammenhang des ganzen Sates führt nothwendig dahin, die An— 
fangsworte „in denjelben Yocalitäten find“ und die Endworte „bereits 
auf gleichartige Gegenſtände verfichert“ als dergejtalt zufammengehörig 
zu behandeln, dag ſämmtliche dazwiichen ohne irgend eine Unterſcheidung 
aufgeführte Verjicherungen gleichmäßig davon betroffen werden, ebenfo 
als wenn die Endworte glei) an die Anfangsworte angejchloffen und 
mit ihnen der Aufzählung der 4 Verficherungen vorausgejdidt wären. 
Wollte man die Worte „bereits auf gleichartige Gegenſtände“ aus— 
ſchließlich als zu der Verficherung der Thuringia gehörig betrachten, 
während das Schlußwort „verfichert“ ſich auf den ganzen Sat bezieht, 

jo würde eine völlig gezwungene Redeweiſe entjtehen, wie fie um fo 
weniger vorausgejettt werden fann, als eine geringe Umjtellung der 
Worte genügt haben würde, um die befondere Qualification der 
Thuringia = Verficherung, hätte fie wirklich ausgedrüct werden follen, 
im Gegenſatz der übrigen deutlich hervortreten zu laſſen. Daß bie 
Auffaffung des Klägers weder durch die Stellung des Wortes 
„bereits“ gerechtfertigt wird, noch durch ein Komma vor diefem Worte, 
wenn e8 im Original gejtanden haben follte, motivirt werden würde, 
bedarf feiner Ausführung. 

b. Müffen hiernach die Worte „bereits auf gleichartige Gegen- 
jtände verfichert“ auf alle 4 vorher genannte Verficherungen bezogen 
werden, fo fann es, wenn unter gleichartigen Gegenftänden die Zuder- 
ftoffe des Klägers zu verftehen wären, feinem Zweifel unterliegen, daß 
die Beklagte ji) nur pro rata nad) dem Verhältniß von 60,000 zu 
207,718 zum Erfat des Brandſchadens verpflichtete. 

Hierauf führen ſchon die allgemeinen Grundjäge des Affecuranz- 
rechtes. Der nämliche Gegenftand kann gültiger Weife nicht über den 
vollen Werth dejjelben hinaus verfichert werden. Iſt dennoch eine 
Doppel- oder Ueberverfiherung genommen worden, jo wird fie ent- 
weder auf den wahren Werth des Gegenftandes reducirt, oder es wird, 
wenn fuccejfiv abgejchlojfene Verträge zu der Ueberjchreitung geführt 
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haben, die jpätere VBerficherung in tantum unwirffam. Eben defhalb kann, 
wenn ein bereit8 anderweit verficherter Gegenftand weiter für eine hinzu- 
fommende Summe verfichert werden foll, nicht davon ausgegangen werben, 
daß eine Meberverficherung beabfichtigt werde, ſondern nur davon, daR die 
bisherige Berficherung nicht den volfen jegigen Werth des Gegenitandes er- 
reiche, und der daran noch fehlende Betrag durd die neue Verficherung ge— 
dedt werden folle. Beide Kontrahenten jchlagen, wie hiernach vorauegeſetzt 
werden muß, den Werth des Gegenſtandes (joweit er überhaupt verfichert 
werden foll) auf den Betrag an, welcher fi) aus der Zufanmen- 
rechnung aller VBerfiherungsfummen ergiebt, und der neue Verjicherer 
übernimmt folgeweife nur die der weiteren Werthsquote des Gegen: 
jftandes, welche dem Berhältniß feiner Werficherungsiumme zu dem 
Gefammtbetrage aller entipridht. Es wird jomit derjelbe Erfolg herbei 
geführt, als wenn der nunmehrige Gefammtwerth des Gegenftandes 
von Anfang an von verjchiedenen Anjtalten gleichzeitig zu bejtimmten 
Theilſummen verfichert worden wäre; auch in diefem alle bedarf es, 
um die Verpflichtung zu einer bloß pro rata beftehenden zu machen, 
nicht etwa einer contractfichen Verbindung (Societät) der verjchiedenen 
Verficherer, die überhaupt nur ausnahmsweiſe vorfommen wird; Die 
Verpflihtung pro rata liegt vielmehr von ſelbſt darin, daß jeder nur 
eine beftimmte Werthsquote des Gegenftandes zu verfichern übernimmt, 
Eben darum ijt e8 denn auch gleichgültig, daß die ftreitige Stelle der 
vorliegenden Police nicht in einer Clauſel bejteht, worin die bloß theil- 
weile Haftung der Beklagten im Verhältnig von 60,000 zu 207,718 
ausdrücklich ausgeſprochen worden wäre, fondern nur in der thatjäd- 
lichen Anführung, daß die fraglichen Gegenjtände jchon bei 4 anderen 
GSejellichaften zu den beigefügten Summen verfichert feien. Denn aus 
diefer thatfächlichen Anführung folgte wegen der Ungültigfeit von Doppel- 
verjiherungen mit Nothwendigfeit, daß für die in Frage ftehenden 
Gegenstände ein Gefammtwerth von 207,718 Silber-Rubel voraus» 
gejegt wurde und es ift folglich durch die zu den 4 übrigen hinzu— 
fommende Zeichnung einer Verficherungsfjumme von 60,000 Silber- 
Rubeln ganz unzweidentig der Wille ausgedrücdt, die Verfiherung nur 
auf die durch diefe letztere Summe repräjentirte Quote des Geſammt— 
werthes zu übernehmen, Es bedarf auch nicht erft der Bemerkung, 
daß es für die beſprochene Wirkung concurrirender Verſicherungen feinen 
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Unterschied macht, ob der Gegenjtand der mehreren Verfiheruugen eine 
individuelle Sache, oder wie hier universitas rerum ift. Auch die 
fetstere Fommt an fid) als Einheit in Betracht, nur daß der fluctui- 
vende Beitand eines Waarenlagers factiich häufiger das Bedürfniß zu 
einer Erhöhung oder Verminderung der Gefammtverficherung eintreten 
lajien wird. Immer aber bildet nicht die dem Brande ausgejette 
Sache, fondern ihr pecuniärer Werth den eigentlichen Gegenjtand 
der Verficherung, und damit ift e8 von ſelbſt gegeben, daR die con- 
eurrirenden Verſicherungsſummen ſich als Quoten eines Ganzen zu 
einander verhalten. 

Ganz abweichend hiervon hat der Kläger bejonders im voriger 
und jesiger Inſtanz über die Natur conceurrirnder Verſicherungen die 
Meinung zu vertheidigen gefucht: jeder Verficherer übernehme an ich, 
ohne alle Rückfiht auf die übrigen die Verpflichtung, den ganzen 
Brandſchaden bis zur Höhe der von ihm gezeichneten Summe zu 
erjegen, indem er fich beim Abichluß des Vertrags um den Werthbetrag 
der zu-verjichernden Gegenstände der Hegel nad gar nicht befiimmere; 
und nur der Grundjaß, daR der Berficherte feinen Gewinn machen 
jolle, bringe e8 mit fich, daß, wenn zur Zeit des Brandes mehr 
rere zum Erſatz deilelben Schadens verpflichtete und folvente Ver— 
fiherer vorhanden feien, dem entiprechend eine Zheilungseinrede be— 
gründet werde. Hiernach würden die mehreren Verſicherer mit andern 
Worten fic), joweit die gezeichneten Eummen übereinitimmen, als 
wirkliche Correalfchuldner darftellen, wie dies der Kläger denn auch 
ausdrücklich ausspricht. Dabei wird aber der Einfluß, welder dem 
Grundjag der Ungiültigfeit von Doppel: und Ueberverjicherungen zu- 
fommt, überjehen. Es ift eine unrichtige Vorausfegung, daß bei Ein- 
gehung des Vertrags der Werth der zu verfichernden Gegenftände ein 
gleichgüiftiger Umstand fei; derfelbe ift im Gegentheil beim Abſchluß 
ein ganz wejentliches Element der Willensbeitimmung. Wermöge jenes 
Grundſatzes kann dem Verficherer dev Negel nad) gar nicht der Wille 
zugejchrieben werden, eine Summe zu zeichnen, welche den Werth, den 
die Sache gegenwärtig hat, oder während der BVerfiherungszeit etwa 
nod erreichen fann, überfteigen oder eine ſchon anderweit verficherte 
Gefahr noch einmal deden würde. Der Verficherer Muß vielmehr, 
wenn er feine jelbitjtändige Unterfuhungen deßhalb anjtellt, davon aus— 


— 215 — 


gehen, daR die beantragte. Verficherungsfunme, obwohl ihre Zeichnung 
noch feineswegs eine vertragsmäßige Schätzung (tarirte Police) in ji) 
Ichließt, über den wahren Werth des Gegenstandes nicht hinausgehen 
werde. Steht der VBerficherer von eigenen Unterſuchungen über den 
Werth ab, jo erflärt er damit nicht, daß er auf den Werth feine Rück— 
fiht nehme, fondern er_überläßt fich Hinfichtlich des Werthanſchlages 
einjtweilen nur der Gewiſſenhaftigkeit de8 VBerficherungnehmenden, wo— 
durch rechtlich an der Bedeutung des Werthes für den Anhalt des 
Vertrags nichts geändert wird. Daraus folgt aber weiter, daß es 
auch bei concurrivenden Verficherungen, jie mögen gleichzeitig, oder nad) 
einander abgejchloffen werden, eine gleichberechtigte und nothiwendige 
Vorausjegung it, die einzelne Werjicherung bleibe zu dem Betrage, 
welchen die übrigen Berficherungsfummen ausmachen, unter dem Werth 
des Gegenftandes, dieſer Werth werde aljo nur durch den Gejammt- 
betrag aller Berficherungsiummen gededt, ſoweit er überhaupt durch 
BVerficherungsverträge gededt werden, und nicht der eigenen Gefahr des 
Eigenthimers überlaffen bleiben fol. Damit rechtfertigt ſich von ſelbſt 
die obige Auffaffung, daß jede einzelne der concurrirenden Verſiche— 
rungsfummen nur die entjprechende Quote eines Gelammtwerthes 
bilde, und jeder Verficherer fih nur in diefem Sinne zum Schadens— 
erfag verpflichte._ Bon einer Gorrealobligation kann hiernach feine 
Rede fein; verpflichtet fi) jeder Verficherer zur Dedung einer anderen 
Duote des Sachwerthes, jo fehlt zur Begründung eines GCorrealver- 
hältniffes gerade das Wejentliche, die Uebernahme der nämlichen 
Obligation durch mehrere Perſonen. Ohne Zweifel find Abweichungen 
von der blos pro rata eintretenden Haftung mehrerer Verſicherer jehr 
wohl denfbar; allein der Natur der Sache nad) find fie nicht zu ver» 
muthen, —— würden nur durch ſpecielle ee herbeigeführt 
werden können. 
Dol. Neues Arhiv f. Handelsr. Bd. II. S. 475. 481. 
Damit erledigt fi) aber aud) das Argument, welches der Kläger 
aus der Möglichkeit hernimmt, daß die eine oder die andere der con— 
eurrirenden Verficherungen bis zum Augenblide des Brandes durd 
Zeitablauf erlojchen, oder durch Inſolvenz des Nerficherers unwirkſam 
geworden jein fünne. Sollte der Verficherer für einen bei concurris 
renden Berjicherungen ich ergebenden Ausfall folder Art haften, jo 
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müßte er außer der von ihm zunächſt und unbedingt verficherten Quote 
des Geſammtwerthes eventuell zugleich die Dedung einer zweiten Quote 
übernommen haben, was offenbar eine bejonders darauf gerichtete Ver— 
abredung vorausjegen würde. Es ift richtig, daß bei Abſchluß einer 
Berficherung nad der Zeitdauer der übrigen zugleich oder vorher ab- 
geſchloſſenen Verficherungen nicht gefragt zu werden pflegt, wie es aud) 
im vorliegenden Falle nicht gejchehen iſt, und daß der NWerjicherte weder 
verbunden ijt, die früher ablaufende Verficherung zu erneuern, noch den 
übrigen Verficherern Anzeige von dem Ablauf zu machen, Allein der 
Versicherer hat ebenfowenig die Pflicht, ſich nach der Zeitdauer der 
concurrirenden Verſicherungen zu erfundigen; hat er nur die Dedung 
einer bejtimmten Werthsquote übernommen, jo fann diejed Quoten» 
verhältniß ich micht zu feinem Nachtheil verändern, wenn er nicht ſelbſt 
einen neuen Vertrag deßhalb eingeht; es ift lediglich Sache des Ver— 
ficherten, ob er eine ablaufende Miitverficherung erneuern, oder die davon 
betroffene Quote von nun an umverjichert lajfen oder bei dem Ver— 
ficherer, dejjen urfpüngliche Verbindlichkeit noch fortbejteht, die Herbei- 
führung eines veränderten Quotenverhältniffes verfuchen will. 
Vergl. Neues Archiv f. Handelsr. a. a. DO, ©. 473. 
Die Anwendbarkeit der vorjtehend gerechtfertigten allgemeinen 
Grundfäge von concurrirenden Verficherungen wird nun noch bejtärft 
durch die Policebedingungen der Beklagten in [2] act., welche die 
lex contractus unter den Parteien bilden. Denn nicht nur enthalten 
diefelben nirgends etwas Abweichendes, jondern unverkennbar find es 
gerade jene Grundjäge, welche dem gejammten Inhalt des $ 7 der 
Bedingungen zur Grundlage dienen. Insbeſondere leidet es feinen 
Zweifel, daß die Beitimmung: 
„Sind die verficherten Gegenftände im Einzelnen ober Ganzen 
zugleich anderswo verfichert, — fo wird der Schade pro rata 
vergiitet” 

in dem oben ausgeführten Sinne verjtanden werden muß. 

2. Iſt der Inhalt der Police dahin aufzufajjen, daß die Beflagte 
die Berfiherung nur im Verhältniß von 60,000 zu 207,718 über— 
nommen habe, jo fann weder darauf etwas ankommen, daß der Kläger 
feine Zuderjtoffe in Wirffichfeit nur noch bei der Thuringia, nicht aber 
bei den drei anderen Gejellichaften mit verjichert hatte, noch darauf, 
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ob der Berficherungsantrag [8] der Beklagten zu der Annahme, daß 
alfe 4 vorausgegangenen DVerficherungen ji) auf die nämlichen Gegen: 
ftände bezögen, gegründeten Anlaß gegeben haben oder nicht. Eine in 
Folge thatjächlichen Irrthums nur bejchränft eingegangene Verpflichtung 
fann nicht dadurch zu einer erweiterten werden, daß die Kenntniß 
des wahren Sachverhaltes vielleicht auch zur Uebernahme diefer erwei— 
terten Verpflichtung geführt haben würde. Was aber das Ver— 
hältnig zu dem Berfiherungsantrag betrifft, jo jteht mach der ge= 
druckten UWeberichrift des Antragsformulars hier feit, daß der Agent 
Rubinſtein in Warfchau darüber, ob und in wie weit auf den Antrag 
einzugehen fei, nicht entjcheiden fonnte, feine Webereinftimmung mit 
den Antrag aljo nicht in Betracht fommt, daß vielmehr die Direction 
der Providentia allein zum Abſchluſſe des Vertrags ermächtigt war. 
Da nun anderweite Verhandlungen zwilchen dem Kläger und der 
Beklagten nicht vorliegen, die Austellung der Bolice vielmehr die erjte 

und einzige Antwort enthielt, fo ift von ſelbſt klar, daß wenn bie 
Police nur auf eine Verſicherung befchränfteren Umfangs lautete, als 
durch den Antrag beabfichtigt war, eine bi zu dem Umfang ausge- 
dehnte Verpflichtung nirgends übernommen worden ift, ja es würde 
auch für die beichränftere Verpflichtung gar fein Vertrag zu Stande 
gefommen fein, wenn nicht in der vorbehaltlofen Annahme der Police 
und der Zahlung der Prämie injomeit eine Willenseinigung der Con— 
trahenten gefunden werden müßte. Es fann daher ganz dahin gejtellt 
bleiben, ob, wenn Schon vorher durch mündliche oder chriftliche Ver: 
handlungen ein dem Antrag entſprechendes Einverftändnig erreicht ge= 
weien wäre, dem abweichenden Anhalt der Police ebenfalls eine aus» 
Tchließlich entfcheidende Bedeutung beizulegen wäre. 

Uebrigens gilt das Geſagte überhaupt nur, foweit wirkliche Ab- 
weichungen zwifcher® dem Antrag und der Police in Frage jtehen. Mag 
das Gewicht, welches der Police als VBertragsurfunde zufommt, noch 
fo entfcheidend fein, fo wird damit felbftverftändfich nicht ausgefchloffen, 
daß, wo der Wortlaut der Police zu Zweifeln Aulaß giebt, der Inhalt 
des Antrags (jo gut wie anderer unter den Gontrahenten gewechjelter 
Erflärungen) ein mehr oder minder erhebliches Moment für die richtige 
Auslegung der Police abzugeben vermag. 

3. Wenn die Beklagte bei Ausſtellung der Police gewußt haben 
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ſollte, daß die in derſelben aufgeführten älteren Verſicherungen ſich mit 
Ausnahme der Thuringia gar nicht auf die Zuderftoffe des Klägers 
bezogen, jo würde die nicht nur für die Auffaſſung der jtreitigen 
Stelle zu Gunften des Klägers den Ausſchlag geben fünnen, fondern 
e8 wiirde, aud) wenn die Sfuterpretation dennoch im obigen Sinne 
einer Haftung pro rata auszufallen hätte, dann der Beklagten ein 
dolus zur Laſt fallen, welcher fie dem Kläger, infofern er die Police 
bona fide al® volle Bewilligung feines Antrags annehmen durfte, 
zum Erſatz des Schadens verpflichten würde... Kläger hat nun zwar 
der Bellagten den Vorwurf eigener Wiſſenſchaft nicht zu machen ver: 
mocht; er beruft ji) aber zu dem gedachten Zwede darauf, daß der 
Agent Rubinftein bei der durd) ihn bewirften Aufnahme und Abfaffung 
des Verjicherungsantrages in volljtändiger Kenntniß der wahren Sachlage 
gewefen fei, und meint, daß die Beklagte dieje Kenntnig wie ihre eigene 
gelten laſſen müſſe. Dieje legtere Behauptung ift jedoch unbegründet. 
Es leidet zwar feinen Zweifel, daß der Principal, für welchen ein 
Stellvertreter contrahirt hat, die Wilfenfchaft dejfelben, ſoweit jie 
auf die Wirkungen des Vertrags von Einfluß ift, ganz wie feine eigene 
gegen jich gelten lafien muß. Das beruht aber darauf, daß dem Prin- 
cipal in ſolchem Fall überhaupt nur die Nechte zuftehen können, Die 
ihm durch den Stellvertreter ald Kontrahenten erworben wurden. 
Ganz anders verhält es ſich dagegen bei einer Meittelsperfon, welche 
nicht ermäcdtigt iſt einen Vertrag abzufchliegen, fondern, welche im 
Intereſſe eines oder beider Theile nur eine vermittelnde und vorbe— 
reitende Ihätigfeit für das Zuftandefommen von Verträgen augübt. 
Daß ein Contrahent auch für die Wiffenfchaft einer ſolchen Mittels— 
perſon verantwortlich jein follte, jelbjt wenn fie allein oder voriviegend 
in feinem Auftrag und Intereſſe gehandelt hätte, dafiir fehlt es an 
jedem Rechtsgrunde, wie ſich das Dber-Appellatiomsgericht denn aud) 
gerade in Bezug auf den Agenten einer Berficherumngsgefellichaft bereits 
für die verneinende Anficht entichieden hat. 

Hamb. S. J. L. Meyer ca. Moasz. April 1856 (Samml. 
der Erkenntniſſe des Ober-Appellationsgerichts in Hamb. 
Rechtsſachen Bd. 3 ©. 61. 67 f.) \ 

Ob das Urtheil des Berliner Dbertribunals vom October 1858, 
worauf ſich der Kläger für die entgegengejegte Anficht berufen hat, 
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durd) bejondere Umftände des zu entjcheidenden Falles umd zum Theil 
durch befondere Beſtimmungen des preußifchen Yandrechts motivirt 
gewejen it, wie die Beklagte behauptet, muß dahin geftellt bleiben- 
Jedenfalls fonnte das DOber-Appellationsgericht ſich nicht veranlaßt 
jehen, von jener in den allgemeinen Grundfägen des Obligationenrechts 
begründeten Unterfcheidung abzugehen. Im vorliegenden Fall num ijt 
es, wie jchon oben erwähnt, außer Zweifel, daß der Agent Rubin- 
jtein zum Abjchlug des Werjicherumgsvertrags mit dem Kläger weder 
ermächtigt war, nod ihn wirklich abgeichloffen hat, ſondern nur die 
Stellung eines Vermittlers und Gehülfen für beide Theilg einnahm. 
Es braucht daher auf die Frage, wie der Regel nad die Stellung 
eines Agenten von Verſicherungsgeſellſchaften aufzufaſſen fei, nicht ein» 
gegangen zu” werden. 

Die bisherige Ausführung ergiebt, daß 

B. Alles darauf anfommt, wie der Ausdrud „gleichartig“ 
in der jtreitigen Stelle der Police zu verjtchen fei. Es bedarf 
dabei, da zu einer weiteren Swilchenunterfcheidung fein Anlaß gegeben 
ift, nur einer Beantivortung der Alternative, ob der Ausdrud gerade 
diejenige Gejammitheit von Zuderftoffen, welche von der Beklagten 
zu 60,000 Silber-Rubel verfichert wurden, bezeichnen, alſo gleichbe- 
deutend mit „diefelben” jein folite, oder ob er im Anſchkuß an die 
beiden Rubrifen des Antragsformulars zu sub A und B nur gebraucht 
wurde, um den allgemeinen Gattungsbegriff der zum Fabrikbetrieb des 
Klägers bejtimmten beweglichen Sachen (Fabrifinventar und Yabrif- 
jtoffe) kenntlich zu. machen. 

In Uebereinftimmung mit dem Appellationsgericht mußte aber 
die letztere Auffaffung als die richtige anerfannt werden, Zu Gunften 
derselben kommt nämlich: 

1. ichon der allgemeine Sprahgebraud in Betradt. Da- 
nach ift der Ausdrud „gleichartige Gegenstände” nicht ſynonym mit 
„diefelben, die nämlichen Gegenftände.“ Der erjtere Begriff bildet 
vielmehr infofern einen Gegeufaß zu dem der Identität, ale er ledig- 
lich die gemeinfane Unterordnung einer Mehrheit von Sachen unter 
eine gewiſſe weiter oder enger begränzte Gattung andentet, wenn er 
aljo zu einem gegebenen Beftand bejtimmter Sachen in Beziehung 
geſetzt wird, der Negel nad) entweder andere Sachen derjelben Gattung 
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bezeichnet oder je nach dem Zuſammenhange joldhe andere Sachen 
wenigftens mit umfaßt. Allerdings kann, wo eine Sachenmehrheit 
nur durch ihren Gattungsbegriff kenntlich gemacht wird, der Ausdrud 
wohl aud) gebraucht werden, wo es ſich um die eine und Ddiejelbe 
universitas facti handelt, e8 wird dies aber entweder auf einer unge— 
nauen Redeweiſe beruhen, oder es wird aus den Umſtänden oder der 
fonftigen Faffung der Erklärung die Beichränfung auf das nämliche 
Object hervorgehen. Immer läßt ſich aber nicht behaupten, daß fchon 
der Ausdruck „gleichartige Gegenftände" für ſich allein gemüge, die 
Identität EHar zu macen. Nun fam es aber, wenn die Beklagte ihre 
Faſſung pro rata nicht durch eine bejondere darauf gerichtete Claufel, 
jondern nur durch Aufführung der ‘früher bereitS vom Kläger genom— 
menen Verſicherungen fenntlih machen wollte, offenbar darauf an, 
ganz Scharf und präciie hervorzuheben, daß die früheren Berjicherungen 
ſich auf eben die Zuckerſtoffe, welche jett wieder verfichert werden 
jolften, und nur auf diefe bezögen, weil die Schlußfolgerung, es fei 
ein in mehrere Quoten zerfallender Geſammtwerth zu Grunde gelegt 
worden, ohne wirkliche Identität des Gegenjtandes eine ebenfo unbe- 
rechtigte als -unmögliche fein mußte. Es läßt fich daher nicht an— 
nehmen, daß die Beklagte, wenn fie eine Koncurrenz aller 5 Ver— 
jicherungen zu einem Gejammt:Verjicherungswerth hätte ausdrücken 
wollen, jtatt des einfachen und flaren Wortes, „diejelben,” „die näm- 
lichen,“ den ungeeigneten und mindeftens unjicheren und zweidentigen 
Ausdrud „gleichartige“ gewählt haben würde. Die Gründe, welche 
der Sadhjführer der Beklagten dafür geltend macht, daß der letztere 
Ausdruck und nicht „diefelben, die nämlichen“ in einem Fall der vor- 
liegenden Art der allein paffende ei, jind offenbar unhaltbar. Er 
meint zur Bezeichnung derjelben Gattung von Mobilien würden leicht 
hier und da etwas abweichende Ausdrüce gebraucht, und außerdem 
‚ fomme in Betracht, daß der verjicherte Borrath einer gewiſſen Gattung 
von Sachen ſich nicht gleich bleibe, und neue Beitandtheile Hinzu- 
fommen fünnten, welche zwar unter dem nämlichen Gattungsbegriff 
gehörten, aber doch nicht ganz diefelben jeien, wie die urfprünglichen 
Beitandtheile. Allein der erjtere Umftand fonnte nur ein verftärktes 
Motiv darbieten, die unbeftimmte Bezeichnung „gleichartig“ zu ver- 
meiden und die wirkliche Identität um fo entjchiedener zu betonen; 
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und der lettere Grund widerlegt ſich von jelbjt, durch die Erwägung, 
daß e8 ſich hier um eine universitas rerum handelt, deren Beſtand 
wechjelt und deren Ydentität von dem Ab- und Zugehen individuell 
verjchiedener Saden, jofern jie nur dem nämlichen Gattungsbegriff 
angehören, nicht abhängt. 

2. Die nad) dem allgemeinen are wahrſcheinlichere 
Auffaſſung wird ſodann weſentlich unterſtützt durch die Entſtehung 
der ſtreitigen Stelle in der Police. Daß dieſe Stelle ganz oder 
theilweiſe aus einer anderen Quelle hergenommen ſei, als aus dem 
Antrag [8] behauptet die Beklagte ſelbſt nicht. Die Annahme, daß 
die Beflagte durd) die Morte „auf gleichartige Gegenftände“ hätte 
ausdrüden wollen, die 4 früheren Verjicherungen ſeien ebenfalls auf 
die in Frage jtehenden Zucerftoffe des Stlägers genommen worden, 
wiirde daher nur dann eine Wahrjcheinlichkeit für fi) haben, wenn 
der Inhalt des Antrags Veranlafjung gegeben hätte, diefen Sad): 
verhalt vorauszuſetzen. Denn wiewohl es der Bellagten ebenjogut 
frei jtand, die Verſicherung ganz abzulehnen, als das Eingehen darauf 
von einer Befchränfung ihres beantragten Umfangs abhängig zu machen, 
jo fommt dod hier in Betracht, daß die fraglice Beichränfung nur 
durch Konjtatirung einer Thatſache (des Inhalts der früheren Ver— 
jiherungen) ausgedrüdt wurde, ein Verfahren aber, wonad ein in 
der Declaration des Antragitellers angezeigter Thatbeſtand ohne Wei— 
teres in der Police in veränderter Weife dargeftellt wirde, um damit 
eine bejchränftere Haftung feftzuftellen, als ein jo willführliches und 
ungewöhnliches ericheint, dah es jede Vermuthung gegen ſich hat. 

Es fragt fi) daher, ob der Anhalt der Antwort auf Frage [8] 
des Berficherungsantrags, wie die Beklagte meint, fo zu verftehen war, 
daß die dafelbit genannten früheren Verficherungen ausſchließlich die 
Zuderftoffe des Klägers zum Gegenstand hätten. Das muß jedod) 
verneint werden. Zwar fann der Beklagten nicht jchon der Umftand 
entgegengehalten werden, daß auf der dritten Seite des Antragformulars 
nad) Aufzählung der verfchiedenen zu verfichernden Zuckerſtoffe ſich 
hinzugefügt findet: „ein Totalwerth (laut Fabrik-Controle) von 
60,000 Silber-Rubel.“ Denn wie mit Nüdjicht auf den wirklichen 
Sachverhalt nicht angenommen werden fann, daß der Kläger durd) 
jenen Zujag habe jagen wollen, ſämmtliche in der Fabrik befindliche 
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Zuderftoffe hätten nur einen Gefammtwert von 60,000 Silber— 
Rubel; fo darf auch von der Beklagten nicht vorausgejegt werden, 
daß fie jenen, im die Police ohnehin nicht aufgenommenen Zufag in 
diefem Sinne verftanden habe. Ohne Zweifel follte mit dem Worte 
„Zotalwerth“ nichts weiter ausgedrücdt werden, als daß die verjchiedenen 
Kategorien von Zuderftoffen zufammengefaßt würden und in ihrer Ge- 
fammtheit einem noch zu dedenden Werthe von 60,000 Silber-Rubel 
entiprachen. Allein gänzlich abgejehen von diefem ungenauen Aus— 
druck ſtellt fi) die Behauptung - der Beklagten als unbegründet dar. 
Die Frage [8] des gedrudten Antrag-Formulars lautet: 

„Beiteht auf oder in den beantragten Gebauden bereits eine 

anderweitige VBerficherung? bei welcher Anjtalt? und für welde 

Eumme?“ 
it alfo im Betreff der Meobiliarverfiherungen ganz klar nur auf 
anderweite Berficherungen in den nämlichen Gebäuden gerichtet, nicht 
aber darauf, ob bereits auf diejelben Gegenstände eine Verficherung 
bejtehe. Wenn nun im der Antwort einfach eine Reihe bisheriger 
Berficherungen mit ihren Summen angeführt wurden, ohme deren 
Segenftand irgendwie zu bezeichnen, jo war damit freilih darüber, 
ob die aufgeführten -VBerficherungen fih mit auf die Fabrifgebäude 
oder nur auf Meobilien bezögen, feine Auskunft gegeben. Diefer Um- 
ftand iſt jedod) hier ohne Einfluß. Mit Unrecht glaubt das Appellations- 
gericht, die Antwort müſſe auf beides, Gebäude und Mobilien, bes 
zogen" werden, und fchon danad) ſei die Auffaffung der Beklagten zu 
verwerfen. Da das Antragsformular jowohl für Gebäude als für 
bewegliche Gegenftände eingerichtet ift, Jo kann es zweifelhaft erfcheinen, 
ob mit der Frage „Bejteht auf oder in“ u. ſ. w. bei bloßen Mobiliar: 
verficherungen das Verlangen gejteilt fei, auch über die VBerficherung 
der Gebäude, worin jid) die Mobilien befinden, Auskunft zu geben. 
Jedenfalls ift im vorliegenden Falle gewiß, daß die Antwort ſich auf 
die Gebäude-Verſicherung, welche nad) übereinftimmender Angabe der 
Parteien noch außerdem bejtand, gar nicht mit beziehen follte, und 
daß fie auch von der Beklagten nicht jo aufgefaht wurde, wie ſich 
aus der Faſſung der jtreitigen Policenftelle: 

„In denjelben Localitäten find bei.... bereits auf gleichartige 

Gegenjtände verfichert.* 
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deutlich ergiebt. Dadurd), daß die Beklagte fofort auf den Antrag die 
Police in dieſer Weife ausftellte, hat fie genügend zu erfennen ge: 
geben, duß fie für diefen Fall feine Ausfunft über die Gebäudever- 
fiherung verlange, umd e8 fommt Nichts daranf an, ob dies etwa 
ans dem vom Kläger p. 35 der Vernehmlaſſung jetziger Inſtanz an: 
geführten Umftande zu erklären ift. 

Wenn ſonach aus jener Unbeitimmtheit der Antwort noch Nichts 
zu Sunjten des Klägers zu folgern ift, To fommt dagegen enticheidend 
in Betraht, daß die bloß von Mobiliarverficherungen verftandene 
Antwort völlig allgemein lautet, alfo der Frage entfprechend nur von 
Mobilien überhaupt, auf welche in den Fabrifgebäuden des Klägers 
Ihon Berficherungen beftanden,, aufgefaft werden fonnte, und nichts 
die Beklagte berechtigte, dabei gerade eine Bejchränfung auf die Zuder- 
ftoffe des Klägers zu unterftellen. Man darf folgeweife auch nicht 
davon ausgehen, dar die Beflagte die Antwort dennoch in diefem be: 
Ihränften Sinne verstanden habe, und zwar un jo weniger, als auch 
ein ſachlicher Hrund dagegen ſpricht. Es muß freilich ganz dahin 
geſtellt bleiben, ob die Beklagte nad) ihren Erfahrungen- ſchon in der 
Höhe eines Geſammtwerthes von mehr als 200,000 Silber-Rubel 
an Zuckerſtoffen ein Bedenken hätte finden können, da es dem Richter 
in diefer Beziehung an einem Maßſtabe der Beurtheilung fehlt. Aber 
die Annahme, daß fänmtliche angeführte Verficherungen die Zucerjtoffe 
des Klägers Milein zum Gegenftand hätten, wäre doch nur unter der 
Vorausſetzung erflärlich geweſen, daß der Kläger entweder alle übrigen 
Mobilien in feiner Fabrik umverfichert gelaffen, oder die darauf be- 
ſtehenden Berficherungen mit Stillfchweigen übergangen hatte. Wie 
jedoch das Erjtere bei einem jo ausgedehnten Fabrikbetrieb jeder Wahr: 
Icheinfichfeit entbehrte, To ift aud) nicht abzufehen, wie die Beklagte 
ohne irgend eine äußere Veranlaffung zu der letzteren Vorausſetzung 
hätte kommen follen. Mit Unrecht beruft ſich die Beklagte darauf, 
jo gut die Gebäudeverfiherung unerwähnt geblieben fei, fo gut — habe 
fie auch die Angabe über die»Mobiliarverficherungen für unvollſtändig 
halten fünnen. Denn nad) der Art der Fragejtellung läßt fi, wie 
ſchon angedeutet, gar nicht entichieden behaupten, daß das Lebergehen 
der Gebäude-Verficherung einen Mangel der Antwort im fich ſchließe; 
hinfichtlich der Mobilien dagegen lautet die Frage allgemein auf ander- 
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weitige „in den beantragten Gebäuden beftehenden Verjicherungen,“ 
und die einfache Antwort darauf fonnte naturgemäß nur als zu eben- 
jo allgemeiner Erledigung der Frage bejtimmt aufgefaht, nicht aber 
willführlich bloß auf einen gewiſſen Theil der Mobilien bezogen werden. 
Ueberdie8 würde auch eine wahrgenommene Unvolfftändigfeit der Ant- 
wort noch nicht ohne Weiteres zur Vorausfegung einer zweiten berechtigt 
haben. In jegiger Inſtanz hat die Beklagte auch noch zur Sprache gebracht, 
die Antwort auf Frage [8] ſei eventuell jedenfalls darin mangelhaft, daß 
die bei der Thuringia auf Zuderftoffe genommene Berficherung nicht 
jpeciell angegeben worden jei, während das Verſchweigen einer auf 
denjelben Gegenitand bejtehenden Verſicherung Nichtigfeit des Ver— 
trags zur Folge habe, Für die Auslegung der jtreitigen Policeſtelle 
ift jedoch diefer Umftand offenbar ohne allen Einfluß, und ob das 
Unterlafjen jener fpeciellen Anzeige, nad) der wahrheitsgemäßen Angabe 
aber in denfelben Localitäten beftehenden Mobiliarverfiherungen im 
Allgemeinen Grumd zur Anfechtung der Gültigkeit des Vertrags hätte 
geben können, fommt nicht in Betracht, da die Beflagte in der Ver— 
nehmlafjung auf die Klage feine Einrede deßhalb vorgejchütt hat. 
Wollte man übrigens der vorjtehenden Ausführung nicht unbe: 
dingt beipflichten, jo würde fich doeh höchitens zugeben laffen, daß die 
Antwort auf die Frage 8 ihrer Allgemeinheit wegen einen Zweifel 
über den Gegenftand der aufgeführten Berficherungen Raum gegeben 
habe. Auch dann aber fünnte der daraus formirten Stelle der Police 
der ihr von der Beklagten vindicirte Sinn nicht beigelegt werden. 
War die Beklagte im Zweifel über den wahren Inhalt der Antwort, 
jo konnte fie bei der Wichtigkeit des Punftes, um den e8 fich handelte, 
die Verſicherung zur Zeit ablehnen, bis ihr die nöthige nähere Auf- 
flärung gegeben wurde. Daß hierin nicht eine Umkehrung der Anzeige- 
pflicht des Antragjtellers in eine Erfundigungspfliht des Verſicherers 
liegt, bedarf nicht erjt der Bemerfung. Die Beklagte fonnte auch, um 
jeden Zeitverluft zu vermeiden, die Police alabald in dem von ihr 
unterjtellten Sinn ausfertigen; e8 war aber dann von ihr zu erwarten, 
daß fie in einem Begleitichreiben auf die ihrerjeits zu Grunde gelegte 
Auffaffung den Kläger befonders aufmerfjam gemacht hätte, Eine jo- 
fortige Zeichnung der Police ohne ſolche Klarſtellung des Sachverhalts 
wäre ein Verftoß gegen loyales und gutgläubiges Verfahren geweſen, 
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welchen man nicht vorauszufegen Hat. Wollte man aber jelbjt von 
dent allen abjehen, jo wäre es doc nur um jo unerläßlicher geweſen, 
durc die Fajfung der Police jeden denfbaren Zweifel darüber aus: 
zufchließen, daß Identität des Gegenjtandes der verjchiedenen Ber: 
ſicherungen vorausgejegt werde, und es würde dann nur um jo weniger 
der unbeftimmte Ausdrud „gleichartige Gegenftände“ dafür gemählt 
worden fein. - 

3. Gegen die bisher vertheidigte Auslegung läßt ſich auch nicht 
der Einwand erheben, daß die jtreitige Stelle der Police überflüffig 
gewejen wäre, wenn fie micht den Zweck gehabt hätte, eine Concurrenz 
der verjchiedenen DBerjicherungen auf den nämlichen Gegenftand zu 
conftatiren. Daß einer Verfiherungsanftalt bei Eingehung eines Ver— 
trags auch die Kenntniß derjenigen bereits beitehenden VBerficherungen, 
welche auf andere in denjelben Räumlichkeiten befindliche Gegenſtände 
genommen worden find, von Wichtigfeit jein wird, bedarf feiner 
näheren Auseinanderjegung. E8 gehört zu den Umftänden, welche der 
Berficherer bei feinem Entſchluß in Betracht zu ziehen hat, und welche 
notorifch in der Praris mit in Betracht gezogen werden, ein wie hohes 
Geld-Intereſſe der VBerficherung-Zucende in den fraglichen Kocalitäten 
bereit durch Aſſecuranz gededt Hat. Die Höhe einer ſolchen Ber: 
fiherung kann ſchon deßhalb Bedenken ervegen, weil fie der Bejorgnig 
Kaum giebt, der Verſicherung-Suchende fünne vorkommenden Falles 
geneigt fein, die Ajfecnranz zur Beziehung eines Gewinnes zu benugen, 
oder er werde wenigitens nicht die möthige Fürſorge für die Verhütung 
jedes möglichen Feuerichadens anmenden. Die gedachte Kenntnig ift 
daher für die Beurtheilung des Umfangs der möglichen Gefahr und 
für die richtige Bemeſſung der Prämie von erheblihem Einfluß, und 
fann überdies früher oder jpäter einen Anhalt zu Nachforichungen über 
den Thatbeftand darbieten. Der Anhalt der Frage 8 in dem Antrag- 

formular fett e8 denn auch außer Zweifel, daß die Bellagte ebenfalls 
auf diefe Kenntnig Werth legt. Wie viel oder wie wenig von dem 
in der Declaration gelieferten thatjächlichen Material aber in die. 
Police zu übertragen fei, um damit fenntlich zu machen, in welchen 
Punkten vorzugsweife auf die Nichtigkeit und Verſtändigkeit der An— 
gaben des Antragſtellers gerechnet werde, das hängt von dem Ermejjen 
des Verficherers ab, Als bedeutungstos kann daher die fragliche Stelle 
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der Police ebenfowenig angejehen werden, als 3.9. die darin aufge 
nommene Angabe über Bauart und Dahung der Fabrifgebäude des 
Klägers. Berüdjichtigt man in unjerm all überdies, daß die Ant- 
wort auf Frage 8 mur allgemeine Ausfunft über die in denjelben 
Yocalitäten bejtchenden Meobiliarverficherungen gab, und der Gedanke 


jchr nahe lag, daß unter diefen VBerficherungen auch jolche jein fönnten, 
welche fich ganz oder theilweife auf die Zuderftoffe des Klägers be— 


zögen, jo mußte darin nur ein verftärfter Grund liegen, die betreffende 
Angabe des Klägers in die Police aufzunehinen, um im Falle eines 
Brandes, darauf gejtüßt, dejto ficherer ermitteln zu fünnen, ob und 
welche andere Gefellichaften an der von der Beflagten übernommenen 
Entichädigungspflicht etwa Theil zu nehmen hätten. Eben dieje Er- 
wägung bietet zugleich die wahrjcheinfichhte Erklärung dafür, wie die 
Beklagte veranlaft werden fonnte, die Antwort des Klägers zu Frage 8 
des Antrag Formulars nicht unverändert in die Police zu übertragen, 
jondern ihrerfeits die Worte: „auf gleichartige Gegenftände“ Hinzuzus 
fügen, inden fie e8 ohne Zweifel für zweckmäßig hielt, dadurch ſpecieller 
auf die Möglichkeit einer theilweifen Goncurrenz der Verſicherungen 
auf Zucerjtoffe Hinzumweifen. Man wide diejer Veränderung ſelbſt 
noch eine entſcheidendere Bedeutung beizulegen haben, nämlich die, daß 
die Beklagte die Geſammtſumme von 207,718 Silber: Rubel als eine 
gemeinfam für alle in der Fabrik befindliche Mobilien incl. der 
Zuderftoffe geltende aufgefaßt habe, — was auf eine Berechnung hin- 
führen wirde, wie fie von der Beklagten p. 15 bis 17 der Vernehm— 
laljung erſter Inſtanz aufgeftellt worden ift, — wenn nicht der jon- 
ftige Inhalt der Police die Gewißheit ergäbe, daß die Beklagte aus: 
ſchließlich die Zuckerſtoffe des Klägers zum Gegenftand ihrer Ver: 
jiherung gemacht habe. u 

4. Unerheblich ift endlicd) aud) der Einwand der Beklagten, der 
Ausdrud „gleichartige Gegenſtände“ jei vor dem Proceß auch vom 
Kläger und denen, welche feinen Anſpruch vertreten hätten, im Sinn 
der Identität verftanden worden. Eine Aeußerung des Klägers jelbit 
fiegt in diefer Beziehung überhaupt nicht vor; und wenn von feinem 
Stellvertreter und denen, welche ſich ſonſt feiner Sache annahmen, bei 
Entitehung der Differenz zumächit andere Gründe gegen die Beklagte 
geltend gemacht wurden, ohne ihre Snterpretation des Ausdruds aus— 


drücklich zu beftreiten, jo fan daraus eine wirffiche Uebereinſtimmung 
noch feineswegs neichloffen werden. Etwas Weiteres enthalten aber 
weder die Aeußerung des klägeriſchen Sohnes in [9], noch die des 
Agenten Rubinftein in dem Brief vom 10. Dezember 1858 [19] 
und des Juſtizrath Fleiſcher in [17]. Die polnische Direction der 
Berfiherungen zu Warjchau hat aber in ihrem Schreiben [23] jogar 
ausdrücklich (p. 6 in fin.) bemerkt, die declarirten Zucker in verſchie— 
derem Zuftande hätten nur einen Gegenftand gebifdet, die Erklärung 
habe nicht lauten fönnen „gleichartige Gegenſtände“ ſondern mur 
„denselben Gegenſtand.“ 

C. Das bisherige Ergebnif findet in den jubjidiariich zur Ans 
wendung fommtenden allgemeinen Regeln von Interpretation der 
Verträge nur noch eine Bejtärkung umd wird durcd die Grundfäge 
vom Einfluß des Irrthums, worauf die Beklagte jih berufen hat, 
nicht verändert. 

Müßte e8 der eben geltend gemachten Umſtände ungeachtet als 
zweifelhaft angejehen werden, was im der Bolice mit den Worten 
„gleichartige Gegenftände” gemeint gewejen fei, fo fonnte hier, wo 
jeder Theil je nach dem Ausfall der Interpretation von gleichem Ver— 
fuft betroffen würde, feinenfall® jofort auf die Negel recurrirt werden, 
daß das den Schuldner weniger Beläftigende vorzuzichen ſei. Viel— 
mehr muß zunächjt der Sag enticheiden, daß zum Machtheile deſſen 
zu interpretiven jei, von welchem die Abfaffung des Vertrags oder 
der. ftreitigen Stellung deſſelben herrührt, alfo hier zum Nachtheil ver 
Beklagten, da die Faſſung der fraglichen Policejtelle auf einer von ihr 
ausgegangenen Umformung ver Mägerifchen Antwort im Verficherungs- 
Antrag beruht. 

Was jodann die Grundfäge vom Irrthum beirifft, To liegt hier 
fein Fall ihrer Anwendbarkeit zu Gunften der Beflagten vor. Es 
leidet keinen Zweifel, daß, wenn die Beklagte bloß Willens war, fich 
pro rata zu verpflichten, während der Kläger eine Verſicherung auf 
den Geſammtwerth feiner Zucerftoffe beantragt hatte, entweder über: 
haupt fein Bertrag zu Stande fam, oder doc nur joweit, als der 
Kläger nachträglich durch; Annahme der Police in die Beichränfung 
einwilligte. Allein die Auslegung einer Bertragsurfunde dient nur 
als Mittel, um den wahren Willen der Gontrahenten in’s Klare 
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zu Stellen. Muß daher die fragliche Stelle der Police allen Umftänden 
nad von Berfiherungen auf das gefammte Fabrif- Mobiliar des 
Klägers verftanden werden, fo ift eben damit als conftatirt anzujehen, 
dag die Beklagte gar nicht die Abficht gehabt habe, durch die Elaufel 
eine im Voraus feſt bejtimmte Goncurrenz von Berficherungen über 
denjelben Gegenjtand und folgeweije eine Haftung pro rata auszu— 
drüden, daß fie vielmehr wirklich Willens gewefen jei, die VBerficherung 
auf den vollen Werth der klägeriſchen Zuder zu übernehmen, und nur 
injfoweit auf eine Theilung zu rechnen, als in den übrigen Ver⸗ 
ſicherungen bereits eine ihr noch unbekannte Verſicherungsſumme auf 
den nämlichen Gegenſtand mit begriffen ſein ſollte. Dem entſpricht 
aber der damalige Antrag wie der jetzige Anſpruch des Klägers, und, 
die Richtigkeit der Interpretation vorausgeſetzt, kann danach von einem 
Mangel des Conſenſes oder irrthümlicher Uebernahme einer zu großen 
Verpflichtung nicht die Rede ſein. 

Nach dem allen mußte die erſte Beſchwerde der Beklagten ver— 
worfen werden. 

II. Mittelſt der zweiten Beſchwerde verlangt die Beklagte 
eine vorgängige Beweisauflage an den Kläger: 

Daß in der Verſicherungsſprache bei der concurrirenden Mobiliar— 
feuerverficherung mehrerer Gefellfchaften mit dem Wort „gleichartig“ 

nicht die Identität der Verficherungsobjectes in genere bezeich- 

net werden fünne, 
eventuell einen Beweisnachlaf an die Beklagte über die Affirmative 
dieſes Satzes. 

Daß der Kläger, wenn die Police, nach allgemeinem Sprachge— 
brauch erklärt, ihm zur Seite ſteht, nicht noch zu einem Beweiſe der 
beantragten Art verbunden ſein kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Die Be— 
ſchwerde erſcheint aber auch in ihrem eventuellen Theil verwerflich. 
Es würde mit den allgemeinen Grundſätzen von Eingehung der Ver— 
träge nicht vereinbar ſein, wollte man eine beſondere Verſicherungs— 
ſprache gelten laſſen, vermöge deren gewiſſe Ausdrücke eine weſentlich 
andere Bedeutung hätten, als ihnen ſonſt nach der gewöhnlichen Auf— 
faſſung beiwohnt. Mögen dergleichen Abweichungen im Verkehr 
mehrerer Verſicherer unter einander Eingang finden, ſo kann doch beim 
Contrahiren mit anderen Perſonen — abgeſehen von wirklich techniſchen 
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Ausdrüden, die hier nicht in Trage ftehen — nur erwartet werden, 
daß das allgemeine Wortverjtändniß Anwendung finde. Im vor— 
liegenden Fall fommt überdies hinzu, daR die Beklagte nicht nur in 
erster Inſtanz fich nirgends mit Beftimmtheit auf einen feſtſtehenden 
Spracdgebraud; berufen hat, wonach „gleichartige“ jo viel wie „iden— 
tiich“ bedeute, jondern, daß es auch in jegiger Inſtanz an einer ge: 
nügenden Eubjtantiirung hierfür fehlt. Es find feine Thatſachen an- 
geführt worden, woraus ſich erfennen ließe, feit wie lange der angeb- 
lihe Sprachgebrauch aufgefommen jei, bei welchen Anläſſen er angewendet 
werde umd in welchem engeren oder weiteren Kreiſe er beitehe. Alles 
was in diejer Beziehung vorfommt, bejchränft ji) auf die Behaup- 
tung p. 16 des Libelles: „Die Gewohnheit, fich in Fenerpolicen des 
Ausdrucks „gleichartige Gegenftände* in dem hier fragliden Sinn zu 
bedienen, beftehe bei jehr vielen Verſicherungsgeſellſchaften;“ was offen- 
bar, fjelbjt wenn man von- der mangelnden Angabe der näheren Um- 
ſtände, unter welchen eine ſolche Redeweiſe vorgekommen jein mag, 
abfieht, die Beklagte noch nicht zu der Annahme berechtigen konnte, 
daß auch im vorliegenden Falle ihre auf Identität gerichtete Willens: 
meinung aus dem gewählten Ausdruck erkennbar werde. Die Be— 
hauptung eines vom gewöhnlichen abweichenden Sprachgebrauchs eignet 
fi) aber ohne nähere Zubjtantiirung jo wenig zu einem Beweisnach— 
laß, wie die eines Gewohnheitsrechtes ohne Angabe der dajjelbe be- 
gründenden Thatjachen. 

II. Die dritte Beichwerde verlangt eine Beweisauflage 
darüber: 

Daß die Clauſel, jowie jie gefaßt fei, nach dem bei Feuerver— 

jicherungen herrfchenden Brauche die Bedeutung Habe, daß der 

Aussteller der Police die verficherte Gefahr nur in Gemeinſchaft 

mit den nambaft gemachten anderen ul pro rata 

zu tragen habe, 
und zwar (wenn man einen in der Aufitellung offenbar untergelaufenen 
Schreibfehler berichtigt) zunächft über die Negative an den Kläger, 
eventuell über die Affirmative an die Beklagte. 

Da aber nach der obigen Ausführung anzuerkennen it, daf die 
Beklagte, falls der Ausdruck „gleichartig“ für „identisch“ genommen 
werden müßte, allerdings nur pro rata im Verhältniß von 60,000 
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zu 207,718 zu haften haben würde, fo iſt die Beſchwerde, fo weit ſie 
nicht in ihrem Zwed mit der vorigen zufammenfällt, als eine gegen» 
ſtandloſe zu bezeichnen. 

IV. Zu der vierten Beſchwerde wird eine fernere Beweisauf- 
lage darüber beantragt: 

Daß die Beklagte die in dem Flägerifchen Antrage auf die achte 

Frage gegebene Antwort, jo verftanden habe, daß die darin nam- 

haft gemachten 4 anderen Gejeltichaften mit den beigefügten 

Summen an den ihr zur Verficherung angetragenen Objecten 

als ihre gleichzeitigen Mitverſicherer betheiligt feien, 
und zwar zunächſt wieder über die Negative an den Kläger, eventuell 
über die Affirmative an die Beklagte. 

Die Erheblichfeit des aufgeftellten Beweisfates faun dahin geftelft 
bleiben, da fein Anhalt fic als ein unftatthafter darfiellt. Es würde 
jeden geordneten Verkehr in Vertragsverhältniffen aufheben, und na- 
mentlich in das Aflecuranzwefen die gefährlichite Umficherheit bringen, 
wenn es einem Gontrahenten gejtattet jein jollte, ſich nad) Abſchluß 
des Vertrags auf eine Anjicht oder Willensmeinung zu berufen, welche 
„mit den ‚vorher gewechjelten Erklärungen in Widerſpruch ſteht, und 
ihnen ein angebliches Mißverſtändniß entgegenftellt. Nur dann, wenn 
eine Erklärung aus irgend einem erfennbaren Grunde Anlaß zu ver 
ichiedener Auffaſſung darbietet, muß jeder Betheiligte das Recht haben, 
die jeinige geltend zu machen und den Richter wo möglid) von ihrer 
Richtigkeit zu überzeugen. Die Behauptung, eine Meinung oder Auf- 
fafjung gehabt zu haben, welche entweder mit den Gejegen der Sprache 
unvereinbar oder doch nach den Negeln der Auslegung ganz unmotivirt 
und willführlich erjcheint, kann dagegen feine Berücdjichtigung finden, 
indem die angeblich mißverjtandene Erffärung ſelbſt jchon den Gegen- 
beweis in ſich ſchließt. Die hier fragliche Auffaffung der Antwort auf 
Frage 8 des Antragformulars ift aber nach dem Obigen als eine 
willführliche zu characterijiven, indem wicht ein etwaiger Zweifel über 
die Verſtändlichkeit der Elägerifchen Erklärung, jondern nur eine be- 
ftimmte Ueberzeugung der Beklagten über den Sinn diefer Erklärung 
in Betracht fommen würde, eine bejtimmte Ueberzeugung der behaup- 
teten Art aber aus der Erklärung in feiner Weife entnommen werden 
fünnte. 
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V. Die fünfte Bejchwerde geht dahin, daß der Antrag des 
Klägers auf Yeiftung eines höheren Intereſſes, als die Procekzinfen, 
nicht jedenfall verworfen worden jei. 

Mit Unrecht beruft fic) die Beklagte auf den Anhalt des 8 14 
der Police: Bedingungen. Die vorläufige Yeiftung einer Abſchlags— 
zahlung an den Berficherten, wenn zwar ein Erſatz-Anſpruch deſſelben 
gewiß ift, die genauere Feititellung feiner Größe aber längere Zeit 
erfordert, iſt nicht nur factifch etwas jehr Gewöhnliches, jondern viele 
Berficherungs-Anftalten haben auch ftatutenmäßig die Pflicht zu einer 
jolhen „Einſchußzahlung“ übernommen. 

Benede, Syſt. des Mifecur. - We. Bd. 4. ©, 35 
Revid. allgemeiner Plan. Hamb. Seeverfid). von 1853, 
8 118. 

Unverfennbar ift es nur diejer Grundfag, welchem die Providentia 
durch die Beitimmung in 8 14 ihrer Bedingungen, 

„Eine Zahlungsverbindlichkeit vor diefem Zeitpunfte findet nicht 

ſtatt,“ 
hat entgegentreten wollen. Jede Einſchußverbindlichkeit ſollte abgelehnt 
werden, wogegen, in Ermangelung jeder näheren und deutlich dahin- 
gehenden Erflärung, in feiner Weife die Abſicht vorausgeſetzt werden 
fann, zugleich eine Ausnahme von den allgemeinen gejeglichen Kegeln 
über die Folgen der mora und des grumdlojen Prozeſſirens feſtzuſetzen. 
Es braucht daher nicht auf die Frage eingegangen zu werden, ob und 
in wie weit das vertragsmäßige Ausbedingen eier jolchen Ausnahme 
als wirkſam anzuerfennen wäre. 

Kommen aber die gejetlichen Vorfchriften über mora zur Ans 
wendung, jo bietet der vorliegende Fall feinen befonderen Grund dar, 
weßhalb die Beklagte nicht von der Erhebung der Klage an als in 
Verzug befindlich behandelt werden müßte. Der Vorbehalt eines zu 
liquidirenden höheren Intereſſes (welches in Uebereinftimmung mit der 
Klagbitte nur auf die Zeit der Prozeßführung zu beziehen ift) ericheint 
daher nach Reform. II. Tit. 24. 8 7 gerechtfertigt, und die erhobene 
Beichwerde unbegründet. 

VI Die fehjte Beſchwerde ift gegen die VBerurtheilung zur 
Entridtung der Entjchädigungsfumme in Thalern (de8 deutjchen 
30 Thaferfußes) nad) dem Berhältniß von 100 Thlr. für 90 Silber: 
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Rubel gerichtet, und verlangt, daß der Beklagten die Zahlung in 
Silber-Rubel nach) dem Wechfelcourfe von Frankfurt auf Warjchau 
geitattet werde. 

Es ijt nun zwar richtig, was die Beklagte in jetiger Inſtanz 
vorzugsweile geltend macht, daß die Höhe des Schadens, welcher den 
Kläger getroffen hat, nad) Maßgabe der dafür am Orte des Brandes 
zu Gebote jtehenden Materialien überall nur nad Silber-Rubeln er- 
mittelt worden ift. Das ſchließt jedoch nicht aus, daß die. Beklagte 
vertragsmäßig verpflichtet. fein fann, zur Entrichtung der jo ermittelten 
Summe deutjche Thaler nad einem feften Verhältniß zur Rubel— 
Währung zu verwenden, Wenn die Contrahenten im Voraus überein- 
gekommen find, einen in Silber-Rubeln ausgedrüdten Betrag zur 
Bermeidung der Zufälligfeiten künftiger Conrsichwanfungen einer be- 
jftimmten Summe von Thalern des 30 Thalerfußes gleih zu 
Ihäten, fo fann von einem mit $ 7 der Bolice-Bedingungen in 
Widerſpruch ftehenden Gewinn des Klägers in feinem Fall die 
Nede fein. 

Eine folche Bertragspflicht ift num aber hier, und zwar nad 
den Berhältnig von 100 Zhalern zu 90 Silber-Rubeln auf Grund 
der Schon in der sententia a qua hervorgehobenen Faſſung des Veir— 
jiherungsantrags und der Bolice allerdings anzunehmen. Der Ver— 
jiherungswerth konnte mit Rückſicht auf die Verhältnijfe des Ortes, 
wo die Fabrik des Klägers Liegt, in zutreffender Weife nur in Silber- 
Rubeln angegeben werden, und daffelbe galt voraussichtlich auch von 
der Fünftigen Schadensermittelung. Dagegen war Frankfurt nad 
8 14 der Bedingungen der Zahlungsort. Wäre nun die Abficht die 
geweien, daß die in Silber-Rubeln ermittelte Entſchädigung mittelft 
MWechjelausftellung oder einer in Frankfurt gangbaren Minze nad) 
dem augenbliclichen Coursverhältniß derfelben zu Eilber-Rubeln ge: 
zahlt werden follte, fo hätte e8 in Antrag und Police überhaupt nur 
der Erwähnung von Silber-Rubeln bedurft, und die Nebeneinander- 
ftellung des Betrags der Verfiherungsfumme in beiden Münz— 
währungen erfchiene überflüſſig. Dieſe Nebeneinanderjtellung in der 
Art, dag die in Thalern berechnete Summe als die prävalirende fo- 
wohl in der entjprechenden Rubrik als in der Unterfchrift der Police 
eingetragen, und die in Prozenten derjelben beftehende Prämie nur 
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in Thalern berechnet wurde, läßt ſich nur aus der Abficht erflären, 
daß Thaler des 30 Thalerfußes in dem zu Grunde gelegten Ver— 
hältniß von 100 zu 90 Silber-Rubeln, beiderjeitS das alleinige 
Zahlungsmittel jein jollten, womit denn aud) ein etwaiges Wahlrecht 
des einen oder anderen Theils ausgejchloffen war. Die Police ent- 
hält mit anderen Worten das Berjprechen daß ein im Kyany zur 
"Höhe von 60,000 Silber - Hubel ermittelter Brandichaden mit 
66,667 Thalern in Frankfurt erſetzt werden folle; und was in diejer 
Weile vom Totalichaden bejtimmt war, dak mußte folgeweile aud) 
von dem Fall gelten, wenn der Schaden die Höhe der Verficherungs: 
ſumme nicht erreichte. “ 

Auch dieje leiste Beſchwerde war daher als unbegründet zu ver- 
werfen. 

Die in Grav. I. mit enthaltene Beichwerde in Betreff der Koften 
eriter und zweiter Inſtanz ift nur confecutiv, und erledigt jich mit 
der bejtätigenden Entjcheidung in der Hauptſache, wie dieje denn aud) 
die Berurtheilung der Beklagten in die Kojten dieſer Suftanz nad) 
ji ziehen mußte. 
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312. 


Georg Wilhelm Heimberger, jett defien Wittwe, Maria, 
geb. Weyland, Klägerin gegen Friedrich Jacob Pillot, der- 
zeit in Yondon, Beklagten, Anſpruch aus einem Kaufcontract betreffend. 


Erfenntniß des Stadtgerichts U 
vom 19. Augujt 1861. . 

In Erwägung, daß 

1. Kläger am 10. Juni 1856 von der Mutter des Beklagten, 
Frau Pillot, geb. Yeidner, den ihr und ihrem verjtorbenen Che: 
manne gehört Habenden, an der Friedberger Yandftrage gelegenen Garten, 
unter Zuſtimmung des Beklagten, reſp. feines Bevollmächtigten, 
Dr. Goldjchmidt, ſowie der übrigen großjährigen Kinder der Ver— 
fäuferin erfauft hat. 

. In dem Kanfbriefe [2] act. das Grundſtück al8 Garten Gew. 5 
Nr. 6 a bezeichnet und der Gehalt defjelben auf 1 Morgen 7 un 
28 ER angegeben tft. 

3. Der Pillot'ſche Garten, jedoch nicht bloß aus dem Srnnbftüde 
Gew. 5 Nr. 6a von 1 Morgen 7 Ruthen und 28 Schuhen bejtand, 
jondern auch aus einer im Jahre 1844 zu diefem größeren Grund— 
ſtücke gezogenen und mit demjelben ungetrennt verbundenen fleinen 
Parzelle, welche Gew. 5 Nr. TK bezeichnet iſt und 1 Viertel 3 Ruthen 
36 Schuhe Hält. 

4. Kläger behanptet, dag die nähere Bezeichnung des Objectes 
im SKanfbriefe auf einem Irrthum beruhe, indem der Wille der Con— 
trahenten dahin gegangen jei, den ganzen Garten, wie er ſich dem 
Auge als Ungetrenntes darjtelle, einschließlich der letterwähnten Par- 
zelte zum Gegenjtande des Kaufes zu machen, wie denn auch die 
Zuſchreibung der im Kaufbriefe nicht ausdrücklich aufgeführten Parzelle 
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auf den längft im Beſitze des Ganzen fich befindenden Kläger von Seiten 
der Berfäuferin Wittwe Pillot und deren beiden Kinder Alois 
Joſeph Pillot und Frau Zrüber, geb. Pillot, nicht beanjtandet 
werde, während fich Beflagter grundlos weigere, zur Zrangjeription 
und Währjchaft rücfichtlid) feines Antheils an fraglicher Parcelle mit- 
zumirfen. 

5. Beflagter verabredet, daß der feinem Bevollmächtigten ertheilte 
Auftrag ſich auf die Parzelle Gew. 5 Nr. 7 k erjtredt habe, jowie 
daß bejagter. Bevollmächtigter zum Verkaufe der fraglichen Parzelle an 
den Kläger eirfgewilligt habe. 

6. die Vollmacht des Beflagten auf Dr. Goldſchmidt [4] 
jowie der Kaufbrief ſelbſt [2] allerdings nur auf. den Verkauf des 
mit Gew. 5 Wr. 6 bezeichneten Gartengrumdjtüces lautet, daher, jo 
viele Momente auc) bereits zur Unterftügung der flägeriihen Behaup- 
tung in den Acten vorliegen, doch hierdurd allein der Beweis gegen 
den Wortlaut der vorliegenden Urkunden nicht erbracht zu werden vermag. 

A. d. G. w. z. R. e. 

Kläger hat vorbehältlich des Gegenbeweiſes binnen 14 Tagen zu 
beweiſen: 

1. daß der dem Dr. Goldſchmidt in der Vollmacht [4] ertheilte 
Auftrag fi auf den Pillot'ſchen Garten, wie er ſich durd feine Ein- 
friedigung als Ganzes darftellte, ſomit einjchlieglich der Barzelle Gew. 5° 
Nr. 7 k bezogen hat; und 

2. daß Dr. Goldſchmidt Namens feines Vollmachtgebers den 
Berfauf des Pillot'ſchen Gartens, wie er fich durch feine Einfrie- 
digung als Ganzes darjtellte, ſomit einfchließlich der Parzelle Gew. 5 
Nr. 7 k genehmigt hat. 

3. Es können ſich beide Theile bei der Beweisführung dejjen, 
was bereits in den Acten liegt, mitbedienen und joll je nad) dem 
Ergebnif der Beweisführung weitere Verfügung ergehen. 

Erfenntniß des Uppellationsgerichts. 

vom 11. November 1861. 
Auf beiderfeitige Appellation. 

Die Behauptung des Beflagten, daß ſich die Klage [1] act. 1 
lediglich auf den Kaufbrief und die Vollmacht [2] [4] act. gründe, 
entjpricht der Actenlage nicht. 

VII. 16 
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Das Klagfundament ift vielmehr ein zwiſchen Handelsmann 
Heimberger und Wittwe Pillot unter Einwilligung der betheiligten 
drei großjährigen Kinder der Yetteren, worunter der durch Dr. Gold— 
jchmidt vertretene Beklagte, am 10. Juni 1856 abgejchloffener Kauf, 
über da8 23 nem bezeichnete, an der Friedberger Yandjtraße befegene 
Grundſtück, bejtehend aus den einen eingefriedigten Garten bildenden 
Parzellen Gem. 5 Nr. 6a und Gew. 5 Wr. 7k, in Folge deifen 
der Käufer nad) Berichtigung des Kaufpreiles von 29,500 fl. in den 
Befig des ganzen Complexes einzutreten und die Zransjeription des 
Ganzen zu verlangen befugt iſt. Der Kläger (jegt deſſen Wittwe, 
und Kinder) fußt auf den über einen Kauf ſolchen Umfangs zwifchen 
den Parteien bei Unterfchrift des Kaufbriefes vorhandenen, von dem 
Beklagten geleugneten Conjens und verjucht den Beweis diejes Geſchäfts 
durh von ihm in -beglaubten Ausfertigungen vorgelegte Urkunden 
12] [3] |4] act. 1°, worunter der Kaufbrief nebjt Vollmacht des 
Beflagten auf Dr. Goldjchmidt, zu anticipiren, 

Da indeifen der Kaufbrief nur das Grundſtück Gew. 5 Nr. 6a, 
Einen Morgen, fieben Ruthen, 28 Schuh haltend, als Kaufobject 
bezeichnet, die Vollmacht ebenfowenig der anderen Barzelle Gew. 5 
Nr. 7k erwähnt, der Beklagte aber die Schriftliche Erklärung der Ver- 
fäuferin und ihrer beiden andern Kinder über den der Klagbehauptung 
conformen Umfang des Kaufgejchäfts vom 10. Juni 1856 als unwahr, 
unerheblic und nicht beweijend bejtreitet, jo Kann, wenn auch die Acten 
nicht umwejentliche, die Klagebehanptung unterftügende Momente ent- 
halten, der unternommene Beweis des Klägers, von deſſen Führung 
die gebetene VBerurtheilung abhängig ift, als bereits erbracht nicht 
angejehen werden; ebenfowenig aber fann von einem auf Grund 81 
des Kaufbriefs vorhandenen vollftändigen Gegenbeweis des Beklagten 
die Nede fein. 

Nur ſoviel liegt zur Zeit vor, daß durch Kaufbrief und Vollmacht 
für fi) allein ihrem Wortlaute nad) die Klage nicht erwieſen fein wilrde, 
Nachdem jedoch der Kläger den Beweis anticipirt, ſich noch auf andere 
Urkunden und Beweismittel geftügt hat, deren Benugung und Pro- 
duction im ordentlichen Beweisverfahren nicht abgefchnitten werden darf, 
jo muß die Beurtheilung: ob und welchen Werth die bereits zu den 
Acten gebrachten Beweife einzeln oder im Zufammenhang mit einander 
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fir den Beweis und Gegenbeweis haben, den jpäteren Berhandlungen 
vorbehalten bleiben. Hiernach erjcheinen ſowohl die erfte als die zweite 
Beichwerde des Flagenden Theils, injofern diejelben auf fofortige Ver- 
urtheifung gerichtet find, aber auch die Befchwerde des Beklagten, info- 
weit damit fofortige Klagabweilung beantragt wird, unbegründet. 

Die zweite Flägeriiche Beſchwerde ift eventuell gegen die Statt: 
haftigfeit des Beweisſatzes 2 des angefochtenen Erfenntniffes gerichtet. 
Bon dem Beklagten ift eine Beichwerde gegen die Beweisjäge 1 und 2 
zwar nicht befonders formulirt worden, erjcheint jedoch, injofern der 
normirte Beweis den Kläger beichwert, als das Minus der wegen 
Beweisnachlaffung überhaupt geftellten Beichwerde in diefer mitenthalten. 

E8 unterliegen daher die beiden Beweisfäte der diejjeitigen Beur- 
theilung, welche zu einer von der ftadtgerichtlichen Normirung ab- 
weichenden Faffung führt. Nad dem oben Erörterten handelt e8 ſich 
darım, ob zwiſchen den Perfonen, welche am 10. Juni 1856 den 
fraglichen Kauf abgeichloffen haben reſp. demfelben als einwilligend 
beigetreten find, Uebereinſtimmung in Betreff des von dem Kläger 
behaupteten Kaufobject8 vorhanden gewejen it. Hierauf ift mithin 
der Beweis zu richten, während die Benugung der Vollmacht [4] act. 
wie der übrigen Urkunden und Beweismittel und eventuell die Beur— 
theilung ihrer Nelevenz für den Beweis, dem Beweisverfahren vor- 
behalten bleiben muß. 

Die beiderjeitd der Koften wegen geftellten Befchwerden erledigen 
fih nach Vorjtehendem von jelbit. 

Aus diefen Gründen wird 

1. das Urtheil de8 StadtgeridytS vom 19. bis 24. August d. ” 
im Uebrigen betätigt und nur dahin abgeändert, daR fla- 
gender Theil binnen vom Stadtgericht anzuberaumender Friſt 
ftatt der unter 1 und 2 jenes Erkenntniſſes fejtgejtellten 
Beweisſätze vorbehältlicd; des Gegenbeweifes rechtsgenügend 
darzuthun. hat: 

daß bei dem am 10. Juni 1856 zwilchen dem Kläger 
und deffen Ehefrau einerfeits und Wittwe Pillot unter 
Zuftimmung ihrer drei großjährigen Kinder andererjeits 
abgefchloffenen Kauf über den Pillot'ſchen Garten an 
der Friedberger Chauſſée diefer Garten, wie er fich durch 
16* \ 
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feine Einfriedigung als Ganzes darjtellte, ſomit ein- 
ichließlich der Parzelle Gew. 5 Wr. 7k Gegenjtand des 
Vertrags geweſen ift. 
2. Von den Koſten dieſer Inſtanz hat der Beklagte dem kla— 
genden Theile Ein Viertheil zu erſtatten. 


—— des Dber:-App ellationsgerichts 


vom 25. November 1862. 
Auf Appellation des Beklagten und Adhäfion der Klägerin. 


Erkannt: 

Daß die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt, auch die 
Adhäfion für zuläſſig zu erachten, und in der Sache jelbjt das 
Erkenntniß des Appellationsgerichts der freien Stadt Frankfurt 
vom 11. November 1861, wie hiermit geichieht, zwar im 
Uebrigen zu bejtätigen, flatt des darin der Klägerin auferlegten 
Beweiſes aber der Beweisfat sub 1 des Stadtgerichtserfennt- 
nifjes vom 19. Auguft 1861 wieder herzuftellen jei. 

Die Kojten diejer Inſtanz find zu einem Viertel zu come 
penſiren, zu drei Vierteln dagegen der Slägerin von dem Be— 
Flagten zu erjtatten, und wird nunmehr die Sache zum weiteren 
Berfahren an das Stadtgericht zurückverwieſen. 


Entfcheidungsgründe zum Urtbeil des Dber- 
Appellationsgerichts. 


I. Die Adhäfion der Klägerin mußte in ihrem ganzen Umfange 
für zuläffig erachtet werden, da jämmtliche Beichwerden in Gemäßheit 
des 8 135 der Ober-Appellationsgerichts- Ordnung gegen diejenigen 
Theile des vorigen Erfenntniffes gerichtet find, über welche auch der 
Beklagte ſich beichwert. 

Anlangend ſodann: 

II. die Sache jelbit, jo jtelft ſich 

A. die Principalbeſchwerde des Beklagten, welche eine ſofortige 
Abweiſung der Klage bezielt, als völlig unbegründet dar. Das Fun— 
dament der Klage bildet nämlich die Behauptung, daß, obgleich der 
von der Wittwe Pillot unter Einwilligung ihrer drei großjährigen 
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Kinder - verfaufte Garten im Kaufbrief als Gewann 5 Wr. 6a be- 
zeichnet fei, diefe Bezeihnung doch eine irrthümliche, die wahre Willens— 
meinung, wie der übrigen Kontrahenten, jo auch des Beklagten, viel: 
mehr dahin gerichtet geweſen jei, den ganzen Garten mit Einjchluß 
des Stücdes Gew. 5 Nr. 7 k zu verfaufen. Da nun dieſes Fun— 
dament ein rechtlich durchaus zuläffiges ift, indem, wenn die Con— 
trahenten über den wahren Gegenjtand des Kauf, das corpus, einver- 
ftanden waren, und nur in deffen Bezeichnung geivrt haben, diejer 
Irrthum bekanntlich völlig einflußlos if. 
L. 9. $ 1. D. de contrahenda emtione, 

Da ferner eine auf Verkauf des ganzen Gartens mit Einfchluß 
der jett ftreitigen Parzelle gerichtete Willensmeinung auc des Be— 
flagten in der Klage mit genügender Beftimmtheit behauptet worden 
ift, fo ift nicht abzufehen, wie der Klägerin der Beweis dieſer Behaup- 
tung abgejchnitten werden durfte, und muß vielmehr die dahin gerichtete 
Beichwerde des Beklagten als wahrhaft frivol bezeichnet werden. 

Eher Tieße fich fragen, wohin 

B. die principale Adhäfionsbeichwerde der Klägerin gerichtet ift, 
ob nicht diefer Beweis bereits in genügendem Maße vorliege, Allein, 
jo erhebliche Beweismomente auch bereits die Acten enthalten, jo fann 
und muß dieje Frage jet unerörtert bleiben; denn, wenn auch ein 
vollftändiger Beweis vorläge, jo würde e8 doch den, bisher auch vom 
Ober-Appellationsgerichte befolgten prozefjualifhen Grundfägen wider: 
fprechen, auf einen amticipirten Beweis hin, ftatt noch erjt förmlich 
auf Beweis zu erkennen und dadurch auch dem Beflagten einen Gegen- 
beweis zu eröffnen, fofort definitiv zu entjcheiden, und jo fonnte auch 
diejer erſten Adhäſionsbeſchwerde nicht ftatt gegeben werden. 

C. Die zweite eventuelle Beichwerde des Beklagten ijt dagegen 
gerichtet, daß das Appellationsgericht den Umftand, daß ſich der frag: 
fihe Garten zur Zeit des Berfaufs durch jeine Einfriedigung ein» 
Ichließfich des ftreitigen Stüdes als ein Ganzes dargejtellt, ohne Weis 
teres als wahr zu Grunde gelegt habe, jtatt darüber noch) dem Flagenden 
Theil einen Beweis aufzulegeh. 

Allein x 

1. fhon das Stadtgericht hat in feinem Erfenntniß diefen Um- 
ftand als unbeftritten behandelt, und in beiden von ihm normirten 
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Beweifen zum Grunde gelegt. Es hätte alfo der Beflagte, wenn er 
dies nicht anerfennen wollte, dawider bereits in voriger Inſtanz eine 
eventuelle Beichwerde richten müffen, was er nicht gethan. Wollte man 
aber auch die jegige Beſchwerde als ein minus in der in voriger In— 
ftanz allein aufgeftellten „daß nicht die Klage ſofort abgewieſen fei”, 
enthalten betrachten, jo ftellt fie fich doc) als unbegründet dar, da der 
Beklagte den fraglichen Punkt in erjter Inſtanz, wenn nicht aus— 
drücklich, doch jedenfalls ftillfchweigend eingeräumt hat. 

Zunächſt Hat er in feiner Vernehmlaffung den Verſuch gemacht, 
das völlig are Anführen in der Klage, bei der Bezahlung des Schuß 
lohns im Jahre 1859 habe es fich heransgeftellt, daß in dem erfauften 
Garten das jet ftreitige Stück eingefchloffen fei, weil daffelbe, nachdem 
es im Jahre 1844 von den Pillot’schen Eheleuten erworben, alsbald 
zu dem Garten gezogen, und beide Grundftüce von da an vollftändig 
wie ein Garten erjchienen feien, als dunfel und Feiner Einlaffung 
fähig darzuftellen. ventuell hat er jodann zwar diefe Einlaffung 
verfucht, aber in Höchht ungenügender Weile, indem er das Anführen 
nur als „irrelevant“ in Abrede ftellt, und ohne nach der Vorſchrift 
ER. A. anzugeben, wie es fid) denn damit anders verhalte, was er 
um fo mehr mußte, als gar nicht abzufehen ift, welche Verwendung 
denn das Feine, 1844 zugefaufte Stück erhalten hat, wenn e8 nicht 
zum Garten gezogen ift. - 

Nachdem nun aber in der Replik der Kläger das von ihm an— 
gebene Berhältniß als ein ohne die höchſte Frivolität micht wegzu— 
(eugnendes, welches des Beklagten Familie und die Nachbarn entfchieden 
einzeugen würden, näher bezeichnet und dabei nicht nur auf den von 
ihm beigebrachten Fauftriß, ſondern auch auf den Folz-Eberle’jchen 
Stadtplan von 1854, wo ſich der Pillot'ſche Garten in eben dieſem 
Umfange als ein Ganzes eingetragen finde, hingewiefen hatte, hat der 
Beklagte diefen Plan als unrichtig nicht zu bejtreiten gewagt, ſondern 
meint nur, e8 jei ganz gleichgültig, in welcher Weife fich dag ftreitige 
Stück dem früheren Beftande des Gartens angereiht habe, indem es 
dadurd feinenfall8 untrennbar geworden fei, da bei Grundjtücden 
eine Vermiſchung ganz undenkbar fei. Möge auch, wie es auf dem 
Fauftriffe fich darftelle, bei der unmittelbaren Nachbarjchaft des ftrei= 
tigen Stückes die Abfchneidung durch eine befondere Grenze unter- 
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blieben fein, fo folge Hieraus nichts fir die Zufammengehörigkeit, 
Einheit und Unzertrennbarfeit. Sei auch auf dem Folz-Eberle'ſchen 
Plan der BPillot’she Garten mit Einfchluß des fraglichen Stückes 
mit einem rothen Streifen umzogen, jo laſſe fich daraus noch immer 
nicht folgern, daß Beide ein „unzertrennbares Ganze“ bilden, und 
eines ohne das andere jelbititändig yicht gedacht werden könne. Auch 
ihon vor dem Jahre 1844 Habe zwijchen beiden Grundſtücken eine 
Unterfcheidung irgend einer Art nicht beftanden. — Der Beflagte 
hat aljo Hier zugegeben, daß das Verhältniß beider Grundſtücke zu 
einander feit 1844 fo geweien, wie e8 auf dem Fauftriffe und auf 
dem Folz-Eberle'ſchen Plan angegeben, d. h. daß beide zufammen 
eingefriedigt al8 Ganzes ſich dargeftellt hätten. Denn, was er in der 
Duplik nur noch bejtreiter, ift die Folgerung der Untrennbarfeit, 
der unauflöslihen Einheit beider Grundſtücke, welche er in völliger 
Berfennung der Bedeutung, welche der Kläger dem Zufammenziehen 
beider Grundſtücke zu einem arten für die Willensmeinung des 
Beflagten beim Berfaufe vindicirt, Jenem unterfcdjiebt. 

D. Auf den Beweisjag, wie ihn das Appellationsgericht nor= 
mirt hat, bezieht fi) die dritte Beſchwerde des Beklagten und Die 
zweite der Klägerin, und zwar verlangen Beide im Nefultate das 
Gleiche. Der Bellagte nämlich meint, e8 fomme ihm gegenüber nicht 
darauf an, mas feine Mutter und feine Geichwilter, fondern nur was 
er habe verfaufen wollen und verfauft habe; hierauf jei der Beweis 
allein zu richten. Die Klägerin meint, daß die Wittwe Pillot und 
die beiden Frankfurter Kinder derjelben den ganzen Garten hätten 
verfaufen wollen und verfauft hätten, fei von ihnen eingeräumt und 
außer Streit, daher nicht erſt zum Beweiſe zu verftellen geweien, es 
genüge, wenn Klägerin des Beklagten Willensmeinung jo, wie das 
Stadtgericht sub 1 ihr auferlegt habe, beweife. 

Da nun der Beklagte in feiner Antwort auf die Adhäfton, durch 
diefe Erklärung der Klägerin bewogen, jeine- dritte Beſchwerde für 
erledigt erflärt hat, fo war nur noch über die Beſchwerde der Klägerin zu 
erkennen, und zwar mußte ihr ftattgegeben werden. Denn die Meutter 
und die beiden Frankfurter Gefchwifter des Beklagten’ erkennen es in 
ihrer zu den Acten gebrachten beglaubigten Erklärung an, daß der 
ganze Garten verkauft fei, und find bereit, auch das Stüd Nr. 7k 
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der Klägerin zum Eigenthum zufchreiben zu laffen. Gegen fie it 
daher auch gar nicht geflagt. 

Es bedarf mithin nur noch des Beweiſes, daß auch die Abficht 
des Beklagten dahin gegangen fei, zu einen ſolchen Berfaufe feinen 
Conſens zu ertheilen. Auch ift die Meinung des Appellationzgeric)ts 
wohl nur geweſen, dies zum Beweife zu verftellen. Denn das Motiv 
der Abänderung der Beweisſätze des Stadtgerichts ift nad) den Ent- 
ſcheidungsgründen des Anpellationsgerichts nur die Erwägung, daß die 
Klage nicht auf die beigebradhten Urkunden, fondern auf die Abjicht 
der Kontrahenten bei Abſchluß des Kaufgejhäfte gegründet, die Urkunden, 
namentlich die Vollmacht des Beklagten, aber nur als Beweismittel 
beigebracht fein. Deshalb ift, jtatt der beiden Stadtgerichtsbeweife, 
welche auf den Auftrag des Beflagten in der dem Dr. Goldjchmidt 
ertheilten Vollmacht und auf den Umfang der von Letzterem auf Grund 
dieſer Vollmacht ertheilten Genehmigung des Verfaufs gerichtet jind, 
offenbar im Intereſſe der Klägerin, wie auch aus der Entjchei- 
dung über die Kojten hervorgeht, der Beweis ganz allgemein dahin 
gerichtet, daR bei dem am 10. Mai 1856 abgejchloffenen Kauf der 
ganze Garten Gegenftand de8 Vertrags gewefen fei. Und da bie 
Willensmeinung der Mutter und der Frankfurter Geſchwiſter des Be— 
Hagten, ſoviel fie betrifft, durch deren Erklärung bereits liquid ift, 
fo würde es nad) der Anficht des Appellationsgerichts genügen, wenn 
die Klägerin nur noch beweife, daß aud) der Dr. Goldſchmidt in 
Vertretung des Beklagten zum Verkauf des ganzen Gartens feinen 
Conſens ertheilt habe. Allein da die Klägerin die im vorigen Urtheil 
enthaltene Faffung des Beweisſatzes als eine reformatoria zu ihren 
Gunften nicht gelten laſſen will, fondern ausdrüdfich verlangt, daß der 
erite Beweis des Stadtgerichts wieder hergeftellt werde, jo mußte ihr darin 
willfahrt werden. 

Es fragt ſich daher nur noch, ob e8 daneben auch des zweiten 
Beweifes des StadtgerichtS bedürfe, und dies ift nicht der Fall. Be— 
weifet nämlich die Klägerin, daß der Auftrag des Beklagten an den 
Dr. Goldſchmidt auf Ertheilung des Confenfes zum Verkauf des 
ganzen Gartens gegangen fei, jo braucht um fo weniger nod) bewiefen 
zu werden, daß Dr. Goldſchmidt in Gemäßheit diefes Auftrages 
gehandelt habe, als der Beklagte fich wiederholt darauf beruft, daß 
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Dr. Goldfhmidt nur das gethan habe, was ihm aufgetragen worden 
fei. Auch hat der Beklagte feine ganze dritte, gegen den Beweisjak 
des Appellationsgerichts gerichtete Beſchwerde zurückgenommen, fo daf 
jelbft, wenn dieſe auf Wiederheritellung des zweiten Stadtgerichts— 
beweijes ginge, mas doch nicht der Fall ift, es jekt an einem dahin 
gehenden Antrage fehlen würde. 

War nad) dem Bisherigen die Appellation des Beklagten als 
unbegründet zu verwerfen, und dagegen der Adhäſion der Klägerin 
theilweife zu deferiven, jo rechtfertigt fi dadurd, daß über die Koften 
diefer Inſtanz jo, wie im Uxrtheil geſchehen, erfannt ift. 


1 
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313. 


J. A. Karſt, Handlung zu Erfurt, Klägerin und Widerbe— 
flagte, gegen die Handlung J. M. Brönner, Bellagte und 
MWiderflägerin, Forderung und Gegenforderung betreffend. 


Erfenntniß des Stadtgerihts I 
vom 27, Januar 1862. 

l. — — — 

2. Die Klage, welde Erſatz von Schäden verlangt, welche der 
Klägerin bei Zurücdnahme der der Beklagten gelieferten Waaren  ent- 
ftanden fein follen, erweiſt fich fofort als hinfällig, weil — ſelbſt 
abgejehen davon, dar Klägerin die Bohnen in Folge deren Bean- 
ftandung von Seiten der Beklagten wegen Probewidrigfeit, fofort ohne 
den erforderlichen Vorbehalt zurücgenommen hat und Angefichts der 
von der Klägerin felbjt behaupteten Preisfteigerung ein Verluſt der: 
jelben bei dem weiteren Verkauf diefer Waare kaum glaublich erſcheint; 
‚und daß, was die Linfen betrifft, an der probewidrigen Qualität der- 
jelben ‚nad) dem Gutachten der Sacverftändigen [29] kaum mehr 
‚ gezweifelt werden fann — e8 rüdjichtlich beider Poſten an der ge 
hörigen Subjtantiirung und Specification des angeblichen Schadens 
gebricht, indem eine ſolche weder in der Klagfchrift noch auch in der 
Anl. 2 derfelben gefunden werden kann. 

3. Die Beflagte, welche mit ausdrüdlihem Vorbehalt des Er- 
fages von Schaden und entgangenem Gewinn die Waaren nicht wegen 
verfpäteter Lieferung, fondern wegen vertrags: und probewidriger 
Qualität der Klägerin zur Verfügung geftellt hat, verlangt- als Wider: 
flägerin Vergütung der Differenz zwifchen dem Anfaufspreis und dem 
höheren Marktpreis, den folche Waare von vertragsmäßiger Qualität 
zur richtigen Lieferungszeit zu Erfurt, eventuell dahier gehabt habe, 
nebft Erjag der ausgelegten Fracht und Lagerungsjpejen und Streit- 
foften. 
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In Erwägung: 

a. daß es als zugejtanden angenommen werden muß, daß Klägerin 
fi) nicht bereit gefunden Habe, der Bellagten etwa andere Waaren zu 
verjchaffen, 

b. dafi ein Steigen des Marftpreifes der fraglichen Waaren von 
der Zeit des Verfaufsabichluffes bis zur Lieferungszeit von der Klägerin 
ſelbſt behauptet worden ift, | 

ce. daß der Kaufpreis der Bohnen auf 3Y, Thlr. per Gentner, 
nicht 31, Thlr., anzunehmen ift, da die ‚Klägerin auf eine Kaufpreis: 
angabe der Beklagten in [6] feine Gegenbemerfung machte, fondern 
die Waare lieferte ; auch in dem Prozeſſe Telbjt der Behauptung der 
Beflagten, daß der Kaufpreis der Bohnen auf 3Y, Thlr. verabredet 
gewefen, feinen bejtimmten Widerfprud) entgegen gejeßt hat, 

d. daß die von der Widerflägerin berechnete Preisdifferen; von 
der Widerbeflagten nicht fpeciell beftritten worden, daher, jedoch nur 
rücjichtlid) des hiejigen Marftpreifes mit 454 fl. 10 fr. als richtig 
anzunehmen ift, weil die Waare jedenfalls für hierher bejtimmt war 
und, wenn auch auf Koften der Widerflägerin, hierher geliefert 
werden ſollte, 
| e. daß die Frachtfpefen ad 103 fl. durch die von den Wider- 
beffagten nieht beanftandeten Frachtbriefe bereit Liquid geftellt find und 
den mit 12 fl. 23 fr. berechneten Lager» und Arbeitsfpefen auch fein 
genügender Einwand entgegengefett werden Fonnte, eine Erfatpflicht 
der Widerbeflagten rückſichtlich dieſer Poſten aber, ſowie der weiteren 
Lager» und Arbeitsfpejen und der Streitfoften, wenn fie in der Haupt- 
ſache ſachfällig ift, nicht bezweifelt werden fann, 

f. was die Annahmeverweigerung rejp. Zurücdnahme der Bohnen 
betrifft, nad) dem Benehmen der Widerbeflagten und der ganzen 
Sachlage nicht zu bezweifeln ift, daß der Grund davon in der ver- 
tragswidrigen Qualität der Waare gelegen, wie denn auch ritdjichtlich 
der gelieferten Linfen bereits durch das einftimmige Gutachten der 
Sadiverftändigen bis auf den Vorbehalt, daß Widerklägerin noch 
die Aechtheit der vorgelegten Mufterprobe eidlih zu erhärten haben 
wird, die Probewidrigkeit nachgewieſen iſt, 

aus dieſen Gründen wird hiermit zu Recht erkannt 
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1. Klägerin wird mit ihrer Klage unter Verurtheilung zum Koften- 
erſatz abgewiefen, 
2. Würde Widerflägerin noch eidlich erhärten: 
daß die den drei Sachverſtändigen zu ihrer Begutachtug vom 
14. Dezember "1861 übergebene Miufterprobe von Yinjen 
identisch jet mit der vom Agenten der Widerbeflagten Namens 
Kettler erhaltenen, nad) welcher der hier in Rede ftehende 
Linſenhandel abgejchloffen worden, 
jo ſoll Widerbeflagte ſchuldig erfannt fein, der Widerflägerin 
binnen 14 Zagen für liquidirten Schaden und entgangenen 
Gewinn 454 fl. 10 fr. nebſt 5 pCt. Zinfen vom 20. April 
1861 an, 103 fl. für ausgelegte Fracht und 12 fl. 22 fr. für 
Lagerſpeſen, Arbeitslohn, vorbehältli weiterer Liquidation 
folder Speſen zu zahlen, jowie die Streitfoften nach gerichtlicher 
Feſtſtellung zu erjegen. 
3. Für den Fall, daß die Widerflägerin den sub 2 normirten Eid 
nicht Teiften würde, bleibt abändernde Verfügung in Betreff der 
Widerklage vorbehalten. 


Erfenntniß des Appellationsgerichts 
vom 7. April 1862. 


Auf Appellation des Klägers. 8 

Appellant erachtet ſich durch den ſtadtgerichtlichen Beſcheid vom 
27. Januar 1862 für beſchwert, weil er mit der Vorklage abgewieſen 
und in der Widerflage verurtheilt worden jei, während gerade umge: 
fehrt erfannt hätte werden follen. Es hatte aber die Vorflage eine 
Entfhädigungsforderung zum Gegenftande, darauf begriindet, daß Be— 
flagter zwei von ihm bejtellte Waaren- Partien, die eine Bohnen, die 
andere Linfen enthaltend, nicht angenommen habe. Dabei gibt Kläger 
zwar zu, mit der Dispofitionsftellung zur Vermeidung von Weite: 
rungen einverftanden gewejen zu fein, er bejtreitet aber überall, daß 
Beklagter Veranlaffung und Befugniß zu einer folhen Handlungs- 
weife gehabt. habe. Es könnte daher feinem Anftande unterliegen, 
den allerdings nicht ganz Klaren Klagvortrag dahin aufzufajfen, daß 
die Einwilligung nur unter Vorbehalt aller Entiädigungsanfprüche 
ertheilt worden ſei. | 


— 247 — 


Dagegen muß man mit dem Stadtgericht einverftanden fein, daß 
der Entichädigungsaniprud ſelbſt in feiner Weife jubjtantiirt wurde, 
um dem Beflagten eine auch nur eine einigermaßen genitgende Er- 
flärung zu ermöglichen. Wenn die Waare Kaufmannegut und von be— 
jtellter Qualität war, die Preife aber nicht allein nicht gefallen, ſondern, 
wie aus den Berhandlungen zu entnehmen ift, jogar geftiegen waren, 
jo mußte Kläger allerdings thatjächlic näher begründen, wie er troß- 
dem in Schaden fommen fonnte. Hierzu reicht aber die vage in der 
Klagichrift enthaltene und aud in der Gegenerflärung nicht näher 
ausgeführte Angabe, daß der Schaden, welcher ihm Hinfichtlicd der 
Zinfen -entftanden fei, in runder Summe 100 ZThlr. betragen habe, 
ebenfowenig aus, wie die von ihm aufgejtellte Rechnung bezüglich der 
Bohnen. Sie ift gleichfalls ganz unfpecificirt und läßt nicht einmal 
die nothwendige Grundlage d. h. zu welchen Preiſen der Weiterver- 
fauf jtatigefunden hat, erjehen. Sie belaftet den Bellagten außerdem 
mit Manco und Zinfenverluft ohne auch nur anzudeuten, aus welchem 
Grunde derfelbe auch Hierfür aufzufommen verpflichtet erachtet werden 
joll. Es muß daher die Klage, wenn aud) nicht definitiv, doch jeden- 
falls angebrachtermaßen zurückgewieſen werden. 

Die Widerflage hat gleichfalls einen Entichädigungsaniprud), 
nämlid) wegen nicht rechtzeitiger Lieferung, zum Gegenſtande. Mit 
dem erjten Klaggrunde iſt Widerfläger und zwar mit echt bereits 
abgewiejen, e3 erübrigt bis jegt nur noch die zweite. Um mit diefem 
durchzudringen, veicht aber die von dem Beklagten dem Kläger ange: 
zeigte Dispofitionsjtellung für fich allein nicht aus. Es iſt vielmehr 
jelbjtredend nachgewiejen, daß Beklagter dazu auch gerechten Grund 
hatte. Nun gibt Kläger zwar zu, daß er fleine belefene Bohnen zu 
fiefern hatte, dagegen läugnet er ganz bejtimmt, daß die gelieferten 
unreine große gewejen jeien. Ebenſo deutlich widerjpricht er daſelbſt 
der Behauptung des Widerflägers, daß die Linſen nicht muftermäßig 
geweſen feien. 

Den dem Teßteren hiernach obliegenden Beweis aber ſchon jet 
durch das Gutachten. der Sachverſtändigen für hergeftellt zu erachten, 
unterliegt gegründetem Bedenken. Wenn auch, wie aus der gemein- 
Ichaftlichen Eingabe bei der Stadtgerichts-Kommiſſion fich ergibt, 
beide Streittheife über eine Unterfuchung der Linfen durch Sachver— 


— 
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jtändige einverftanden waren, jo haben fie dod) damals auch wirklich 
erffärt, daß die beiderfeitigen Anfprüche, wie fie in der Klage und 
Bernehmlajfung bez. Widerflage geltend gemacht wurden, auf dem 
Wege des Prozejjes entjchieden und überhaupt durch gegenwärtiges 
Abkommen in der Lage der Sache nichts geändert werden folle. Es 
fann daher nicht vorausgefegt werden, daß die Parteien jid) dem Aus- 
ſpruche der Sadjverftändigen unbedingt unterwerfen und ſelbſt auf 
eine Erklärung und Verhandlung über das Reſultat einer jolchen Be— 
weisführung verzichten wollten. Cs war der gewählte Ausweg aus» 
drüdlih nur um depwillen getroffen worden, um dem Verderben der 
Linſen vorzubeugen. Demnach ift die bereits gejchehene Waaren-Unter— 
fuhung durch Sadyverftändige lediglich als ein Beweis zum ewigen 
Gedächtniß aufzufaffen. Hieraus folgt aber von jelbit, daß die Be— 
weisinftanzg nicht umgangen werden kann, jondern daß es beiden 
Theilen frei fteht, das Ergebniß der erwähnten Expertije bei ihrer 
Beweid- und Gegenbeweisführung auf die geeignete Weife zu benußen. 
Dagegen hat das Stadtgeriht mit Recht das Leugnen des Widerbe- 
flagten auf S. 11 der Gegenerflärung, daß der dem Widerfläger 
entitandene Schaden 454 fl. 10 fr. betrage, in diefer Allgemeinheit 
unberücfichtigt gelaffen. Denn es war deffen Aufgabe und Pflicht, 
auf die in der Vernehmlaffung S. 17 mit Zugrundlegung der Franf- 
furter Marktpreife enthaltene Rechnungsaufſtellung näher einzugehen 
und jich beſtimmt zu erflären. 

Es ijt daher als zugejtanden anzunehmen, daß zu der in Betracht 
fommenden Zeit der Marktpreis der Bohnen für 200 Pfd. fich auf 
16 fl. und der Linſen für diefelbe Quantität auf 20'% fl. dahier 
ſtellte. 

Nicht minder muß die weiter für die Berechnung angenommene 
Unterlage als eingeräumt angeſehen werden, mit alleiniger Ausnahme 
jedoch der Angabe, daß Kläger die Bohnen zu 3/, Thlr. per Gent. 
zu liefern gehabt habe. Denn in diefem Punft hat er in der Klag- 
ſchrift ausdrücklich angegeben und in der Replikſchrift auf diefer Anz 
gabe beharrt, daß der Preis auf 31), Thlr. feſtgeſetzt geweſen fei. 

Dagegen müffen die mit 12 fl. 22 fr. geforderten Beträge für 
Fuhrlohn, Arbeitslohn und Lagergeld für zugeftanden erachtet werden, 
weil aus dem allgemeinen Yäugnen des Widerbeflagten nicht entnom— 
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men werden kann, welche der Seite 20 der Vernehmlaffung aufge- 
ftellten Poſitionen er beftreiten wollte. 

Was endlich die Frachtſpeſen betrifft, fo ergiebt fich deren Be— 
trag von 103 fl. aus den vorgelegten Frachtbriefen [27] und [28] 
der Stadtgerichts-Aften und diefe müffen, nachdem Widerbeflagter mit 
der Schlußerflärung ſich ausjchliefen ließ, mit dem Stadtgericht für 
anerfannt erachtet werden. 

Aus diefen Gründen wird unter Aufhebung des ftadtgericht- 

lichen Beſcheids vom 27. Januar 1862 abändernd zu Recht 

erfannt: ® 

I. Kläger wird mit den erhobenen Scadensforderungen von 


96 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. und 100 Thlr. angebradhtermaßen 


abgemwiejen und verurtheilt, dem Beklagten die in der Vor— 
flage verurfachten Streitfoften zu erfegen. 


II. Zn der Widerflage hat Widerfläger vorbehältlich des Gegen- 


III. 


beweijes binnen einer von dem Stadtgericht anzufegenden 
Friſt zu erweilen: 

1. daß die Bohnen unreine große gewejen feien, 

2. daß die Linſen nicht nad) Mufter geliefert worden feien, 
wobei er auf das Gutachten der Sachverſtändigen zurück— 
fommen fann, 

3. daß der Kaufpreis der Bohnen nit auf 3", Thlr., 
jondern nur auf 3%, Thlr. per Gentner feftgejetst ge— 
wejen jei, 

worauf alsdann von dem Stadtgeridht hinſichtlich der Wider- 
flage und deren Streitfoften das weiter Rechtliche zu er- 
fennen ift. 

Die Koften diefer Inſtanz werden gegenfeitig verglichen und 
hat Appellat der Appellantin den Stempel des heutigen 
Protocoll8 und dieſes Beſcheids zur Hälfte zu erjegen. 


Diefes Erfenntniß wurde auf Appellation des Klägers durch 
Urtbeil des Dber-Appellationsgerichts vom 8. Dezember 1862 
aus dejfen Gründen unter Verurtheilung des Appellanten in Die 
Koften der 3. Inſtanz bejtätigt. 
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314. 


D. ©. Klägerin gegen G. Sch. Beflagten, wegen Schwänge- 
rung und Eheverjprechen. 


Durch die Urtheile des Stadtgerihts I vom 12. Mai 1862, 
des Appellationsgerichts vom 10. September 1862 und des Ober— 
appellationsgerichts vom 22. Dezember 1862 iſt der Klägerin de 
Erfüllungseid zuerkannt worden. 


Aus den Entfcheidungsgründen des Ober: 
Appellationsgerichts. 

Außerdem kommt endlich 

©. der Umftand in Betracht, daß wenn das Cheverjprechen mit 
telft Erfüllungseides liquide geftellt wird, durch den Beweis einer auf 
gänzliche Vereinigung gerichteten Abficht die Möglichkeit einer Antici- 
pation diefer Vereinigung ein erhöhtes Gewicht erhält. 

Zwar fehlt e8 andererjeits nicht an Gegenanzeigen. Als: 

a. die zu Anfang des Verhältniffes von der Klägerin der Zeugin 
Sch. auf deren Warnung bei Gelegenheit der Mittheilung, daß Jene 
nah Erzählung der W. mit dem Bellagten bei verfchloffenen Thüren 
zufammen ſei, gegebene Antwort: „sie, die W., fünne ohne Sorgen 
fein.“ 

B. Die im Juni oder Juli 1861 nad der Mittheilung an die 
Zeugin M., Beklagter habe ihr, der Klägerin, die Ehe verfprodhen, auf 
Befragen der M. gegebene Antwort, „fie, die Klägerin, habe ſich nicht 
weiter mit ihm eingelajfen, das wäre ja fchleht von ihr gewefen.“ 

Allein auf den hierin Tiegenden Widerfpruch der Klägerin mit 
ihrer jegigen Klage, war um deßwillen Fein Gewicht zu legen, weil 
die Aeuferungen der Klägerin Antworten find auf an fie gerichtete 
Fragen und eine in jenen enthaltene Unwahrheit in der weiblichen 


1) 


- 
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Verſchämtheit ihre Erklärung findet, weßhalb denn jene Aeußerungen 
als Geſtändniſſe nicht aufzufaſſen ſind, vielmehr war ungeachtet des 
Umſtandes, daß es an einer directen Anzeige für eine geſchlechtliche 
Verbindung fehlt, in gleicher Weiſe, wie von dem Ober-Ilppellationg: 
gerichte in einem ähnlichen Fall 
F. J. € gegen W., Juni 1862 *) 

geſchehen, anzunehmen, daß durch das vereinte Gewicht der obgedachten 
Anzeigen der Klägerin ein Erfüllungseid ſchon um deßwillen auf— 
erlegt worden, weil ſie nach den vorliegenden Akten höheren Anſpruch 
auf Glaubwürdigkeit hat, im dem der Bell. in dem erſten Verfahren 
jedes Liebesverhältniß, ja ſogar jedes öftere Zufammtenfein mit der 
Klägerin ableugnet, während er eines folden durd) das Beweisver— 
fahren volljtändig überführt ift. 


*) Siche dieje Sammlung Band VII. ©. 50. 


VII., 17 
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315. 


E. U. F. W. A. MR. von Holzhauſen, Kläger gegen 
die Stadtkämmerei, Beflagte, wegen Ablöfung eines Grund— 
gefülles. 


Erkenntniß des Stadtgerichts I 
vom 15. Mai 18609. 

In Erwägung, daß 

1. darüber zwiſchen den Parteien kein Streit beſteht, daß das 
fragliche Grundſtück Gew. AV. Wr. 98, 20 Morgen, 1 Viertel, 
7 Ruthen, 12 Schuhe haltend, dem Kläger als Inhaber des Frei: 
herrlich von Holzhauſen'ſchen Kamilienfideicommiffes im den Tran— 
feriptionsbüchern zugefchrieben und darauf zu Gunjten der Beflagten 
ein als Erbzins bezeichnetes Grundgefälle von 5 Malter, 16 Gejcheid 
Korn eingetragen ift, ſowie, daf die Zufchreibung in den Tranferiptiong- 
bichern auf Grund einer vom 9. März 1840 ergangenen ftadtgericht- 
lichen Ediftalladung in Gemäßheit Stadtgerichts » Erfenntniffes vom 
29. Juni 1840 erfolgt war, 
2. Beklagte behauptet, das erwähnte Gefälle beruhe auf einem 
Dbereigenth 'merecht der freien Stadt Frankfurt an dem pflichtigen 
Grundeigenthum, indem letzteres von dem Dekanate des Liebfranen- 
jtiftes, dem es von der Wittwe dejfen Stifters, des Schöffen Weigel 
Waunnebach, anererbt gewejen, gegen das erwähnte Gefälle ſchon im 
Jahre 1393 in Erbpacht gegeben worden, als Erbleihgut in den Befit 
der Holzhaujen’jchen Familie übergegangen und bis zur Zeit in 
deren nutzbarem Eigenthum geblieben fei, während hiefige Stadt mit 
der Säfularifation der Güter des Liebfranenftiftes das diefem zuge: 
jtandene Obereigenthum und damit die Berechtigung zu dem frag- 
lihen Gefälle erworben habe, 

3. Kläger diefer Behauptung widerspricht und unter Bezugnahme 
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auf das oben erwähnte Stadtgerichts-Erfenntnig vom 9. Juni 1840 
die. Keplifen der Rechtskraft dejjelben, der Präffufion und der Noth- 
wendigfeit, gegen daſſelbe vorerjt Reſtitution nachzufuchen vorſchützt, 

4. durd) die in Folge diefes Erfenntniffes ftattgefundene Ein- 
tragung des Grundſtücks auf den Namen des Klägers aber noch nicht 
ein der Beklagten etwa daran zjugejtandenes Obereigenthumsrecht ab- 
erfannt erjcheinen dürfte, weil eines Theils ein zu diefer Annahme 
berechtigendes Prüjudiz in der ergangenen Ediftalladung nicht ausge- 
Iprachen war, noch aud) nad) Lage der Sache ausgeſprochen werden 
fonnte, da durch diefelbe nur ein feither beitandenes thatjächliches Ver— 
hältnig beftätigt, nicht aber ein beionderer Erwerbstitel gefchaffen werden 
follte, anderen Theils aber nad) dem eigenen klägeriſchen Vorbringen 
zur Zeit der ergangenen Ediftalladung zwiſchen den Parteien über die 
Art und Weife, wie der gleichzeitige Eintrag des fraglichen Grund- 
gefälles in den Zranferiptionsbüchern geichehen ſollte, Berhandlungen 
ftattgefunden und zu der Uebereinfunft geführt hatten, hierzu die Be— 
zeichnung „Erbzins“ zu wählen, welche, wie Kläger ſelbſt zugejtehen 
muß, die Annahme, daß damit ein der hiefigen Stadt zuitchendes 
Dbereigenthum ausgedrückt werden ſolle, keineswegs ganz ausgejchlojien 
erſcheinen läßt, abgejehen davon, daß diefe Annahme im 

$ Ir. Ref. tit. XV. Thl. I. 
fogar Unterſtützung findet, hiernad) die in sub 3 erwähnten Repliken 
nicht in weiteren vechtlichen Betracht fommen, wenn es gleich) dem 
Kläger unbenommen bleibt, das zu deren verjuchter Begründung an— 
geführte Meaterial, ſowie die zur Darlegung der ſchon an fid) zu prä- 
fumirenden Freiheit feines Eigenthums weiter vorgebradjten Momente 
gegen den der Beklagten zu gejtattenden Beweis des behaupteten 
Obereigenthums, 
vergl. Bender, Handbud) des Frankfurter Pr. R. pag. 276. 

infoweit er damit auszulangen glauben follte, gegenbeweislich zu be- 
nutzen, 

5. ebenſowenig die von dem Kläger vorgeſchützte Replik der Ver— 
„jährung zu beachten iſt, da er keine Momente anzuführen wußte, aus 
welchen zu entnehmen wäre, daß er feinen Beſitzſtand an dem fraäg— 
lichen Grundſtück hiefiger freien Stadt gegenüber als unbeſchränktes 
freies Eigenthum geltend gemacht habe, und wenn man auch das im 

17% 
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Jahre 1840 ftattgefundene Ediktalverfahren für ein ſolches halten 
wollte, es jedenfalls an dem Ablauf einer genügenden Zeit ermangeln 
würde, ſei es nun, daß eine Klagverjährung, ſei es, daß eine aquiſitive 
Verjährung begründet werden ſollte, da, was die letztere betrifft, es in 
Berückſichtigung, daß es ſich um unbewegliches Staatsgut handelt, 
der längſten Verjährungszeit, mithin eines 40jährigen Zeitraums 
bedürfte, 

6. der beklagte Theil ſelbſtverſtändlich, falls er mit Unrecht die 
Ablösbarkeit des Gejälles beftritten haben follte, dem Kläger den et— 
waigen, durd) die verfpätete Ablöfung entftehenden Schaden zu erfeten 
haben würde; der Flägeriiche Antrag aber, ſchon jett die Depofition 
der eventuellen Ablöfungsfumme zu verfügen, fich jedenfalls zur Zeit 
als unftatthaft erweilt, da es ja noch nicht feſtſteht, ob das Ablöjungs- 
geſetz in dem vorliegenden Falle iiberhaupt zur Anwendung zu fommen 
habe und unter diefen Umjtänden die Beflagte nad) der angeführten 
Keformationsjtelle zur einjtweiligen Forterhebung ihres Zinſes bered)- 
tigt erjcheint, 

aus diefen Gründen wird unter Verwerfung des Flägerifchen 
Antrags auf einjtweilige Depofition der eventuellen Ablöfungsjumme 
zu Recht erlannt: ’ 

I. Beflagte hat binnen 14 Jagen, Gegenbeweis vorbehalten, rechts— 

behörig darzuthun, 5 

daß das erwähnte Grundgefälle von 5 Mafter, 10 Gejcheid 
Korn auf einem Dbereigenthumsrecht der freien Stadt Franf- 
furt an dem Grundſtück Gew. XV Wr. 98 im Gchalt von 
20 Morgen, 1 Viertel, 7 Nuten, 14 Schuhen beruhe. 
Il. Soll je nad) dem Ergebniß des Beweifes, reip. Gegenbeweifes, 
weiter geeignete Verfügung und den Parteien zur Führung der: 
jelben die Mitbenugung des Afteninhalts, infoweit fie damit 
anszulangen glauben follten, vorbehalten bleiben. 


Erfenntnii des AUppellationsgerichts 
vom 27. Auguft 1860. 
Auf beiderjeitige Appellation. 
I. Bon den Beſchwerden, welche der Kläger unter I. bis IL. 
jeiner Berufungsichrift aufgeftelft, bezweckt 
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A. die erfte zunächſt, ſoſortige Verurtheilung der Beklagten zur 
Annahme des in der Klage berechneten Ablöjungsbetrags von 576 fl. 
27 kt. 
Dies Berlangen fann indeß nicht daranf gegründet werden, daß, 
wie der Kläger behauptet, der von der Bellagten erhobene Einwand: 

das Gefäll von 5 Malter, 16 Gejcheid Korn, welches zu ihren 

Gunjten auf Gew. NV Nr. 98 hiefiger Gemarkung hafte, 

beruhe "auf einem Dbereigenthume hiefiger Stadt, 
in unſchlüſſiger, unjubjtantirter Were vorgebradyt worden ift. 

Die unter 2 des ftadtgerichtlichen Bejcheids aufgeführten That— 
jachen begründen den Einwand thatfächlid in genügender Weiſe und 
jind in der Bernehmlaffung, reſp. der Schlußerklärung enthalten. 

Es ift fonad) weiter zu pritfen: 

ob der Einwand der Bellagten durch die vom Kläger vorge 
ſchützten, als Repliken der Rechtskraft, der Präckufion, der Re: 
jtitution und der Anerkennung bezeichneten Gegeneinwendungen 
bejeitigt ift?- 
und da fich diefe Einwendungen ſämmtlich auf das Verhalten der 
Beklagten zu der vom Bater des Klägers im Sahre 1840 bezüglich 
verjchiedener, nicht zugeichriebener, ohne Zitel bejeffener Grundſtücke 
veranfaften Eoiftalladung beziehen und gründen, ift hierauf näher 
einzugehen. 

Es iſt unbeftritten, daß auf die Yadung, welche lediglich das 
Präjudiz enthielt, daß bei Nichtanmeldung Berechtigter die dort auf- 
geführten Gitter, worunter das jest fragliche Baumſtück Gew. XV 
Kr. 98 gehörte, dem Befiger als von Holzhauſen'ſcher Fidei— 
commißinhaber in dem Zranjeriptionsbuche zugejchrieben werden folle, 
die Beklagte bei dem Stadtgerichte ſich nicht angemeldet hat. 

Indeſſen wurde nach der eigenen Darftellung des Klägers, welcher 
die Beklagte nicht wideriprochen hat, das nad) Ablauf der Anmelde 
frift dem Präjudiz gemäß ergangene Stadt-Gerichtsdecret vor der 
Zranfeription und Behufs derjelben bejtehender Vorfchrift gemäß, wegen 
des fraglichen Gefälls bei der Stadtfämmerei vorgewielen. 

Hierauf fand ein von der Bellagten ebenjfowenig geläugneter 
Schriftenaustauſch zwifchen Heren von Holzhaufen und der Stadt: 
fämmerei jtatt. Letztere erklärte: jie könne die Tranfeription gejchehen 
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laffen, wenn auch zugleich der Canon von 5 Malter 16 Gejcheid, als 
auf den im Decret verzeichneten Grundſtücken oder einem  derfelben 
haftend, eingetragen werde. 

Herr von Holzhanfen erwiderte: 

von dem zum Familien-Fideicommiß eigenthümlich gehörigen 

Grundſtück Gew. XV Nr. 98 fer eine jährliche, von dem 

Liebfrauenftift herrührende Abgabe zu entricdyten von 5 Malter 

16 Gejcheid, deren Vormerkung er geichehen laſſen könne. 
Die Stadtlämmerei veplicirte: 

jie könne die Tranfeription zufolge des vorgelegten Stadtgerichts: 

decret8 auf den Namen des Herrn von Holzhaujen geichehen 

laſſen, wenn diefer Sorge trage, daR der Liebfrauenſtifts-Dechanei— 

Erbbeitandzins in dem Tranſcriptionsbuche vorgemerkt werde. 

Als Ergebniß diefer Verhandlungen jtellt jic) die Note des Stadt: 
kämmerei-Receptors vom 6. März dar, wonad) 

auf dem Grundſtück quaest. ein von der ehemaligen Yiebfrauen- 

jtifts-Dechanei herrührender Erbzins von 5 Maller 16 Geſcheid 

haftet, 
mit welcher Note fich Freiherr Georg von Holzhaufen am 12. März 
1841 einverftanden erklärte. 

Die, Tranfeription erfolgte auf Grund des eine Anlage der 
Zranjeriptionsaften bildenden Driginals des Stadtgerichtsdecret8 vom 
29. Juni 1840. | 

Aus diefen Thatjachen ergibt ſich, daß, wenn, wie Kläger der 
Ansicht ift, nach dem im der Ladung angedroheten und in [11] ausge: 
fprochenen Präjudiz und dem ganzen, mur die Ermöglichung der Tran- 
feription bezwedfenden Verfahren jedoch nicht angenommen werden 
fann, dem Vorfahr des Klägers durch das Stadtgerichtsdecret vom 
29. Juni 1840 Eigenthum rechtskräftig zuerkannt worden wäre, und 
die Beklagte die Nechtsfraft anerfannt hätte, doch ein Ausſchluß der: 
jelben bezüglich ihrer aus dem Obereigenthume fließenden echte an 
dem Grundftüce Gew. XV Nr. 98 oder eine Anerfennung eines 
rechtskräftig erfolgten Ausſchluſſes ihrerfeits nicht erfolgt ift, vielmehr 
gerade durch den Aft vom 6. bis 12. März 1841 und die auf Grund 
deffelben erfolgte Zufchreibung jene Rechte der Beklagten gewahrt 
worden find. 
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Denn Beklagte hat damit nur das rechtliche Verhältniß, reſp. 
nur ein Eigenthum anerfannt, wie ſolches durd) das jeitherige Gefäll 
beſchränkt beſtanden hat, ohne hieran etwas zu ändern, ohne der Frage 
der Qualität des Zinſes zu präjudiziren. Offenbar beſtand beider— 
ſeits die Abſicht, dieſe Frage der. Zufunft zu überlaſſen. 

Demnach erſcheinen die obengedachten Repliken durchaus unge: 
gründet, und war die Behauptung, daß der Erbzins auf einem Ober— 
eigenthumsrechte hieſiger Stadt beruhe, eine noch durchaus zuläſſige. — 
Ueber deren Beweis und deſſen Normirung wird zur Beſchwerde der 
Beklagten das Nöthige bemerkt werden. 

Der weitere Antrag der erſten Beſchwerde, daß dem Geſuche 
unter 2 der Klage entſprechend „zur Tilgung der Zinsverbindlichkeit“ 
die Hinterlegung der Ablöfungsiumme verfügt werde, findet jeine 
Widerfegung in dem zu 6 der Stadtgerichts-Grinde Bemerften. 

Die Berufung auf 

Reformation II. Tit. 7. 8 13. 
iſt unzutreffend. Demm wie ſich aus- 
8 4 ebenda 
ergibt, handelt dieſer Titel nur von der Ablöjung ewiger Zinſen, mit 
Ausschluß jeder Erbbejtandzinfen, ift alfo jedenfalls, da über die Natur 
diejes Zinſes noch Streit it, unanwendbar, während 
Reformation II. Tit. 15. $ 11. 
in einem Falle wie der vorliegende, ausdrücdlich den Zinsheber in 
Hebung des Zinjes geſchützt wiſſen will, 
B. Die zweite Hägerifche Beſchwerde wird darüber erhoben: 
daß nicht vor weiterem Eingehen auf den Einwand der Be— 
klagten, die Vorlage von Urkunden, worauf ſich die Beklagte 
beziehe, in Gemäßheit Art. 148 der Ober Appellationsgerichts- 
Ordnung verfügt worden it. 

Es mag dahin gejtellt bleiben, ob der Kläger formell berechtigt 
ift, die Unterlaffung einer in das Ermejjen des Gerichts nad Art. 148 
geftellten Verfügung überhaupt und zumal dann zum Gegenjtand ciner 
Beichwerde zu machen, nachdem er jelbit es unterlaffen hat, in erjter 
Anftanz irgend welche Anträge auf Vorlage von Urkunden, reſp. An- 
wendung des Art. 148 cit. zu formuliren. 

Die Beichwerde ift, wollte man folche auch als neuen in diefer 


Inſtanz eingebrachten Antrag gelten laſſen, jedenfalls aus in «der 
Sache gelegenen Gründen zu verwperfen. 

Es iſt richtig, "daR fi) das Ober-Appellationsgericht namentlich 

in feinem 

Erfenntniß in Sachen Rieger ca. Stünzi d. A. 1836 

Seite 13 und 14 

für eine analoge Anwendung der Beltimmung Art. 148 auf die 
unteren Inſtanzen ausgeſprochen Hat. Allein ebenda hat diefer Ge— 
vichtshof auch die Bedingungen einer ex officio aufznerlegenden Vor— 
fage von Urkunden feitgeftellt. ine ſolche Anordnung kann hiernach 
dann erfolgen, wenn die Sache nicht ohne Einficht der fraglichen Ur— 
Funden weiter imftruirt zu werden vermag, und für den Befiter eine 
Nechtspflicht zur Edition befteht. 

Abgejehen davon, daR der Beklagten als ſolcher eine Editions- 
pflicht nicht obliegt, auch nirgends gelagt ift, welche Urkunden vorzu- 
legen und daß ſolche gemeinfchaftfiche jind, iſt von der Beklagten 
auf gewilfe Urkunden mir als auf künftige Beweismittel Bezug ge: 
nommen, im llebrigen aber das Thatlächlihe von ihr der Art präcifirt 
worden, daß Einlafjung und weitere Inſtruirung Schr wohl thunlich 
waren, erjtere wirklich genügend erfolgt ift, und mithin das Einfordern 
von Lirfunden zur Zeit mindeftens durchaus ungerechtfertigt fein 
wiirde. 

C. Die dritte Beſchwerde des Klägers bezieht fi) auf die Ver— 
werfung feiner Replifen, welche er ſämmtlich für zuläſſig erflärt 
haben will. “ 

Was num 

1. zu III a und e dieſer Beichwerde die Neplifen der Ver: 
jährung und der unvordenflichen Berjährung betrifft, jo kann von 
einer eigentlichen Klagverjährung Hier nicht wohl die Rede fein; denn 
die Erſitzung des vollen Eigenthums, die der Kläger geltend machen 
will, abjorbirt die Klagverjährung, welche bei dinglichen echten wicht 
den Verluſt des Nechts zur Folge hat. 

Savigny, Syſtem V. Bd. ©. 367. 
Arndt's Pandecten ©. 155. 

Die 10- und 20jährige Erfitung erfordert einen Erwerbstitel, 

an dem es dem Kläger fehlt, beide Uſucapionen, die 10: umd die 
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20jährige, ſetzen einen uſucapionsmäßigen Befit voraus, an welchem 
es gleichfalls mangelt. Denn nirgends hat der Kläger ſolche That— 
ſachen fubjtantiirt, woraus ſich ergäbe, daß er der Stadt gegenüber 
ſeinen Beſitz animo juris als vollen KEigenthumsbefit geltend ge- 
macht hat. 

Sollte aber die 1840 beantragte Yadung den Anfang eines folchen 
Beſitzes begründen fünnen, jo würden immerhin die zur Bollendung 
der Erfitung zum mindeftens erforderten 30 Sahre noch nicht abge: 
laufen fein. 

Abgejchen von der Frage: ob die eventuell angerufene jogenannte 
unvordenffiche Verjährung oder Zeit dem Cigenthumsrechte, welches 
feinen publiziftiichen Chavafter hat, zum Schuße dienen kann, worüber 
die Anfichten auseinander gehen, | 

Savigny, Syſtem Bd. IV. ©. 484. 509. 

N Seite 210. 
würde diefelbe, weil fie nur eine durch Gegenbeweis zu befeitigende 
Vermuthung der Rechtsmäßigkeit de8 durch mehrere Menichenalter be- 
ſtandenen Befigitandes begrimdet, im vorliegenden Falle den Beweis 
eines Schon vor Jahrhunderten begrumdeten Dbereigenthums nicht 
ausschließen. 

>, Daß die Replik eines Anerfenntniffes des flägerifchen Eigen- 
thums, deren Berückſichtigung unter IIIb. verlangt wird, wicht zu 
beachten it, ergibt fich aus dem zur eriten Beſchwerde Ausgeführten. 

3. Die Reformat. P. II. Zit. 3. 8 6 
bezieht ſich auf die betreffenden faiferfichen Privilegien, und ift nur 
in Uebereinſtimmung mit diefen zu verjtchen und zu erflären. 

Nach einem dem Rath 1376 ertheilten Privileg Carle IV. joliten 
die Gertlichen ihnen zur „Seelgerett“ vermadjte liegende Güter und 
Gülten binnen Gahresfrift am einen Bürger veräußern. In Folge 
jpäterer Privilegien der Kaiſer Sigismund und Marimilian II. fanden 
indeß zu Gunften der drei hHiefigen Stifter auf Grund bejonderer 
„Rachtung und Artikel“ (Vergleiche zwiichen dem Kath und den 
Stiftern) Ausnahmen ftatt. 

Drih, Anmerkungen ©. 267, 295 bis 300. 
Wenn nun eine ſolche Rachtung d. A. 1407, abgedrucdt in 
Drth, ebenda ©. 715. 
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ansdrüclich beftimmt hat, daß nur die Fünftig von den Stiftern 
erworbenen Güter in weltliche Hände überzugehen haben, jo Folgt 
hieraus, daß auf frühere Erwerbungen, wie nad) Angabe der Beklagten 
die Vererbung des Grundjtüfs, worauf der 1393 durch GErbfeihe 
conjtituirte Zins haftet, jene Vorſchrift nicht anwendbar, vielmehr für 
dergleichen Erwerbungen volle unbeichränfte Berechtigung der Stifter 
anerfannt war. 

In Betreff der im Beſitze der Stifter befindlichen Zinſen aber 
hat ein weiterer Vertrag derjelben mit dem Rath, confirmirt durd) 
Kailer Ferdinand d. A. 1561 P 

Orth, 1. ce. Seite 604 bis 606. 
fogar fejtgefegt, daß ſämmtliche bis 1554 nicht aufgefündigte Zinfen 
unablöslich jein jollen. 

Hiernach erjcheint der aus der Keformation 1. c. hergeleitete Ein: 
wand des Klägers, daß das Yichfrauenjtift das Fragliche Gut nicht 
zum Eigentum bejigen, darauf feine Gefälle und Erbbeftandrechte 
haben fonute, die ehemaligen Gefälle und Zinjen des Stifts von 
Nechtswegen ablöslich ſeien und die hierauf bezügliche Beichwerde zu 
III d. verwerſlich. 

4. Die in II. des ftadtgerichtlichen Beicheids vom 25. Maid. J. 
vorbehaltene Mitbenugung des feitherigen Akteninhalts „joweit die 
Parteien damit auszulangen glauben ſollten,“ iſt durchaus unpräjudi— 
zirlih. Erſt bei etwaiger Benutzung Tolcher bereits vorgebrachten 
thatfächlichen Momente im Beweisverfahren wird darüber zu urtheilen 
fein, ob und welche derfelben noch mit Erfolg benugt werden fünnen, 
nachdem die hierauf gegrümdeten Repliken verworfen worden find. 

In diefem Sinne ift die unter Nr. 4 der ftadtgerichtlichen Gründe 
in fine vorfommende allgemeine Bemerkung aufzufaffen,* welche daher 
nicht Gegenjtand einer unter III «. 8. vom Kläger formufirten Be— 
ſchwerde fein kann. , 

II. Die Beklagte verlangt zumächit in ihrer einzigen Beſchwerde: 

die jofortige Abweiſung des Klägers, weil bereit8 erwieſen vor: 

liege, daft das Gefälle der 5 Malter 16 Gefcheid auf einem 

Dbereigenthum beruhe. 

Da aber, wie beide Theile zugeben, es anerkannten NRechtens  ift, 
daß die Bezeichnung eines Zinſes als „Erbzins“ an und fir fich 
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noch nicht auf die rechtliche Natur diefes Zinfes, auf Obereigenthum, 
einen Schluß zuläßt, diefe Bezeichnung vielmehr eine mehrdeutige ift, 
cf. Gerber, deutjches Privatrecht $ 139. 

fo fann auch daraus, daß 1841 in Folge der zu I. A. oben gejchil- 
derten Verhandlungen, für das Gefälle die Bezeichnung „Erbzins“ 
gewählt worden, und etwa feitden die Zahlung unter diefer Bezeich— 
nung erfolgt ift, der erforderte Beweis noch nicht, wie Beklagte der 
Ansicht ift, für erbracht gelten. 

Aud) die 

Neformat. II. Zit. 15 8 11. 
fegt feineswegs Gewicht auf die Benennung Erbzins, jondern verlangt 
den Nachweis, daß der Zins ein Vererbungszins, und deßhalb ver- 
möge der Ablöjfungsordnung (jettt das Gefeg vom 11. ‘Dezember 1852 
$ 1) nicht ablöslid ift. 
cf. Soudhay, Anmerkungen I. Bd. ©. 130. 348. 

Die Hauptbefchwerde der Beklagten ift demnach ungegründet. 

Ebenfowenig kann dem eventuellen Antrage entiprochen werden, 
welcher dahin geht: 

den Beweis dAfauf zu richten, dar fFragliches Grundftüc ur— 

Iprünglid von Seiten des Decanats des Yiebfrauenjtifts gegen 

den fraglichen Zins in Erbleihe gegeben worden it. 

Denn der Beweis ift dem Art. 1 Abjat 2 des Gejetes vom 
11. Dezember 1852 entiprechend zu normiren; e8 ift demnach darzu— 
thun, daß der Zins auf einem Obereigenthumsrechte an dem pflich- 
tigen Srundeigenthum beruht. Darüber aber, wie diejer Beweis ge- 
- führt werden mag, ijt dermalen micht zu enticheiden,; es bleibt viel— 
mehr dieſer Punkt fünftiger Beurtheilung vorbehalten. 

Aus diefen Gründen 

werden die von beiden Gtreittheilen gegen das Urtheil des 

Stadtgerihts vom 25. Mai 1860 erhobenen Berufungen unter 

Bergleihung der Koſten diefer Inſtanz als unbegründet hiermit 

verworfen, 


Urtbeil des Dber:Appellationdgerichts 
vom 30. Dezember 1862. 
Grfannt: 


dak die Förmlichfeiten der Appellation fir gewahrt zu achten, 
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in der Sache ſelbſt aber das Erkenntniß des Appellations- 
Gerichts der freien Stadt Frankfurt vom 27. Auguft 1860, 
wie hiermit geichieht, zwar im Uebrigen zu betätigen, dem 
Kläger jedoch, dem ftadtgerichtlichen Beweife gegenüber, neben 
dem generellen Gegenbeweije nod) der Beweis salva reprobatione 
nachzulaſſen fei: 

daß der im Rede jtehende Zins ſeit unvordenflicher Zeit nur 

die Natur eines einfachen Zinjes gehabt habe. 
Die Koften gegemwärtiger Inſtanz werden verglichen und die 
Sache nunmehr an das Stadt-Gericht zum weiteren Berfahren 
zurückverwieſen. 


Entſcheidungsgründe. 

Der Kläger beſchwert ſich in Grav. J. darüber, daß Beklagte zu 
dem vom Stadtgerichte normirten Beweiſe zugelaſſen und nicht viel— 
mehr, unter Verfällung zum Koſten- und Schadenserſatze, zur Empfang— 
nahme der Ablöſungsſumme ſchuldig erkannt, reſp. die Depoſition des 
betreffenden Betrags verfügt worden iſt, und ſtützt dieſe Beſchwerde 
zunächſt erſtens darauf, daß dem von der Beklagten behaupteten Ober— 
eigenthume, auf deſſen Grund fie die Ablösbarf.it des libellirten Grund: 
gefälles beftreitet, die Replik der abgemachten Sache entgegenftehe. 
Die Eigenthumsfrage ſei zu jeinen, des Klägers, Gunften erledigt, 

A. Schon dadurch, daß das fragliche Baumſtück feinem Bater 
und nunmehr ihm jelbjt, als den derzeitigen Inhabern des von Holz: 
haujen’schen Fideicommiſſes, in den Tranjeriptonsbüchern zugefchrieben 
worden, jedenfalls 

B. durch die der Zufchreibung auf den Namen des Waters 
vorausgegangene gerichtliche Verhandlung, insbejfondere die Ediftalladung 
vom 9. März 1840, die Nichtanmeldung von Eigenthumsanſprüchen 
Seitens der Beklagten und das hierauf erfolgte und rechtsfräftig ges 
wordene Stadtgerichts-Decret vom 29. Juni 1840; endlich) 

C. durch pofitive Anerfennung des feinem Vater, reſp. ihm felbit 
an dem fraglichen Grundſtücke zuftehenden vollen Eigenthums. 

Dieje ganze Einwendung muß jedoch) mit den vorigen Nichtern 
für unzutreffend eradjtet werden. 

Zu A. erjcheint 
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1. ſchon die factiſche Vorausfetung, welche der Flägerifchen Argit- 
mentation zur Bajis dient, als eine unrichtige. Die Parteien find 
darüber einverftanden, daß, wenn auch das fragliche Grundſtück in 
dem Zranseriptionsbuche jelbit Ichlechthin auf den Namen de3 Waters 
des Klägers, und nunmehr des Yegteren eingetragen ift, es doch nach 
Maßgabe der ihr vorausgegangene Verhandlungen rechtlich ſo anzu— 
ſehen iſt, als ſei dieſelbe mit dem Anhange erfolgt: „daß auf dem 
genannten Baumſtücke ein von der ehemaligen Liebfrauenſtifts-Dechanei 
herrührender Erbzins von 5 Malter, 16 Geſcheid Korn haftet;“ 
wie denn der Kläger insbeſondere wiederholt behauptet hat, daß die 
das Einverſtändniß der Betheiligten über die Exiſtenz des fraglichen 
Erbzinjes beweilende Urkunde eine Anlage der Iranferiptiong-Alten 
bilde, die er als Erläuterung und Ergänzung des vjficiellen Eintrags 
gelten zu laſſen bereit ift. 

Mit dem Ausdrude „Erbzins“ kann num — worüber die Par- 
teien ebenfalls einverſtanden ſind — Towohl ein einfacher Grundzing, 
jogenannter jchlechter Zins, 

Reform II. 15. 8 11. 15. 
als auch die Abgabe, welche der Erbleihebeftänder an den Eigenthums- 
herru zu entrichten ‚hat, 
Reform 1. c. $ 1. vergl, mit $ 12. 

bezeichnet werden. Sollte der Ausdrucd vorliegend in dieſem letzteren 
Sinne zu verſtehen ſein, ſo würde das Baumſtück eben damit als 
nicht im vollen, ſondern nur im nutzbaren Eigenthum der von Holz- 
haufen jtehend, diefen zugejchricben fein. Es kommt alfo Alles auf 
die Bedeutung an, die dem Worte „Erbzins“ im vorliegenden alle 
zufommt, und dafür kann nur der übereinftimmende Wille derer, die 
jich über die Wahl gerade diefes Ausdruds verftändigten, und in Er- 
mangelung eines folchen, das Materielle des Verhältniſſes entjcheiden. 
Es wäre aljo, jelbjt wenn man den Eintrag in das Tranſcriptions— 
buch für schlechthin maßgebend anzuſehen Hätte, doc) jedenfall® in 
concreto die Frage, auf die es anfommt, mod eine offene, Die 
flägerijche Argumentation beruht aber 

2. and) auf einer ganz falichen Auffaſſung der juriftiichen Be— 
deutung, welche den Einträgen in die Tranferiptionsbücer nad Franf- 
furter Recht zufommmt. Es fteht nad) der Praxis der dortigen Ge- 
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richte, welche in der Verordnung vom 20. März 1820 ihre aus 

reichende Nechtfertigung findet, vollfommen feſt, daß die Tranfeription 

überall nicht einen Eigenthumstitel bildet, ſondern nur die Beftimmung 

hat, die unabhängig von ihr begründeten Eigenthumsverhältniſſe Klar 

zu Stellen, und eben dadurch zu deren Sicherheit beizutragen. 
Bender, Handb. des Priv.-Rechts p. 205. 

Kläger gibt denn auch jelbjt zu, daß eine Anfechtung der erfolgten 
Zranfeription rechtlich möglid) jei. 

Wenn er aber meint, eine folche könne nur vor der Tran- 
fcriptionsbehörde, rejp. dem Stadtgerid)te IL, als höhere In— 
ftanz erfolgen, jo ift die& ganz verfehlt. Nor diefe Behörden gehört 
die Sache nur, jo lange fie im Wege der freiwitligen Gerichtsbarfeit 
zu behandeln, aljo eine unftreitige iſt. Entjteht uber die Eigenthums— 
verhältniffe zwifchen bejtimmten Berfonen ein Streit, jo fann aud) 
nur das Gericht, vor welches diejer Streit gehört, über den Werth 
urtheilen, welcher der ITranfeription für die Eigenthumsfrage zufommt. 
Ob dies aber die Bedeutung einer Nechtsvermuthung iſt, oder ob die 
ZTranferiptionsbücher bloß Beweismittel für die factiichen Hergänge 
bilden, die darin befundet werden, kann im vorliegenden Falle dahin 
geitellt bleiben. Soviel ijt nad) Vorſtehendem gewiß, daß, wenn aud 
die Eintragung auf die von Holzhaufen als Inhaber des vollen 
und ungetheilten Eigentums an dem fraglichen Baumſtücke erfolgt 
wäre, darum doch der Beklagten der Beweis eines an diefem Grund- 
jtücfe ihr zustehenden Dbereigenthums nicht verjagt werden könnte. 

Zu B. Die eben crörterte Bedeutung der ZTranfeription ergibt 
von felbjt, welche Tragweite den zum Zwed derjelben  eingefeiteten ge- 
richtlihen Verhandlungen 2. vom Jahre 1840 zufommt, 

Nach heutigem Recht 

Geſ. vom 7. Novbr. 1848. 8 5. 
würden diefe Verhandlungen ꝛc. vor das Stadtgericht IL. gehört 
haben — wofür die von Kläger in gegenwärtiger Inſtanz produeirte 
Anlage K. einen praftifchen Beleg gibt — und jchon daraus ergibt 
fi, daß von einer Prächujion Dritter mit materiellen Eigenthums— 
und fonftigen Anfprücden, jo wenig, als von einer Nechtsfraft des 
diefe Verhandlungen erledigenden Deeretes die Nede fein kann. Das 
Stadtgericht Hat fi denn auch im Jahre 1840 ganz innerhalb der 
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durch die oben bezeichnete Natur des Verfahrens ihm gezogenen Grenzen 
gehalten. Die Edictalladung vom 9. März 1840 droht für den Fall, 
daß Eigenthums- oder ſonſtige Anfprüche innerhalb der gefetsten Frift 
nicht angemeldet werden, nicht den Verluſt diefer Ansprüche, ſondern 
nur das an, daß die verzeichneten Grundjtüce dem ꝛc. von Holzhaujen, 
und zwar als zum Familien-Fideicommiß gehörtg, in den Tranſcriptions— 
büchern werden zugejchrieben werden, und das nach fruchtloſem Ab» 
laufen der Friſt ergangene Decret vom 29, Juni 1840 verfügt ein- 
fach diefe Zufchreibung, ohme über tie wicht angemeldeten Anſprüche 
dritter Perfonen ein Wort zu verlieren. Die Kanzlei des Stadtgerichts 
hat freilich unter dem 20. Auguft die Beicheinigung ausgeſtellt, daß 
diefes Decret die Nechtefraft bejchritten habe. Allein die faljche Auf: 
faffung des Secretariats vermag ſelbſtverſtändlich an der rechtlichen 
Bedeutung des Actes jelbit Nichts zu ändern. 

Zu a. Bon den Handlungen, durd) weiche die Anerfennung des 
vollen flägerifchen Eigentums abjeiten der Kämmerei erfolgt jein 
joll, kann 

1. die Einwilligung in die Zufchreibung de8 fraglichen Baum- 
ſtücks — wenn man auch mit dem Kläger unterftellt, dieſelbe fei 
unter Specieller Zuftimmung zu der Behauptung des Vaters des 
Klägers: „daß das fragliche Grundſtück dem von Holzhaujen’jchen 
Fideicommiß eigenthümlich gehöre,“ erfolgt für entjcheidend nicht er- 
achtet werden. Wenn man aud) gegenwärtig dem Erbzinsmanne nur 
ein Hecht an einer fremden Sache theoretijch zufchreibt, jo ift doch 
deınfelben das ganze Meittelalter hindurch und bis auf die neuefte 
Zeit ein dominium utile beigemejfen worden, und in Frankfurt 
hat dieſer Sprachgebrauch ſogar die Billigung der Gejeßgebung 
für ſich: 

Reform. I. 15. 8 2. vgl. 
Souhay, Anmerf. ad h. 8. (I. p. 334.) 

Der Erbleiheherr verzichtet daher in feiner Weife auf fein Ober- 
eigentJum, wenn er Yen Beſtänder als „Eigenthümer“ anerfennt. 
Im vorliegenden Falle aber fommt Hinzu, daß nach dem, was oben 
zu A. sub 1 bemerft worden — ein die Rechte der Kämmerei in 
ihrem vollen Umfange wahrender Vorbehalt gemacht worden ift. 

2. Eher könnte e8 erheblich jcheinen, daß die Kämmerei im 
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Protocollauszuge vom 16. November 1840 gefordert hat, der all» 
jährlich mit 5 Malter 15 Geſcheid zu liefernde Canon fotle, als auf 
fämmtlichen (86) sub IL. des Stadtgerichts-Decreies vom 29. Juni 
verzeichneten Grundſtücken lajtend, vorgemerkt werden, falls von Holz— 
haufen micht vorziehe „einzelne von diefen Güterſtücken, als mit 
diefem Canon belajtet, einzeichnen zu laffen,“ Soviel ift gewiß, daß 
damals die Kämmerei nicht von der Anficht ausging, es hafte die 
fragliche Abgabe gerade und ausſchließlich auf dem gegenwärtig in 
Rede jtehenden Baumſtücke Gew. XV Nr. 98, und Hiernady auch nicht 
wohl der Meinung gewelen fein kann, die Abgabe als einen Ausfluß 
ihres Obereigenthums gerade an diefem Baumſtücke zu behandehr. 
Allein abgejehen davon, daß der Ausdrud „Kanon“ doc) immer auf 
ein getheiltes Eigenthum hinweift und im der Beanſpruchung eines 
jolchen für ſämmtliche 86 Grundftüce die Geltendmachung eines Ober- 
eigenthumsrechtes an jedem einzelnen diefer Grundſtücke gefunden wer: 
den fann, jo genügt die Ansicht, von welcher damals die Kämmerei 
ausgegangen, im feiner Weife, um zur Annahme eines Anerfennt- 
nifjes zu gelangen. jedenfalls aber hat jene vorläufige Aeußerung 
durch die weiteren Verhandlungen alle Bedeutung verloren, denn der 
Vater des Klägers ſelbſt erklärte in feiner auf jene Aufforderung ge- 
gebene Antwort, daß die fragliche Abgabe von dem Grundſtücke Gew. XV 
Mr. 98 zu entrichten jei, und er daher gejchehen laſſen fünne, daR 
von diejer auf bejagtem Grundſtücke Haftenden jährlichen Abgabe ge— 
hörigen Drts Vormerkung genommen werde, und die Kämmerei hat 
fi damit, durch PVrotocollauszug von 24, Dezember 1840, einver- 
jtanden erklärt, es iſt alfo im beiderfeitigen Einverſtändniſſe eine Be— 
richtigung der urjprünglichen falſchen oder dod) ln Auffaffung 
der Kämmerei eingetreten, 

3. Was endlid den Umſtand anlangt, daß im der Bemerkung, 
welche der Stadtreceptor Huth behufs Wahrung der Rechte der Stadt- 
fämmerei bei der bevorftehenden Zufchreibung am 6. März 1841 
unter das Stadtgerichts-Decret vom 29. Juni 4840 geſetzt, und mit 
‚welcher der Bater des Klägers am 12. ejusd. ſich einverftanden er- 
flärt hat, urjprünglich das Wort „Erbbeitandzins” geftanden hat, dieſes 
aber — wie Kläger behauptet, auf Grund einer Neclamation feines 
Vaters — in „Erbzins“ umgeändert worden ift, jo kann zwar dem 


— 267 — 


Einmwande, daß der Stadtreceptor den Rechten der Kämmerer Nichts 
habe vergeben fönnen, nach Lage der Sache feine Bedeutung beigelegt 
werden, denn die Beklagte hat unbeftrittenermaßen davon, daß ſchließ— 
lich der Ausdruck „Erbzins“ gewählt worden, Kenntniß erlangt und 
ſich dabei beruhigt. Es kann aber in der fraglichen Correctur felbit 
überall nicht ein Act von der Tragweite gefunden werden, welche 
Kläger derjelben beileg. Wenn an Stelle eines Ausdruds, der mit 
größerer Entjchiedenheit auf das Beſtehen eines getheilten Eigenthums 
hinweiſt, ein minder präjudizirlicher gewählt wurde, welcher das Be— 
ftehen eines derartigen Nechtsverhältniifes weder anerfannt, noch aus— 
ichließt, jo hat dies nur die Bedeutung, daß die Trage, ob ein ge- 
theiltes Eigenthum bejtehe, unentjchieden bleiben folle. Der Vater 
des- Klägers hat ſich gegen die Aenderung eines folchen verwahrt, und 
die Kämmerei hat fich diefe Verwahrung gefallen laſſen, ein Zuge— 
ftändniß ihrerjeits, daß Fein Obereigenthum beftehe, oder gar ein 
Verzicht auf folches, liegt aber überall nicht vor. Im Gegenteil ift 
dadurch, daß die Bemerkung ſich nicht auf die Eriftenz des Zinfes 
beichränft, fondern denfelben als einen „von der ehemaligen Yiebfrauen- 
Stifte-Decjanei herrührenden“ bezeichnet, deutlich genug die Intention 
befundet, den Zins im derjenigen rechtlichen Qualität aufrecht zu er- 
halten, in der er bis dahin beftanden hat. 

Kläger hat 

U. die mangelhafte Subjtantiirung der von der Beflagten 
vorgefchügten Einwendungen als Grund geltend gemacht, weßhalb diefe 
zu dem vom Stadtgerichte ihr geftellten Beweife nicht hätte zugelajfen 
werden dürfen; womit feine zweite Bejchwerde, daß jene Einwendungen 
nicht wenigftens bis zur Vorlage der Urkunden, auf welde die 
Gegnerin fich beziehe, zurücgewiefen, reſp. diefe Vorlage, gemäß 
Art. 148 der Ober-Appellationsgerichts-Drdnung verfügt worden, ſo— 
wie der in gegenwärtiger Inſtanz geftellte eventuelle Antrag, daß das 
Dber-Appellationsgericht, nad) Mafgabe der eben erwähnten gejetlichen 
Beitimmung, folche Vorlage verordne, zufammenhängt. — Was nun 

A. zunächft die eben erwähnte zweite Bejchwerdg, anlangt, fo 
ift diefelbe einer doppelten Auslegung fähig: Wird 

1. das Hauptgewicht auf die Vorlage der Urfunden gelegt, 
für welche Annahme die Bezugnahme auf $ 148 der Ober-Appellationg- 

VII. 18 
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gerichts-Ordnung fpricht, fo ift die Beichwerde zwar nicht fehon um 
deßwillen verwerflich, weil in erjter Inſtanz ein Antrag, die Urkunden 
unter Anwendung des eitirten Paragraphen vorlegen zu laffen, nicht 
geitellt worden; denn nad den Grundjäten der Provof.-Drdnung von 
1788 und dem weiten Umfange, in welchem Hier die Zuläfligfeit _ 
neuen Borbringens in höherer Inſtanz gegeben ift, konnte ein der: 
artiger Antrag auch noch beim Appellations-Gericht geftellt werden; 
wohl aber deßhalb, weil der Richter, wenn er von einer in fein Er- 
meſſen gejtellten Officialthätigkeit abftrahirt, ein Recht der Parteien 
nicht verlett und jedenfalls deßhalb, weil es an den VBorausfegungen 
des $ 148 cit. der Unmöglichkeit weiterer Inſtruction des Prozeſſes 
ohne Einficht der Urkunden und einer Nechtspflicht zu deren Vorlage 
im vorliegenden Falle fehlt. Allgemeine Gründe, die zur Edition 
verpflichteten, liegen für die Beklagte nicht vor, und als gemeinfchaft- 
lich ift irgend eine beftimmte Urkunde von dem Kläger nicht in An— 
Ipruch genommen, Legt man dagegen im Beihalte der Ausführungen 
des Klägers das Hauptgewicht 


2. auf die mangelhafte Subftantiirung der beflagtifchen 
Einrede des Obereigenthums, fo ift der Sinn der Bejchwerde der, 
daß, wenn die Einrede diefes Mangels wegen nicht habe jofort zurück— 
gewiefen werden follen, dann jedenfalls zunächſt auf befjere Subjtan- 
tiirung derjelben — die nad) Bejchaffenheit des alles nur durch 
Vorlage der in Bezug genommenen Urkunden möglich fei — zu er: 
fennen gemwejen fein würde. So aufgefaßt, erledigt fich die Bejchwerde 
indejjen jchon dadurch, daß die Beklagte felbft von einer ihr nad)- 
zulafjenden VBervolljtändigung ihres Vorbringens durch Vorlage von 
Urkunden Nichts wiſſen will, vielmehr noch in diefer Inſtanz darauf, 
dag die Production der Urkunden erſt in das Beweisverfahren gehöre, 
bejteht, und fich weigert, diejelben jetzt ſchon vorzulegen; fie aljo ihre 
Einrede Tlediglid) nach dem Maße deffen bemejjen haben will, was 
fie bereit8 in facto vorgetragen, und infonderheit als erheblichen In— 
halt der Urkunden angegeben hat. 

® 


B. Die unter A. 1 und 2 ausgeführten Gründe ftehen auch dem 
entgegen, daß dag Ober-Appellationsgericht, von der im 8 148 
der Ober-Appellationsgerichts-Drdnung ihm ertheilten Befugniß Ge- 
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brauch machend, auf Vorlage der fraglichen Documente erfenne. Es 
fommt vielmehr N 

C. Alles darauf an, ob die einjchlagenden Behauptungen der 
Beklagten als dergeftalt ungenügend betrachtet werden müffen, daß 
dem Berufen auf ein an dem fraglichen Grundjtüde ihr zuftehendes 
Obereigenthun gar feine Berücjichtigung zu Theil werden dürfte und 
aus diefem Grunde der erjten Beſchwerde des Klägers entjprochen 
werden muß, oder ob die Einrede jo vorgebradht, reſp. jubitantiirt 
worden ift, daß cin Beweis darüber naczulaffen war. 

a. Der vom Stadtgerichte aufgejtellte, vom Appellationsgerichte 
bejtätigte und nicht fpeciell angefochtene Beweisſatz geht generell 
dahin, daß das fragliche Grundgefälle auf einem Obereigenthum der 
freien Stadt Frankfurt an dem fraglichen Grundſtücke beruhe. Hier- 
nach fünnte es fcheinen, als haben die vorigen Gerichte die Angabe 
und Subftantiirung de8 Erwerbsgrundes im erften Verfahren noch 
gar nicht für erforderlich geachtet, folche vielmehr der Beweisinftanz 
vorbehalten wollen. Indeß eratebt ſich aus den Entjcheidungsgründen 
sub 2 des Stadtgerich8-Erfenntnifjes, und I. A. zu a. des Appellations- 
gerichts-Erfenntniffes, Daß dies nicht die Meinung gewejen, die von 
der Beflagten über die Entjtehung ihres Obereigenthums gemachten 
Angaben vielmehr als zur thatjächlihen Begründung des Rechts be- 
ftimmt aufgefaßt und einer Prüfung unterzogen worden find; es aljo 
auch nur die Abficht gewejen fein kann, die Beklagte mit dem Be— 
weife diejer fpeciellen, im erften Verfahren bereits vorgebradhten Be— 
gründung ihres Rechtes zuzulaffen ; wie e8 denn nad den näheren 
Erklärungen, welche Beklagte jelbjt in der Dupfif und der Vernehm— 
laffung gegenwärtiger Inſtanz abgegeben hat, in der That feinem 
Zweifel unterliegt, daß diefelbe ihr Obereigenthumsrecht nicht generell, 
fondern unter fofortiger Angabe eines beftimmten Entjtehungsgrundes 
(causa adjecta oder expressa) hat geltend machen wollen. Bei 
ſolcher Sachlage kommt es allerdings 

b. darauf an, ob eine genügende rechtliche und factifche Begrün- 
dung diefes Obereigenthumsrechtes vorliegt. Es können jedoch 

c. im rechtlicher Beziehung die Angaben, welche Beklagte zu 

- diejem Behufe in der Vernehmlaffung noch einigermaßen vervollftändigt 
hat, nicht beanftandet werden. Wenn das Dechanat des Kiebfrauen- 
18* 


30 


ftiftes das fragliche Grumdjtüc von der Wittwe Wannebach ererbt, 
und im Sahre 1393 gegen eben das Gefälle, welches jet noch darauf 
haftet, in Erbleihe gegeben hat, wenn hiernächjt dieſes Grundſtück 
„als Erbleihegut in den Bejig der von Holzhauſen'ſchen Familie 
übergegangen und bis zur Zeit in deren Beſitz im nutbaren Eigen- | 
thum derſelben verblieben;* wenn das Grundgefälle „nur als eine 
‚jährliche Pacht und zwar als Erbpacht, ebenjo von den Antecefjoren 
der Familie von Holzhauſen, wie auch von diejer jelbjt und dem 
Kläger entrichtet," wenn endlich) die Stadt Frankfurt Rechtenachfolgerin 
des Dechanats des Liebfrauenjtifts geworden ift, jo folgt daraus von 
ſelbſt, daß diefer letzteren jetzt das Obereigenthum an dem fraglichen 
Grundſtücke zufteht, und der Zins, als auf eben dieſem Dbereigen- 
thum beruhend, den Beitimmungen des Ablöjungsgefeges vom 11. De- 
zember 1852 nicht unterliegt. Was aber 

d. die factifchen Subftantiirungen anlangt, fo kann e8 bei Ber- 
hältniffen der vorliegenden Art nicht für nothwendig, ja nicht einmal 
für zwecmäßig erachtet werden, daß die Einzelheiten bereits im erften _ 
Verfahren vorgebradjt und zum Gegenstand der PBarteiverhandlungen 
gemacht werden. Es ift vielmehr hier mit einer generellen thatfäch- 
lihen Begründung, wie fie, nad) dem unter a Bemerften, ausreichend 
geliefert ift, Genüge zu nehmen und die nähere Detaillirung derjelben 
dem Beweisverfahren um jo mehr zu überlaffen, als fie — wie 
Kläger jelbjt bemerkt, — ohne Vorlage der einfchlagenden Urkunden 
faum möglich erfcheint. Die Aufgabe des in der Beweisinftanz er- 
fennenden Richters aber wird es fein, hiernächſt auch darüber zu ur- 
theilen, ob, um das von der Beklagten behauptete Dbereigenthum 
ala an fich begründet erfcheinen zu laſſen, fämmtliche unter a hervor- 
gehobene Momente in Gewißheit geſetzt fein müffen oder ob ſchon ein 
Theil derjelben, und welder, dazu genügt. 

II. Der Kläger hat dem Vorbringen der Beklagten aufer der 
Replik der abgemachten Sache (oben sub I) noch weitere Einwendungen 
entgegengefeßt, die er in den höheren Inſtanzen als die Repliken der 
„Verjährung“ und „unvordenflichen Verjährung,“ fowie die Replik, 
„daR geiftliche Stifter feinerlei unablöfige Gefälle und Erbbeitandrechte 
haben Fonnten,“ bezeichnet. Die vorigen Nichter haben dieſe Ein- 
wendungen ſchlechthin verworfen; der Kläger aber ift der Meinung, 
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daß auf Grund derfelben die beflagtijche Einrede alsbald hätte ver- 
worfen werden müſſen, daher auch diejerhalb feine erjte Beichwerde 
begründet erfcheine. Weniger klar ift es, was er mit dem eventuellen 
Theile feines Grav. III eigentlich beabſichtigt. Doch fcheint im Bei- 
halt der Rechtfertigung in den Ober-Appellationsaften die Intention 
die zu fein, daß, wenn e8 bei dem der Beklagten auferlegten Beweife 
jein Bewenden habe, dann ihm, dem Kläger, ein Beweis über jene 
„Repliken“ nachgelaffen oder wenigftens geftattet werden müſſe, das 
denjelben zu Grunde liegende Material zu feinem Gegenbeweife zu 
benutzen. — Soviel nun | 

A. die unvordenfliche Verjährung betrifft, jo fann 

1. davon, daß auf Grund derjelben jetst Schon die aus dem be- 
flagtifchen ObereigenthHum entnommene Einrede verworfen, werden müßte, 
nicht die Rede fein. Denn es ift von der Beklagten geleugnet und 
bis jett noch im feiner Weife conftatirt, daß Kläger und feine Vor— 
fahren das Grunditüd als ein in ihrem freien Eigenthum befind- 
fiches bejejfen und den Zins nur als einfachen Zins bezahlt haben. 

Dagegen ift 2: 

2. dem Kläger darin beizutreten, daß fein Berufen auf undor- 
denklichen Beſitz nicht Schlechthin verworfen, jondern ihm Beweis darüber 
‚nachgelaffen werden mußte, 

a. Die Anficht, daß Immemorialverjährung nur folhen Rechten 
zum Schug dienen könne, die einen publiciftifchen Charakter haben, 
und diefelben jedenfalls nur eine durch Gegenbeweis zu bejeitigende 
Bermuthung ‚der Rechtmäßigkeit des Befiges begründe, entipricht dem 
Römiſchen, nicht dem heutigen Deutichen Recht, welches im Anschluffe 
an das ältere, jenem Rechtsinſtitute eine viel weitergehende Wirffam- 
feit einräumt. 

Bergl. Seuffert, Arch. V. 250. VI. 144. XIV. 102. 
Not. 1.. 

An diefe deutfchrechtliche Auffaffung fchließt fich aucd die Franf- 
furter Reformation an. In Theil I. Tit. 15. $ 6 dieſes Ge— 
ſetzes iſt ausdrücklich anerkannt, nicht allein, daß einer über Menſchen— 
gedenken fich erſtreckenden Präfeription und Verjährung in rein privat- 
rechtlicher Beziehung Wirkſamkeit zufommt, fondern auch geradezu, daß 

_ durch deren Hinzutreten ein an ſich nichtiger Titel Kraft erhält, fie 
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alfo nicht blo8 die Bedeutung einer Rechtsvermuthung, fondern die 
eines wirflichen Rechtserwerbes hat. — Dies vorausgeſetzt, ift ſchon 
an und für fich nicht einzufehen, warum durch eine derartige Verjährung 
nicht die Umwandelung eines Erbbeftandrechts in volles Eigenthum 
foflte vor fich gehen können. Entjcheidend aber iſt in diefer Be- 
ziehung die Beftimmung des 8 6 cit. Können einzelne im Eigen- 
thum begriffene Rechte durch Immemorial-Präſcription dem Erbfeihe- 
herrn entzogen und in der Hand dritter Perfonen zu jelbjtändigen 
dinglihen Rechten erhoben werden, fo muß ein Gleiches auch von dem 
EigentHum im Ganzen gelten. Die Bearbeiter des Frankfurter 
Rechts fcheinen denn aud) darüber, daß wenigftens die Jmmemorial- 
verjährung mit diefer Wirkung zugelaſſen werden müſſe, keinen 
Zweifel zu haben. 

Vergl. insbeſondere Souchay, Anmerk. zu SS 6 und 13 

h. t. (I. p. 337 und 350). 

b. Was die factifhe Begründung anlangt, fo fehlt e8 aller: 
dings dem flägerifhen Verlangen an Präcifion und fcharfer Hervor: 
hebung der rechtlich erheblichen Momente; es fann und muß darin 
jedoch das gefunden werden, daß er und feine Vorfahren feit unvor- 
denflicher Zeit das fragliche Grundſtück als Eigentum (und darunter 
verjteht Kläger immer volles und freies Eigenthum) beſeſſen und den 
Zins davon als einen einfachen Grundzins entrichtet haben — und 
die war, nad dem was oben unter II. a. E. bemerft worden, ge= 
nügend, um, wie im Urtheil gejchehen, dem Kläger einen Beweis 
darüber nachzulaſſen. 

B. Anlangend die „Replik der Verjährung“ (morunter 
Kläger den Einwand verjteht, daß er durch ordentliche, eventuell außer— 
ordentliche Ufucapion das freie Eigenthum erſeſſen, reſp. daß Beklagte 
durch Klagverjährung ihr Obereigenthum verloren habe), jo unterliegt 

1. fhon deren rechtlihe Zuläjfigfeit erheblichen Bedenken. 
Die Frankfurker Schriftjteller feit Orth 

wegen der früheren Zeit vergl. Orth, Ann. I. p. 786 und 

II. p. 285 und 698 
erflären fich übereinftimmend gegen eine jede praescriptio definita, 
indem fie die Beftimmung in $13 des Tit. 15 cit. der Reformation 
von Gütern, die in Temporalbejtand gegeben find, verjtehen, für 
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Erbleihegüter aber lediglich den $ 7, den fie durch Herüberziehen 
de8 8 6 ergänzen, maßgebend eradjten: 
Drth, Anm. I. p. 741 und 742. II. p. 285. 
Adlerflyht, Priv. R. 8. 488. 
Soudhay, Anmerf. 1. c. 
Bender, Handbuch $ 77. N. 5. 

Es bedarf indejfen einer Entjcheidung diefer nicht fir unzweifel⸗ 
haft zu erachtenden Frage im vorliegenden Falle deshalb nicht, weil 

2. den beiden vorigen Gerichten darin beigetreten werden muß, 
daß die fragliche Replik jedenfalls wegen mangelnder factiicher Be— 
gründung zurückzuweiſen war, indem es — in weldher Beziehung auf 
die Entiheidungsgründe sub 5 des Stadtgerichts und I. 1. des 
AppellationsgerichtsS verwiefen werden fann — an einer jeden auch 
nur generellen Angabe derjenigen thatjächlihen Momente, durch welche 
eine praescriptio definita bedingt fein würde, gänzlich fehlt. 

3. Anlangend endlich die Behauptung, „daR geiftliche Stifter 
feinerlei unablösliche Gefälle und Erbbeftandrechte haben konnten,” fo 
genügt es, auf die appellationsgerichtlichen Entfcheidungsgründe sub I. 
b. 3., in welchem das Unftichhaltige diefes Einwandes genügend aus- 
einandergefett ift, mit dem Anfügen zu verweifen, daß der im Syahre 
1561 fejtgejegten regelmäßigen Unablösbarfeit ſämmtlicher im Beſitz 
der Stifter befindlichen, bis 1554 nicht aufgefündigten Zinfen (wobei 
indeß dem Zinspflichtigen der Nachweis der Wiederfäuflichkeit des 
Zinfes vorbehalten blieb), 
" Orth I p. 606. 
ihon nad) Inhalt des Ablöſungsgeſetzes vom 11. Dezember 1852 
eine unmittelbar practifche Bedeutung nicht mehr zukommt; wie es 
denn auc wohl nicht die Meinung des Appellationsgerichts geweſen 
ift, ihr eine folche zu vindiciren; dies Alles vielmehr nur den ohnehin 
Ihon geführten Nachweis unterftügen ſoll, daß geiftliche Stifter vom 
Eigenthum an in Frankfurter Gemarkung belegenen Gütern keineswegs 
unbedingt ausgejchloffen gewejen find. 

IV. Anlangend den Depofitiong-Antrag, auf welchen Kläger nicht 
alfein in Grav. I, fondern auch in der Beſchwerdeausführung fpeciell 
zurückgekommen iſt, ſo erſcheint es 

A. ganz unzutreffend, wenn jetzt von einer im Urtheile (näm⸗ 
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(ih im Endurtheile) zu verfügenden Depofition geſprochen wird. Leber 
den Antrag auf eine jolche (jtatt Zahlung), wenn er überhaupt in der 
Klage zu finden fein follte, haben die vorigen Gerichte noch nicht er- 
kannt und nad) Lage der Sache aud) gar nicht zu erfennen gehabt; 
es ift aljo zu einer Beſchwerde in diefer Richtung überall fein Anlaß 
gegeben. \ 

B. Die vom Stadtgeriht allein ausgejprocdhene und vom 
Appellationegerichte beitätigte WVerwerfung des Antrags auf. einit- 
weilige Depofition des eventuellen Ablöſungsbetrags ift durd die 
in beiden vorigen Inſtanzen dafür angegebenen Gründe, deren Wider- 
fegung- auch) vom Kläger gar nicht mehr verjucht wird, gerechtfertigt. - 
Wenn derjelbe jegt von einer Depofition der gebotenen Ablöjungs- 
fumme auf Rechnung des Antragftellers fpricht, „zu reitituiren, wenn 
der Verlangende ſchließlich unterliegt,“ jo hindert ihn Nichts, die ge— 
botene Ablöfungsjumme zu deponiren und ſich dadurd die eventuellen 
Bortheile einer bereits vor Beendigung des Prozejjes bewirkten Zahlung 
zu fichern. Für das Prozeßgericht fehle e8 aber an jedem Anlaß 
zur Verordnung einer ſolchen Depofition, durch welche die einftweilige 
Fortentrichtung des Grundgefälles felbjtverftändlih nicht gehemmt 
werden würde. 

V. Bei der PVergleihung der Koften voriger Inſtanz war e8, 
der vierten Beſchwerde des Klägers ungeachtet, zu belaſſen. Die Koften 
gegenwärtiger Inſtanz mußten, da Kläger in einem erheblichen Bunfte 
, mit feinen Bejchwerden durchdringt, ebenfalls verglichen werden. 
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316. 


Conrad Witter zu St. Louis, Kläger gegen Joſeph 
Baer, Beklagte, Erfüllung eines Kaufvertrags betreffend. 


Erfenntnif des Stadtgerichts I 
vom 2. Auguſt 1861. 

1. Nach dem beiderfeitigen Borbringen und der vorgelegten Corre— 
fpondenz ſteht feit: 

1. daß die Beflagte das ihr vom Kläger in St. Youis für 
2500 fl. als eine Rarität angebotene Werk „Andubon's Birds“ Taut 
ihres Briefes vom 26. November 1858 unter folgenden Bedingungen 
für 1000 Dollars erfauft Hat: 

a. daß das Werk im Innern vollfommen gut erhalten und ein 
urfprünglich colorirtes Original -Subferiptions » Eremplar fei, deffen 
Einband wohl etwas abgeſchabt fein dürfe, aber doc fonft in brauch— 
barem Zuſtand fich befinden müſſe; 

b. daß Kläger das Werk in Kifte wohl verpadt, ohne Emballage- 
Berehnung, unter Verſicherung des Werthes via Bremen abzujenden 
babe ; 

c. daß nad) Empfang des Werkes 1000 Doll. in einem boll- 
fommen guten Wechfel auf New-York oder nach entjprechender Cours» 
berechnung dahier baar bezahlt werde; u 

d. dabei war dem Kläger freigeftellt, das Werf an Beklagte 
direct zu fenden, oder (was der Beklagten noch lieber wäre) an ein 
hiefiges Haus zu adreffiren, dem bei Auslieferung die Zahlung per 
Wechſel oder baar geleiftet werden folle, und 

e. von der Beklagten bemerft worden, daß fie feinesfalls 2500 fl. 
gebe, da gerade die Goursdifferenz fie für Fracht, Spefen ꝛc. ſchadlos 
halten folle, und daß um gefl. umgehende Zufage gebeten werden 
müffe, widrigenfall® fie das Schweigen des Klägers als Ablehnung 
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anſehe und ſpäter unter feinen Umſtänden mehr auf das Werk reflef- 
tiren würde. 


Es jteht ferner feit: 


2. daß Kläger mit Brief vom 1. Februar 1859 der Beklagten 
die Anzeige gemacht, daß er das fragliche Werk Tags zuvor per Eijen- 
bahn & 2 Doll. per 100 Pfd. bis New-York an fie abgefandt habe; 
daß derjelbe fodann der Beklagten mit Brief vom 22. Februar 1859 
gemeldet, daß das Werk mit einem Dampfihiff von New-York nad) 
Bremen verihifft worden und an F. Flinſch dahier adreffirt fei, 
welchem fie gegen Empfangnahme 1000 Doll. oder nur 975 Doll. 
zum Cours der Sichtwechfel auf New-Norf zahlen möge, während fie 
25 Doll. an B. Hermann in Leipzig zahlen fönne, wenn fie von 
diefem für Klägers Rechnung die 5 Bände Text, welcher zu dem 
Werke gehöre und befanntlic; auch befonders zu haben fei, erhalten 
haben werde; wobei noch bemerkt wurde, daß die New-Yorker Spejen- 
rehnung, jowie der Schein für die bezahlte Verficherungs-Prämie von 
24 Doll. & 2 pCt. von 1200 Doll. Werth beiliege und die Kifte 
nur 3 Doll. Seefraht von New-Hork bis Bremen zu zahlen habe; 


3. fteht feit, daß Beklagter dem Kläger am 24. März 1859 
geichrieben, e8 fei ihr von F. Flinfch die Ankunft des Exemplare 
von „Andubon“ angezeigt worden, fie müfje fich aber gegen die Ver— 
gütung von 24 Doll. für Verfiherung verwahren, weil das Wert nur 
bei direkter Adreffirung an fie, auf ihre Gefahr unter Weges ge- 
weſen jein würde, aber auch dann Kläger eine VBerficherung ohne vor- 
herige Anfrage und zwar eine jo übermäßig theuere von 24 Doll. 
nicht habe vornehmen dürfen, übrigens fünne fie das Merk ohne den 
Text nicht gebrauchen, Kläger möge alfo dafür Sorge tragen, daß die 
zu dem Werke gehörigen 5 Bände Tert bald möglichjt hierher an 
F. Flinſch geliefert werden, nach deren Eintreffen werde fie das Wert 
bei Flinſch collationiven und nach Nichtigbefinden den Kaufpreis von 
1000 Doll., jowie die Spejen (jedod nicht die Verſicherungskoſten 
von 24 Doll.) zum Tagescours der Wechſel auf New-York gegen 
Empfang des Werkes entrichten, 


4. daß Beklagte fih mit Brief vom 16. Mai 1859 gegen 
jede Verpflichtung zur Annahme des Werkes verwahrte, weil fie bis 
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dahin weder eine Antwort auf ihr Schreiben vom 24. März erhalten 
habe, noch auch die Textbände bei Flinſch eingetroffen jeien; 

5. daß Kläger, mit Brief vom 2. dahier angefommen, am 22. Mai 
1859 der Bellagten auf ihr Schreiben vom 24. März ermidernd 
meldete, daß gleichzeitig mit dem, Atlas von Andubon's Birds der 
Text durch Vermittlung von Appleton u. Comp. in New-Norf und 
DB. Hermann in Leipzig direft am fie abgegangen fei, daß mwahr- 
Iheinlih durd das Beipaden eines anderen, eben in New— 
York neugedrudten Werkes, die Abjendung von diefem Seehafen 
um 4 Wochen verzögert worden jei, daß er hoffe, die 5 Bände 
Zert jeien nunmehr der Beklagten zugefommen oder wirden 
wenigſtens nächſtens bei ihr eintreffen, weßhalb er heute nad 
New: Norf und Leipzig fchreiben werde, und bitte, fofort nad) 
Empfang des Textes dies Werf zu collationiren und in Empfang 
zu nehmen. Was die Vergütung der Verſicherungsprämie betrifft, jo 
macht Kläger der Beklagten deßhalb geeignete Vorſtellungen und er: 
wählt in Betracht, daß das Werf num einmal in Frankfurt ſei und 
hier nientand anders außer der Beklagten davon Gebrauch machen 
fönnte und um ihr einen Beweis feiner Hochachtung zu geben, fie 
ſelbſt zum Schiedsrichter über diefen Punkt; 

6. daR die Beklagte mit ihrem Schreiben vom 26. Mai 1859, 
in welchem fie auf ihr früheres vom 16. Mai Bezug nimmt, defi- 
nitiv erflärte, daß fie das Werk nicht mehr annehmen werde, zumal 
die fehlenden Tertbände immer noc nicht angefommen feien ; endlich 

7. daß die Zertbände am 7. Juni 1859 bei der Bellagten an- 
gefommen waren, von dieſer aber ſofort zu Flinſch zu den Atlas- 
bänden gebracht wurden, mit der wiederholten Erflärung, daß fie das 
Werk nicht mehr annehmen, aud gar nicht einmal beficdhtigen werde; 

II. Inſofern nun Beflagte die Verweigerung der Annahme und 
Bezahlung des fraglichen Werkes auf die verjpätete Ankunft der Text— 
bände ftüßt, jo wiirde fie allerdings mit diefem Einwand zu hören 
fein, wenn fie zu beweiſen vermöchte, daß ihr durch die mora des 
Klägerd die Gelegenheit entgangen ſei, das Werk mit irgend einem 
Nugen weiter zu verfaufen, und Kläger nicht etwa feine Behauptung 
zu beweijen vermöchte, daß die Textbände bereit8 am 10. März 1859 
der Spedition hierher übergeben gewefen fein. Denn, wenn auch 
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urfprünglich der Vertrag nidht von einer bejtimmten Lieferungsfrift, 
jondern nur von einer jofortigen Zufage des Klägers und anderen 
Nebenbedingungen abhängig gemacht worden war, und wenn dem 
Kläger auch nit zum Vorwurf gemacht werden fann, daß er nur 
die Kupferbände, den Haupttheil des Werkes, auf dem von der Be: 
flagten vorgejchriebenen Wege fpedirt, die Textbände derjelben auf 
anderem buchhändleriihem Wege hatte zukommen laffen, jo war in 
Betracht, daß der Berfäufer die Verjendung des Werfes hierher, 
wenn auch für Rechnung und Gefahr des Beklagten, zu beforgen 
übernommen hatte, die Lieferung des Geſammtwerkes doch alsdann 
erft eine aunehmbare, als aud die Textbände dahier eingetroffen 
waren, und es erjcheint demnad Kläger durch das Schreiben der Be— 
Elagten vom 24. März; 1859 mindeitens vom 16. Mai 1859 an 
ordnungsmäßig in Verzug geſetzt. Nun iſt e8 befannten Rechtens, 
daß der Käufer bei dem Verzug der Lieferung von Seiten des Ber: 
fäufers befugt ift, vom Kauf ganz abzugehen, falls ihm derfelbe durch 
den jenſeitigen Verzug unnütz geworden iſt; 

Thibant, Pand. $ 99, 

Glück, Commentar IV. pag. 417. 

Puchta, Vorleſ. II. 8 268. 

Seuffert, Entſcheid. IX. 139. 
und ebenſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die beklagte 
Antiquariatsbuchhandlung das fragliche Werk lediglich zum Zwecke 
eines vortheilhaften Weiterverkaufs gekauft hatte, das Unnütze der 
Lieferung alſo klar zu Tage liegen würde, falls ſie beweiſen könnte, 
daß ihr durch den Verzug des Klägers der irgend vortheilhafte 
Weiterverfauf des Werkes unmöglich geworden jei. 

Es iſt aber dem Kläger der Erceulpations- Beweis, daß die Tert- 
bände, wie er behauptet, bereit8 am 10. März 1859 der Spedition 
hierher übergeben gewejen feien, um fo weniger zu verfagen, weil er das 
Werk nicht binnen einer gewiſſen Frift hier lieferbar, fondern dort 
in St. Youis genommen, der Bellagten verkauft und die VBerfendung 
derjelben hierher nur für Nechnung und Gefahr der Käuferin zu be- 
forgen übernommen hatte, und ihn alfo in diefer Beziehung eine 
größere Verantwortlichfeit nicht treffen kann, als dafür, daR er auch 
die Tertbände jo rechtzeitig der Spedition übergeben habe, daß diefelben 
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alsbald nad) der Mahnung der Beklagten vom 24. März d. J. nad) 
deren eigenen Anfchauung der Sache, wenn auch erft gegen den 16. Mai 
dahier eintreffen fünnte. | 

III. Nun ſucht aber die Beklagte fih auch aus dem Grunde von 
dem in Rede ftehenden Kaufgeichäfte los zu machen, weil fie durd) 
einen dolus des Klägers zum Abſchluß dejjelben veranlaßt morden 
jei. Sie behauptet nämlich, Schon damals jei dem Kläger, ihr aber 
nicht, befannt geweſen, daß eine neue Ausgabe des fraglichen Werks 
mit Benutzung der alten Original-Kupferplatten von dem Sohne 
Andubon's in New-York veranftaltet worden, deren Erſcheinen in 45 
Monatslieferungen & 10 Doll. mit Einladung zur Subfcription be- 
reits am 31. März 1859 publicirt worden jei. 

Dieje neue Ausgabe haben die alten Driginal-Eremmplare, wenn 
auc nicht geradezu unverfäuflich gemacht, duth im Werth und Preife 
ganz bedeutend gedrüdt, jo daß fie, wenn fie von diejer beabfichtigten 
neuen Ausgabe etwas gewußt hätte, nun und nimmermehr 1000 Doll. 
für ein altes Driginal-Eremplar gegeben haben würde. — 

Denn num auch in diefen Umjtänden vielleicht Momente liegen 
fönnten, welche geeignet fein dürften, der Beklagten den Beweis zu 
erleichtern, daß ihr durd die mora des Klägers die Lieferung des 
Werfes unnütz geworden fei, jo kann doc) die Subjtantiirung eines 
dolus um fo weniger darin gefunden werden, da, abgejehen von der 
Frage, ob das Erfcheinen der angekündigten neuen Auflage, welche 
nur durch Weberdrud der alten Original-Kupferplatten auf Stein her- 
geftellt werden und überhaupt noch von der genügenden Anzahl von 
Subjeribenten abhängig fein. follte, dem Werthe eines alten, von dem 
erjten Herausgeber felbit colorirten Driginal-Eremplars, alfo einer 
antiquariatsbuchhändferiichen Rarität, fo bedeutend Eintrag thun follte, 
dag ein folches nicht mehr für 1000 Dolf. zu verkaufen geweſen; und 
felbjt angenommen, Kläger habe von diefem Projekt einer neuen Ausgabe 
etwas gewußt, doch nicht mit Grund behauptet werden fann, die im 
Buchhandel jo erfahrene Beklagte bei dem in Rede ftehenden Kaufge- 
ihäfte auf das Projeft einer neuen Ausgabe ausdrücklich aufmerkſam 
zu machen. 

IV. Endlich Hält fi Beklagte auch aus dem Grunde für be 
vehtigt, von dem fraglichen Handel abzugehen, weil das vom Kläger 
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gelieferte Exemplar nicht, wie ausbedungen und verjprochen gewefen, 
in brauchbarem Einband und im Innern vollfommen gut erhalten fei 
Sp feien namentlid) 

a. die Titel der 4 Kupferbände grundmäßig verdorben, verfrumpelt, 
verfleft und verfcheuchten Ddiefelben von vornherein jeden 
Käufer ; 

b. eine Maffe von Tafeln jei ftarf befledt, 3. 8. 

Bol. I Zafel 1, 22, 62; 

„. HE „ 103, 104 bis 123, 126; 

„ II „- 205, 300; 

„ IV „ 385, 332, 333, 334; 

andere in großer Anzahl feien Tporfledig, bejonders 
Bol. I Tafel 15; 

DH. ...166.378,.179: 


c, an einer Tafel Vol. IV. 390 fehle ein ganzes Stüd des 
Randes. Wegen diefer Gebrechen fei dad Werk unverfäuflich 
oder doc nur mit Verluſt verkäuflich. 


Hinfichtlihh diefer Beanftandung wird dem Kläger der Beweis, 
der vertragsmäßigen Beichaffenheit des gelieferten Werfes aufzulegen, 
der Beklagten aber neben dem Gegenbeweis im Allgemeinen, nament- 
lich auch der Beweis der fpeciell gerügten Mängel und daß diejelben 
dem Werke, obgleid) einem Antiquariats-Eremplare, die verjprochenen 
Eigenschaften benehmen, vorzubehalten fein. 


V. Was den Einwand der Bellagten gegen Bergütung der 
Fracht: und Aſſecuranzſpeſen betrifft, fo erfcheint derjelbe, Falls die 
Beklagte überhaupt zur Annahme und Bezahlung des Werkes ver- 
bunden wäre, im Betracht des Umftandes, da die Verfendung ohne 
Zweifel für Rechnung und Gefahr der Beklagten gejchehen jollte, und 
Beklagte felbft die Beforgung der Verficherung vorgejchrieben hatte, 
ein Verzicht des Klägers auf Vergütung der Alfecuranzvorlage aber 
in deifen Schreiben vom 2. Mai 1859 nicht gefunden werden fann, 
indem bderfelbe hier offenbar nur fir den Fall einer gütlichen außer: 
gerichtlichen Erledigung der Sache diefen Punkt der Gerechtigkeit und 
Billigkeit derſelben anheimftellt — ohne Weiteres verwerflid, während 
endlich 
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VI. rückſichtlich der geforderten Koften-Kaution über deren Be— 


trag zu erfennen iſt. 


I. 


II. 


Aus diefen Gründen wird hiermit zu Recht erfannt: 
Kläger hat binnen 14 Tagen wegen der Prozeßkoſten Caution 
von 100 fl. zu leiften, bei Vermeidung, unter Verurtheilung 
zum Koftenerfaß, mit feiner Klage angebradhtermaßen abgewielen 
zu werden; 
die Erledigung diefer Auflage vorausgejegt haben ; 
zu beweijen: | 
A. Kläger: daß das gelieferte Kupferwerf dem Vertrage 
gemäß in brauchbarem Einband und im Innern vollfommen 
‚gut erhalten fei; 
wogegen der Beklagten der Gegenbeweis überhaupt und nament: 
lid) auch dahin vorbehalten bleibt: 
daß die in den Entjcheidungsgründen sub. IV a. b. c. auf: 
geführten Mängel exijtiven und dem Werke, obgleich einem 
Antigquariats-Eremplare, die verjprochenen Eigenjchaften be- 
nehmen, 
B. die Beklagte: daß ihr dur die mora des Klägers 
vom 16. Mai bis 7. Juni 1859 die Gelegenheit entgangen 
jei, das in Rede ftehende Werk mit irgend einem Nuten 
weiter zu verfaufen; 
wogegen dem Kläger der Gegenbeweis, und namentlich auch 
(vorbehältlich de8 Gegenbeweifes des Bell.) der Repliken-Beweis 
vorbehalten bleibt; 
daß die 5 Zertbände des in Rede ftehenden Werkes be- 
reits am 10. März 1859 der Spedition hierher übergeben 
gewejen ſeien; 
worauf je nach dem Ergebniß diefer DBeweife, jowohl in der 
Hauptſache als rückſichtlich der Fracht und Affecuranzipefen und 
Streitfoften, weiter ergehen joll, was Rechtens ift. 
Erfenntnif des Appellationsgerichts 5, 
vom 7. October 1861. 
Auf Appellation der Beklagten. 
In dem Schreiben vom 26. November 1858, mit welchem 


Bellagter das ihm zum Kaufe angebotene Werf „Andubon’s Birds“ 
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acceptirte, war zwar dem Kläger eine beſtimmte Friſt zur Vertrags— 
erfüllung ſeinerſeits nicht feſtgeſetzt worden. Hieraus und aus dem 
von dem gewöhnlichen Geſchäftsgange nicht abweichenden Umſtande, 
daß der Kaufpreis erſt nad) Empfang zu zahlen war, folgert aber 
Lessterer mit Unrecht, daß deßhalb die Lieferungszeit ganz feinem Er: 
mejjen überlaſſen geweſen ſei. Gerade weil feine anderweitige Verab— 
redung vorlag, Hatte er fofort zu erfüllen, d. 5. die Abfendung mit 
der erjten oder wenigſtens einer der erjten Gelegenheiten vorzunehmen 
und einen Weg zu wählen, von dem er vorausjehen fonnte, daß 
auf demfelben feine außergewöhnliche Verzögerung entjtehen werde. 


L. 14 de R. J. (50. 17). 
Brinckmann, Handelsreht S. 97. 
Treitſchke, der Kaufcontraft. S. 139. 


In letzterer Beziehung hatte er aber auch klare Vorſchriften. Der 
Beklagte hatte ihm ausdrücklich angegeben, daß das Werk in einer 
Kiſte wohl verpackt via Bremen an ihn ſelbſt oder ein hieſiges Handlungs- 
haus, alfo direft hierher einzufenden fei. Hiermit war jedenfalls der 
langjamere buchhändlerifche Weg, wenn diefer auch von Nord-Amerifa 
aus, was nirgends behauptet ift, der ſonſt übliche und gewöhnliche 

fein follte, ausgefchloffen. Dies Hat Kläger auch felbit anerkannt, 
indem er den Atlas auf direftem Weg an feinen ————— ab⸗ 
gehen ließ. 

Ein haltbarer Grund, warum die zu dem Werke gehörigen Text— 
bände von demſelben getrennt wurden, geht aber aus den Verhand— 
lungen überall nicht hervor. Wenn auch durch die Beipackung für den 
Atlas Schaden zu fürchten war, ſo iſt doch ganz unaufgeklärt, weß— 
halb nicht eine beſondere Emballage gewählt werden konnte. Es iſt 
aber auch ferner nicht zu befinden, daß Beklagter die Verſendungs— 
art der Textbände nachträglich genehmigt habe. — Kläger hatte am 
22. Februar 1859 gejchrieben, daß nicht, wie nach feinem Schreiben 
vom 1. dejjelben Monats angenommen werden mußte, das ganze 
Werk, fondern nur der Atlas an die Handlung Flinſch dahier gefandt 
worden fei und dem Beklagten zugemuthet, mit diefer theilmeijen 
Lieferung fich einftweilen zu begnügen. Hiergegen hat ſich Beflagter 
entfchieden erflärt. Sofort in feinem Schreiben vom 24. März hat 


— 2833 — 


er erwidert, daß er auf das Verlangen, den Atlas gegen Zahlung von 
975 Doll. ber Flinſch zu beziehen und den Text von dem Buchhändler 
Hermann im Leipzig gegen 25 Doll. ſich liefern zu laffen, nicht ein- 
gehe. Dieſer Brief enthält daher nicht eine Billigung, fondern eine 
Zurüchweijung einer getrennten Lieferung von Atlas und Text und 
zugleich auch eine ausreichende Mahnung an den Kläger auf voll- 
ftändige Vertragserfüllung durch Bermittelung von Flinſch. Hiernach 
kann aber nicht angenommen werden, daß Beklagter dem Kläger die 
Verantwortung für die nicht vorfchriftmäßig gewählte Verfendungsart 
ab und die daraus jich ergebenden Nachtheile auf ſich nehmen wollte. 
Wenn er ji dahin ausdrüct, Kläger jolle Sorge tragen, daß aud) 
die Textbände baldmöglichjt hierher an Flinfch geliefert werden, fo hat 
er damit allerdings eine weitere angemeſſene Friſt zugeftanden, zugleich 
unftreitig aber auch die Erwartung ausgejprochen, daß Kläger nun- 
mehr jeinerjeits Alles dazu beitragen werde, daß wenigſtens feine 
weitere Berzögerung eintrete. Er mußte und durfte daher voraus— 
jegen, dag Kläger nah Empfang dieſes Briefes, welcher zugeftandener- 
maßen den 13. April jtattgefunden haben muß, die nöthigen Schritte 
zur Beförderung unternehmen, und daß, und wie dies gefchehen, um: 
gehend melden werde. Er hatte aber bis zum 16. Mai, alſo nad) 
Ablauf eines ganzen Monats, eine Antwort nicht erhalten und durfte 
ſich demnach wohl befugt halten, nunmehr die mor& mit allen ihren 
Folgen für eingetreten zu erklären. Er muß jeßt hierzu um jo mehr als 
berechtigt erachtet werden, da aus des Klägers Brief vom 2. Mai 
1859 jich ergibt, daß derjelbe erjt am diefem Tage nad) New-York 
und Leipzig die erforderlichen Schreiben erließ. Aus diefem Schreiben 
geht aber auch weiter hervor, daß die Zertbände ‚vier Wochen in 
New-Norf aus fremdartigen Gründen liegen geblieben find und daß 
troß deijen die Ankunft dahier Anfangs Mai möglich gewejen wäre, 
daß alſo von da an die Verzögerung bis zum 7. uni, der Ankunft 
dahier, wiederum eine ungerechtiertigte war. Nach Allem diefem muß 
man zu dem Reſultate fonımen, daß Kläger dadurd, daß er einen 
ungeeigneten Verſendungsweg für die Tertbände wählte, auch die Folgen 
der dadurch entjtandenen Verzögerung zu verantworten hat und daß 
daher, wenn er auch deren Abgang von St. Louis zugleich mit dem 
oder wenigitens am 10. März nachzuweilen im Stande fein 
VII. 19 
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follte, die Folgen der eingetretenen mora nicht aufgehoben werden 
fönnten. | 

Mit Recht findet ſich daher Beklagter durch einen derartigen, 
dem Kläger nachgelajfenen, Beweis bejchwert. Die erjte Beſchwerde 
des Appellanten erjcheint aber auch in der Richtung begründet, weil 
ihm der Beweis einer durd die mora jeines Gegners entzogenen 
Gelegenheit zum vortheilhaften Weiterverfaufe des fraglichen Wertes 
auferlegt wurde. 

Geht man nämlid mit dem Stadtgerichte von der vollkommen 
richtigen Anfiht aus, dar der Käufer bei dem Verzug der Lieferung 
von Seiten des Verfäufers befugt it, vom Kaufe ganz abzugehen, 
falls ihm derfelbe durch den jemjeitigen Verzug unnöthig geworden ift, 
fo kann man nicht umhin, der buchhändlerifchen Ankündigung von 
J. W. Audubon d. d. New-Norf, den 31. März 1859, nad) welcher 
ein erneuerter Abdrud des hier in Frage ftehenden Prachtwerfes 
ericheinen fol, einen wirkfungspollen Einfluß auf diefen Rechtsſtreit 
einzuräumen. 

. Der Bellagte hatte, wie gleichfalls jchon in dem jtadtgerichtlichen 
Urtheile mit Recht hervorgehoben wurde, ein Werf von jo bedeutenden 
Preije nicht, um e8 auf feinem Lager zu haben, an fi zu bringen 
gefucht, jondern deſſen alsbaldigen vortheilhaften Wiederverfauf be- 
zweckt. Daß aber der eben erwähnte eingetretene Umſtand die Er- 
reihung diefer Abjicht, wenn auch wicht volljtändig vereitelt, doc) 
jedenfalls in hohem Grade erichwert hat, ijt auch ohne weitere Nach— 
weilung jchon jest mit genügender Beftimmtheit zu überfehen. Sollte 
auch das Erjcheinen der neuen Auflage, welche allerdings von der 
nöthigen Anzahl von Subferibenten abhängig gemacht wurde, nicht jo- 
fort als gefichert zu betrachten geweſen fein, jo ift doch von jelbit klar, 
daß die meijten der Biücherliebhaber und der öffentlichen Anftalten 
vernünftiger Weife Anftand nehmen mußten, für ihre Bibliothefen die 
frühere Ausgabe in dem Augenblid anzufchaffen, als eine neue zu 
bedeutend geringerem Preiſe mit der Anpreifung angekündigt war, daß 
diejelbe in mancher Hinficht höher geichätt werde, als die erfte. 

Der Kreis der Abnehmer, welchen Beklagter bei feiner Specu- 
lation im Auge hatte, ift daher jedenfalls vorerft und wahrjcheinlich 
jogar auf längere Zeit hin, bis der Werth der neuen Auflage mit 
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der früheren verglichen werden fann, in bedeutendem Maße verringert 
und auf diejenigen beſchränkt worden, welche bei ihren Bücheranfchaffungen 
auch Naritäten berücfichtigen umd zu dieſem Zwede einen mehr als 
doppelten Preis nicht jcheuen. Bei jo gänzlich veränderten Verhältniffen 
ift die Befugniß des Beklagten, die ihm micht rechtzeitig. gefchehene 
Lieferung zurückzuweiſen, mit Grund nicht zu bezweifeln. - 

Aus diefen Gründen wird unter Aufhebung der jtadtgerichtlichen 
. Entiheidung vom 2. Auguft 1861 Kläger mit der erhobenen Klage 
ab und zur Ruhe verwielen und verurtheilt, dem Beflagten die Koſten 
eriter Inſtanz zu erjegen. 

Die Koften diefer Inſtanz werden gegenjeitig verglichen und hat 
Appellat dem Appellanten die Hälfte des Stempels diejes Befcheides 
und des heutigen Protofoll® zu erjegen. 


Urtbeil des Dber:AUppellationsgerichts 
vom 19. Jannar 1863. 
Erfannt: 

daß die Förmlichfeiten der Appellation für gewahrt zu achten, 
auch in der Sache ſelbſt, wie hiermit gefchieht, das Erkenntniß 
des Appellationsgericht8 der freien Stadt Frankfurt vom 7. Oftbr. 
1861 aufzuheben, und dagegen das des Stadtgerichts vom 2. Auguft 
deifefben Jahres wieder herzuftellen fei. 

Die Koften diefer und der vorigen Inſtanz find zu compen— 
firen, und wird nunmehr die Sadje zum weiteren Verfahren 
an das Stadtgericht zurückverwiefen. 


Entfchbeidungsgründe. 


I. Es fonnte bei dem vorigen Erfenntniffe, welches auf Grund 
ber Einrede der mora die Klage ohne Weiteres abgewiejen hat, fein 
Verbleiben nicht behalten. 

A. Unter den Bedingungen, unter welchen der Beklagte in 
feinem Briefe vom 26. Novbr. 1858 den ihm vom Kläger offerirten 
Kauf des Werks von Audubon angenommen hat, findet ſich nicht die 
eines bejtimmten Lieferungstages, ſondern der Beklagte fpricht in diefem 
Briefe nur die Bitte aus, falls Kläger mit den darin gejtellten Be— 

19* 
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dingungen einverjtanden jei, ihm dies umgehend zu erflären: 
was bei einem jo bedeutenden Gejchäfte für die Dispofition des Be— 
flagten natürlich von Wichtigfeit war. 

Und der Kläger fonnte aus dem Briefe nicht einmal entnehmen, 
daß es dem Beklagten darum zu thun ſei, überhaupt bald in den 
Beſitz des gefauften Werkes jelbjt zu fommen. Vielmehr berechtigte 
ihn die in dem Briefe fich findende Aeußerung, es ſei eine Thorheit, 
ein Werf jo thener zu bezahlen, welches Jahre lang unverfauft 
ſtehen bleiben fünne, zu der Annahme, daß es mit der Abjendung 
jelbit feine befondere Eile habe. Und es verdient Mißbilligung, wenn 
der Beklagte gegen den flaren Inhalt feines Briefes ſich nicht fcheut, 
wiederholt zu behaupten, er habe darin alsbaldige umgehende Ab- 
jendung des Werfes zur Bedingung des Handels gemacht. 

ar aber fein Yieferungstag verabredet, jo war nad) der, aud 
vom Dber-Appellationsgericht bereits wiederhoft gebilligten Anſicht ohne 
vorgängige Mahnung abjeiten des Beklagten feine mora des Klägers 
vorhanden. Denn die von den vorigen Richtern in Bezug genommene 
L. 14. D. de R. J. bejagt feineswegs, daß alle ohne Beitimmung 
eines dies gejchloffene Obligationen jofort erfüllt (solvi) werden 
müßten, jondern jtellt nur’den in ſolchem Falle jofort eintretenden 
Anfangspunft der Obligation (praesenti die debetur) als Regel 
feit. Es iſt alſo völlig unbegründet, wenn der Beklagte vermeint, 
daß der Kläger dadurch, daß er am 1. Februar das Kupferwerk ohne 
den Zert abgejandt, jich bereits in mora befunden, und folglich er, 
der Bellagte, ſchon am 24. März als das folchergeftalt unvolfftändige 
Werk in Frankfurt angefommen, berechtigt gewejen jei, wegen mora 
des Klägers vom Kaufe zuriczutreten. Freilich gibt der Sachführer 
des Klägers jelbit zu, daß diejer ſchon damals im Verzuge geweſen jei. 

Allein da dieſes Zugeſtändniß Lediglich auf einer unrichtigen 
Rechtsanſicht beruht, jo fonnte darauf ein Gewicht nicht gelegt werben. 
Vielmehr fommt es einzig und allein darauf an, in welcher Weife der 
Beklagte in feinem Briefe vom 24. März den Kläger zur vollftändigen 
Lieferung aufgefordert, und ob Kläger nad) Empfang diefer Mah— 
nung ſich eines den Beklagten zum Rücktritt vom Kaufe berechtigenden 
Verzuges in der Nachlieferung des fehlenden Textes jchuldig ge- 
macht hat. 
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Was den erſten Punkt betrifft, ſo hatte der Beklagte bereits am 
16. März aus dem, an dieſem Tage in Frankfurt eingetroffenen 
Briefe des Klägers vom 22. Februar erfehen, daß der Text nicht mit 
den Kupfertafeln direft nach Frankfurt expedirt fei, indem der Kläger 
ihn darin aufgefordert, 25 Doll. an B. Hermann in Xeipzig zu be- 
zahlen, wenn er von diejem den, wie dem Beklagten befannt fein 
werde, auc einzeln verfäuflichen Text erhalten haben werde. Es iſt 
alfo unwahr, wenn er behauptet, die Nichteinfendung des Textes erſt 
am 24. März bei Oeffnen der an Flinſch eingefandten Kifte erfehen 
zu haben. 

Gleichwohl hat der Beklagte bis zum 24. März mit der Auf: 
forderung des Klägers, auc noch den Text zu liefern, gezögert, was 
auffallend ift, wenn es damals jchon jo wichtig für ihn war, das 
Werf jofort volljtändig zu befigen. Daß er damals darauf gar feinen 
jo großen Werth legte, ergibt fi) aber auch aus feinem Briefe vom 
24. März Diefer Brief beginnt mit einer Meonitur in Betracht 
der Aſſecuranz. Daran jchliegt ſich die nicht ganz paſſende Bemerkung, 
dak er nicht wilfe, wie er fich den Text verfchaffen ſolle — unpafjend, 
weil der Kläger ihm angefündigt hatte, er werde die fünf Bände Text 
durch B. Hermann in Yeipzig erhalten — mit dem Hinzufügen, daf 
das Werf, bevor er es volljtändig beziehen fünne, für Gefahr des 
Klägers bei Flinſch lagern müfje. — Nachdem nun nod Erinnerungen 
über die vom Kläger wahrgenommene Gollationirung und die Ver: 
padung Hinzugefügt find, heißt es am Schluſſe: 

Sie wollen dafür Sorge tragen, daß die zu dem Werfe ge- 

hörigen fünf Bände Text hierher zu Herrn Flinſch bald- 

möglichjt geliefert werden. Nach deren Eintreffen werde id) 

dann das Werf bei Herrn Flinſch collationiven und nad 

Richtigbefinden den Kaufpreis mit 1000 Doll. gegen Empfang 

des Werkes entrichten. 

Hiernach ift e8 nicht der Wahrheit entjprechend, wenn der Be— 
flagte behauptet, er, der damals jchon berechtigt geweſen ſei, wegen 
mora des Klägers vom Handel zurückzutreten, habe von diefem Rechte 
zwar feinen Gebrauch gemacht, dagegen nunmehr in jeinem Briefe die 
jofortige promptejte Xieferung des Textes verlangt. 

Weder von dieſem Rechte findet ſich in dem Briefe auch nur die 
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leifefte Andeutung, noch auch ift darin auf den ſchleun igen Empfang 
des rücjtändigen Textes, ſondern, wie die unterjtrichenen Worte zeigen, 
nur darauf befonders Gewicht gelegt, daR der rückſtändige Text an 
Flinſch geliefert werde. Es liegt auch in der Natur der Sache, daß 
es nicht wie bei einem Xieferungsgefchäfte über Waaren, dem Be— 
Hagten darauf anfommen fonnte, ſchleunig an einem bejtimmten Tage 
in dem Beſitz des wollftändigen Werkes zu fein. Nichts Hinderte ihn 
am jofortigen Weiterverfauf, wenn er nur jicher war, den Text dem- 
nächft nadhliefern zu fünnen, und dafür haftete ihm der Kläger; die 
Nachlieferung durh B. Hermann war ihm jogar jchon angekündigt. 
Wie dem aber auch fei, jo erfüllte der jetst zuerit gemahnte Kläger die 
ihm obliegende Verpflichtung, wenn er nun, nad Empfang des Briefes 
des Beklagten vom 24. März den Text baldthunlichſt an den Be- 
flagten abjandte; und ſonach fonnte diejer, jelbjt wenn jein Brief vom 
24. März am 13. April an den Kläger gelangte — was deſſen 
Sahführer zwar eingeräumt hat, was aber nad) dem New-HYorker 
Poftitempel (12. April) nicht füglich anzunehmen ift, nicht darauf 
rechnen, vor dem 7. Juni, wo der Text ihm geftändigermaßen offerirt 
ift, in dejjen Belit zu gelangen, da die am 1. Februar von St. Louis 
abgefandten Kupferftiche erft am 24. März in Frankfurt eingetroffen 
waren. 

Somit war der Beklagte durchaus nicht berechtigt, jo wie er ge- 
than, am 16. Mai und ebenjowenig am 26. Mai wegen mora des 
Klägers vom Kaufe zurüdzutreten und die Annahme der ihm am 
7. Zuni angebotenen Textbände zu verweigern, ohne daß es irgend 
darauf anfommt, ob der Kläger, worauf er fich beruft, und was ihm 
vom Stadtgerichte zum Beweiſe verjtellt ift, bereits am 10, März, 
alſo noch über vier Wochen, ehe er des Beflagten Brief vom 24. März 
empfangen, die fünf Bände Tert der Spedition nach Frankfurt über- 
geben Hat, und es muß bei diefem Beweiſe nur deshalb fein Be— 
wenden behalten, weil der Kläger fich dabei beruhigt hat. 

Das Appellationsgericht meint nun zwar, indem es von der An— 
nahme ausgeht, daß eigentlich jchon am 24. Mär; mora des Klägers 
eingetreten geweſen jei: 

1. Da der Beklagte in feinem Schreiben vom. 24. März die 
Erwartung ausgeiprochen habe, daß der Kläger „nunmehr feinerjeits 
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Alles dazu beitragen werde, daß wenigjtens feine weitere Verzögerung 
eintrete,“ jo habe er vorausfegen dürfen, daß der Kläger nad) Empfang 
dieſes Briefe die nöthigen Schritte zur Beförderung unternehmen, 
und dak, und wie dies gejchehen, umgehend melden werde. Allein, 
hatte der Kläger die Tertbände bereits am 10. März der Spedition 
übergeben, jo hatte er das einige gethan, und war, ehe er erfuhr, 
daß eine Verzögerung bei der Spedition eingetreten fei, gewiß nicht 
verpflichtet, weitere Schritte zu thun, jelbit nicht wach Empfang des 
Briefes des Beklagten vom 24. März, zumal diefer Brief nicht des 
Inhalts war, wie der, den das Appellationsgericht von feinem Stand- 
punkte aus annimmt. Und ebenjowenig war er nad) Empfang jenes 
Briefes zu einer, gar nicht von ihm verlangten, umgehenden Ans 
zeige der erfolgten Abjendung dev Texrtbände irgend verpflichtet. 

2. Der Grund, daß der Kläger laut feines Briefes vom 2. Mai 
1859 erjt an diefem Tage die erforderlichen Schreiben nad) New-York 
und Leipzig erlajjen habe, findet theils in diefem Briefe verbis: Heute 
Schreibe ich wieder nad New-York und Leipzig, feinen Anhalt; theils 
conftatirt gar nicht, daR die Unterlaffung fofortiger weiterer Schritte 
irgend noch eine Verzögerung veranlaft hat, da ja nicht täglich ge- 
eignete Sciffsgelegenheiten von New-York nach Bremen find, auch 
wohl angenommen werden darf, daß die dem Beklagten am 7. Yuni 
in Frankfurt angebotenen Tertbände am 2. Mai, als Kläger jenen 
Brief fchrieb, bereits von New-York abgegangen waren, überdies aber 
in diefem Falle, wo ein bejtimmter Lieferungstag nicht ftipulirt war, 
eine Verzögerung um nur wenige Tage offenbar nicht würde in Be— 
tracht fommen fünnen. 

Wenn endlich | 

3. geltend gemacht wird, daß nad) eben jenem Brief des Klägers 
vom 2. Mai die Tertbände vier Wochen in New-York aus fremd- 
artigen Gründen liegen geblieben jeien, und trog deſſen die Ankunft 
in Frankfurt am 2. Mai möglich Wweien wäre, fo fteht dem entgegen, 

a. daß nad) dem Obigen der Kläger nicht fchon am 24. März 
in mora war, daß aber nad) dem Briefe des Klägers vom 2. Mai 
nothwendig angenommen werden muß, die vierwöchige Verzögerung der 
Abjendung des Tertes in New-York Habe bereits jtattgefunden, che 
der Kläger den Brief des Beklagten vom 24. März erhielt. Denn 
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in den Briefen vom 2. Mai jpricht der Kläger die Vermuthung aus, 
daß der Beklagte entweder an diefem Tage die Tertbände bereits fchon 
erhalten habe oder doch nächitens erhalten werde. Auch würde ja, 
wenn jene Verzögerung von 4 Wochen erſt nach Eingang des Briefes 
vom 24. März in St. Lonis, alſo erft nach Mitte April, eingetreten 
wäre, der Text jchwerlich Schon am 7. Juni von Leipzig nach Frank: 
furt gelangt jein fünnen. Sodann aber 

b. erjcheint e8 unthunlich daraus, daß der Kläger in jenem Briefe 
die oben angegebene Vermuthung ausjpricht, ihm dafür ohne Weiteres 
verantwortlich zu machen, daß fie nicht in Erfüllung gegangen ift, 
zumal ja Berfchiffungen von Nordamerifa nach Europa mander Ver: 
zögerumgen unterworfen jind, für welche der Abjender nicht aufzu= 
fommen braudt. 

B. Da 08 rechtskräftig gegen den Kläger feititeht, daR, wenn er 
nicht beweifet, den Text am 10. März nach Frankfurt in Spedition 
gegeben zu haben, er vom 16. Mai an als morosus behandelt werden 
muß, jo fragt es fich ferner, ob für diefen Fall dem Beklagten mit 
Recht vom Stadtgerichte dev Beweis auferlegt ift: 

daß ihm durd) die mora des Klägers vom 16. Mai bis 7. Juni 

1859 die Gelegenheit entgangen fei, das, in Rede Itehende Werk 
mit irgend einem Nutzen weiter zu verfaufen, 
oder ob, wie das Appellationsgericht annimmt, wegen der angefündigten 
neuen Ausgabe des ftreitigen Werkes es jchon jett liquide fei, daR 
dem Beklagten durch die mora des Klägers die Gelegenheit zum vor— 
theilhaften Weiterverfaufe des gefauften Werfes fei entzogen worden. 

Auch in diefem, mit dem vorigen eng zufammenhängenden Bunfte 
war den vorigen Richtern nicht beizutreten. 

1. Diefe haben nämlicd) nur durd die Annahme, daR die mora 
des Klägers jchon mit dem 24. März eingetreten jei, dahin gelangen 
fünnen, der am 31. März erjchtenenen Ankündigung der neuen Aus: 
gabe den obigen Einfluß einzuräummn. Geht man dagegen mit dem 
Stadtgerichte davon aus, was gegen den Kläger rechtskräftig feſtſteht, 
daß er zwar in mora war, aber erſt vom 16. Mai an, ſo iſt es klar, 
dak ein beinahe 2 Monate früher eingetretener Umſtand nicht benutzt 
werden fann, um einen durch die mora des Klägers dem Beffagten 
entftandenen Schaden zu conftruiren. Es ift an und für fich ein 
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casus, deſſen Folgen nur dann den Kläger treffen würden, wenn fie 
durch feine mora herbeigeführt oder vergrößert wären. 

2. Sodann aber läht ſich höchitens annehmen, dak durch die 
neue Ausgabe, zumal dabei die Original-Supferplatten auf Stein über: 
tragen werden, das gefaufte Exemplar der. alten an Werth verlieren 
werde, nicht aber, worauf e8 hier allein ankommt, fann man es als 
ausgemacht anfehen, daR dadurch es dem Beklagten unmöglich ge: 
worden jei, das gekaufte Eremplar als eine buchhändleriiche Rarität 
überhaupt mit Vortheil weiter zu verkaufen. 

Hiernad) bedarf es, num zur Abänderung des angefochtenen Er- 
fenntnilfes in diefem Punkte zu gelangen, micht noch des im Ddiejer 
Inſtanz al8 novum geltend gemachten Umſtandes, daß die neue Aus- 
gabe des jtreitigen Werkes in Folge des im Herbit 1860 jtattgehabten 
Unterganges der Kupfertafeln und des Ablebens des Herausgebers gar 
nicht erjchienen jei, und mithin auch feiner Ausführung darüber, daf 
dieſes novum als ein unzuläjfiges feine Beachtung finden kann. 

Mußte nad) dem Bisherigen das in Folge der Prinzipal— 
beichwerde des Beklagten in voriger Anjtanz ergangene Erfenntniß des 
Appellationsgerichts wieder aufgehoben werden, jo waren 

II. die nunmehr reviviscirenden eventuellen Befchwerden des 
Bellagten in voriger Inſtanz einer Beurtheilung zu unterziehen, welche 
indejjen dahin führte, fie ſämmtlich als unbegründet zu verwerfen. 

A. Die erfte eventuelle Bejchwerde betrifft den dem Beklagten 
gegen den dem Kläger sub IL. A. des Stadtgerichts-Erfenntniffes auf- 
erlegten Beweis: 

daß das gelieferte Kupferwerf dem Vertrage Kmäß in braud)- 

barem Einbande und im Innern vollfommen gut erhalten fei, 
nachgelaffenen fpeciellen Beweis: daß die in den Entfcheidungsgründen 
sub IV. a. b. c. aufgeführten Mängel exriftiren, und dem Werfe, ob- 
gleich; einem Antiqguariats-Eremplare, die versprochenen Eigenfchaften 
benehmen. 

Der Beklagte verlangt: 

1. principaliter gänzliche Streichung diejes ſpeciellen Beweiſes 
und daß ihm dagegen deutlich und einfach der direfte Gegenbeweis 
nachgelaffen werde. 

Diefe Beichwerde ift eine völlig gegenstandlofe, die fich nur durch 
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das Lieberjehen erklärt, daR den Beklagten zunächſt der Gegenberbeis 
ganz allgemein vorbehalten ift, er ſich aber unmöglich darüber be- 
ſchweren fann, daß ihm moc daneben der Beweis jpecieller von ihm 
gerügter Mängel iſt nachgelajfen worden. 

2. Eventualiter verlangt der Beklagte, daß wenigftens die Worte, 
„obgleih einem Antigquariat3-Eremplare* in Wegfall zu 
bringen jeien. — Allein theils verliert diefe Bejchwerde alle Bedeutung 
dadurd, daß, wie bemerkt, dem Beklagten zunächit der Gegenbeweig 
allgemein vorbehalten ift, theils ift nicht abzufehen, wie jene Worte 
für ihn beichwerend fein können, da er ja ſelbſt einräumt, daß Exem— 
plare des fraglichen Werkes nicht mehr neu, fondern nur aus zweiter 
Hand zu Haben jeien, alfo, was dafjelbe ift, nur Antiquariats-Erem:- 
plare exijtiven, die jelbftverftändfich nicht von der Beſchaffenheit neuer 
Exemplare jein fünnen. 

B. Eine weitere Berchwerde des Beklagten ijt gegen die im 
Stadtgerichts-Erfenntnijfe sub II. B. auferlegten, reſp. vorbehaltenen 
DBeweije. gerichtet, indem zunächſt der Beklagte beweijen joll, - 

daß ihm durch die mora des Slägers von 16. Mai bie 

7. Juni 1859 die Gelegenheit entgangen jei, das in Rede 

jtehende Werk mit irgend einem Nugen weiter zu verfaufen, 
und dagegen dem Kläger dev Gegenbeweis und namentlid der Be— 
weis vorbehalten ift; 

daß die 5 Textbände des in Rede jtehenden Werkes bereits am 

10. März 1859 der Spedition hierher (nad) Frankfurt) über- 
geben geweſen jeien. 
Inſofern hie® der Beklagte 

1. verlangt, von dem ihm auferlegten Beweije ganz befreit zu 
werden, wiederholt er nur theilweife feine Prinzipalbejchwerde, deren 
Grundfofigfeit bereits oben sub I. A. nachgewiejen it. 

2. Sein eventuelles Berlangen, daR 

a. ihm eine bloße Beicheinigung darüber auferlegt werde, daß 
fein bei Beftellung des Werfes beabfichtigter Nugen durch die mora 
des Klägers vereitelt, oder deſſen Erreichung zweifelhaft geworden 
fei, war ebenfalls nicht zu berückſichtigen. 

Denn da nah der Ausführung sub I. A. der Kläger gar nicht 
in mora gewejen ijt, und e& den in diejer Beziehung vom Stadt- 
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gerichte anerkannten Beweiſen nur deshalb fein Bewenden behalten 
muß, weil der Kläger ſich dabei beruhigt hat, fo kann fchon aus 
diefem Grunde zu Gunften des Beklagten nichts daran geändert 
werden. - 

Allein, auch abgejehen davon, würde der Beichwerde nicht deferirt 
werden fönnen. Den Beklagten ftatt eine Beweiſes mit einer 
Beiheinigung zu begünftigen, dazu iſt gar fein Grund vorhanden. 
Und ebenfowenig genügt e8, um jich wegen mora des Klägers vom 
Handel völlig loszufagen, wenn dem DBeflagten der bei Abſchluß 
deſſelben beabjichtigte Nuten nur zweifelhaft geworden ift. Viel— 
mehr entfpricht die Fafjung des Stadtgerichts-Erfenntniffes völlig dem 
Rechte, da die Verpflichtung aus der mora zunächſt nur auf Leiſtung 
des Intereſſes geht, welches nur dann in der Aufhebung des Contrafts 
befteht, wenn deſſen Erfüllung dem Kontrahenten völlig unnüß 
fein würde. 

Ebenfowenig war, 

b. feinem ferneren. Verlangen ftattzugeben, daß in dem Beweis— 
jate die mora des Klägers als eine ſolche bezeichnet werde, welche 
Ihon mit dem 31. Januar 1859 (dem Tage der Abfendung des 
Allaſſes von St. Louis) eventuell mit dem 24. März 1859 (dem Tage 
der Ankunft deſſelben in Frankfurt) begonnen und bis zum 23. Sep- 
tember 1860 (dem Tage, wo Atlas und Text dem Beklagten zur 
Unterjuchung vorgelegt wurden) gedauert habe, indem das völlig Un- 
begründete diejes Verlangens nach den Erörterungen unter I. A. feiner 
weiteren Ausführung bedarf. 

3. In Betreff des Beweifes des Klägers sub B. verlangt der 
Beklagte 

a. daß diefer Beweis der rechtzeitigen Abfendung des Textes von 
St. Louis dem Kläger nicht jo, wie gejchehen, vorbehalten, fondern 
auferlegt werde; 

b, daß er durch Aufnahme aller der — zu feiner Beſchwerde 
angegebenen — 5 Monate in den Beweisfag gejchärft werde. 

Allein 

ad. a. der erfte Punkt ift für den Beklagten überall nicht be- 
ſchwerend. Ueberdies rechtfertigt fich die gejchehene Anordnung der 
Beweife vollfommen; und was 
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ad. b. den zweiten Punft betrifft, jo fann von einer Schärfung 
des Beweifes jchon deshalb nicht die Rede fein, weil nad) dem Obigen 
der Kläger eines Exculpationsbeweiſes eigentlich gar nicht bedarf. 
Ueberdies aber geht das Begehren des Beklagten weit über dasjenige 
hinaus, was dem Kläger zu beweijen obliegt, ohne daß dies im Ein- 
zelnen nach Yage der Sache einer näheren Ausführung bedarf. 

C. Die leiste eventuelle Befchwerde des Beklagten, daß ihm der 
Beweis der von ihm vorgeichütten exceptio doli specialis abge- 
Schnitten jei, ftellte ji als einigermaßen zweifelhaft dar. Doc fonnte 
auch diefer nicht ftattgegeben werden, Es kann hier ganz dahin geftellt 
bleiben, ob der Kläger, wenn er von der bevorftehenden Anfündigung 
der neuen Ausgabe des in Frage Ttehenden Werks beim Abſchluß des 
Handels über ein Eremplar der Driginal-Ausgabe Kunde hatte, ver- 
pflichtet war, dies. dem Beklagten mritzutheilen. Jedenfalls übte er 
bei der ihm vorgeworfenen Nerichweigung nur dann einen civilrecht- 
(ihen dolus, wenn er wußte, daß der verfchwiegene Umjtand dem Be— 
Elagten unbekannt ſei. Dieſe Wiffenjchaft des Klägers beftimmt zu 
behaupten, gehörte aljo zur nothwendigen Begründung der Einrede dee 
dolus, und da nun der Beklagte an diefer beftimmten Behauptung 
es hat ermangeln laffen, jo fehlt e8 der Einvede an der nöthigen 
Subitantiirung, und fonnte diejelbe daher aus diefem Grunde feine 
Beachtung finden. 

Dar das Reſultat diefer Ausführungen, das Erkenntniß des 
Stadtgerichts wieder herzuitellen, jo mußten auch die Koften diejer und 
der vorigen Inſtanz, wie im Urtheil gefchehen, compenjirt werden. 
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317. 


Sobannette Dittmann, Wittwe, geb. Emmerich, Klägerin 
und Widerbeffagte, gegen Balthafar Hartmann, Bellagten und 
Widerfläger, die Schirne Pit. M. Nr. 146€ betreffend. 


Erfenntniß des Stadtgerichts I 
vom 26. Sept. 1860. 


1. Klägerin verlangt auf Grund der behaupteten Thatjache, daß 
Beflagter das in Trage jtehende Rohr heimlich, durch den ihr ge- 
hörenden Schirnenraum geleitet habe, die jofortige Entfernung 
dieſes Rohres und Wiederheritellung des durch daffelbe durchbrochenen 
Drahtgitters und zwar vor ausgehandelter Sache, d. i. vor Entjicheidung 
über das Recht des einen oder anderen Theiles zur Vornahme, be- 
ziehungsweife Verhinderung diefer Rohrleitung. 

2. Ob die Klage, infoweit dieſelbe ſich hiernach als interdietum 
quod clam qualificirt, für begründet zu erachten jein wirde, kann 
unentjchieden bleiben, denn Klägerin hat nicht nur auf das, die Be- 
rechtigung Beklagtens zu fraglicher Rohrleitung betreffende Vorbringen 
des Letzteren ſich vorbehaltlos eingelafjen, jondern auch ihr, die Statt- 
haftigfeit jener Rohrleitung ausjchließendes eigene Recht an der frag- 
lichen Wand, beziehungsweije dem durch diefe begrenzten Schirnenraum - 
ihon in der Klage mit hereingezogen, in der Replik aber, entgegen 
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den beflagtiihen Beftreitungen, aufrecht erhalten und des Weiteren 
begründet, damit aber dem erhobenen Nechtsftreit den Charakter des 
rein poffeforischen Berfahrens benommen und factiſch eingewilligt, daß 
in dem durd das Interdiect veranlaßten Prozejfe, alsbald aud) über 
die Rechtsfrage definitiv erfannt werde. 

Unter diefen Umjtänden muß aber jede bejondere Entjicheidung 
über das Interdiect um fo gewiſſer überflüſſig und unzuläffig ericheinen, 
als bei einem der Klägerin günftigen Ausgang des petitorii- die Con— 
demnation des Beklagten im noch größerem Umfang zu erfolgen hat, 
entgegengejegten Falles aber die auf Grund des Anterdictes zu er— 
fennende Wegichaffung der nad) dem Ausgang des petitorii demnächit 
doch wieder herjtellbaren Rohrleitung mit der befannten Vorfchrift in 

1. 173 8 3 Dig. de R. J. 
im Widerjpruch jtehen würde. 
— Bergl. Erkenntniß des Ober-Appellationsgeridhts in ©. 
Pfefferforn ca Ochs in Römer, Sammlung, Bd. J. 
S. 45. — 2 

3. Ihr Recht zum Widerfpruch gegen die beregte Rohrleitung 
gründet Klägerin auf die Behauptung, daß fie Eigenthümerin der in 
dem Haufe des Beflagten befindlichen Schirne M. 146e fei und dem- 
gemäß der Gejammtraum über deren Grund und Boden ihr gehöre. 

Beflagter beftreitet im Allgemeinen die Qualification des der 
Klägerin an der genannten Scirne zuftehenden echtes als eines 
Eigenthumes (dominium), leugnet aber insbefondere und jedenfalls die 
behauptete Ausdehnung diefes Nechtes auf die, den jtreitigen Kändel 
tragende Wand, beziehungsweije auf den Gefammtraum von dem Boden 
der Schirne bis zur Dede der Hausflur, indem er vielmehr, auf 
Grund und in analoger Anwendung der in dem Theilungsact bezüglich 
der benachbarten Schirnen enthaltenen Beitimmungen, behauptet, daß 
das der Klägerin zuftehende Schirnenrecht in räumlicher Beziehung ſich 
nur bis zur Höhe der vorhandenen Fleiſchrahmen erjtrede, die Wand 
aber, an welcher der Kändel befeitigt jei, überhaupt nicht mitbegreife. 

4. Ob diefe Wand ganz oder zum heil zu der Schirne der 
Klägerin gehöre, kann füglich unentſchieden bleiben, da auch im ver- 
neinenden Falle, wofern- nur das Recht der Klägerin fich auf den Ge- 
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jammtraum über den Schirnenboden erjtreden jollte, die fraglicye, den 
Schirnenraum der Klägerin durdjichneidende Rohrleitung als eine unbe 
jugte erachtet werden müßte, während bei minderer Ausdehnung des 
Rechtes der Klägerin von der AZugehörigfeit des allein in Betracht 
fonımenden oberen Theiles jener Wand zu der Schirne von jelber 
feine Rede fein könnte. 


5. Wenn Klägerin zur Begründung und Klarjtellung ihres be- 
haupteten igenthumsrechtes ſich auf die oberappellationsgerichtliche 
Entſcheidung i. S. Söldner ca. Hikel beruft, für die beftritttene 
Ausdehnung ihres Rechtes aber die Natur der Sache, ſowie die bei 
dem Eigenthum maßgebenden Recdhtsgrundfäge geltend macht, jo fommt - 
hiergegen in Betracht, daß die bejonderen Verhältnijfe, welche in dem 
genannten Nechtsftreit zur Anerkennung eines Cigenthumes des Be— 
flagten an der. betreffenden Schirne beziehungsweife dem als ſolche 
benutten Theil des Elägeriichen Hauſes geführt haben (vergl. Römer, 
Sammlung, Bd. II. ©. 59 flgde.), im vorliegenden Fall nicht zu— 
treffen, aus den Ausführungen des Dber-Appellationsgerichtes zu dem 
ergangenen Urtheil daher nur joviel zu entnehmen ift, daß eine Schirne 
Eigenthum des Berechtigten jein fann, nicht aber ihrer Natur nad) 
jein muß oder nur der Negel nad) ift. Bei der nicht wegzuleugnenden 
Abnormität eines derartigen Eigenthumsrechtes 

vergl. Archiv f. d. civil. Pr. Band 43, Heft 2, Nr. IX. 
Seite 221 flgde., 
und der. Möglichkeit einer anderweiten rechtlichen Grundlage jolder 
Scirnenberedhtigung, wie 3. B. Servitut, Superficies, fann aber 
auch nicht einmal eine Vermuthung zu Gunften des Eigenthums be— 
gründet erjcheinen ; es ift vielmehr dafjelbe im einzelnen Fall von dem 
Behauptenden zu erweiſen. 


Vorliegend und fir die Entjcheidung des eigentlichen Streit- 
punftes bedarf e8 indefjen dieſes Beweiſes nicht einmal, da, auch bei 
mangelndem Eigentum der Klägerin an der Schirne M. 146e, ber 
Obſieg derjelben dennoch gejichert fein würde, wenn nur ihr, an fi 
unbeftrittenes Scirnenreht auf den Gefammtraum über dem Grund 
und Boden fid) erjtrecte. 

Aus der Natur der Sache iſt jedoch zu Gunjten diefer Thatjache 
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Nichts zu folgern, diejelbe vielmehr von der Klägerin zu erweiſen. In— 
deifen kann foviel zugegeben werden, daß, den Beweis des Eigen- 
thums an dem Grund und Boden der Schirne vorausgefett, die Zu— 
gehörigfeit des darüber befindlichen, durch die Dede der Hausflur be- 
grenzten Raumes zu der Schirne der Klägerin, bis zum Beweiſe des 
Gegentheils, anzunehmen jein würde. 

6. Hiernad hat Klägerin, in Folge des beflagtiichen Wider- 
jpruches, den Beweis de& behaupteten Umfauges ihres Schirnenredhtes 
zu übernehmen, jedoch fann diejelbe, nad Maßgabe des vorftehend Ber 
merften, zu diefem Zwed ihr Eigenthum an dem Grund und Boden 
(area) der Schirne bemweilen. 


7. Die verjchiedenen, von beiden Theilen zum Erweis ihres 
Rechtes geltend gemachten Momente bedürfen dermalen einer eingehen- 
den Erörterung nicht, da diejelben, auch imwiefern jie unbeftritten find, 
einen vollen Beweis zu Gunften des Einen oder Anderen jedenfalls 
nicht heritellen, den Streittheilen aber unbenommen bleibt, dieje ein- 
zelnen Momente zum Zweck ihrer Beweis- — rejp. Gegenbeweis- 
führung mitzubenugen, beziehungsweife mitzubeweifen. 

8. Soviel die Widerklage betrifft, jo hat Widerfläger felber an— 
gegeben, daß fragliche Eijenftange mit feiner Zuftimmung, in Folge 
dieferhalb der Widerbeflagten ertheilten Erlaubniß, an dem die Schirne 
durchziehenden Tragbalken befejtigt worden fei. Da nun nad) Lage 
der Verhältniſſe nicht angenommen werden kann, daß die Gejtattung 
diefer Stange im Sinne einer unbedingten Üiderruflichfeit erbeten und 
bewilligt worden jet, noch weniger aber Widerfläger behaupten fonnte, 
die desfalljige Vergünſtigung ausdrüdlid nur auf Widerruf ertheilt 
zu haben, jo muß bei dem Mangel irgend welchen Grundes, der das 
derzeitige Verlangen nad) Entfernung jener Stange rechtfertigen könnte, 
der hierauf gerichtete Klaganfpruch al8 unbegründet verworfen werden. 


Eben dies gilt auch von der beanjpruchten Entfernung des, außer: 
halb der Schirme der Widerbeflagten befindlichen, eifernen Fleiſch— 
rahmen. Denn daß Widerbeflagte berechtigt jei, an der äußeren 
Seite des Haufes einen Fleifhrahmen zu haben, fann nach der auf 
©. 29 in [11] enthaltenen Einräumung nicht zweifelhaft jein; daß 
aber diefer Rahmen von Holz jein müſſe und nicht von Eiſen herge- 
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fteflt fein dürfe, fonnte weder behauptet werden, noch dürfte ein ver: 
nünftiger Grund hierfür überhaupt zu entdeden fein. Es erübrigt 
fomit zur infoweiten Begründung der Klage nur der Umftand, daß 
der neue, nad) Höhe und Breite übrigens dem früheren völlig gleiche, 
eiferne Rahmen an anderer Stelle und mit anderen Kloben befejtigt 
jei, al8 wo, beziehungsweife mit welchen der frühere Rahmen ange: 
heftet gewefen. Da jedoch Widerfläger angegeben hat, daß er zur 
Errihtung des fraglichen Rahmens an der betreffenden Stelle aus 
Gefälligfeit confentirt habe, ohne aud) hier wieder cin ausdrücklich 
vorbehaltenes Recht des Miderrufs zu behaupten, fo muß aus den 
gleihen Gründen, wie oben bezüglich der eifernen Stange, der An— 
ſpruch auf Entfernung diefes Rahmens als zur Zeit ungerechtfertigt 
erachtet werden. 

Hiernad) wird unter Abweifung der erhobenen Widerflage ange: 
brachter Maaßen zu Recht erfannt: 

I. Klägerin hat binnen 14 Tagen, Gegenbeweis vorbehalten, rechts- 
genügend darzuthun : 

„daß das ihr an der Schirme M. 146e ——— Recht ſich 
auf den Geſammtraum über dem Grund und Boden der 
Schirne bis an die Dede der Hausflur erſtrecke;“ 

und kann dieſelbe zu dieſem Zweck beweiſen: 

„daß der Grund und Boden der bezeichneten Schirne ihr 
Eigenthum ſei.“ 

U. Beiden Theilen bleibt vorbehalten, den Inhalt der Akten zum 
Zwed ihrer Beweis- und Gegenbeweisführung, foweit dienlich, 
mitzubenugen und beziehungsweije die etwa velevirenden That— 
fachen, joweit denfelben widerſprochen ift, mitzubeweifen. 

III. Hiernächſt foll in der Sache felbjt, fowie der Koften der Vor: 
und Widerflage wegen, weiter erfannt werden, was Rechtens. 


Erfenntnif des Appellationsgerichts 
vom 3. Dezember 1860. 
Auf beiderfeitige Appellation. 
I. Die erfte Beichwerde der Klägerin ift begründet: 
Die Klägerin hat in ihrer Klage ©. 4 und in im ihrer Gegen- 
VII. 20 
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erflärung ©. 49 die Behauptung aufgeftellt, daR der Beklagte ohne 
ihr Vorwiffen heimlich in der Scirne M. 146e eine Kohrleitung an— 
gebracht und das über dem KLadenverfchluß befindliche Drahtgitter 
durchbrochen Habe, und fie verlangt die Entfernung diefer Rohrleitung 
und die Wiederherjtellung des früheren Zuſtandes. Der Beflagte hat 
eingeräumt, daß er von jeiner Abjicht, die gedachte Rohrleitung in der 
Schirne M. 146e anzubringen, die Klägerin nit in Kenntniß geſetzt 
habe und daß diefelbe Lediglich in Gegenwart einiger Nachbarn, in 
Abweſenheit der Klägerin hergejtellt worden fei. Die erhobene Klage 
ftelft fich hiernad) al8 das interdictum quod clam dar und muß für 
begründet erachtet werden. 
l. 387.8. D. quod vi aut clam. 43. 24, 
Es ift, was die Statthaftigfeit diefes Interdicts betrifft, voll- 
. Ständig gleichgültig, ob der Raum, in welchem die Rohrleitung ange 
bracht ift, zu dem Scirnenraum der Klägerin gehört oder fich im 
Eigenthum des Beklagten befindet, da das Interdiect aud) dem Eigen— 
thümer gegenüber, der an feiner eigenen, in feinem Beſitz befindlichen 
unbeweglichen Sache eine Veränderung zum Nachtheil eines Andern 
vornimmt, Plat greift. 
Enticheidungsgründe zum Urtheil des Ober-Appellationsgerichts 
in Lübeck vom 28. Dezember 1858 
in Sadıen St. Goar ca. Fik.*) 

Auch kann es feinen Zweifel leiden, daR die Klägerin ein recht— 
liches Intereſſe bei der Frage hat, ob eine Veränderung des bisherigen 
Zuftandes der Schiene M. 146° eintreten folle oder nicht, indem ſich, 
wenn auc der Kaum, welchen die Rohrleitung durchichneidet, Eigen= 
thum des Beklagten fein follte, doch unter diefem Raum der Schirnen- 
raum der Klägerin fich befindet, es aber Kar ift, und von dem Be— 
flagten im feiner Vernehmlaffung der Klagbehauptung gegenüber nicht 
in Abrede geſtellt wurde, daß ſich bei einer Befchädigung der Rohr: 
leitung das Regenwaſſer aus derjelben in den Scirmenraum der 
Klägerin ergießt und Hierdurch der letzteren Schaden zugefügt. Eine 

’ Meberfchwennmung der Schirme der Klägerin durch das Regenwaſſer 


*) Siehe Band IV. Seite 253. 
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hat jogar, nad) deren von dem Beklagteu ftillfchweigend als richtig 
zugegebenen Angabe auf S. 49 der Gegenerflärung wirflih am 
31. Januar 1860 itattgefunden und fteht demnach jchon jett feft, 
daß die Klägerin durch die Rohrleitung bereit8 Nachtheil erlitten hat. 
Der Beklagte muß daher, ohne daß Etwas auf die Frage anfommt, 
ob der Beklagte zur Anlage der Rohrleitung berechtigt war oder nicht, 


l. 1.8 3. D. quod vi aut clam, 43. 24, 


zu deren Entfernung nach den rückſichtlich des interdictum quod clam 
geltenden Grundjägen, der Klagbitte gemäß, jchon jett verurtheilt 
werden. 

Das Stadtgericht geht freilidd) von der Anficht aus, daß eine 
befondere Entſcheidung über das Interdict um deswillen. überflüffig 
und unjtatthaft erjcheine, weil zwijchen den Parteien über das Recht 
des Beklagten zur Herftellung der Rohrleitung verhandelt worden jei, 
die Klägerin jomit eingewilligt habe, daß in dem durd) das Interdiet 
veranlaßten Prozeß auch über diefe Nechtsfrage entjchieden werde, und 
bezieht fich zur Begründung diefer Anjicht auf die Entſcheidungsgründe 
zum oberappellationsgerichtlichen Erfenntnig vom 5. März 1853 in 
Sachen Bfefferforn ca Ochs. 


Diefer Anficht kann indeſſen nicht beigetreten werben. Denn in 
dem gedachten Rechtsstreit hatte Jich die Klägerin Pfefferforn gegen den 
Beklagten Ochs, welcher ebenfall® mit dem interdietum quod vi auf: 
getreten war, noch ausdrüdlid; damit einverftanden erklärt, daß als— 
bald auch über die dort verhandelte Rechtsfrage definitiv erfannt werde, 
und diefer Umjtand Hatte das Dber-Appellationsgericht zu dem Aus- 
ſpruch veranlaft, daß eine befondere Entjcheidung über das Interdict 
unzuläfjig jei, dagegen liegt ein ſolches ausdrückliches Einverftändniß 
in dem vorliegenden Nechtsjtreit nicht vor, vielmehr hat die Klägerin 
in ihrer Klage den bejtimmten Antrag gejtellt: 

daß dem Bellagten in continenti die fofortige Wegſchaffung 

des Kändels, fowie die Herftellung des Drahtgitters bis nad) 

ausgemadhter Sache aufgegeben werde; 
fie hat jomit die fofortige Herjtellung des früheren Zuftandes vor 
Entjcheidung über das Recht des Beklagten zur Ausführung der Rohr- 
20* 
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leitung verlangt und den Klagantrag in der Gegenerflärung aus— 
drücklich wiederholt. 

-Die angezogenen Enticheidungsgründe pajjen aljo auf den gegen- 
wärtigen Rechtsjtreit in feiner Weiſe. | 

Dagegen fonnte es, da die Klägerin das petitorium, die Ver— 
handlung über die Üechtöfrage mit dem Interdict cumulirt hat, 
feinem Bedenfen unterliegen, hinſichtlich des petitorii auf Beweis zu 
erfennen. 

Bayer, fummar. Pro. $ 79. 


II. Die zweite Beichwerde der Klägerin ift gleichfalls begründet: 

Die von der Klägerin in Bezug genommenen ntjcheidungs: 
gründe zum oberappellationsgerichtlichen Erfenntniß vom 20. März 1855 
in Sahen Söldner ca. Hitel*) enthalten eine Darlegung der Hin- 
fihtlih der Hiefigen Schirnen beftehenden Rechtsverhäftniffe. 

Nach diejer Darlegung fteht dem Berechtigten über den Grund 
und Boden feiner Schirme, jowie über den Scirmenraum bis zum 
Ueberbau, alfo bis zur Dede, eine nad) den Grundfägen des Eigen- 
thums zu beurtheifende, jelbjtändige, von dem Eigenthumsvecht des 
Herrn der Behaufung, im der fich die Schirme befindet, an diefem 
Haufe jelbft nnabhängige rechtliche Herrſchaft zu. 

Hiergegen fann mit Grund der Einwand nicht erhoben werben, 
daß fich die. Sberappellationsgerichtliche Darlegung Tedigli auf die 
Scdirne M. 1795, welche den Gegenftand des gedachten Nechtsitreites 
gebildet hat, beziehe, und daß fich diefelbe auf die in den angezogenen 
Entjcheidungsgründen angeführten, die Schiene M. 1795 betreffenden 
Verträge von 1836 und 1851 ftüge, auch deshalb auf andere Schirnen 
nicht paffe. Denn einestheils fteht jener Einwand geradezu im Wider- 
fprude mit dem Abjchnitt I. 1 der oberappellationsgerichtlichen Ente 
ſcheidungsgründe und anderntheils haben die letteren, was die Scirne 
M. 179b betrifft, ohne Weiteres al8 deren Gefammtraum den ganzen, 
zwijchen dem Grund und Boden und dem Ueberbau, alſo der Dede, 
befindlichen Raum bezeichnet, obgleich in den erwähnten Verträgen 
über die Höhe diefer Schirne eine ſolche Beftimmung nicht enthalten 


*) Band II, S. 99. 
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ift; die oberappellationsgerichtlichen Entjcheidungsgründe haben ſich 
Somit über Höhe und Gefammtraum diefer Schirne in der angegebenen 
Weife ganz unabhängig von den fraglichen Verträgen ausgejprocen 
und ſich in diefer Hinficht feineswegs auf die Verträge, fondern auf 
die allgemeinen hinſichtlich der hieſigen Schirnen —— Rechts⸗ 
verhältniſſe geſtützt. 

Hat nun nach der oberappellationsgerichtlichen Darlegung die 
Klägerin eine ſelbſtändige unabhängige rechtliche Herrſchaft über den 
Geſammtraum ihrer Schirne M. 146e von dem Grund und Boden 
bi8 zur Dede, fo ift die in diefem Scirmenraum von dem Beklagten 
ohne ihr Vorwiſſen angebrachte, in der Klage erwähnte NRohrleitung 
eine unbefugte und die Klägerin berechtigt, deren Entfernung zu ver- 
langen. Diejes Verlangen wäre nur in diefem Falle unbegründet, 
wenn der Schirnenraum der Klägerin fi in Wirklichkeit nur bis zur 
Höhe des im demjelben vorhandenen Fleiſchrahmens erftrecten würde, 
indem alsdann die unbejtrittenermaßen über dem Fleifchrahmen ange» 
brachte Rohrleitung als eine widerrechtliche nicht angefehen werden 
fönnte, Der Beklagte hat num auch in diefer Richtung eine ganz be— 
ftimmte Behauptung aufgeftelft, und muß er, da hiernad) die im All— 
gemeinen hinfichtlich der hiefigen Schirnen betehenden, in dem oben⸗ 
erwähnten Erfenntniß dargelegten Rechtsverhältniſſe ausnahmsweiſe 
hinfichtlich der Schirne der Klägerin M. 146e nicht beftehen follen, 
den Beweis diefer Behauptung übernehmen. Dagegen fann nad) der 
obigen Erörterung die Klägerin nicht mit den ihr im ftadtgerichtlichen 
Erfenntniß auferlegten Beweiſen: 

daß das ihr an der Schirne M. 1468 zuftehende Recht fich auf 

den Gefammtraum über den Grund und Boden der Schirme 

bis an die Dede der Hausflur erjtrede; 
oder 

daß der Grund und Boden der bezeichneten Schirme ihr Eigen- 

thum jei, 
belaftet werben. 

Hiernach findet auch die erfte Befchwerde des Beklagten, daß die 
Klägerin zu dem zuleßt nn Beweife zugelaffen worden ift, ihre 
Erledigung. 


er 


III. Der Beklagte verlangt mittelft feiner zweiten Befchwerde zu 
dem Beweis zugelaffen zu werden: 


daß die Wand, an welcher die fragliche Nohrleitung befeftigt 

ift, zu feinem Haufe gehöre, refp. fein Eigenthum fei, eventuell 

daß diefe Wand nur bis zur Höhe der Fleifchrahmen der 
Klägerin gehöre. 

Diefem Berlangen kann aber nicht entiprochen werden. Der Be- 
flagte geht von der Anficht aus, daß die Klägerin, infofern ihr. jener 
Beweis gelingt, mit ihrer Klage abgewiejen werden müffe, wenn auch 
die im der Klage erwähnte Nohrleitung in dem Schirnenraum der 
Klägerin angebracht ſei. Dieſe Anficht iſt aber eine irrige. 

Durchſchreitet die gedachte Rohrleitung wirklich den Schirnenraum 
der Klägerin, jo muß diejelbe offenbar jelbjt in dem Falle entfernt 
werden, wenn die fraglihe Wand, an welcher diejelbe befejtigt ift, 
ganz oder in ihrem oberen, über den Fleiſchrahmen befindlichen Theil 
Eigenthum des Beklagten fein jollte. Denn es ijt far, daß der Be- 
fagte den Schirnenraum der Klägerin ohne deren BRMEND in 
feiner Weiſe für ſich benugen darf. 


Die Thatſache, welche der Beklagte zum Beweis verftellt haben 
will, ift daher eine ganz unerhebliche. 

IV. Der Beklagte hat in feiner Widerflage behauptet, daß er 
dem Ehemann der Klägerin auf deifen Anjuchen vergünftigungs- 
weife die Erlaubniß ertheilt habe: 


“ a. an dem an der Dede des Hausraums iiber feiner Schirne 
befindlichen Durchzug oder Tragbalfen ein herabhängendes Eiſen 
zum Aufhängen von Fleifchjtücen zu befeftigen, und 

b. außerhalb feiner Schirne einen eifernen Fleifchvahmen an 

der Stelle anzubringen, an welcher derjelbe dermalen ange— 
bracht ift. 

Iſt diefe Behauptung richtig und fomit die Erlaubniß precario 
ertheilt worden, jo ijt der Beklagte berechtigt, diejelbe wieder zurüc- 
zunehmen, gleichviel ob er jich bei Ertheilung der Vergünftigung dag 
Recht des Widerrufs vorbehalten hat oder nicht. 


— 305 — 


l. 1. pr. 82. $ 2. 3. l. 3. D. de precario 43. 8. 
Vergl. Bauftatut Cap. 7. $ 6. 11. 
Rechtslericon Bd. 7. ©. 566. 


Die Widerflage durfte daher nicht jofort al8 unbegründet zurück— 
gewiejen werden. 

Da indejjen die Klägerin die Nichtigkeit der Behanptung des 
Beklagten beftreitet, jo liegt dem Yeßteren deren Beweis ob. Hierbei 
verfteht e8 fich übrigens von felbjt, daR es der Klägerin, wenn aud) 
der Beklagte den ihm rückſichtlich des Fleiſchrahmens aufzuerlegenden 
Beweis erbringen würde, nach der eigenen Einräumung de8 Beklagten 
unbenommen ijt, ihren Rahmen wieder an der Stelle anzubringen, 
an der er vor der fraglichen Erlaubnißertheilung angebradjt war. 


Hiernach findet auch die dritte Beſchwerde der Klägerin, daß der 
Beklagte nicht mit der erhobenen Widerflage definitiv abgewiejen, jo: 
wie ihre vierte Bejchwerde, daß der Beklagte nicht ſchon jet in ſämmt— 
fihe Kojten oder doc wenigftens in die Koften der Widerflage verur- 
theilt worden ift, ihre Erledigung. 


Aus diefen Gründen wird unter Aufhebung des ftadtgerichtlichen 
Erfenntniffes vom 26. September 1860, mit Ausnahme des Abichnitts 
wegen des Koftenpunfts, zu Recht erkannt: 


I. Beffagter ift ſchuldig: 
binnen einer von dem Stadtgericht vorzuberaumenden Friſt die 
in der Schirne M. 146€ angebtadhte Rohrleitung wieder zu 
entfernen, auch das in der Klage erwähnte Drahtgitter wieder 
in den Zuftand herzuftellen, in welchem es fich vor Anlage 
der gedachten Rohrleitung befunden hat. 


U. Beflagter hat binnen einer von dem Stadtgericht vorzuberau- 
menden Friſt vorbehaltlicd; de8 Gegenbeweifes zu erweijen: 


A, In der Borflage: 


daß das der Klägerin an der Schirne M. 146e zuftehende 
Recht ſich nur bis zur Höhe des im derjelben befindlichen 
Fleiſchrahmens erftrede. 
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B. $n der Widerflage: 

daß er dem Ehemann der Klägerin vergünftigungsmeife er- 

erlaubt habe: 

a. an dem an der Dede des Hausraums über jeiner 
Scdirne M. 146€ befindlichen Durchzugs- oder Trag— 
balfens ein herabhängendes Eiſen zum Aufhängen von 
Fleiſchſtücken zu befejtigen, ſowie 

b. außerhalb feiner Schirne M. 146° einen eijernen Fleiſch— 
rahmen an der Stelle anzubringen, an welcher derjelbe 
dermalen angebradt ift. 

Beflagter hat der Klägerin ein Viertheil der ihr in diefer Inſtanz 
entftandenen Kojten zu erjegen. 


Urtbeil des DOber:-Uppellationsgerichts 
vom 19. Februar 1863. 
Auf beiderfeitige Appellation. 

Erfannt: 
daß die Förmlichkeiten der beiderfeitigen Appellationen für gewahrt zu 
achten und in der Sade felbjt, wie hiermit geichieht, zwar das 
Decisum I. des Erfenntnijfes des Appellationsgericht8 der freien Stadt 
Frankfurt vom 3. Dezember 1860 wieder aufzuheben, im Uebrigen 
aber diejes Erfenntniß unter Vergleihung der Koften gegenwärtiger 
Inſtanz zu beftätigen fei. 

Und wird die Sache nunmehr zum weiteren Verfahren an das 
Stadtgericht zurückverwiefen. 


Entfbeidungsgründe. 

I. Es fragt ſich zunächſt, ob dem Antrage des Beklagten ent- 
fprechend, die ganze Cache, behufs Aburtheifung derjefben in Revisorio, 
an das Appellationegericht zurüczuverweifen fei. 

Dieje Frage muß jedod) verneint werden. Da gegen das Erfenutniß 
des Appellationggeriht® vom 3. Dezember 1860 Beflagter die Re: 
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pifion angezeigt hat, das von der Klägerin gegen eben diejes Erfenntniß 
eingelegte Rechtsmittel aber, nad) Ablauf der gefetlichen Frift von 
14 Zagen als Appellation zu behandeln ift, jo liegt hier ein Fall 
vor, wo eine Umwandlung des einen oder anderen dieſer Rechtsmittel 
nad) Maßgabe Art. 4 der Nathsverordnung vom 8. Februar 1820 
eintreten muß, Diefer Artifel ſchreibt nun zwar ausdrüdliih nur 
vor, daß, wenn der Streitgegenftand einen Werth von 1500 fl. im 
Hauptjtuhl oder darüber hat, die Ober-Appellation, bei geringerem Be— 
trage aber die Reviſion als das von beiden Zheilen gewählte Rechts— 
mittel gelten foll, und enthält für den Fall, daß der Gegenitand des 
Nechtsitreites eine Schägung ſeines Geldwerthes nicht zuläßt, feine 
bejondere Bejtimmung. Es muß aber dieje particularrechtliche Vor— 
Schrift, wodurch für den Fall des Gonflictes der beiden Rechtsmittel 
ausnahmsweije eine Appellationsfumme feitgefegt worden ift, 


vergl. Bender, Verhandl. der gejeßgeb. Verſamml. vom 
Jahr 1816 bis 1831, p. 23 sub 5. 


aus dem gemeinen Rechte ergänzt werden, und kommt daher bie 
Beitimmung der Reichögejege zur Anwendung, wonach Saden, „fo 
nicht gewiffe Ahtung hatten“, von dem Erforderniffe der Appellationd- 
ſumme ausgenommen find: er 
Kammerger. Ordn. von 1855. II, 28. $ 4, 
vergl. Bender, Civ. Proz. $ 93 sub 2, aud) $ 10, p. 20. 
Abſatz 3 sub 1 und $ 18 sub 7. 


Daß die vorliegende Sache von diefer Art ift, wird vom Be— 
flagten jelbft nicht in Zweifel gezogen. 

II. Anlangend die Vorklage, fo bezieht ſich: | 

A. Die erfte Beichwerde des Beklagten auf die im Decisum I 
des angefochtenen Erfenntnijfes ihm gemachte Auflage, binnen einer 
vom Stadtgerichte vorzuberaumenden Frift die in der Schirne M. 146e 
angebrachte Rohrleitung wieder zu entfernen, auch das in der Klage 
erwähnte Drahtgitter wieder in dem Zuftand herzuftellen, in welchem 
es fih vor Anlage der gedachten Nohrleitung befunden hat, — wo» 
mit, wie ſich aus den Enticheidungsgründen und den gleichzeitigen 
Beweisauflagen in petitorio ergibt, nur eine vorläufige Wieder- 
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herftellung des früheren Zuftandes, vorbehältlih der demnächſt zu 
treffenden Entjcheidung über das Recht zur fraglichen Nohrleitung 
gemeint ift. — Diefe Beſchwerde ftellt ji) al8 begründet dar. Zwar 
‚ fann weder mit dem Stadtgerichte angenommen werden, daß 
Klägerin auf den in der Imploration allein geftellten und in der Re— 
plik ausdrücklich wiederholten Antrag, dem Beklagten die fofortige Weg— 
ihaffung des Kändels und Herjtellung des Drahtgitters bis nad 
ausgemadhter Sache aufzugeben, dadurch verzichtet habe, oder der- 
jelbe doch dadurch ſich erledige, daß ſich die Klägerin auf Verhand- 
(ungen über das Hecht zu jener Anlage eingelaffen Hat; noch ijt der 
Einwand des Beklagten für begründet zu erachten, daß es der Klägerin 
an dem zum interdicetum quod vi aut elam legitimirenden recht: 
lihen Anterejje fehle. Wohl aber muß demjelben darin beigepflichtet 
werden, daß die weitere Vorausſetzung des Interdiets eine Clandefti- 
nität (denn nur von einer foldhen, nicht von einem Handeln gegen 
jpecielfes Verbot, ift die Rede) nicht vorhanden oder doch nicht genügend 
dargelegt ſei. Die zur Anbringung der fraglichen Rohrleitung dienenden 
Arbeiten find am Nachmittag des 29. März 1859 („am hellen Nad)- 
mittage*) wie Beflagter fagt und Klägerin nicht widerjpricht, zwar, 
während die nad) Behauptung des Beklagten im Nacbarhanje woh- 
ende Klägerin und ihre Angehörigen aus der Scirne abwejend 
waren, und ohne vorgängige Benachrichtigung derſelben, jedoch ohne 
daß fonftige Indicien für eine gefliffentlice Verheimlichung vorlagen, . 
vielmehr — wie Beflagter wenigitens angibt — öffentlich in Gegen— 
wart der Nachbarn ausgeführt worden; und man hat feinen hinläng— 
fihen Grund zu der Annahme, Beflagter habe, um einem gefürchteten 
Widerſpruche der Klägerin zu entgehen, jene Anzeige unterlaſſen oder 
wenigftens vernünftigerweife nicht verfennen fünnen, daß ein folder 
Widerſpruch, wenn Klägerin feine Abficht evführe, eintreten werde. 
L. 3. 8 7.8. L. 4. L. 5. pr. D. quod vi aut clam (43. 44.) 
Daß über die Benugung des über der klägeriſchen Scdirne 
oberhalb des Fleiſchrahmens befindlichen Luftraums, durch welchen 
die Nohrleitung geführt it, jchon früher ein Diſſens zwifchen den 
Parteien bejtanden, ergeben die Akten nicht. Bei dem Mangel klarer 
gejeglicher Beltimmungen über den juriftiichen Charakter ſowohl als 
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die Ausdehnung des Schirnenrechts; dem Umftande, daß die verichie- 
denen in dem Haufe des Beklagten befindlihen Schirnen nicht von 
einander oder der Hausflur durch bejondere Wände gejchieden find, 
und dem Inhalte des Erbvergleiches vom Jahre 1763, welcher zwar 
nicht für die Flägerifche, aber doc; für zwei andere in demjelben Haufe 
befindliche Schirnen die Beitimmungen enthält, daß deren Höhe bis 
an die Fleifchrahmen gehe, konnte Beklagter jchr wohl der Meinung 
fein, nicht allein, daß ihm rechtlich die alleinige Dispofition über jenen 
oberen Luftraum zuſtehe, fondern auch daß Klägerin gar nicht daran 
denfen werde, ihm diefe Herrichaft zu beftreiten. Er hatte dann von 
jeinem Standpunkte aus feinen Grund zu einer vorgängigen Benach— 
richtigung derjelben, und es darf ihm bis auf Weiteres geglaubt werden, 
daß er nicht in der Abficht einer Verheimlichung, fondern nur deshalb 
den Nachmittag, wo Niemand in der Schirme fei, zur Ausführung der 
fraglichen Arbeiten gewählt habe, weil diejelbe in den Wormittags: 
jtunden, wo die Schirne benutzt werde, ohne gegenfeitige Störung 
nicht haben bewirkt werden können. 


Hiernad fehlt es jedenfalls an der Liquidität des fir das In— 
terdict erforderlichen animus celandi. Es kann aber auch der Klägerin 
ein desfallfiger Beweis nicht mehr nachgelaffen werden. Sie hat in 
der Ymploration, jo viel diefen Punkt anlangt, weiter Nichts vorge— 
bracht, al8 ihr Sohn Habe am 30. März 1859 beim Eintritt in die 
Schirne bemerkt, daß der Beklagte „heimlich“ die fragliche Rohr— 
leitung angebracht, reſp. Beflagter habe ein ihr, der Klägerin, ges 
höriges Drabhtgitter, über dem Ladenverfchluß eigenmächtig und heim— 
lich durchbrochen und im der Neplif, zur näheren Begründung 
der behaupteten Heimlichfeit, nur beizubringen vermocht: daß in Ab— 
wejenheit und ohne vorgängige Benadjrichtigung der Schirnberechtigten 
die Neuerung vorgenommen worden fei. Dies fann aber ımter den 
hervorgehobenen Verhältniſſen nicht genügen. 


Klägerin vermeint nun freilich: ihre Imploration fei eventuell 
auch als eine auf den Eingriff im ihren Befig gegründete Klage 
namentlid) die actio spolii, das interdietum retinendae, eventuell 
 recuperandae possessiones aufrecht zu erhalten. 
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Allein, da in der Klagfchrift von einem geftörten oder entzogenen 
Befige der Klägerin mit Beftimmtheit gar nicht die Nede, viel- 
weniger dargelegt ift, wie fie einen folchen, und namentlicd) etwa einen 
jüngften Beſitz, in Beziehung auf den hier in Frage ftehenden oberen 
Luftraum ausgeübt habe, fo war der Beklagte gar nicht in der Lage, 
eins der hier genannten poffeforifchen Rechtsmittel als angeftellt an- 
zufehen und hiergegen feine Bertheidigung zu richten. 

B. Die zweite Beichwerde de8 Beklagten bezieht fih auf den 
über das Recht zur fraglichen Rohrleitung geführten Streit, auf 
welchen Klägerin, ungeachtet ihre Imploration einen folchen noch gar 
nicht involvirte, ji ohne Widerſpruch eingelajfen hat. Beklagter ver- 
langt, daß die Beweislaft, wie vom Stadtgerichte gejchehen, der 
Klägerin zugetheilt, da8 Beweisthema aber mehr bejchränft werde. 
Diefe Beichwerde mußte jedoch für unbegründet erflärt werden. 

Für die zunächſt zur Entjcheidung ftehende Frage, welchen von 
beiden Theilen in Beziehung auf die Ausdehnung des der Klägerin 
an der Edirne M. 146e zuitchenden Rechts auf den im Frage 
ftehenden oberen Raum die Bemweislaft treffe, bedarf e8 überall feiner 
Entſcheidung darüber, ob jenes Recht (wie Klägerin behauptet) ein 
wahres Eigenthumsrecht, oder ob es nur (wie Beklagter geltend macht) 
ein jus in re aliena ſei, 

Denn aud) im Tetteren Falle wird dajjelbe doch feinenfalls als 
ein bloßes dingliches Nutzungsrecht (eine Servitut), fondern nur ale 
ein die Subjtanz der fremden Sache mit eingreifendes juperficiarifches 
Recht aufgefaßt werden können. Der Zwed der Schirnenberechtigung 
im Allgemeinen und die Art und Weife, wie fich diefelbe namentlic) 
aud in Frankfurt entwicelt hat, 

vergl. die Enticheidungsgründe des Dber-Appellationsgerichts 
zum Urtheil vom 20. März 1855, I. 1. in ©. Hikel 
ca. Eöldner*), 
bringt e8 nothwendig mit fich, daß dem Schirn-Inhaber ein beftimmter 
und abgegrenzter Theil des Haufes, worin feine Scirne ſich be- 


*) Siehe diefe Sammlung IL, ©. 98 f. 
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findet, zur ausschließlichen Benutzung überlaffen bleibt, und jo erjcheint 
denn auch in der Erwerbsurfunde der Klägerin umd ihres verftorbenen 
Ehemannes, welche Beflagter als für die vorliegende Nechtsfrage maß- 
gebend anerfannt, nicht eine res incorporalis, fondern „die Schirne 
M. 146e nebjt dem darunter befindlichen Keller“, alſo eine körperliche 
unbeweglihe Sade, als Gegenftand des Vertrags. Ueber das zu 
diejer Schirme gehörige Areal iſt zwifchen den Parteien fein Streit. 
Auch darüber find fie einverftanden, daß der darüber befindliche Raum 
bis zu dem Fleifhrahmen einſchließlich zur klägeriſchen Schirne gehört, 
wie andererſeits, daß diefelbe fich feinenfalls höher erjtredt als bis 
zur Dede (dem Unterbau). Diffens ijt nur über den zwifchen dem 
Fleifchrahmen und der Dede befindfihen Theil der fraglichen 
Localität. 


Da aber der ganze Raum von der Grundfläche an bis zur 
Dede ſich äußerlich als ein ungetrenntes Ganzes bdarjtellt, und der 
Fleiſchrahmen insbejondere feiner natürlihen Beſtimmung nah nur 
als Mittel zum Aufhängen des Fleiſches, aber nicht als Grenzzeichen 
anzufehen ift, fo ftreitet die Vermuthung für die Klägerin und wird 
daher mit Recht von dem Beklagten der Beweis gefordert, daß 
das Recht der Lesteren fi nur bis zur Höhe des Fleifchrahmens er, 
jtrede. Die Meinung des Beklagten, daß diefe Beichränfung der 
Hägerifchen Berechtigung jest ſchon aus den Acten ſich ergebe, ift 
offenbar ungegründet. Die in dem Dertrage von 1763 enthaltene 
Höhebeftimmung bezieht ſich nur auf zwei der fünf in dem Haufe des 
Beklagten befindlichen Schirnen, und darunter ift nicht die dermalen 
in Frage ftehende Schirne M. 146°; und was die bejonderen Be— 
nußungsacte anlangt, die von der einen und andern Seite in Be— 
ziehung auf den jegt ftreitigen oberen Raum vorgefommen fein follen, 
fo find die Parteien über das Factifche derfelben jo wenig, als über 
deren rechtliche Bedeutung einverftanden, und es fann ihnen nur vor— 
behalten bleiben, auf diefelben im Beweisverfahren zurüdzufommen 
und fie hier in ihr wahres Xicht zu ſetzen. 


Auf den zweiten Theil der obigen Beſchwerde, welcher die Faſſung 
des nad) Meinung des Beklagten von der Klägerin zu fordernden 
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Beweiſes zum Gegenjtande hat, braucht hiernach nicht eingegangen zu 
werden. 


C. Die dritte Befchwerde des Beklagten, daß ihm nicht der Ein- 
vedebeweis vorbehalten worden : 
daß die Wand, an welcher das Regenrohr angebracht wurde, zu 
jeinem Haufe gehöre, reſp. jein Eigenthum fei, eventuell, daß 
diefe Wand nur bis zur Höhe des ————— der Klägerin 
gehöre, 
findet in den Entſcheidungsgründen der beiden vorigen Erkenntniſſe ihre 
ausreichende Würdigung und Widerlegung. | 


III. Auf die Widerflage, welche das Stadtgericht angebrachter- 
maßen zurücgewiefen hatte, während vom Appellationsgerichte dem 
Beklagten und Widerfläger Beweis über die von ihm behaupteten 
Bergünftigungen auferlegt worden ift, bezieht ſich die Appellation der 
Klägerin und Widerbeflagten, Diejelbe wiederholt 

A. prineipaliter die in voriger Inſtanz gejtelite Bitte um deft- 
nitive Abweifung der Widerklage, weil eine einmal unvichtig angebrachte 
Klage nicht, unter Verbeſſerung der früheren Fehler, zum zweitenmale 
angebracht werden dürfe. Die Unrichtigfeit diefes Satzes — zu deſſen 
Anwendung übrigens nad) dem, was fogleich unter B. bemerkt werden 
wird, gar feine Gelegenheit vorliegen würde — bedarf indeß feiner 
Ausführung. 

B. Das eventuelle, auf Wiederherftellung des Stadtgerichts-Er- 
fenntnijfes gerichtete Verlangen der Widerbeflagten erfcheint ebenfalls 
unbegründet. Widerffäger hat angegeben, daß er die vom verftorbenen 
Chemanne der Klägerin erbetene Erlaubniß, an dem Dedbalfen ein 
herabhängendes Eijen Defejtigen zu dürfen, „vergünftigungsweife“ 
ertheilt, und daß er die Anbringung eines eifernen Fleiſchrahmens an 
einer andern Stelle der äußeren Hauswand, als derjenigen, wo früher 
ein hölzerner Rahmen angebracht gewejen, nur auf Anjuchen Ditt- 
mann’s und „nur als Vergünſtigung“ geftattet habe. 

Hierin muß, bei der Bedeutung, die dem Worte „VBergünftigung“ 
technisch jorwohl als im gemeinen Leben zufommt, eine zur Begründung 
des interdictum de precario ausreichende Behauptung gefunden. 


werden. Natürlich) wird es aber zu dem vom MWiderfläger zu er- 
bringenden Beweiſe nicht genügen, daß er einfach die Thatjache der 
Bitte von der einen und Gewährung von der anderen Seite darthut, 
fondern er wird zu zeigen haben, daß dabei auf beide Seiten, wenn 
dies auch nicht gerade ausdrücklich ausgejprochen worden zu jein braucht, 
die Abjicht einer bloßen Bergünftigung, d. i. einer Verwilligung auf 
Widerruf obgewaltet hat. 

O. Wenn Widerbeflagte weiter eventuell fordert, daß dem Gegner 
auch noch der Beweis auferlegt werde, daß Dittmann die Befeftigung 
des Eifend und Anbringung des Rahmens als eine jenjeits jederzeit 
widerrufliche Vergünftigung anerkannt habe, fo ift das Mefentliche 
hiervon bereit8 in den appellationsgerichtlichen Beweisſätzen enthalten. 
Widerfläger hat dem verjtorbenen Ehemanne der Klägerin nur dann 
„vergünjtigungsweife“ erlaubt, das Eifen und den Fleifchrahmen jo, 
wie gejchehen, anzubringen, wenn die Erlaubniß als Vergünftigung er: 
beten oder doch angenommen worden ift. 

D. Einer bejonderen Erläuterung, daß unter dem der Widerbe- 
flagten nachgelaffenen Gegenbeweife auc dev Beweis begriffen jei, daß 
jie, beziehungsweile ihr Ehemann, das Eifen und den Fleiſchrahmen, 
jo, wie gejchehen, frajt ihres Rechtes angebradht haben, bedurfte es 
als felbjtverftändfich nicht, und findet das desfallfige Verlangen jeden- 
falls durch die zuftimmende Erklärung des Gegners jeine Erledigung. 
Auf welche Weife jenes Recht dargethan werden fann, darüber ſich 
auszufprechen, Liegt dermalen fein Anlaß vor. 


IV, Anlangend endlich den Kojtenpunft, jo Liegen zwar zwei den— 
jelben betreffenden Bejchwerden vor: 

| Grav. IV. des Beflagten, daß er verurtheilt worden, der Klägerin 
ein Bierttheil der Koften zweiter Anftanz zu erjegen, und 

Grav. II. der Klägerin, daß Beklagter nicht in die Koften der 
Widerflage verurtheilt worden. 


Beide Beichwerden jind jedoch nur conſecutive. Die lektere er- 
fedigt ji) von felbjt durch Verwerfung der Hägeriichen Appellation 
in der Hauptſache. Was aber die Bejchwerde des Beklagten anlangt, 
jo ift, obgleih Decisum I. des Appellationsgerichts-Erfenntnifjes 
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wieder augehoben werben mußte, doc) die durd Veränderung der Be— 
weislaſt zu Gunften der Klägerin getroffene Abänderung des Stadt» 
gerichts-Erfenntniffes folcher Bedeutung, daß die Verurtheilung des 
Beklagten in ein DViertheil der Koften zweiter Inſtanz auc) jegt nod) 
gerechtfertigt bleibt. 

Die Koften gegenwärtiger Inſtanz waren, troß der dahier er— 
gehenden theilweilen Abänderung des Appellationsgerichts-Erfenntniffes, 
wegen der geringen Bedeutung, die nach dermaliger Sachlage dem 
Proviforium zufommt, durchgängig zu vergleihen. 


= Hi 
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Dr. phil. ©. Hoſtmann zu Düffeldorf, jest Julius 
Börſtinghaus auf der Zeche Hannover bei Bochum, als Geranten 
der hannoverjchen Bergwerksgeſellſchaft Hoſtmaun & Comp., 
jest Börftinghbaus & Eomp., Kläger, jet Appellanten gegen 
Gebrüder Baß, Bellagte, jegt Appellaten, wegen Forderung. 


Entfchbeidungsgründe zum Urtheil des Ober⸗ 
Appellationsgerichts 
* vom 16. Februar 1863. 


Nachdem die Zuſtändigkeit des Stadtgerichts durch die Rechtskraft 
ſeines Urtheils vom 22. Juni 1857 feſtgeſtellt, auch der Cautions— 
punkt durch Bürgſchein erledigt iſt, mußten zunächſt die Gründe ge— 
prüft werden, durch welche die Beklagten eine ſofortige Abweiſung der 
Klage Herbeizuführen beabjichtigt Haben. A 

1. Bon dem Stadt wie dem Appelfations- Gerichte ift dies um 
deswillen gejchehen, weil dem Vertrage, aus welchem geflagt fei, die 
in Art. 42 de8 code de commerce vorgejchriebene VBerlautbarung 
fehle, deren Mangel eine Nichtigkeit unter den Betheiligten zur Folge 
hat. Diefer Grund würde feinem Bedenken unterliegen, wenn anzu— 
nehmen wäre, ber Vertrag vom 6. Mai 1856, für welchen die ge- 
dachte Form nicht beobachtet ift, bilde das Fundament der Klage. 
Dem ijt jedoch nicht fo. Geklagt ward aus dem Betheiligungsichein 
vom 25. Auguft, welcher Bezug nimmt auf die in dem Gejellichafts- 
vertrage vom 6. Mai 1856 aufgeftellten Bedingungen, in Verbindung 
mit einem Schreiben des Klägers vom 30. September 1856, in 
welchem diefer den Beklagten die Anzeige gemacht hat, die definitive 
notarielle Conftituirung ihrer Gefellfchaft jei am 18. September er- 
folgt, und zur Erfüllung ihrer Verbindlichfeiten auffordert. Der. 

VI. 21 
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rechtsverbindende Vertrag, welcher der Klage zum Grunde liegt, datirt 
aljo von: 18. September, und für diefen find die Vorjchriften des 
Art. 42 erfüllt: der Vertrag vom 6. Mai dagegen hat nur einen 
vorbereitenden Character für jenen. Die Richtigkeit diejer Auffaifung 
ergibt fich daraus, daß nah $ 6 der Statuten 700,000 Zhlr. des 
Grundeapitals als erfte Emiffion zur Zeichnung gejtellt werden, und 
nach 8 10 derjelben ohne Volljtändigkeit diefer Zeichnungen die ein- 
zelnen Zeichner nicht für gebunden erachtet werden ſollten. Ein bin: 
dendes Rechtsgeſchäft war aljo erft mit dem Moment möglich, wo 
der Betrag der Zeichnungen jene Höhe erreicht hatte: erjt in dieſem 
Augenblid war die Befugniß vorhanden zur definitiven Conftituirung 
der Gejellihaft unter den am 6. Mai in Umlauf gejegten Bedingungen 
zu Schreiben; und erft dann, wenn das Lebte gejchehen war, mußten 
die Vorjchriften des Art. 42 befolgt werden. Diejen Grundfägen ift 
nun thatſächlich entjprochen, und der gedachten Rechtsvorfchrift mit: 
hin genügt. Die Einwendungen, welde gegen dieje Auffaffung geltend 
. gemacht wurden, mußten als unhaltbar verworfen werden. Insbeſondere 
war es unerheblich für die Anficht, der 6. Mai fei das Datum des 
Hauptvertrages, daß in $ 1 der Statuten der Ausdrud gebraudt ijt 
„die Gefeflfchaft wird gebildet“ und nicht vielmehr „diejelbe wird ge- 
bildet werden.” Da nämfich in demfelben Paragraphen von Perjonen 
die Rede ift, welche ſich durch Erwerbung der Actien an der Gefell- 
Schaft betheiligen werden, und aus den oben angeführten 88 hervor— 
geht, daß die Bedingung für das ins Leben treten der Geſellſchaft, 
die ausreichende Zeichnung noch keineswegs erfüllt war, fo fonnte dem 
gewählten Ausdrud nur der Sinn beigemejjen werden, daß die Ge- 
ſellſchaft erſt projectirt jei. Ebenjo bedeutungslos ift es, wenn in den 
folgenden 88 jtets das Präfens ftatt des Futurum gebrauct ward, 
und wenn in $ 5 die fünfzigjährige Dauer der Gejellichaft vom 
6. Mai 1856 datirt iſt. Wollte man nämlid einen beftimmten Zeit: 
punft für den Anfang der Frift, biumen welcher die Gejellichaft be- 
ftehen follte, nennen, jo bot fich fein anderer dar, als der, wo der 
Plan für diejelbe zur Eriftenz gelangte. Für deffen rechtliche Ber 
deutung kam diejer Punkt aber überhaupt nicht in Betracht. Bei 
diefer Auffaffung erhellt ohne Weiteres, theils daß von einer Klag— 
änderung, in der. Weile, daß der 18. September dem 6. Mai in der 
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Replikenſchrift fubftituirt wäre, nicht die Rede fein kann, theils, daß eine 
Beantwortung der Fragen, ob und unter welchen VBorausjegungen der 
Borjchrift des Art. 42 in dem Fall genügt wäre, wenn man den Vertrag 
vom 6. Mai als den Hauptvertrag zu betrachten hätte, müßig ift. 

2. Das Appellationsgericht gelangt zu einer Abweifung des 
Klägers auh auf Grund der in Art. 39 des code de commerce 
und Art. 1325 des code Napoldon enthaltenen Vorfchriften, weil 
der Betheiligungsichein in Verbindung mit den, den Gejellichafts- 
vertrag angeblich enthaltenden Statuten den Nachweis liefern, daß 
von dem vorliegenden ſynallagmatiſchen Vertrage der Gefellfchaft nicht 
fo viele Originale wie Parteien angefertigt feien, und nicht jedes 
Driginal der amgefertigten Exemplare bezeichnet habe, Es bedarf 
jedoch nur einer Hinweifung auf die Ausführungen unter Nr. 1, um 
diefen Einwand zu befeitigen. Haben Beflagte in. dem Betheiligungs- 
Scheine ihren Beitritt zum Project vom 6. Mai verfprochen und ift 
diefes8 unterm 18. September mitteljt öffentlicher Urkunde ins Yeben 
getreten, jo mird damit der Borfchrift des Art. 39 entjprochen und 
auf etwaige Mängel des Vertrags vom 6. Mai fommt es nicht weiter 
an. Auch 'entjpricht diefe Auffaffung den Gründen zu den von dem 
Kläger in den weiteren Verhandlungen vor dem Oberappellations— 
gerichte beigebrachten Entjcheidurigen des Handelsgerichts zu Boblenz in 
Sachen Kreuzberg & Comp. wider Verſchiedene. 

3. Einen ferneren Nichtigkeitsgrund haben die Beklagten in dem 
Umftand gefunden, daß die vorliegende Commandit-Actien-Geſellſchaft 
ihrem Inhalt nach eine anonyme Gejellihaft fei, und es an der für 
diefe im Art. 37 des code de commerce reip. dem BPreußijchen 
Sejete, vom 9. November 1843 vorgefchriebenen Genehmigung der 
Staatsgewalt fehle. Letzteres iſt unbejtritten, und Erjterem find die 
Ausführungen der Beklagten bejonders in jeßiger Inſtanz gewidmet. 
Nun läßt ſich zwar nicht verfennen, daß die in den Statuten 88 6. 
14 bis 18. 25. 29. 31. 33, 34 dem Geranten auferlegten Be— 
Schränfungen: die Möglichkeit, nach Willkür die Entlaffung zu nehmen 
und zu geben, in Verbindung mit der Verpflichtung der Comman— 
ditaire für jeden Fall des Rücktritts des Geranten in einem Geſell— 
Schaftsvertrag mit einem neu zu wählenden Geranten zu treten, der 
Ausſchluß des Geranten vom Stimmrecht in der Generalverfanmlung, 
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und deren Befugniß den Gefellichaftsvertrag in einer den Com— 
‚ plementar bindenden Weiſe abzuändern und aufzuheben, der Bezug 
eines feiten Gehaltes und einer von dem Ermeſſen des Auffichtsraths 
abhängigen Tantieme, die Unterwerfung unter deſſen dauernde und 
- tief eingreifende Gontrole; dem Geranten den Character eines Ge— 
feltfchafters zu nehmen, und ihm eine Stellung zu geben jcheinen, 
wie jie der Director einer anonymen Gejellichaft oder der Commis 
interess& einer offenen Gefellfchaft, alfo ein Mandatar einzunehmen 
pflegt. Andererfeits fonnte nicht unberücjichtigt bleiben, daß 88 3 
und 18 der Statuten den Dr. Chrijtian Hoftmann, und ebenfo jeinen 
Nachfolger, als alleinigen verantwortlichen Geranten der Geſellſchaft 
anerkennen und ihn wie feine Erben gegen dritte Perjonen, für die 
während der Dauer feines Verhältniffes zur Geſellſchaft eingegangenen 
Berbindlichkeiten verantwortlich erflären. Es fragt ſich daher, ob ein 
in obgedachter Weiſe beſchränkter Vertreter der Gejellichaft nad Außen 
noch als Complementar anzufehen jei, indem ohne einen folchen feine 
Commandit-Actien-Gefellichaft eriftiren kann. Die Beantwortung diejer 
Frage mußte in Beihalt von code Napoleon Art. 1832. 1833. 
1856. 1865. 1868. 1869. 1871, code de commerce Art. 23. 
27. 37. 38 fehr zweifelhaft genannt werden. Inzwiſchen war nicht 
zu verfennen, daß in der franzöfiichen Nechtsiprechung 
Codes annotes de Sirey par Gilbert. Paris 1847—1854, 

Code de commerce ad art. 23—26. Nr. 46 ad 

art. 27. 28. Nr. 1—6. 9—11. 14. 16—20. 
Commandit-Actien-Gefelifchaften mit den obgedachten Befchränfungen 
Anerkennung gefunden haben, daß Gejellichaften mit ähnlichen Sta- 
tuten wie die vorliegende von Frankreich über Belgien verbreitet 

Trioen Statuts de soci6tes anonymes et en commandite 

par actions T. 1. 2. Bruxelles 1839 
und auch in Rhein: Preußen einheimifcd; geworden find, wovon das 
Statut der obgedachten in jetiger Inſtanz in Bezug genommenen 
Commandit-Gefellfchaft für die Gründung und Errichtung des Bades 
Neuenahr im Ahrthale Georg Kreuzberg & Comp. Zeugniß. gibt. 
Konnten nun gleich die in den Sahen Kreuzberg wider Verfchiedene 
in Goblenz ergangenen Urtheile und die Beftätigung des. erften der— 
jelben von dem Appellations-Hof zu Coln am 26. April 1859 
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Archiv für Civil- und Criminalrechtspflege in den Nhein- 
| provinzen, Cöln 1860, Bd. 55. ©. 59 bis 62 

. als Zeugniß rheinpreugifcher Rechtsfprehung um deswillen nicht in 
Betracht fommen, weil der in Rede jtehende Einwand in den ge: 
dachten Proceffen nicht geltend gemacht wurde; und waren gleich die 
Zufchriften verichiedener Behörden an den Kläger für den Rechts» 
bejtand der von ihm vertretenen Gejellfchaft ohne Bedeutung, jo er- 
gibt fi) daraus doc fo viel, daß weder Yuftizbehörden bei einer 
ähnlichen noch Aominiftrationsbehörden bei der vorliegenden Gejell- 
Schaft von Amtswegen deren Nichtigkeit auszufprechen, beziehungsweife 
eine Nichtigfeitserflärung herbeizuführen, fi veranlaßt gefunden haben. 
Dagegen aber, daß es einem Commanditair, alfo dem Beklagten, ge- 
ſtattet jei, jene Nichtigkeit geltend zu machen, mußte der Umftand für 
enticheidend erachtet werden, daß die Beklagten mitteljt ihres Bethei- 
ligungsſcheins einer durch die Statuten in ihrem Weſen deutlich characteri- 
firten Geſellſchaft beigetreten find. So haben daher gewußt oder doc) 
wiſſen können und folglich wiffen müffen, daß die Gefellfchaft, welcher 
jie beitreten wollten, ihrer innern Seite nad die Eigenschaften einer 
anonymen Gefellfchaft habe, daß fie gleichwohl nad) Außen als Com- 
mandit-Actien-Gejellfchaft auftrete, und dag eine Genehmigung der 
Staatsgewalt weder beabjichtigt werde, noch überhaupt, weil für der- 
artige Gefellfchaften unnöthig, erlangt werden fünne; fie haben fich 
mithin freiwillig in eine Geſellſchaft begeben, welcher diejenige Ge— 
fahrlofigfeit fehlt, gegen welche die Staatsgenehmigung zu ſchützen 
"vermag. Eine derartige Handlung läßt aber nur die Auffajjung zu, 
daß die Eintretenden ſich der Zweifel, welche darüber erhoben werden 
fönnen, ob die Gefellichaft einen vechtsftändigen Complementar habe, 
bewußt gewefen find, und dieje Frage für ihre Perſon bejahend be: 
antwortet haben. Hierin liegt ein Verzicht auf die Geltendmachung 
dev aus dem gedachten Umftande etwa herzuleitenden Nichtigfeit, und 
mußte mithin, in Uebereinftimmung mit der eventuellen aus den Grün- 
den zum Stadtgerichts-Urtheil rat. 83. E. erfichtlichen Auffaffung der 
in Rede ftehende Einwand verworfen werden. Auch ließ fich bei An- 
wendung obiger Grundfäge nicht bezweifeln, daß die in gegenmärtiger 
Inſtanz erfolgte und gehörig verlautbarte Abänderung der Firma 
durch den Anhalt von 8 18 der Statuten gerechtfertigt erjcheint. 
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4. Der in der BVBernehmlaffung $ 9 aus der Umfähigfeit des 
Complementars zum Gewerbebetrieb in den preußifchen Staaten ent» 
nommene Nichtigfeitsgrund, infofern er nicht in der Schlußerflärung 
bereit8 aufgegeben fein follte, wird jedenfalls, wie mit rat. 4 3. E. 
des Stadtgerichts = Uirtheild angenommen werden mußte, durch die in 
jegiger Inſtanz noch weiter dargelegte Anerkennung der Geſellſchaft 
durch die preußischen Behörden befeitigt und ift überdies in Beihalt 
der klägeriſchen Ausführungen eine Einrede-aus der Perfon eines Dritten. 

5. Endlich konnte auch der in $ 15 der Vernehmlaſſung aus 
der Umerfüllbarfeit des verheißenen Neinertrages entnommene Nichtig- 
feitsgrumd nicht für geeignet erachtet werden, den beabjichtigten Zweck 
zu erreichen. Zwar hat das Dberappellationsgericht ſich wiederholt 

vergl, 3. B. Seuffert, Archiv Bd. 3. Nr. 91 
dahin ausgejprochen, ein Zeichner von Actien dürfe von feiner Zeich- 
nung zurüctveten, wenn die von den Unternehmern gegebenen- Zu= 
fiherungen fich als unrichtig erwiejen, oder eine Täufchung der Be— 
theiligten ftattgefunden hat, Allein die in dem Profpect in Ausficht 
gejtellten Procente dürften nicht als Verſprechen aufgefaßt werden, 
den hier wie im Gutachten enthaltenen Aeußerungen ift in der Ber: 
nehmlaffung der Vorwurf der Täuſchung überall nicht gemadt, und 
der in der Schlußerklärung den Klägern beigemejjene dolus war als 
verjpäteter und jedenfalls als umjubjtantiirter Einwand zu verwerfen. 

In der Sade jelbit fonute 

6. in Beihalt der von dem Oberappellationsgerichte 3. B. 

Eöln- Minden= Thüringer Berb.- Eifenb,» Gefellich. v. Königs— 
| wärter 31. März 1856*) 
zur Anwendung gebrachten Grundjäge an der Verpflichtung des Klä— 
gers zur Edition der Driginalien des Gejellichaftsvertrages, deſſen 
Uebereinjtimmung mit den Statuten der Kläger behauptet, die Beklag— 
ten in Abrede ftellen, und des Verzeichniſſes der Actionaire nicht ge— 
zweifelt werden; und war daher, da der Beſitz diefer Documente 
bei dem Kläger feititeht, das Präjudiz der Abweifung mit der erho— 
been Klage gerechtfertigt. Mit diefer ‚Auflage mußte im Spnterefje 
der Abkürzung der Sache und in Berückſichtigung, daß den Beklagten 


*) Siehe diefe Sammlung, Band II. ©. 353 f. 
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für die Geltendmachimg der vorbehaltenen Einreden gegen jene Do— 
eumente in dem. Beweisverfahren Gelegenheit gegeben fein wird, das 
Ertenntnig in der Hauptfache jofort verbunden werden. In diefer 
hängt der Obfieg des Klägers von dem Beweife der Bedingungen ab, 
unter welchen die Geſellſchaft ins Leben zu treten berechtigt war: der 
Uebereinjtimmung des Gefellichaftsvertrages vom 6. Mai 1856 mit 
den aus [3] erfichtlihen Statuten, und der nad) $ 10 Abſ. 3. der- 
jelben erforderlichen Höhe der bis zum 18. September 1856 erfolgten 
Einzeichnungen zum Betrage von 700,000 Thfr., in welcher letteren 
Beziehung den Bellagten unbenommen bleibt, in der Beweisinftanz 
auf fernere Editionsanträge zurüdzufommen. | 

7. Anlangend fodann die von den Beklagten vorgefchütten Ein- 
reden, jo mußte ihnen zunächft der Beweis der Simulation vorbehal- 
ten werden. Außerdem aber auch der Beweis, daß für die in Rede 
jtehenden Actien Albert Oppenheimer der principale Schuldner der 
Geſellſchaft ſei.. Denn wenn gleich bei der durch den Betheiltgungs- 
Schein der Gejellfchaft gegenüber direct übernommenen Berbindlichkeiten 
der Beklagten nichts darauf anfommen kann, welche Nebenberedungen 
die Beklagten mit Jüdel getroffen haben, und wenn fie von diejem 
getäuscht fein follten, da Jüdel als Mandatar des Klägers nicht auf— 
getreten ift, und es den Beklagten nur Zufteht, fich desfall® an ihren 
Sontrahenten zu halten, jo ift es gleichwohl unzweifelhaft, daß, 
wenn Kläger von Albert Oppenheimer für die Actien bereits "und 
zwar nicht bloß in subsidium gededt fein follte, er nicht verlangen 
fann, für diejelben Actien einen zweiten Actionair zu erhalten. Bei 
diefen Beweiſen fteht es den Beklagten natürlich frei, auf den Inhalt 
der Boracten zurüczufommen. 

8. Dagegen konnte den Einreden der Zuvielforderung nad Zeit 
und Gegenitand und des Mangels ausreichender Bekanntmachung nur 
in Betreff des Anfanges für den Zinfenlauf bei den ferneren Ein» 
zahlungen entjprochen werden. Zunächſt nämlich ergibt fi aus $ 10 
“der Statuten, daß in Betreff der erften Einzahlung e8 weder einer 
vorgängigen Berathung mit dem Auffichtsrath, noch einer Belannt- 
mahung in den Zeitungen bedurfte. Die Privataufforderung vom 
30. September 1856 ift ausdrüdlich, die vom 17. Nov. 1856 ftill- 
jchweigend anerkannt: in Anfehung der 6000 Thlr. nebſt Verzugs— 
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zinfen vom 1. November 1856 tft alfo der Einwand unbegründet. 
Die entgegengefette Ausführung der Beflagten, auch bei der erjten 
Einzahlung habe e8 einer Berathung mit dem Auffihtsrath und einer 
öffentlihen Bekanntmachung bedurft, ift lediglich darauf geftütt, daß 
das Wort „aber“ in $ 10 Abi. 4 der Statuten Hinter dem Worte 
„muß“ in der Schlußerflärung [24] weggelaffen worden ift. 

Sn Anfehung der ferneren Einzahlungen mußte zunächſt der 
Umftand, daß diefelben nad vorgängiger Berathung des Geranten 
mit dem Auffichtsrath verfügt worden jeien, durd die in [21] erficht- 
liche Beicheinigung Einwandes ungeachtet für ausreichend erwiejen an— 
gejehen werben. In Betreff der Bekanntmachung jelbit aber jteht 
durch das BZugeftändniß des Klägers feit, daß fie in der Elber— 
felder Zeitung und in dem Preußiſchen Staatsanzeiger nicht erfolgt - 
und mithin dem 8 32 der Statuten, von deffen Nichtbefolgung nad) 
der Wortfaffung von Abi. 2 nur die Gerteralverfammlung, nicht der 
Berwaltungsrath nad 8 34 der Statuten dispenfiren konnte, zuwider- 
gehandelt if. Die fragliche Bekanntmachung hat aber nur die Be- 
deutung, daß, wenn fie gehörig erfolgt ift, die Wiffenfchaft der Ein- 
zahlungspflichtigen fingirt wird. Sobald fi aber eine fonftige be— 
ftimmte Kunde der erfolgten Aufforderung zur Zahlung nachweifen 
läßt, kommt es auf die öffentliche Aufforderung nicht an. Eine der— 
artige Kunde durfte des Art, 34 der proviforifchen Gerichts-Drdnung 
ungeachtet nicht um deswillen fingirt werden, weil die Beklagten es unter- 
laffen haben, die Aeußerungen des Klägers in ihrer Schlußerflärung 
zu beantworten, da jenen Aeußerungen die erforderliche Klarheit fehlt. 
Dagegen find die Beflagten durch die erhobene Klage von dem Ber- 
langen der Einzahlung ausreichend in Kenntniß gefett, und es war 
daher unbedenklich, ihre Verpflichtung zur Verzinfung der beiden ferneren 
eingeflagten Einzahlungen in Beihalt von $ 10 Abf. 4 und $ 12 ;. €. 
der Statuten auf einen Monat nad) Behändigung der Klage feftzufegen. 

Die Koften des erjten Verfahrens mußten bis zur Beendigung 
des, Beweisverfahrens ausgejegt, die der Appellationsinjtanzen wegen 
Wechſels der Erfenntniffe verglichen werden. 


— 323 — 


319. 


Philipp Nicolaus Schmidt, Kläger, jest Appellat gegen 
Moritz Budge, Beklagten, jegt Appellanten, Rückzahlung von 
fl. 1200 betreffend. 


Entfchbeidungsgründe zum Urtbeil des Ober: 
Appellationsgerichts 
vom 28. Februar 1863. 


Mit dem Appellationsgerichte mußte der Verſuch de8 Beklagten, 
die auf feinem Comptoir von dem Auslaufer des Klägers, Johann 
Nicolaus Deubel, abgegebenen fl. 1200 zu behalten, um jie ala Ab- 
trag auf die Schuld des in den Acten genannten Neumann gelten zu 
faffen, und dagegen den zur Annahme präfentirten Wechfel unacceptirt 
zurüdzugeben, für rechtswidrig geachtet, und mithin confirmatorifc) 
geiprochen werden. 

Zu diefem Ergebniffe gelangt man, mag man den Deubel, wie 
der Beklagte will, als einen wenngleich nur mittelbar Abgejandten des 
Neumann anfehen, oder, wie richtiger ift, in ihm einen alleinigen 
Beauftragten des Klägers Schmidt erbliden. 

Geht man von der erfteren Annahme aus, fo ftellt ſich das 
Rechtsverhältniß folgendermaßen dar, Neumann fchuldete dem Beklagten 
ca. fk 2200. Durch Vermittlung des ebenfalls in den Acten genannten 
Schwaab hatte er e8 ermöglicht, dem Beklagten fl. 1200 zufommen 
zu Laffen, jedoch unter der Vorausfegung eines von dem Beklagten 
zu bemilligenden neuen dreimonatlihen Credits (Accepts) gleicher 
Größe. Darauf, ob der Beklagte Urfache gehabt hat, fich über das 
Berfahren des Neumann im Uebrigen zu beichweren, fommt es in 
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gegenwärtiger Sahe nicht an. Anlangend dagegen fpeciell das hier 
in Rede jtehende Geſchäft, fo ift es Mar, daf der Beklagte durch 
dafjelbe feinesiwegs in Nachtheil verjetst werden konnte; wie es denn 
auch grundlos ift, wenn derjelbe die Sache fo daritellt, als ob Neu— 
mann fl. 1200 bei dem Kläger zur freien Dispofition gehabt habe, 
aljo, indem er die Zahlung der fl. 1200 an die Bedingung neuen 
Accepts Fnüpfte, dem Beklagten, feinem Gläubiger, einen Abtrag vor— 
enthielt, den er beliebig Hätte Leiten fönnen. Die fl. 1200 wurden, 
worüber die vorliegende Korvefpondenz feinen Zweifel läßt, nur dann 
auf Seiten des Neumann disponibel, wenn der Beklagte das Accept 
leiſtete. 

Dem Vorſtehenden entſprach auch das Schreiben des Neumann 
an den Beklagten vom 27. September 1860. Neumann kündigte 
darin Auszahlung von fl. 1200 und Traſſirung eines gleich großen 
Belaufs in ſolcher Weiſe an, daß er von der letzteren bemerkte, ſie 
geſchehe gegen die auszuzahlenden fl. 1200, „Dagegen war id) fo 
frei ꝛc. ꝛc.“ Hiernach, fowie auch nad) dem übrigen Anhalt des 
Schreibens, fonnte der Beklagte nicht der Meinung fein, daß die Ab- 
ficht des Neumann dahin gehe, für alle Fälle fl. 1200 zahlen oder 
zahlen laſſen zu wollen, fondern daß Zahlung nur erfolgen folle, wenn 
der Beklagte dagegen das verlangte Accept leifte. Auch iſt nicht etwa 
fpäter Etwas gejchehen, was den Beflagten "zu der Annahme berechtigt 
hätte, Neumann habe feine Abficht geändert, und wolle nunmehr 
unbedingt Zahlung leiften. Denn Schriftliches iſt ferner zwifchen 
dem Beklagten und Neumann nicht gewechfelt, und ebenjowenig hat 
der Ueberbringer des Geldes, Deubel, Etwas, was in diefem Sinne 
aufzufajfen wäre, gejagt oder gethan: eher Hat er das Gegentheil be— 
fundet, indem er zunächit allein den Wechfel zum Accept präfentirte, 
und erjt jpäter, nachdem er von den beklagtiſchen Leuten befragt wor— 
den war, ob er noch ſonſt Etwas abzugeben Habe, die fl. 1200 ſammt 
dem, wie unten gezeigt werden wird, feiner Faſſung nach irrelevanten 
Aufgabezettel (Act. [1] pag. 5) hingab. 

Vom Beklagten fonnte hiernad) ein animus solvendi auf Seite 
des Neumann nicht anders, als wenn zugleich der Wechſel acceptirt 
werde, angenommen werden. Eines animus solvendi bedarf es aber 
zur solutio und der Greditor iſt nicht befugt, dieſen eimfeitig und 
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willkürlich felbft gegen die ihm erkennbar gemachte Abficht des Schuld: 
ners als vorhanden zu behandeln. 

Grundlos ift auch die Berufung des Beklagten auf den Art. 54 
der Werhfelordnung von 1739, infofern er, Beflagter, befugt gewefen . 
fei, das Seitens feines Schuldners ihm zugefommene Geld zur Tilgung 
feiner Forderung an ſich zu Halten umd zu feiner Befriedigung zu 
verwenden, gleichviel, ob der Xettere die Annahme des Geldes an 
eine (unerfüllt gebliebene) Bedingung geknüpft habe oder nicht. Denn 
der Art. 54 räumt dem Gläubiger das Recht, ſich aus den in feinem 
Belit befindlichen Vermögenstheilen des Schuldners bezahlt zu machen, 
nur unter der VBorausfegung ein, wenn der Bejig „rechtmäßiger Weiſe“ 
erlangt worden ift, was alsdann nicht angenommen werden fann, wein 
der Gläubiger ſich eines Gegenftandes gegen den Willen des Schuld- 
ners bemächtigt hat; in welchen Falle vielmehr eine possessio injusta, 
aus welcher feine echte abgeleitet werden fünnen, anzunehmen: ift. 

Bergl. Erf. in der Franff. Sahe Gontard & Sohn ca. 
Ehlermann vom 31. December 1841 *) 
und in Bezug auf die entjprechend lautende Beitimmung der Hamb, 
Falliten- Ordnung Art. 34 „justo titulo“ 
Erf. in der Hamb. Sade Nibel ca. Hartenfels vom 
19. Mai 1851. Hamb. Samml. II. S. 506, 
endlich aud die Beitimmung des Neuen Handelsgejegbudhes 
Art. 313 Abſ. 1, verbis: „mit dejfen Willen“ und Ab}. 2. 

Wenn nad dem Bisherigen der Beklagte nicht berechtigt geweſen 
fein würde, die fl. 1200 ſich anzueignen, während er das Accept des 
Wechſels gleicher Größe verweigerte, falls Neumann ihm gegenüber 
der Handelnde geweſen fein follte, jo muß dafjelbe, und zwar um jo 
viel mehr dann gelten, wenn der Kläger, Schmidt, in eigener Perſon 
und aus eigenem Hecht durch Deubel mit ihm, dem DBeflagten, ver- 
handelte. Und daß dies Yegtere gejchehen ift, muß angenommen werden. 
— Zwei Umftände find dafür entjcheidend, 

1. Deubel, der, wenn er nicht als Elägerifcher Auslaufer auf 
dem beflagtifchen Comptoir ohnehin befaunt war, doc entweder in 
Folge ausdrücklicher feinfeitiger Erklärung, oder durch Präjentation des 





*), Siehe ©. 329. 
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dem Schmidt remittirten Wechſels, von den Leuten des Beklagten als 
folcher erfannt worden ift, hat, auch nach der Darftelung des Be: 
Hagten, nicht angegeben, daß er von Schmidt abgefertigt fei, um eine 
andere Perfon, insbefondere den Neumann zu vertreten. 

2. Der erfte Act, welchen Deubel vornahm, war ein folcher, und 
wurde auch von den beflagtiichen Leuten fo aufgefaßt, welchen der 
Kläger, Schmidt, für ſich ausführen lief: Schmidt hatte unbeftrittener- 
maßen den Wechjel als Rimeſſe erhalten, er ließ ihn als Inhaber 
zum Accept präfentiren und dies gejchah felbjtverftändfih von ihm, 
und rejp. durch Deubel für ihn proprio nomine. 

Hiernach hätte ‚es, wenn dasjenige, was ferner von Deubel aus- 
gerichtet wurde, — nämlich die Hingabe der fl. 1200 als von 
einer anderen Perſon (von Neumann oder doch von Schmidt im Namen 
von Neumann) ausgehend Hätte betrachtet werden fünnen, einer be- 
jtimmten darauf gerichteten Kundgebung bedurft. An einer jolchen 
fehlte e8 aber. Daß Deubel nit ausdrücklich etwas derartiges 
erklärt hat, jteht nach den Acten feit. Es kommt hiernach nur darauf 
an, ob die betreffende Kundgebung in dem Umftande gefunden werden 
fann, daß Schmidt dem Deubel neben den fl. 1200 den jchon oben 
erwähnten Zettel des Inhalts: 

„Anbei im Auftrage und für Rechnung des Herrn Yulius 

Neumann in ꝛc. fl. 1200 gegen gefälligen doppelten Schein“ 
gegeben hatte, und daß Deubel Geld und Zettel dem beflagtifchen 
Commis einhändigte. Dies ift zu verneinen. — Wenn Schmidt, 
welcher bis dahin nur in eigener Perſon durch Deubel’8 Vermittlung 
dem Beklagten gegenüber gehandelt, nämlich das Accept des Wechſels 
für ſich verlangt hatte, durch den Inhalt des Scheine erklärte, er führe 
durch Hingabe der fl. 1200 einen Auftrag des Neumann aus, jo ent- 
äußerte er fich dadurch feiner äußeren Perfönfichkeit nicht und gab den 
Zufammenhang zwijchen den beiden mehrgedacdhten Handlungen nicht 
auf. Jedenfalls würde das Aeußerfte, was hier zu Gunften des Be— 
flagten angenommen werden fünnte, darin bejtehen, daß es zweifel- 
haft geworden jei, ob der Kläger aus eigener Perſon oder ala 
Bertreter des Neumann handeln wolle. War Legteres nicht gewiß, 
fondern nur zweifelhaft, jo mußten die beflagtifchen Leitte den Zweifel 
zu erledigen juchen, durften aber nicht auf Grund des von ihnen 
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vortheilhaft Geachteten den fraglichen Punkt einfeitig auffaffen und dies 
fogar dann noch fortjegen, al8 Deubel vor Erledigung der Verhandlung, 
welche ein ungetrenntes Ganzes war, beftimmt in dem entgegen- 
gefegten Sinne ſich erflärte. j 

Uebrigens mußten die beflagtifchen Commis, jowie auch der Beklagte, 
weldyer das Verfahren derfelben billigte, al8 geſchäftskundige Leute fich 
jelbft jagen, daß die Präfentation eines Wechſels zum Accept Seitens eines 
Banquiers unter Beifügung einer, Namens und für Rechnung des 
Traffanten gemachten Zahlung einer dem Wechlelbelaufe gleichen Summe, 
ein Geſchäft ausmache, nicht aber zwei getrennte; vollends, daß 
nicht zwei von dem Bezogenen beliebig zu zerreißende Gejchäfte gegen 
den Willen des Präfentanten daraus gemacht werden dürften. — Dies 
trifft bier um fo viel mehr zu, da der Traffant (Neumann) dem 
Beklagten die Zahlung einer dem Mechjelbelaufe gleichen und mit 
dem verlangten Wechjelaccepte in Verbindung gebrachten Summe ge- 
rade durch die Kläger im Voraus angekündigt und dabei bemerkt 
hatte, dag Wechjelziehung und Zahlung gegen einander validiren follten. 

Grundlos ift e8 denn auch, daß das Verlangen eines doppelten 
Empfangicheins dem zwijchen Deubel und den beflagtifchen Leuten vor- 
gefommenen Akte einen anderen Character oder auch nur den Anjchein 
defjelben gegeben habe, als ihm wirklich beiwohnte. Der Empfang: 
fhein, und zwar in doppelter Ausfertigung, war nöthig, um dem 
Kläger dem Neumann gegenüber die Beicheinigung zu liefern, daß 
er für diefen die fl. 1200 gezahlt Habe, und dem Neumann gegen 
den DBellagten den Beweis zu fihern, daß der zu acceptirende 
Wechfel gedeckt worden - ſei. Das Accept allein, wenn es gegeben 
‘ worden wäre, hätte, wie ohne Weiteres einleuchtet, diefen Beweis nicht 
geliefert. _ 

Nach dem Allen iſt das von den Beklagten gebildete Verfahren 
der Leute deffelben, welche dem Deubel die fl. 1200, ungeachtet das 
Wechjelaccept abgelehnt wurde, zurüczugeben ſich weigerten, widervecht- 
lich und unwirkſam. 

Ueber die Klage, welche dem Kläger hier zuſteht, kann kein 
Zweifel exiſtiren. Es iſt die, auch von den vorigen Richtern als 
zutreffend bezeichnete condictio causa data causa non secuta. Die 
bei diejer condictio als eintretend erwartete, demnächſt aber ausblei- 
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bende causa futura beſtand hier in dem verlangten und erwarteten, | 
aber verweigerten Accept des Wechſels. 

Wie die Appellation in der Hauptſache wegen gänzlichen — 
des verworfen werden mußte, ſo war auch in Betreff der Koſten 
erſter Inſtanz das Appellationsgerichts-Erkenntniß zu confirmiren; 
nicht minder waren dem Beklagten die Koſten gegenwärtiger Inſtanz 
zur Laſt zu legen. 


Auszug aus den S. 326 angeführten Entſcheidungs— 
gründen in Saden: 


Gontard & Sohn ca. Ehlermann 1841. 


3. berufen fi) die Appelfanten auf die Vorjchrift des Art. 54 
der -Franffurter Wechſel-Ordnung und vermeinen in Folge derjelben 
zur Rejtitution qu. nicht verbunden zu fein, weil nach jelbiger ein 
Franffurter Gläubiger, welcher Waaren feines auswärtigen Schuldners 
in Händen habe, feinem Schuldner nicht mehr als das residuum 
oder die Ueberbejjerung von dergl. Waaren herauszugeben brauche. 
Es bedarf jedoh, um die Unanwendbarkeit diefes Artifel8 auf den 
vorliegenden Fall zu erfennen, ohne weiter in eine Crörterung des 
Sinnes diejes Gefeges einzugehen, nur der Bemerfung, daß in dem— 
felben vorausgejeßt wird, der Gläubiger habe die Waare rechtmäßiger: 
weife in Händen; was hier bei den Appellanten nicht angenommen 
werden kann, weil fie auf die angeftellte actio Pauliana zur Reſtitution 
verurtheilt worden find, und diefe vorausjeßt, daß ihr Erwerb Fein 
rechtmäßiger, jondern ein mala fide gemadhter. fei. | 

Wenn Übrigens die Appellanten die Bedeutung des Wortes 
„rehtmäßiger Weiſe“ bloß darauf beichränfen wollen, daß der Bejik 
weder vi noch clam, noch precario ergriffen fei, fo iſt dies irrig, da 
vielmehr unter dem rechtmäßiger Weife in Händen befonmten, nad) dem 
natürlichen Wortjinne diefer Ausdrüde auch, und vorzugsweile ein 
vechtmäßiger Titel zu verjtehen ift, in welcder Bedeutung jelbjt im 
vöm. Recht das Wort justa possessio vorkommt. 

Savigny, vom Beſitz 8 8 im Eing. 
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Sobann Ludwig Graubner, deſſen Erben, Kläger gegen 
Philipp Earl Kayſer, Beklagten, Anfprüce aus einem Grund— 
ſtückskauf betreffend, 


Erfenntnif des Stadtgerichts 
vom 6. Juni 1862. 

Zu Folge Kaufbriefs kaufte Kläger von dem Beflagten für den 
Preis von fl. 26,500 das in der Meifengaffe gelegene Gebäude E 
150, welches auf der weitlichen Grenze nad) dem Schulz-Salzwedel’ichen 
Garten zu 4 Kelleröffnungen und im Barterre-, erjten und zweiten 
Stod je 7 Fenfter befigt. Erft einige Zeit nad) dem Abſchluß des 
Kaufgeichäfts erfuhr Kläger, daß diefe Kelleröffnungen und 21 Feniter 
nur auf einer in der Weiſe beichränften Berechtigung beruhten, 

„daß ſolche von den Befigern des Schulz - Salzwedel’fchen 
Hauſes in jo lange follten belaſſen werden, bis jolche nöthig 
fänden, einen Bau gegen und für ſolche zu errichten und 
zu erhöhen.” 
Kläger, resp. dejjen Erben verlangen nun, — indem fie das Vor— 
handenjein diefer für eine KRejolutivbedingung zu evachtenden Beſchrän— 
fung für einen wefentlichen Mangel des Kaufobjects erflären und resp. 
aus der Faſſung des Kaufvertrags jchliefen wollen, das Nichtvorhan- 
denfein dieſer Beſchränkung fei ihnen zugefagt, — daß der Beklagte 
die Aufhebung diejer Beftimmung erwirke oder fie wegen des in Folge 
derjelben fich herausftellenden Mlinderwerths des Gebäudes entichädige. 

Da es ſich Hier um eine Activjervitut handelt, welche dem ver: 

fauften Gebäude zuftehen foll, fo konnte nach) | 
L. 75, de evict. XXI. 2, 
Beklagter nur dann deshalb einftehen zu müſſen für jchuldig erachtet 
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werden, wenn er bei dem Verfaufsabfchluß deren Vorhandenfein zu- 
gefichert hätte. Es fragt ſich daher, ob und in wie weit dies aus 
den gegabenen Verhältniffen und dem Kaufvertrag anzunehmen ift, da 
Kläger eine anderweitige Zuficherung nicht zu behaupten vermögen. 
Nah) 8 2 des Vertrags wurde das Gebäude verfauft, wie e8 

vor Jedermanns Auge daliegt, mithin bildeten die auf der Grenze 
nah dem SchulzSalzwedel’ichen Garten gerichteten 4 Kelleröffnungen 
und 21 Fenfter allerdings aud mit den Gegenitand des BVerfaufs. 
Hierin fann um jo weniger eine Zuficherung dafür gefunden werden, 
daß dieſes Lichtrecht der angegebenen Beihränfung unterworfen fei, da 
ja Kläger gar nicht einmal zu behaupten vermögen, daß Beklagter von 
diefer Beichränfung Kenntniß gehabt habe, e8 auch ihre Sadje gewejen 
wäre, als fie vermöge ihres Verkaufsrechts in den mit einem Dritten ab- 
geichlojjenen Vertrage eintraten, fi vorher über Sinn und Tragweite 
von deſſen Beitimmungen Aufklärung zu verfchaffen. Unter diejen 
Unftänden kann den Klägern auch nicht die in Kap. VII 8 6 des 
Banftatuts enthaltene Präfumtion zur Seite ftehen, ganz abgejehen 
davon, daß diefelbe auch nur auf das Verhältniß der Nachbarn unter: 
einander Bezug hat. 

Indem es daher dahingeftellt bleiben fann, ob Kläger einen 
und welchen Mlinderwerth des gefauften Gebäudes fie zur Zeit nad)- 
zuweilen im Stande fein jollten, wird zu Recht erkannt: 

Kläger werden mit der erhobenen Klage abgewiefen und ver- 
urtheilt, dem Beklagten die entitandenen Streitkoften vor» 
gängiger Liquidation zu erfegen. . 


Erfenntniß des Uppellationsgerichts 
vom 10. Rovember 1862, 


Auf Appellation der Kläger. 

Der Erblaffer der jetigen Kläger verfuchte die von ihm ange- 
ftellte Klage, welche in dem jett angefochtenen ftadtgerichtlichen Erkennt— 
niß für unftatthaft erklärt worden ift, in zweifacher Weife zu begründen, 

nämlid) 
1. aus einem ihm von dem Beklagten als Verkäufer angeblid) 
gemachten Verſprechen und 
2. aus der Fehlerhaftigfeit der verkauften Liegenichaft. 
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Dies angebliche Verſprechen folgert der Kläger lediglich daraus, 
daß nach $ 2 des Kaufbriefs das den Gegenſtand des Kaufs und 
Verkaufs bildende Gebäude, ſowie es vor Jedermanns Augen »daliege, 
verfauft worden ſei. Allein da der Kläger in feiner Weife far zu 
machen vermochte, wodurd denn der Beklagte jeiner übernommenen 
Berpflichtung, dem Käufer das Kaufobject jo zu übergeben, wie es zur 
Zeit des Kanfabjchluffes vor Jedermanns Augen dagelegen habe, nicht 
nachgefommen jei, da der Kläger namentlich, rückſichtlich der einen Be— 
jtandtheil diejes Gebäudes bildenden Kellerlöcher und Fenfter, welche 
Beranlaffung zu dem vorliegenden Kechtsftreite gegeben haben, nicht 
darzuthun vermochte, wie ſodann an diefem Theil des Gebäudes von 
irgend Jemand ein Anfpruch erhoben werde, gegen welheh den Käufer " 
zu vertreten der Verkäufer durch jene Worte des Kaufbriefs eine Ver— 
pflihtung übernommen habe, fo jtellt ſich die Klage, infofern fie auf 
ein ausdrüdliches Verfprechen des Bellagten geſtützt wird, offenbar als 
gänzlich unbegründet heraus. 

Was nun aber den zweiten Grund der Klage, nämlich die an— 
gebliche Fehlerhaftigkeit des verkauften Gegenſtandes betrifft, ſo iſt 
ſchon in den Entſcheidungsgründen zu dem ſtadtgerichtlichen Erkennt— 
niſſe hervorgehoben worden, daß nad den Grundſätzen des ädilitiſchen 
Ediets ein von dem Verkäufer zu vertretender Fehler der verkauften 
Liegenschaft nicht. darin gefunden werden fan, daß diejer Liegenfchaft 
eine Servitut nicht zufteht, welche der Käufer bei dem Kaufe mit zu 
erwerben glaubte. Im vorliegenden Falle trifft es jedoch nach den 
eigenen Angaben des Klägers zu. Einen anderen Fehler des von ihm 
erfauftern Gebäudes vermag er ſelbſt nicht zu bezeichnen als den, daR 
ein mehr oder weniger ausgedehntes Lichtrecht oder gar ein unbejchränftes 
Ausjihtrecht (servitus luminum, oder ne luminibus officiatur, oder 
ne prospectui officiatur) welche er mit zu erfaufen geglaubt habe, 
dem von ihm erfauften Gebäude, wie von ihm fpäter entdeckt worden 
fei, nicht zuftch®& 

Da der Kläger fich ausdrücklich darauf befhränfte, zu verlangen, 
daß ihm der Beklagte das von ihm vermißte Necht, welches er ſelbſt 
übrigens nicht mit gehöriger Bejtimmtheit zu bezeichnen vermag, ver- 
ſchaffe, oder eventuell, daß ihm der Beklagte den Minderwerth erjege, 
welchen das verfaufte Gebäude wegen des von ihm vermißten Rechts 

VII. 22 
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habe, und da er ſelbſt erflärt, dag er eine Aufhebung des abgefchlofjenen 
Kaufgeſchäfts micht bezwede, fo ift die Erörterung der zwei Fragen 
überflüffig: ob unter den gegebenen Verhältniſſen der Irrthum, in 
welchem fich der Kläger bei dem Kaufe über eine von ihm unterftelfte 
bejondere Eigenjchaft des erfauften Gebäudes befunden haben will, 
ein wejentlicher jei? und ob diefer Irrthum im Betracht der Beſtim— 
mungen der 88 3 — 7 de8 Kapitels 7 des Bauſtatuts, welde in 
einem-jeden Fall, wie dem vorliegenden, wo innerhalb der Stadt an 
einem Gebäude ſich Fenfter und andere derartige Defjnungen vorfin- 
den, die einem nachbarlichen Grundftücke zugewendet jind, einem jeden 
nur einigermaßen vorfichtigen Käufer zur Pflicht machen, über die 
rechtliche Beichaffenheit ſolcher Deffnungen Erfundigungen einzuziehen, 
wenn er wijfen will, woran er fei, als ein entjchuldbarer angefehen 
werden dürfe? Es muß vielmehr ſchon auf Grund der vorjtehenden 
Ausführungen zu Recht erkannt werden: 

dag die gegen das ftadtgerichtliche Exrfenntnig vom 6. Juni 

1862 ergriffene Berufung unter Verurtheilung der Appel- 

lanten in die Koſten diefer Inſtanz zu verwerfen fei. 

Diefes Erfenntnig wurde auf Appellation der Kläger durch 

Urtbeil des Dber:Appellationsgerichts von 17. Mär; 
1863 aus den in beiden vorgedadten Erfenutnijjen gege- 
benen Entjicheidungsgründen beftätigt. 
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Gebrüder Hausmann, Kläger und Widerbeffagter gegen 
Georg Raspar Wilhelm Lindheimer, zu London, Beklagten 
und Widerkläger, Forderung und Abrechnung, jegt die Competenz der 
Frankfurter Gerichte betreffend. 


Aus den Entfchbeidungsgründen zum Erkennt: 
niffe Des Stadtgerichts I 
von 26. October 1860. 

Beflagter ſchützt zunächſt gegen die Klage die Einrede der In— 
competenz vor, indem hier nur der allgemeine Gerichtsftand feines 
Wohnjiges, London, in Betracht fommen fünne. Zwar ift es nicht 
zu verfennen, daß Beflagter, obwohl noch hiefiger Bürger, fein Do— 
micil im juriftiichen Sinne nad) London verlegt hat, wojelbft er fich 
jeit einer Neihe von Jahren aufhält, um feinem Handlungsetablifje- 
ment vorzuftehen, er fomit London zum Mittelpunfte feiner Rechts— 
verhältniffe und Gefchäfte gewählt Hat, wogegen auch die Anlage 11 
nichts beweiſe. Allein in dem vorliegenden Falle ift der bejondere 
Serichtsftand des Vertrages im Sinne der Ref. J. 11, $ 1. ſchon 
deshalb begründet, weil die in Betracht fommenden Gejchäfte als 
dahier abgefchloffen zu betrachten find, woſelbſt Klägerin die brief- 
lichen Beitellungen des Beklagten empfing und zuftimmend beantwortete, 

Savigny, Syit. VIU p. 257, < 
während Beflagter zugleich laut der Beſcheinigung 13] durch Ver— 
mögensbeſitz dahier vertreten iſt. 

Die Einrede der Incompetenz iſt ſonach zu verwerfen. 
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Erkenntniß des Appellationsgerichts 
vom 4. Februar 1861. 


Auf Appellation des Beklagten. 


Der Appellant beſchwert ſich zunächſt und hauptſächlich darüber, 
daß die von ihm vorgeſchützte den Gerichtsſtand ablehnende Einrede ver— 
worfen worden iſt. Dieſe Beſchwerde iſt gerechtfertigt. Die Kläger 
verſuchten die Zuſtändigkeit der hieſigen Gerichte in — Weiſe 
zu begründen. 

J. Dadurch daß ſie — der Beklagte habe hier ſein 
Domicil; 

II. dadurch daß ſie behaupteten, es ſei für ihre Anſprüche an 
den Beklagten hier in Frankfurt der Gerichtsſtand des Vertrage ge- 
geben und 

III. feiten fie einen Gerichtsftand der hiefigen Gerichte daraus her, 
daß dem Beklagten gegen fie eine Gegenforderung von fl. 1417. 30 fr. 
zuftche, weswegen ſie nad) Art. 54 der Wechſelordnung vom Jahre 1739 
berechtigt ſein wollen, denſelben hier zu verklagen. 

Was nun 

J. den behaupteten Gerichtsſtand des Wohnſitzes betrifft, ſo hat 
bereits das Stadtgericht mit Recht hervorgehoben, daß nach Inhalt 
der Acten der Beklagten ſeit mehreren Jahren ſeinen Wohnſitz nicht 
hier, ſondern in London habe, wo er ſich dauernd aufhalte und 
welches er zum Mittelpunkte ſeiner ganzen geſchäftlichen Thätigkeit 
gewählt Habe. Hiergegen kann weder mit Grund geltend gemacht 
werden, daß der Bellagte fein hiefiges Indigenat beibehalten Hat, 
nod) der Umstand, daß er hier eine Wohnung verfteuert, welche von 
feiner Ehefrau benügt wird. In erjterer Beziehung wird Lediglich 
auf die Ausführungen des oberappellationsgerichtlichen Urtheil® vom 
28. Febr. 1857 in Sachen Großherz. Hefi. Oberfteuer-Direction ca. 
Wolff Erben *) verwiefen und in leterer Beziehung genügt die Be— 
merfung, daß zwar der rechtliche Wohnſitz der Ehefrau durch den des 
Ehemanns bedingt ift, daß aber Feineswegs umgekehrt daraus, daß 
eine von ihrem Ehemann factifc getrennt lebende Ehefrau in ihrem 


) Band III. ©. 114. 
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Heimathsorte mit der Abficht, dafelbjt einen eigenen Wohnfig beizu- 
behalten, ſich dauernd aufhält, gefolgert werden kann, auch der an 
einem auswärtigen Orte ſeßhafte Ehemann habe feinen früheren 
Wohnſitz im rechtlichen Sinne des Worts entweder ausſchließlich oder 
doch wenigſtens neben feinem neuen Wohnfite beibehalten. 

II. Zur Begründung des Gerichtsftandes des Vertrags behaupten 
die Kläger | 

a. für diejenigen Leiftungen, zu welchen fich der Beklagte gegen 
jie verpflichtet habe, jei Frankfurt der vertragsmäßige Erfüllungs: 
ort und 

b. hier in Frankfurt jeien diejenigen Verträge gefchloffen, aus 
weldien fie den Beklagten in Anfpruch nehmen. Allein feine diefer 
beiden Behauptungen ift gerechtfertigt. Die Yeiftungen, zu denen der . 
Beklagte in dem von ihm angefochtenen ftadtgerichtlichen Erkenntniſſe 
verurtheilt worden ift, beitehen darin, daß er in London Waaren, 
welche er den Klägern zur Verfügung geftellt hat, an diefe oder deren 
Bevollmädtigten herausgeben und daß er den Klägern über feine 
Thätigfeit als VBerfaufs-Kommiffionär Rechnung ablegen fol. In Be- 
treff der erjten Leiſtung fteht ſomit, da die Kläger ihrerfeits fid) bei 
dem ftadtgerichtlichen Urtheil beruhigt haben, feit, daß Frankfurt nicht 
der Erfüllungsort jei und in legterer Beziehung vermochten die Kläger 
nicht zu behaupten, daß der Beflagte bei Eingehung des Geſchäfts— 
verhältniffes mit ihnen irgendwie ſich verpflichtet habe, hier Ned): 
nung zu jtellen und doch mußte das der Fall jein, damit der Ge- 
rihtsftand dahier in der von den Klägern verfuchten, oben unter a 
bezeichneten Weife begründet werden fünnte; 

vergl. D.-A.-G.-Urtheil vom 27, December 1852 in ©. 
Maggi Minoprio ca. Wolff. 

Eben fo wenig kann zu b oben zugegeben werden, daß das Vertrags: 
verhältniß, aus welchem von den Klägern Anfprüche gegen den Be: 
Elagten abgeleitet werden, als dahier abgeſchloſſen zu betrachten fei. 
Diejes Vertragsverhältnig ift vielmehr, wie die Berhandlungen aus: 
weisen, mittelft eines von den Klägern mit dem Beklagten zwifchen 
hier und London gepflogenen Briefwechſels zu Stande gefommen. 


*) Band IV. ©. 429. 
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Für dieſen Fall gilt aber, da es ſich hier nicht um die Frage handelt: 
welches örtliche Recht für das Vertragsverhältniß zur Anwendung 
komme? ſondern um die Frage: welcher Ort gilt für den Gerichts— 
ſtand? dasjenige, was Savigny, Syſtem des römiſchen Rechts, Bd. 8. 
S. 237 ausſpricht, daß nämlich für jede der beiden Parteien der 
durch Briefwechſel geichloffene Vertrag al8 an ihrem Wohnorte ge: 
Ichlofien zu betrachten fei und daß eine jede dev beiden Parteien an 
ihrem Wohnorte den -befonderen Gerichtsftand der DObligation für 
fi) anerkennen müſſe. — Dagegen kann auch nicht etwa eingewendet 
werden, daß die WVorfchrift der 
Reform in Thl. L Zit. XL. 8 1. 

eine Abänderung der gemeinrechtlihen Beitimmungen über das forum 
contractus enthalte, denn dur die Rechtſprechung ift längſt aner- 
kannt, daß, das nicht der Fall jei, und im vorliegenden Falle würde 
überdies, wenn eine ſolche Webereinftimmung der Reformation mit 
dem gemeinen Necht nicht unterftellt werden follte, der Gerichtsitand 
des Vertrags Thon deshalb nicht begründet fein, weil der Beklagte 
nicht perſönlich in Frankfurt betreten wurde. In vorliegendem Falle 
foll vielmehr Vermögensbefig, welcher nad) den Worten der Refor— 
mationsftelle das Erforderniß der perfünlichen Anweſenheit keineswegs 
aufhebt, ſtatt Letzterer genügen, 

Bei diefer Lage der Sache ift eine Unterfuchung der Frage: wo 
find die einzelnen zwijchen den Klägern und dem Beklagten im Wege 
des Briefwechjel® zu Stande gefommenen Verträge abgeſchloſſen? 
eine ganz überflüffigee Denn auch dann, wenn in diefer Beziehung 
die Anfiht 

Savigny's, a. a. O. ©. 235, 
daß der Ort, wo der Annahmebrief geſchrieben worden iſt, der für 
diefe Frage entjcheidende fei, vor der auch von dem Ober-Appel- 
fationsgericht zu Lübeck getheilten 

Geuffert, Archiv Bd. 3 Nr. 310, Bd. 5 Nr. 116, 

Haſſe's und Wächter's, daß der Vertrag da zum Abichluffe ge- 
lange, wo die Zufage des Acceptanten dem anderen Theile zufomme, 

Archiv für die Eivil-Pr. Bd. 19 ©. 116) 


den Vorzug verdienen follte, würde dennoch nach dem Dbengejagten - 
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ein hier in Franffurt begründeter Gerichtsftand des Vertrags gegen 
den Beklagten nicht gegeben fein. 

Wenn nun endlich 

III. die Kläger vermeinen, aus dem Art. 54 der Wechiel- 
ordnung einen Gerichtsftand herleiten zu können, weil dem Beflagten 
eine Gegenforderung aus gelieferten Vorſchüſſen gegen fie zuftehe, fo _ 
genügt es dagegen zu bemerken, daß der aus dem angeführten Artikel 
der alten Wechjelordnung hHerzuleitende Gerichtsjtand, welcher fein 
anderer ijt als der der belegenen Sache, vorausgejegt, daß der Klag— 
berechtigte dem Beklagten zugehörige Effekten oder Gelder in Hän— 
den habe, aus denen fich bezahlt zu machen er im Stande ift. Das 
ift jedoch feineswegs der Fall, wenn dem Beklagten gegen den Klag— 
berechtigten nur eine Forderung auf Rückzahlung eines Darlehens, 
aljo auf die Lebertragung des Eigentums einer dem Letzteren ſelbſt 
gehörigen Summe Geldes zufteht. 

In diefem Falle kann von einer dem Beffagten gehörigen Sache, 
an welcher dem Kläger ein qualificirtes Netentionsrecht zuftände, offen- 
bar nicht die Rede fein. 

Vergl. Urtheil des Dber-App.-Ger. zu Lübeck vom 15. Dec. 1860 
in Saden: Gail'ſche Wollenfpinnerei ca. St. Goar. *) 

Aus diefen Gründen wird hiermit zu Recht erkannt: 

1. Das ftadtgerichtliche Urtheil vom 26. October 1860 wird 
aufgehoben und die Elagende Handlung mit der von ihr bei dem 
Stadtgeriht erhobenen Klage, wegen Unzuftändigfeit der hieſigen Ge— 
richte unter Verurtheilung in die Koften erfter Inſtanz abgewiefen. 

2. Die in diefer Inſtanz erwachjenen Koſten werden gegen: 
einander verglichen und Hat die Appellatin dem Appellanten die Pro— 
tocoll- und Urtheilsftempelgebühren zur Hälfte zu erfegen. 


Urtbeil des Ober: ENDE LAEIDHENELIGER 
vom 23, März 1863. 
Auf Appellation der Kläger. 
Erfannt . 
daß die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu adten, 
auch in der Sache felbjt, wie hiemit gefchieht, das Erkenntniß 


*) Band V. ©. 403. 
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des Appellationsgerichts der Freien Stadt Frankfurt vom 4. Fe— 
bruar 1861 zwar in Anjehung der Kojten zweiter Inſtanz zu 
bejtätigen, im Webrigen aber wieder aufzuheben, und 

I. foviel den von den Klägern wegen der sub I und II 
der Klagſchrift bezeichneten fogenannten Dispofitionswaaren 
erhobenen Anſpruch betrifft, die Frankfurter Gerichte zur 
Berhandlung und Entfcheidung der Sache für competent 
zu erklären, 

II. foviel die Anfprüche aus den sub II und IV der Klag— 
Schrift bezeichneten Commiſſionsgeſchäften betrifft, die Klä— 
ger vorerjt binnen einer vom Stadtgericht vorzuberaumen: 
den Frift, vorbehäftlic des Gegenbeweiſes darzuthuu ſchul— 
dig fein: 

daß der Beklagte zur Zeit der Erhebung der gegen» 

wärtigen Klage fein Domicil in Frankfurt gehabt habe; 

III. nad) Erledigung diefer Beweisauflage vom Appellations- 
gericht über die vom Beklagten in voriger Inſtanz erho- 
benen Beichwerden II bis XI, jedoch, wenn der vorftehend 
normirte Beweis von den Klägern nicht erbradjt werden 
follte, nur inſoweit, als jic) diefelben auf den oben unter I 
bemerften Anſpruch und auf die Widerflage beziehen, wei⸗ 
ter zu erkennen ſei, was Rechtens. 

Die Koſten erſter Inſtanz bleiben vorerſt ausgeſetzt, 
während die der jetzigen Inſtanz compenſirt werden, und 
wird die Sache nunmehr zum Behuf des angeordneten 
Beweisverfahrens vorerſt an das Stadtgericht zurück— 
verwieſen. 


Entſcheidungsgründe. 


Die Kläger beſchweren ſich in der Hauptſache darüber, daß das 
Appellationsgericht die Klage wegen Unzuſtändigkeit der Frank— 
furter Gerichte abgewieſen habe, während das Erkenntniß des 
Stadtgerichts, welches den Beklagten in der Vorklage unter einigen 
Maodificationen der Klagbitte verurtheilt, die Widerflage desfelben aber 
verworfen Hatte, zu beftätigen gewejen wäre. Die Kläger behaupten 
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aus einem dreifachen Grunde die Kompetenz der Franffurter Gerichte: 
weil der Beklagte fein Domicil in Frankfurt habe, weil dafelbft der _ 
Gerichtsftand des Vertrages begründet fei, und endlich weil auch die 
befondere Kompetenz aus Art. 54 der Wechſel-Ordnung von 1739 
hier Anwendung finde. Darauf, daß der Beklagte etwa feines bei- 
behaltenen Bürgerrechtes wegen ſich in Franffurt belangen Laffen 
müſſe, haben fich die- Kläger nicht beftimmt geftütt, und es bedarf 
daher feiner Ausführung, daß eine folche Begründung der Competenz 
ohne Weiteres verwerflich gewejen wäre, wie dies jchon aus dem- 
jenigen, was Art. 56 Nr. 1 der Prozeß-Ordnung von 1820 über 
Ausbürger bejtimmt, hervorgeht, und auch in der Entjcheidung des 
Dber-Appellationsgerihts in Sachen 
Einfommenftener-Commiffion ca. Mühlens, Januar 1856, *) 
einer nur scheinbar abweichenden Aeußerung in den Entfcheidungs- 
gründen ungeachtet, eine Bejtätigung findet. 

Bei Prüfung der geltend gemachten Competenzgründe müffen 
aber die zweierlei Arten von Gejchäften, welche den Gegenftand des 
Rechtsſtreites bilden, unterfchieden werden, 

I. Der eine Abjchnitt der Klage bezicht ſich auf Raufgef häfte, 
welche darin bejtanden, daß der Beklagte fucceffiv verfchiedene Partien 
Lederwaaren beſtellte, die Kläger diejelben mit Factura nad) London 
jandten, und der Kaufpreis regelmäßig durch Accepte des Beklagten 
gedeckt wurde. 

Rückſichtlich dieſes Theils der Klage war der Gerihtsitand 
des Vertrags in Frankfurt als begriindet anzuerkennen. 

1. Der Gerichtsftand der Obligation erhält hier feine Beſtim— 
mung nicht durch den Erfüllungsort. Denn dazu ift man, wie das 
Ober-Appellationsgericht wiederholt erfannt hat, 

Frankfurt, Bethmann ca. Kramer, Juli 1841, **) 
. Wolff ca. Minoprio, December 1852, ***) 
— Thompſon ca. Weiller & Söhne, Febr. 1862, ****) 
nur dann berechtigt, wenn durch fpezielle Verabredung unter den 


*) Siehe diefe Sammlung, Band II. ©. 288. 
**5) Siehe diefe Sammlung, Band IL ©. 88. 
**x) Siehe diefe Sammlung, Band IV. ©. 429. 
FR) Siehe diefe Sammlung, Band VI. ©. 332. 
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Contrahenten ein Erfüllungsort feftgefeßt worden ift, nicht aber, wenn 
der Ort, wo zu erfüllen ijt, in Ermangelung eines dahin gehenden 
Bertragsinhaltes erft aus Geſetz und Rechtstheorie mit Rückſicht auf 
die muthmaßliche Erwartung der Contrahenten gefunden werden muß. 
Daß aber Frankfurt oder Lonoon rückſichtlich der fraglichen Kauf- 
geichäfte durch befondere Vereinbarung der Parteien als Erfüllungsort 
fejtgeftellt worden jei, hat von feiner Seite behauptet werden fünnen, 
weshalb alle Deductionen und Gegendeductionen über den Ort, wo 
den allgemeinen Rechtsregeln gemäß die Waaren zu übergeben, der 
Kaufpreis zu zahlen gewejen jei, ſich als unerhebliche darftellen. Viel— 
mehr hängt der Gerichtsftand der Obligation hier, da die Frankfurter 
Geſetzgebung auf der älteren Theorie beruht, daß in Ermangelung 
eines bejonders vereinbarten Erfüllungsortes der Entjtehungsort des 
Bertrages das forum contractus begründe, 


j. Reform J. 11, 8 1 und it. 12 pr. 
Prozef-Ordnung von 1820 Art. 52 Nr. 1 


von dem Drt ab, wo die Verträge zum Abſchluß gelangt find, und 
8 kommt daher auf die viel befprochene Streitfrage an, an welchem 
Orte ein unter Abwefenden mitteljt briefliher Correfpondenz verein: 
barter Vertrag al8 zu Stande gefommen anzufehen ſei. Das Ober: 
Appellationsgericht hat fich bereits in der vorhin erwähnten Sache 
ZTrompjon ca. Weiller & Söhne, Februar 1862 


dafür entfchieden, daß in ſolchem Falle der Vertrag an dem Orte, wo 
der Offerte-Brief empfangen und die zuftimmende Erklärung ertheilt 
und abgejandt worden iſt, als abgejchloffen zu erachten fei, und hat 
auc jest feinen Grund, von diefer Anficht abzugehen. Nach der zu 
den Acten gekommenen Correipondenz ift aber Frankfurt der Ort, wohin 
der Beklagte feine Beftellungen, d. h. feine Offerten zu den fraglichen 
Kaufgeichäften, richtete und von wo aus die Annahme derjelben von 
Seiten der Kläger teils brieflih, teils mittelft Abfendung der be- 
. jtellten Waaren erklärt wurde, 

2, Die fernere Frage fodann, ob zur Anwendung des forum 
contractus ein Vermögensbeſitz des Beklagten am Drt der Klage 
genüge, mußte mit dem Stadtgericht und abweichend vom Appellations- 
gericht bejaht werden. Daß dies gemeinvechtlich die richtige Anficht 
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fei, ift vom Dber-Appellationsgericht Schon mehrmals, namentlich in 
der Frankfurter Sache 


Trejenius ca. Herff, April 1845*) 
anerfannt worden. Der Zweifel, ob das Frankfurter Necht in diefem 
Punkte nicht ftrenger fei, und fchlehthin perfönliche Anweſenheit des 
Beklagten zur Inſinuation der Klage verlange, ftellt ſich aber als 
unbegründet dar. Das Ober-Appellationsgeriht hat ſich ſchon in der 
Sadıe | 
Fellner & Sohn ca. Heeſer, Juli 1857**) 
diefer Anficht geneigt erklärt und im der mehrerwähnten Sache 
Thompfon ca. Weillr & Söhne, Februar 1862 

ſich beſtimmt dafür entſchieden. Wie dort bereits ausgeführt worden, 
ift die Borichrift der Reform Th. I Zit. 11 $ 1 weder nach ihrem 
Inhalt, noch nad ihrer Stellung, in dem, die Gitation anwejender 
Fremden behandelnden ‚Titel, geeignet die Folgerung zu rechtfertigen, 
daß hinjichtlih abwejender Fremden eine Befreiung vom Gerichts: 
zwang der Frankfurter Gerichte beabjichtigt worden ſei, welche eine 
entjchiedene Abweichung von der Schon damals herifchenden gemeinrecht- 
lihen Doctrin enthalten haben würde. Vielmehr dient die Art and 
Weiſe, wie im Eingang des Folgenden Zitel8 der ausgedehnteren 
Arreſtbefugniß gegen Fremde gedacht wird, zur Beſtätigung dafür, daß 
hinfichtlic) des forum contractus die gemeinvechtliche Doctrin als 
bejtehend vorausgejegt wird. Im vorliegenden Falle ift es aber un— 
bejtritten, daß der Beklagte bei Erhebung der Klage ein Grundjtüd 
in Frankfurt befaß. Ä 

3. Es bleibt hiernach nur noch der Umstand zu erwägen, daß 
die principafe Slagbitte auf Bezahlung des Kaufpreifes vom Stadt: 
gericht verworfen worden ift, und die Kläger ſich dabei beruhigt Haben, 
jo daß jett allein die eventuelle Kfagbitte auf Aushändigung der zur 
Dispofition geitellten Waaren in Frage fteht. In diefer Beziehung 
muß zunächſt den Klägern darin beigepflichtet werden, daß der Aus: 
jprud des Stadtgerichts, die Waaren ſeien in London auszuliefern, 





*) Siehe diefe Sammlung, Band IV. ©. 28. 
**) Siehe dieje Sammlung, Band III. ©. 235. 
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ihnen, wie man auch den Einfluß des Erfüllungsortes beurtheilen 
möge, hinſichtlich der Competenzfrage, welche vom Stadtgericht zu 
Gunſten der Kläger entſchieden wurde, nicht entgegenſtehen kann. Aber 
auch das weitere Bedenken, ob es ſich bei Zurücklieferung der zur 
Dispofition geitellten Waaren um eine aus dem Contract der Par: 
teien entfpringende Berpflichtung des Beklagten handle, konnte nicht 
. für begründet erachtet werden. Selbſt in einem Falle, wo jtatt des 
vertragsmäßigen ein ganz amderes geliefert worden ift, deſſen Wieder- 
aushändigung in Anſpruch genommen wird, würde es ſich verthei- 
digen laffen, daß zu diefem Zwed von der Gontractsflage Gebraud) 
gemacht werden könne, infofern die Pflicht zur Zurückgabe des unrich- 
tigen Dbjectes immer als eine mittelbare Folge des Contractsverhält- 
niffes als eine den Empfänger als Contrahenten betreffende aufzu- 
fafjen wäre, Hier aber ift nad) dem nicht wiederfprochenen Inhalt 
der Klage die Lage der Sache die, daß die fraglichen Waaren wegen 
Ausstellungen an der Qualität derfelben zur Dispofition gejtellt wurden, 
“und der gegenwärtige Anfpruch daher Lediglich auf einer durch Ein- 
verftändniß beider Kontrahenten zu Stande gekommenen Redhibition 
beruht. In einem folchen Falle unterliegt e8 aber Feinem Zweifel, 
daß die Yeiltungen, "welche dem Käufer in Folge der Kedhibition obliegen, 
von Seiten des Berfäufers mit ber Sontractsflage, der actio venditi, 
‚ verfolgt werden können. 
l. 23 pr. D. de aedil. ed. (21. 1.) 
vergl. mit 1. 25 pr. $ 1,8 5 eod. 

I. Was die in dem andern Abjchnitte der Klage aufgeführten 
Sommiffionsgefchäfte betrifft, fo beftanden diefelden in der Con— 
fignation verfchiedener Waarenpartien, welche die Kläger ſucceſſiv dem 
Beklagten nad) London zum Verkauf fiir ihre Rechnung überfandt 
haben. Zn Anfehung diefer Gejchäfte konnte 


1. der Gerichtsftand des Contracts in Frankfurt nicht für be- 
gründet erachtet werden. Es fann dahin gejtellt bleiben, ob aus der . 
Beihaffenheit diefer Gefchäfte nicht die Folgerung gezogen werden 
fünnte, daß London als verabredeter Erfüllungsort für alle Verbind— 
lichkeiten des Commiffionairs  aufzufafen fei. Jedenfalls muß hier 
auf Grund der ſchon oben als richtig bezeichneten Anficht über die 
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durch briefliche Correfpondenz zu Stande kommenden Verträge ange 
nommen werden, daß London und nicht Frankfurt der Ort des Con— 
tractsabjchluffes jei. Denn die Aufträge der Kläger wurden nad) Yon- 
don hin ertheilt und vom Beklagten dort entweder durch ausdrückliche 
Erflärung oder durch thatfächliche Ausführung angenommen. Davon 
find auch folche Fälle, in denen eine allgemeine Aufforderung des Be- 
flagten zur Ueberfendung von Commifjionswaaren einer gewiffen Gat- 
tung vorausging, nicht auszunehmen, indem immer nur die jpezielle 
Bertrags- Offerte und deren Annahme über Zeit und Ort des Con- 
tractsabjchluffes entjcheidet. 

2. Die aus Art. 54 der Wechjel- Ordnung von 1739 verfuchte 
Begründung eines jpeziellen Gerichtsſtandes ftellte fich ebenfalls als 
unhaltbar dar. Aus dem gedachten Geſetz läßt fi nur eine Pfand- 
flage herleiten. Sollte num auch die Bezugnahme auf das Gejeg im 
Klaglibell als genügend erachtet werden, um den Mangel einer ent- 
Iprechenden eventuellen Klagbitte zu ergänzen, fo fehlt e8 dpch, wie die 
sent. a qua mit Recht hervorhebt, an einem geeigneten Pfandobject. 
Es fann allerdings die Frage aufgeworfen werden, ob unter den im 


Geſetz genannten „Geldern“ nicht aud) folche Gelder mit begriffen - 


jein follten, bei welchen der Auswärtige nur eine Herausgabe in genere 
in Anfpruch zu nehmen hat. Allein e8 ließen ſich doch nur ſolche Fälle 
diefer Art darunter verftchen, wo Geldfummen mit der Bejtimmung 
hingegeben worden find, als Duantitäten ein eigenes VBermögensobject 
des Gebenden in den Händen des Empfängers zu bilden, wie z. B. 
Darlehen, Gautionen, Borjchüffe mit Vorbehalt fernerer Verfügung 
und dergleichen. Nur unter diefer Vorausjegung ließe ſich noch mit 
dem Geſetz von Geldern reden, welche dem Geber zugehörig feien und 
welche der Empfänger „in Händen und Verwahrung befommen habe.“ 
Dagegen paſſen die Worte des Geſetzes in feiner Weife auf den Fall, 
wo ein Frankfurter Bürger aus einem fonftigen Grunde einem Aus- 
wärtigen eine Geldleiftung aus eigenem Vermögen ſchuldig geworden 
ift, wie da8 Ober-Appellationsgericht bereit in der Sache 
Gail'ſche Wollenfpirmerei ca. St. Goar, December 1860 *) 

ausgefprochen hat. Im vorliegenden Falle aber handelt es fich nicht 








*) Siehe diefe Sammlung, Band V. S. 403. 
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um ein Darlehen oder einen ſonſtigen Vorſchuß der bezeichneten Art. 
Vielmehr rührt das hier fragliche activum von fl. 1417. 30 fr. da— 
von her, daß der Beklagte fucceffiv den Klägern einen Gefammtbetrag 
von Zahlungen leiftete, welcher fchlieglich feine Schuld aus den wirf- 
ih zu Stande gefommenen und nicht wieder rückgängig gewordenen 
Gejchäften um die genannte Summe überftieg. Die einzelnen Zah— 
[ungen waren aber immer nur zur Tilgung der aus den abgefchlojfenen 
oder eingeleiteten Gefchäften herrührenden Debet-Pojten beftimmt, wurden 
alſo animo solvendi geleiftet, und der fchließfiche Ueberſchuß hat feine 
andere Eigenjchaft als jeder Saldo aus einem Contocurantverhältniß, 
befteht jomit nur in dem Anſpruch auf eine jchuldige Leiſtung aus 
dem Vermögen der Kläger. 

3. Hiernady hängt die Statthaftigkeit der Klage, foweit fie ſich 
auf die fraglichen Commifjionsgefchäfte bezieht, davon ab, ob Frank— 
Furt für den Beklagten der Gerichtsftand des Wohnorts fei. 
Zwar hat je yon das Stadtgericht diefe Frage in feinen Entjcheidungen 
verneint; die Kläger waren aber durch die Beruhigung bei dem Stadt- 
gerichts-Erfenntniffe formell nicht verhindert darauf zurückzukommen, 
da das Stadtgeriht aus einem andern Grunde die exceptio fori ver- 
worfen hat. In der Sache ſelbſt itellt es ſich 

a. nad) dem bisherigen Acteninhalt noch als ungewiß dar, ob der 
Beklagte zur Zeit der Anftellung der Klage fein Domicil in Franf- 
furt gehabt habe. Die Parteien ftimmen zwar darin überein, daß 
Frankfurt fein Heimathsort jei, und er früher auch daſelbſt feinen 
Wohnfis gehabt Habe. Es ift aber chen fo unbeftritten unter ihnen, 
daß der Beklagte jchon feit einer Reihe von Jahren, mindeſtens ſeit 
1855, fi in London aufhalte und dajelbjt ein eigenes Handels— 
geichäft betreibe. Nun kann zunächſt den Klägern nicht beigepflichtet 
werden, wenn fie meinen, es fomme nicht darauf an, ob London bloß 
vorübergehender Aufenthaltsort des Beklagten fei, oder fich zu feinem 
wirflihen Domicil gejtaltet habe, auch im letzteren Falle laffe ſich, 
in Ermangelung einer anderweitigen dahin gerichteten Willenserflärung, 
nicht fchliegen, dag Beklagter feinen früheren Wohnort Frankfurt auf- 
gegeben habe, vielmehr jet dann fein Domicil an beiden Orten als 
begründet anzuerkennen. Diefer Anficht fteht entgegen, daß das Do- 
micil, als bleibender Mittelpunkt für alle Yebensverhältniffe, im All— 


> 
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gemeinen die Fixirung an einem beſtimmten Ort zur natürlichen 
Grundlage hat und ein doppeltes Domicil nur in dem feltenen Aus- 
nahmsfall angenommen werden fann, wo jemand an zwei Orten 
neben einander fich dergeftalt einvichtet, daß er für jeden bderfelben 
volljtändig den Borausjegungen einer Domicikbegründung entjpricht 
si utrubique ita se instruxit ut non ideo minus apud alteros se 
collocasse videatur 
1. 6. 8 2. D. ad municip. (50. 1) 
vergl. mit 1. 5. 1. 27. $ 2 eod. 

Ein Verhalten, welches nur zu etwaigen Zweifeln Anlaf gibt, ob 
dag bisherige Domicil mit einem neuen vertaufcht worden fei, recht- 
fertigt daher für fich allein niemals die Annahme, daß der Wohnſitz 
an beiden Drten begrümdet fei. Vielmehr ift diefe Annahme nur da 
jtatthaft, wo Jemand wirklich beabfichtigt, gleichzeitig an beiden Orten 
zu wohnen, und diefen Willen auch poſitiv durch die entfprechende 
Einrichtung feiner Lebensverhältniffe unzweideutig bethätigt. Abge— 
jehen von einem ſolchen jingulären Fall, muß aus der erweislidhen 
Begriindung eines neuen Wohnorts ſtets von felbjt die Folgerung 
gezogen werden, daß das vorige Domicil habe aufgegeben werden follen. 

Dies vorausgejetst, fpricht fiir die Domicilbegründung in Yondon 
jehr entſchieden der kaufmänniſche Gefhäftsbetrieb des Beklagten da— 
ſelbſt. Es iſt ausgemacht, daß dieſer Geſchäftsbetrieb bei Anſtellung 
der Klage mindeſtens ſchon 4 Jahre ununterbrochen gedauert hatte, 
daß derſelbe nicht etwa in bloßer Hülfe und Theilnahme an einem 
fremden Geſchäfte beſteht, ſondern, wie ſchon aus der Klageſchrift zu 
entnehmen, auf einem eigenen Etabliſſement des Beklagten beruht 
und daß der Beklagte, wie die zu den Acten gekommene Correſpondenz 
beſtätigt, ſeinem Geſchäfte perſönlich vorſteht, zu dieſem Zweck daher 
auch regelmäßig ſich nur in London aufhält. Daß das Etabliſſement 
des Beklagten etwa nur eine vorübergehende Beſtimmung habe, nur 
für einen vorbedachten längeren oder kürzeren Zeitraum errichtet ſei, 
haben die Kläger nicht behauptet, und nach der Natur eines folchen 
Geſchäfts darf eher eine Begründung auf unbeſtimmte Zelt, als eine 
Beſchränkung jener Art vorausgefegt werden. Wenn fonad) der Be— 
flagte durch die von ihm gewählte und Jahre lang ausgeübte Berufs- 
thätigfeit feine Perfon dauernd an den Aufenthalt in London gebunden 


— 346 — 


hat, jo läßt fi) dies bis. zum Beweis eines andern Sachverhalts 
nur aus der Abficht erklären, feinen Wohnfig in London haben zu 
wollen. Die Möglichkeit ift freilich nicht zu leugnen, daß der Be: 
Elagte dennoch Willens gewejen wäre fein früheres Domicil in Frank— 
furt gar nicht aufzugeben und entweder ein zweites Domicil in Lon- 
don begründet, oder fich nur im Intereſſe eines vortheilhafteren Er- 
werbes entſchloſſen hätte, während eines mehrjährigen Zeitraums feinen 
vorübergehenden Aufenthalt in London zu nehmen. 

Allein die angeführte Thatjache bietet eine fo überzeugende Schluf- 
folgerung dar, daß fie nur durch jehr erhebliche Gegenmomente ent- 
fräftet werden fünnte. Die Kläger haben nun allerdings p. 10 ff. 
ihres Libells eine Reihe von Umftänden geltend gemacht, welche be- 
weiſen follen, daß der Beklagte feinen Wohnfig mindeftens auch in 
Franffurt zu erhalten beabjichtige. Bon diefen Umftänden bedürfen 
jedoch die folgenden feiner näheren Erörterung: 


Der Beflagte Habe vor Verlegung feines Gejchäftsverfehrs 
nad) London entjchieden feinen Wohnſitz in Frankfurt gehabt 
(Libell p. 10 Nr. 1); er habe bei feiner Verlegung weder fein 
Franffurter Bürgerrecht aufgegeben nody beim Senat um Er— 
laubniß zum auswärtigen Aufenthalt nachgefucht (ibid. Nr. 2) 

er befige in Frankfurt noch Grundeigenthum (ibid. p. 11 Nr. 6). 

Der erjte. Umftand wiürde nur in Betracht fommen, wenn e8 an 
genügenden Thatſachen für Begründung eines anderweiten Domicils 
fehlte, kann aber felbjtverjtändlic) auf Beantwortung der Frage, ob 
eine Verlegung des Domicils ftattgefunden habe, feinen Einfluß äußern. 
Die beiden andern Umftände find, da die Domicilbegründung aner- 
fanntermaßen von Bürgerrehtsverband und Grundfig nicht abhängig iſt 
Frankfurt, S. Meyer ca. Ziegler, März 1829, *) 
Großh. Oberjteuerdirection ca. WVolff-Erben, Febr. 
1857, **) 

ohne felbftftändige Bedeutung umd würden nur adminiculivend in 
Betracht kommen können, wenn jonftige erhebliche Thatſachen fiir die 





*) Siehe diefe Sammlung, Band III. ©. 116. 
**) Siehe dieje Sammlung, Band II. ©. 111. 
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Beibehaltung de8 Frankfurter Domicils ſprächen. Insbeſondere kann 
es ganz dahin gejtellt bleiben, ob nad Behauptung des Beklagten 
die Erlaubnig des Senats zur auswärtigen Niederlaffung eines Frank: 
furter Bürgers durch das Geſetz vom 6. Yuni 1848 überhaupt ent- 
behrlich geworden ſei oder nicht; denn jedenfalls fehlt e8 an einer 
gejeglihen Vorſchrift, wonah an die unterlaffene Einholung jener 
Erlaubniß privatrechtliche Folgen in Anfehung der Domicilbegründung 
bes Gerichtsftandes gefnüpft wären. 


Böllig grundlos ift e8 fodann, wenn die Kläger (sub Nr. 7) 
geltend machen, e8 ſei für ftillfchweigend zugeftanden zu erachten, daß 
der Abwejenheit des Beklagten von Franffurt fein animus non re- 
deundi zu Grunde liege. Denn die betreffende Aeußerung p. 3 der 
Replik, befteht gar nicht in der Behauptung einer pofitiven Thatfache, 
jondern lediglich in dem Ziehen einer Schluffolgerung, deren Richtig- 
feit der Beklagte nicht bejonders zu beftreiten brauchte. ALS einer 
näheren Prüfung werth bleiben ſonach nur die beiden folgenden Um— 
ftände übrig: 


1. daß des Beklagten häuslicher Heerd in Frankfurt geblieben 
fei, indem deſſen Ehefrau mit feinem Willen fortwährend in 
Frankfurt wohne, und zwar in einer auf feinen Namen ein- 
getragenen und von ihm verjteuerten Wohnung. 


2. Daß der Beflagte die den Frankfurter Bürgern obliegenden 
Steuern, insbejondere die Einfommenfteuer, nach wie vor 
entrichte, 


Der Umftand unter 1 iſt ohne Zweifel von der größten Er- 
heblichfeit. Sollte e8 fi, wie die Kläger die Sache daritellen, fo 
verhalten, daß der Beklagte feine Frau, ohne Aufhebung oder Störung 
der ehelichen Gemeinſchaft in Frankfurt zurück gelaffen hätte, um für 
die Dauer feines Londoner Aufenthaltes ununterbrochen dajelbit woh— 
nen zu bleiben, fo würde der Schluß gerechtfertigt fein, daß er bis 
auf Weiteres nur feine Gefchäftsthätigfeit nad) London verlegt, nur 
im Intereſſe feines Erwerbes einftweilen feinen perjünlichen Aufent- 
halt vafelbft genommen habe, daß er aber noch nicht Willens geweſen 
fei, den Siß aller feiner Lebensverhältniffe ausfchlieflih in London 

VID. 23 


. 
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zu firiven, vielmehr Frankfurt noch als den Ort feiner häuslichen 
Eriftenz betrachte, und fomit entweder an beiden Orten domicilirt fein 
wolle, oder in der Abjicht lebe, früher oder ſpäter nad) Erreichung 
feiner gefchäftlichen Zwede dahin zurüdzufehren. Dagegen würde 
denn auch weder die mehrjährige Dauer feines Aufenthalts in London 
noch der Umſtand, daß er für jegt nur eine für die Bedürfniffe jeiner 
Frau und nicht für das beiderfeitige Zufammenleben berechnete Woh— 
nung in Franffurt unterhält, in Betracht fommen können. Sollte 
dagegen das Zurücbleiben der Frau in ‚Frankfurt darauf beruhen, 
daß eheliche Mißverhältniſſe zu einer factifchen Trennung der Ehegatten 
geführt hätten, und in deren Folge diejelben übereingefommen wären, 
fih am verfchiedenen Orten aufzuhalten, fo würde jene Schlußfolge- 
rung unbegründet fein, Die Darftellung des Beflagten p. 31 der 
Vernehmlaſſung jegiger Inſtanz, wenngleich fie nicht von ehelichen 
Mißverhältniffen, fondern nur von einem durd) beiderfeitige Weber: 
einftimmung auf die Dauer getrennten Haushalt fpricht, muß doch im 
Sinne einer Bejtreitung der Flägerifchen Behauptung aufgefaßt werden. 
Die bisherigen Acten geben aber feinen genügenden Aufihluß über die 
Richtigkeit der einen oder anderen Behauptung; jo wenig eine DVer- 
muthung für factifche Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft aufgeftellt 
werden kann, fo wenig kann umgefehrt, bei der Thatjache, daß die 
Ehegatten während einer Reihe von Jahren an verfchiedenen Orten 
gelebt haben, die ungeftörte Fortdauer der ehelichen Gemeinschaft prä- 
fumirt werden, und der Umftand, daß der Beklagte die Wohnung 
jeiner Frau zu Frankfurt auf feinen Namen unterhält, und Mieth- 
fteuer davon entrichtet, bleibt auch bei factifcher Trennung der Ehe 
gleich gut erklärlich. Es kann daher zur Zeit die aus dem Aufent- 
halt des Beklagten zu London gezogene Folgerung nicht für widerlegt 
gehalten werden. 

Bon minderer Bedeutung, aber doch ebenfalls nicht ganz uner- 
heblich ift der unter 2 bemerkte Umſtand. Sollte der Beklagte in 
Frankfurt bis jegt, wie andere dajelbjt wohnende Bürger fein gefammtes 
Einfommen verfteuert haben, jo würde dies die Annahme, daß er 
jein dortige Domicil unverändert beibehalten wolle, immer einiger- 
maßen unterftügen, während, wenn er die Einfommenfteuer nur jo 
weit entrichtete, als jie gejetlich den Ausbürgern obliegt, darin eher eine, 
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Beſtärkung für die Verlegung des Domicils zu finden wäre. Auch 
dieſer Punkt ift jedoch factiſch noch unaufgeflärt. Die Behauptung 
der Replik p. 2 läßt im erfteren, die in der Replik p. 3 im letzteren 
Sinne verftehen und jedenfalls ergibt ſich aus den Verhandlungen 
jegiger Inſtanz, daß fich die beiderfeitigen Behauptungen in diefer 
Weiſe einander gegenüberftehen, ohne daß zur Zeit Beweiſe für die 
eine oder andere beigebracht find. 

Denn hiernach die Beibehaltung des Domieils in Sranffurt 
factifch noch nicht genügend aufgeklärt ift, fo entftand 

b) die Frage, ob hierüber noch ein Beweisverfahren zu eröffnen 
ſei. Dies mußte aber bejaht werden. Die Kläger haben zwar nicht 
jpeziell darauf angetragen, allein die Auferlegung eines Beweiſes Tiegt 
bob al8 minus in der aufgeftellten Principalbefchwerde. Die ent: 
gegengefetten Behauptungen des fortdauernden Domicil8 in Frankfurt 
reſp. der Berlegung desjelben nach London, Fünnen aber mit Rückſicht 
auf die vorhin erörterten thatjächlihen Momente auch als genügend 
jubftantiirt erachtet werden, ohne daß es nöthig ift, die Parteien auf 
die Benugung der bisher zur Sprache gebrachten einzelnen Umftände 
im Beweisverfahren zu bejchränfen. 


Bon der Beweislaft werden hier die Kläger getroffen, da fie 
die Kompetenz des angegangenen Gerichts zu begründen haben, und 
diefe factifche Präfumtion, welche für die Fortdauer des früheren 
(Frankfurter) Domicils fprechen würde, wenn die Begründung eines 
neuen nicht erfennbar wäre, an der Beweislaft nichts zu ändern ver- 
möchte, hier aber überdies hinzukömmt, daß jene factifhe Präjumtion 
durch die Etablirung eines eigenen kaufmänniſchen Geichäfts von 
Seiten des Bellagten in London, und dejfen mehrjährige Fortführung 
bis zur Darlegung eines anderen — bereits als beſeitigt 
angeſehen werden muß. 


III. Da dem Bisherigen zufolge die Competenz der Frankfurter. 
Gerichte zwar für einen Theil der Elagend verfolgten Anfprüche- jchon 
jetst anzuerkennen war, für einen anderen Theil aber noch von einer 
Beweisführung abhängig ift, jo mußte e8 am angemeffenften erjcheinen, 
vorerst die Einleitung dieſes Beweisverfahrens bei dem Stadtgerichte 
anzuordnen und bis dahin das in der Sache ſelbſt erforderliche Er: 
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fenntniß zweiter Inſtanz auch über jenen erften Theil der Klage noch 
ausgejegt zu laffen, damit alsdann die fämmtlichen Bejchwerden, 
welche der Beflagte in voriger Inſtanz erhoben hat, gleichzeitig ihre 
Erledigung finden können. | 

Nach Lage der Sache mußten die Koften erfter Inſtanz noch 
ausgefet bleiben, während die Compenjation der Koften zweiter In— 
ftanz, wegen der ergangenen reformatoria zu bejtätigen, und aus 
gleihem Grunde auch die Compenſation der Koften jegiger Inſtanz 
auszusprechen war. 
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Friedrich Julius Wiſſenbach zu Niederrad, Kläger gegen 
die Wreußifche National:Berficherungsgefellfchaft zu 
Stettin, Beklagte, Brandentfchädigung betreffend. 


Erfenntniß des een 1 
vom 20. September 1861. 


Kläger hatte laut der Police bei der Beklagten Mobilien, ins— 
befondere Werkzeuge, Utenfilien, Materialien und Waaren, welche fich 
in deffen zu Niederrad gelegenem Wohnhaufe (A) nebſt Hinterhaus 
(B) und Hinterban (C) befanden, verfichert. Am 2. November 1858 
war das Hinterhaus (B) abgebrannt. Kläger verlangt Elagend für 
in diefem Hinterhaufe zu Grunde gegangene, unter bie Rubrik 9 und 
10 der Police gehörige Gegenftände laut Aufftellung eine Entihädigungs- 
ſumme von fl. 1310. 52 fr. (replicando reduzirt auf fl. 1308. 59 Je fr.) 
nebſt Berzugszinfen. 

Die Einwendungen der Befagten jind darauf gerichtet, darzuthun: 

I. Daß Kläger aus formellen Gründen jeden Anſpruchs aus dem 
Verfiherungsvertrage verluftig gegangen ſei. 

I. Daß Kläger einen Schaden in dem geforderten Umfange nicht 
erlitten habe. 

II. Daß Kläger wegen wiffentlid) falſcher Schadensliquidation alle 
Anſprüche gegen die Beklagte erwirkt habe. 


Zul 
A. Die von der Beklagten erhobenen formellen Einwendungen 
find folgende: 
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1. Die aufgeftellte Schadensrechnung fei nicht al8 eine genügend 
jpecificirte im Sinne des 8 10 der Police anzujehen. 

Nad) 8 9 sub 3 der Police hat der Berficherte binnen 4 Wochen 
die fperifieirte Schadensredhnung dem Agenten der Geſellſchaft einzu— 
reichen. 8 10 befagt: „Eine Schadensrechnung muß völlig fpecificirt 
fein; betrifft fie bewegliche Gegenftände, fo ift eim ſpezielles Verzeichniß 
der bei dem Eintritte des Unfalles im Verficherungslocale vorhanden 
gewejenen, der davon verbrannten, beichädigten, unbejchädigt geretteten 
und abhanden gefommenen Stüde einzuliefern und mit einer Werth- 
angabe eines jeden einzelnen derjelben am Tage des Brandes mit 
Rückſicht auf die Abnutzung zu begleiten.“ 

Es ift nicht widerſprochen und findet in den Acten feine Be— 
ftätigung, daß Kläger bereit8 am 12. November 1858 der Bellagten 
eine gleichlautende Aufitellung überreicht hat. 

Nachdem in 8 9 sub 2 der Bolice vorgeichrieben ift, daß binnen 
8 Tagen der ungefähre Betrag des Geſammtſchadens angezeigt 
werden müßte, jo verlangt $ 9 sub 3 die nähere Darlegung diefes 
Geſammtſchadens durch Vertheilung des Gejammtbetrages auf die 
einzelnen zu Grunde gegangenen Gegenftände. Daß diejem Erforder- 
niffe in den Poften 1, 2, 13 bis 18, 20 bis 26 entjprochen ift, 
unterliegt feinem Zweifel. 

Einwendungen der Art, daß zu Poſten 1 nicht angegeben jei, 
was für Bapier gemeint fei, ob Pad-, Mafulatur-, Schreib:, Drud- 
papier; daß zu Poſten 2 nicht angegeben jei, ob Leinen zu Hemden, 
Betten, farbige oder weißes gemeint fei; daß zu Poften 13 bis 15 die 
Angabe fehle, wie groß, wie lang, wie breit die einzelnen Stücke 
gewejen — verdienen um jo weniger Beachtung, als in dem nieder- 
gebrannten Fabrifgebäude (B) nur zur Fabrikation erforderliche Gegen: 
ftände verjichert waren, jomit auch nur folche in der Aufftellung ge— 
meint fein fünnen, während neben der Angabe der Stüczahl und des 
Werthes die fehlende Angabe der Größe der einzelnen Stüde und 
deren ſonſtiger Eigeufchaften wohl weitere Erörterungen, auf feinen 
Tall aber den Berluft des Anſpruches des Berficherten zur Folge 
haben kann. Diefer letztere Gefihtspunft ift nun aber auch fogar 
rückſichtlich der Poſten 3 bis 12 und 19 feitzuhalten. Denn beftanden 
die verjicherten Gegenftände in Quantitäten einzelner Gattungen, fo 
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kann im Gegenſatze zu der Angabe des ungefähren Geſammtbetrages 
des Schadens die Aufzählung der einzelnen Gattungen mit getrennter 
Werthangabe der zu Grunde gegangenen Quantitäten als eine fchlecht- 
hin ungemügende Specification nicht erachtet werden, namentlich wenn, 
‚wie in dem vorliegenden Falle, nad) der Behauptung des Verſicherten 
der ganje Inhalt des Gebäudes B verbrannt it, fonad eine Aus- 
Scheidung des zu Grunde Gegangenen aus dem vorhanden gewefenen 
Vorrath nicht in Betracht kommt. 

2. Beklagte findet gegen die Beftimmungen der 88 9 umd 10 
der Police gefehlt, weil in der Aufitellung eine Trennung der aufges 
zählten Gegenftände nad) den Rubriken 9 und 10 der Police nicht vor: 
genommen worden fei. Allein abgejehen davon, daß eine ſolche Tren- 
nung in den bejagten Paragraphen nicht vorgefchrieben ijt, jomit aus 
der Unterlafjung derjelben auf feinen Fall der VBerluft des Verdicherungs- 
anfpruches folgen würde, jo ift auc aus der Benennung der einzelnen 
Posten jofort zu entnehmen, im welche der beiden hier allein in Be— 
tracht fommenden Rubriken diefelben gehören. Letzteres gibt nun auch 
die Beklagte bezüglich fümmtlicher Poſten mit Ausnahme des Poften 15 
„1200 Stück angefertigtes Papier“ zu. Lebteren Posten will die 
Beklagte gegen die Annahme des Klägers zunächft in die Rubrik 10 
gezäglt wiſſen; nach diefer Anficht würde jich allerdings eine Weber: 
chreitung der auf die Rubrik 10 verficherten Summe ergeben, woran 
die Beflagte den weiteren Einwand fnüpft, Kläger habe abjichtlich die 
Sonderung nad Rubriken unterlaffen, um durd das Zufammenwerfen 
der Summen eine Täufchung der Bellagten herbeizuführen. Allein 
die Anficht der Beklagten ftellt fich fofort als unrichtig dar. Daß 
Kläger unter Poften 15 „angefertigtes Papier“ nicht fertiges Wachs— 
papier, fertige Waare verftanden hat, ergibt ſich aus den unmittelbar 
vorausgehenden, befonderen Boften 13 und 14 „YIOD, Stüd fertiges 
Wachspapier“ und „50 Stüd Wachstuch“, wie denn auch Beklagte 
weder in ihrer Einlafjung behauptet Hat, daß unter dieſen 1200 Stück 
Bapier fertiges Wachspapier verjtanden fei, noch in ihrer Duplif der 
flägerifchen Behauptung, daß man in der Wachstuchfabrifation unter 
angefertigtem Papier nur angearbeitetes Bapier verftehe, widerfprochen 
hat. Da nun in die Rubrif 10 nur „fabricirte, fertige Waaren“, 
fomit fertige Fabrikate, die Kläger als feinen Handelsartifel abzufegen 
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pflegt, gehören, in die Rubrik 9 aber nicht nur „Farben, Papier, 
Leinwand“, fondern „überhaupt zu Wachstuch und Wachspapier nöthige 
nicht fabrieirte Waaren“, jo unterliegt es hier, wo e8 fich lediglich 
um das in dem Gebäude B Aufbewahrte handelt, feinem Zweifel, 
daß fragliches Papier, wenn es auch bereits zur Fabrikation präparirt 
war, im die Rubrik 9.gehört. Es ift auch gar nicht anzunehmen, 
daß Kläger, fobald er einen in dem Gebäude B verficherten Stoff in 
diefem Gebäude anfing umzugeftalten, 3. B. Firniß (Poften 8) zu 
bereiten, denſelben der Verſicherung enthoben wiſſen wollte, was die 
Bellagte im Prinzipe durch ihr Zugeftändniß in der Dupfif zugegeben 
hat. Hiernad liegt auch eine Ueberfchreitung der einzelnen Rubrifen- 
jummen nicht vor, wenigftens kann die in der Replik nachgegebene 
Pluspetitio von fl. 1. 52! fr. auf Rubrik 10, als wejentlich nicht 
erachtet werden, 

3. Beflagte findet endlich einen Verſtoß gegen die Beitimmungen 
der 88 9 und 10 der Police darin, daß Kläger in der vorgefchriebenen 
vierwöchentlichen Frift nicht die nöthigen Beweife, noch ein Unterſuchungs— 
protofoll beigebracht habe. Was zunächſt die Beweiſe, die die Be— 
Hagte lediglich al8 Rechnungsbelege auffaßt, betrifft, jo behauptet die 
Beflagte feineswegs, dak Kläger überhaupt gar feine Belege mit 
feiner Nechnungsaufftellung überreicht habe, fie hat vielmehr die Be— 
hauptung des Klägers, daß er die Schadensrechnung nebſt Belegen 
ſchon nad) 10 Tagen überreicht Habe und daß, wenn nicht mehr Be— 
lege beigebracht wurden, folches jeinen Grund in der Aeußerung der 
Beamten der Beklagten, daß die Nachweife über die Einkäufe der 
legten zwei Monate genügten — nicht widerjproden. Sie behauptet 
nur, daß die überreichten Belege unzureichend gemwejen feien und daß 
die jest vorliegenden noch immer nicht genügten. Mag nun aud) 
letzteres der Fall fein, jo kann doch nach den vorliegenden Umſtänden 
immerhin nicht das Formale des 8 9 der Police als verfäumt ange: 
jehen werden, jo daß ohne Weiteres der Verluſt des echtes des 
Berjicherten einzutreten hätte, und zwar umfoweniger, al8 fraglicher 
8 9, indem er einestheils verlangt; daß die Schadensrehnung mit 
den nöthigen Beweiſen vorgelegt werde, anderntheils daneben der 
Geſellſchaft die Befugniß ausdrücklich ertheilt „alle Beweiſe, die der 
Berficherte liefern kann, zu fordern, jomit im Sinne des Vertrages 
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und der dabei zu wahrenden bona fides, wenn die vorgelegten Be— 
weiſe der Gejellichaft nicht ausreichend erjchienen, zunächſt eine Er- 
gänzung derjelben zu verjuchen ift. 


Was endlih das Unterſuchungsprotokoll betrifft, welches aus⸗ 
weislich der Polizeiamts-Acten innerhalb 24 Stunden nach dem Brande 
eröffnet wurde, ſo wurde dasſelbe erſt am 11. December 1858 ge— 
ſchloſſen und konnte der Kläger umſomehr von der ſpäteren Ueber— 
reichung einer Actenabſchrift abſehen, als der am hieſigen Platze 
wohnende Agent der Beklagten ſich mit dem Polizeiamte ſelbſt in 
direkte Beziehung geſetzt hatte. 


Stellen ſich hiernach die erſobenen Einwendungen ſchon an ſich 
als unbegründet dar, ſo kommt doch noch 

B. in Betracht, daß, wären ſie auch ganz oder theilweiſe be— 
gründet, ſich Beklagte auf dieſelben nicht mehr berufen könnte, da ihr 
die Replik des Verzichtes entgegenſtehen würde. 


Wenn die Beklagte die ihr am 12. November 1858 vorgelegte 
Schadensrechnung mit Belegen in formeller Beziehung beanftanden 
zu müjjen glaubte, jo hätte fie diejelbe nicht annehmen, bezw. behalten, 
noch weniger auf Grund derfelben in die in $ 9 der Police vorge- 
jchriebenen Erörterungen und Ermittelungen eintreten dürfen. Letzteres 
that fie insbefondere dur Aufnahme des Protofolles vom 18. No— 
vember, in welchem fie befennt, daß Kläger eine fpecificirte Schadens- 
rechnung überreicht habe, worauf fie alle einzelnen Poſten näher 
erörtert, ji auf die Ergänzung der Vorlagen einläßt, indem fie dem 
Kläger aufgibt, weitere Belege beizubringen, und jchlieglich dem Kläger 
die Zuficherung gibt, daß alsdann die Ermittelungen des Schadens 
fortgejegt werden follen, ohne irgend auf die in $ 9 der Police gejetste 
Frift Hinzuweifen. Durch diefes Verhalten mußte die Beflagte den 
Kläger zu. der Anficht bringen, daß in formeller Hinficht zur Wahrung 
feines Anfpruches das Erforderliche gefchehen ſei. Wollte die Beklagte 
die Schadensrechnung des Klägers als formell unzuläffig nicht gelten 
fafjen, fo gebot ihr die bona fides, die ganze Rechnung zurüczumeien, - 
oder doch fofort unzweideutig den Kläger von ihrer Abficht in Kennt- 
niß zu fegen, damit ihm Gelegenheit geblieben wäre, innerhalb der 
laufenden Frift das Verſäumte nachzuholen. 


Lo 
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Zu D. 


Da Beklagte die Schadensrehnung im Ganzen und Einzelnen 
verabredet, fo ift Kläger verbunden, feinen Schaden nad) Maßgabe 
der replicando zu den einzelnen Poften gegebenen Erläuterungen zu 
beweifen. Die Trage, welche Beweismittel gemäß 8 9 der Police in 
Anwendung zu fommen haben, bleibt dem Beweisverfahren vorbehalten. 
Der Verſuch der Beklagten, zu den einzelnen Poſten Gegenbeweis zu 
anticipiren, bleibt vorerjt außer Beurtheilung; es ift vielmehr beiden 
Theilen vorzubehalten, fid) des Acteninhaltes zu ihrer Beweisführung 
mitzubedienen. Beſonderer Erwähnung bedarf hier nur noch der 
Poiten 4. Kläger gibt zu, daß diejer Poften nicht wie er aufgeführt. 
ift, „Leinöl“, fondern „Leinmehl“ heißen müffe, und behauptet, daß 
hier Lediglich ein Schreibfehler vorliege. Diefe Angabe des Klägers 
wird durch die von der Beklagten felbft in Bezug genommenen und 
überreichten Anlagen J und K in Verbindung mit dem Protokolle, 
worin das Leinmehl und das Leinöl getrennt aufgeführt werden, ſoweit 
bejtätigt, daß der Beweis gemäß der Flägerifchen Berichtigung aufzu— 
fegen fei. 


Zu UL 


Sollte es fich ergeben, daß Kläger in feiner Schadensrechnung 
nnrichtige Angaben gemacht Hat, jo wird die Einrede ber Beflagten, 
daß eine wiſſentlich falſche Schadensliguidation vorliege, durch 
welche Kläger gemäß 8 9 der Police alle Anſprüche aus der Police 
verwirft Habe, in Betracht fommen, infofern Beklagte folche zu er- 
weilen im Stande ift. 

A. d. G. w. z. R. €: 
J. Kläger hat binnen 14 Tagen zu beweiſen: 

daß fi in feinem am 2. November 1858 niedergebrannten, in 

der Police mit B bezeichneten Gebäude zu Niederrad die in ber 
Schadensrechnung unter den Boften 1 bis 26 verzeichneten, in ber 
Replik näher erläuterten Gegenftände, deren sub 4 aufgeführter 

ſtatt Leinbl — „Leinmehl” zu leſen ift, zur Zeit bes Brandes 
befunden haben, daß fie durd den Brand zerftört, bezw. ver- 
dorben worden find und daB fie zur Zeit ihres Unterganges 
die beigejegten Werthe gehabt Haben. 
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Dem Beklagten ift der Gegenbeweis im Allgemeinen und ins» 
befondere dahin vorbehalten, daß die Werthangaben des Klägers um 
*5 oder wieviel weniger überfetst jeien und daß die Utenjilien (Bojten 
16 bi8 26) durch Abnugung um 20% oder wieviel weniger an Werth 
geringer ſeien, als angegeben. 

II. Der Bellagten ift, vorbehältlich des Gegenbeweifes, der Be— 
weis ihrer Einrede nachgelajjen, 

daß Kläger in feiner Eqhadenelicuidation wiſſentlich falſche An- 

gaben gemacht. 

III. Beide Theile können ſich bei ihren Beweisführungen deſſen, 
was bereits in den Acten liegt, ſoweit relevant, mitbedienen. 

IV. Ye nad) dem Ergebniſſe der Beweisführung ſoll in der Sache 
jelbit, jowie der Koften wegen weitere Verfügung ergehen. 


Erfenntnifß des Appellationsgerichts 
vom 3. Februar 1862. 


Auf Appellation der Beklagten. 


I. Die Bellagte erhebt ihre erfte und Hauptbeſchwerde deshalb, 
weil der Kläger nicht auf Grund der von ihr vorgebradhten Einwen- 
dungen, daß er der Vorfchrift des S 3 pos. 3 der Police nicht Genüge 
geleiftet habe, mit feiner Klage ſofort definitiv abgewiejen worden jei. 
Unter I der Entjcheidungsgründe zu dem angefochtenen ftadtgerichtlichen 
Erfenntniffe vom 20. September 1861 ift jedoch jo erjchöpfend dar: 
gethan, warum der von der Bellagten erhobene Einwand gegen die 
formelle Zuläffigfeit der Forderung des Klägers feine Beachtung ver- 
diene, daR im Wefentlichen auf das dort Gefagte Bezug genommen 
werden kann. Es genügt hier noch bejtimmter, als es bereits von 
dem Stadtgericht gejchehen ift, Hervorzuheben, daß, jelbit wenn der 
Kläger in einer ober der anderen Beziehung den ihm nad) der er- 
wähnten Beftimmung der Police obliegenden Verpflichtungen nicht 
vollftändig nachgefommen fein follte, das unter den angegebenen Ber- 
hältniffen von der Beklagten doch nicht zur Beftreitung der formellen 
Zuläffigfeit feiner Anfprüche geltend gemacht werden fünnte, ohne daß 
diefelbe ſich dadurch eines dolofen Verfahrens ſchuldig machen würde. 
Der Kläger hat dadurch, daß er alsbald nach dem Brande ben General- 
agenten der Beklagten von demjelben benachrichtigte, daß er bei dem 
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Polizeiamte über die Urfachen und Folgen desjelben Erklärungen abgab, 
von welchen der Agent der Beklagten Kenntnig genommen hat, daß 
er jhon am 12. November 1858, alfo nur 10 Tage nad dem 
Brande, eine ind Einzelne gehende Schadensrechnung auf- und dem 
Agenten der Beklagten zuftellte, fowie endlich dadurd, daß er fich mit 
dem Inſpector der Beklagten, A. Klüppel, in die protofollarifche Ver- 
handlung vom 18. November 1859 einließ, zu rechter Zeit einen entfchie- 
denen Willen fund gegeben, feine Rechte der Beklagten gegenüber zu 
wahren. Hätten die Vertreter der Beklagten hierbei gegen die Form, 
in welcher der Kläger feine Anfprüche gegen die von ihnen vertretene Ge- 
jellfchaft erhoben hat, Einwendungen zu machen gehabt, fo wäre es 
unter den gegebenen Berhältniffen ihre Pflicht gewejen, den Kläger 
* darüber alsbald aufzuklären, damit derjelbe im Stande gewejen wäre, 
noch vor Ablauf der präjudiziellen vierwöchentlichen Frift das Ver— 
Jäumte nadjzuholen. Statt deſſen befchränfte jich der Inſpector Klüppel 
nad Inhalt des Protofolls darauf, dem Kläger aufzugeben, die Ein- 
faufsrechnungen über die in feiner Schadensrechnung ‚aufgeführten 
Waaren vorzulegen. Dadurch mußte bei dem Kläger die Anſicht Her- 
borgerufen werden, daß in allen übrigen Beziehungen dasjenige, was 
er zur Geltendmahung feiner Schadensanfprüce gethan habe, genüge 
und gerade deshalb verftößt es gegen die Treue und den Glauben, 
welchen der Verſicherer und der Verficherte ich gegenfeitig ſchuldig 
find, wenn deffenungeadjtet jett die Beklagte aus der Kenntniß von 
Förmlichkeiten Vortheil ziehen will, über deren Nichteinhaltung ihre 
Vertreter zur Zeit als fie noch hätten erfüllt werden können, hinaus: 
gegangen find. Das: trifft, infoweit es ſich um die Nichtbeibringung 
der im Abf. 3 des $ 9 der Police erwähnten beglaubigten Abſchrift 
des amtlichen Unterſuchungsprotokolls handelt, um jo mehr zu, als 
die Beklagte felbit anführt, daß fie den durch Abbrennung des gleich 
eitig mit den v erficherten Meobiliargegenftänden abgebrannten Gebäudes 
entjtandenen Schaden alsbald nad der Abſchätzung regulirt habe. 
Denn zur Conftatirung diefes Brandes diente das nämliche amtliche 
Unterfuchungsprotofoll, wegen deſſen Nichtbeibringung die Bellagte den 
Kläger feiner Anfprüche verluftig erklärt haben will. - 
Der Beklagten wird alfo, wenn fie troßdem den Kläger auf 
Grund der Einrede der DVerwirfung feiner Entſchädigungsanſprüche 
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wegen Nichteinhaltung der im Abf. 3 des 8 9 der Police vorgefchrie- 
benen Förmlichkeiten abgewiefen haben will, von diefem mit vollem 
Rechte die Replik des dolus entgegenfekt. 

Demnächſt war die erfte Bejchwerde der Beklagten ihn ihrem 
principalen Theile zu verwerfen. 

II. Eventuell beſchwert ſich die Beklagte mittelft ihrer erften 
Beichwerde darüber, " daß der Kläger nicht wenigftens angebrachter 
Maßen abgewiejen worden. jei. Als Grund für eine ſolche Abweifung 
der Klage konnte denkbarer Weife nur die von der Beklagten in ihrer 
Bernehmlaffung aufgeftellte Behhuptung dienen, daß der Kläger, weil 
er fih mit dem Protofoll vom 18. November 1858 einverftanden 
erflärt habe, in welchem ihm der Inſpector Kliippel die Anflage ge- 
macht habe, die Einfaufsrechnungen über die ihm angeblic) verbrannten 
Waaren, infomweit folche während der letsten ſechs Wochen von ihm 
angejchafft worden feien, vorzulegen, nicht zur Anstellung einer Klage 
berechtigt fei, ehe er diefe Auflage erfüllt habe. — Allein diefer Grund 
fann zur Abweifung der Klage in angebracdhter Maße jchon deshalb 
nicht dienen, weil darin, daß der Kläger das Protokoll vom 18. No— 
vember 1858 genehmigt hat, feineswegs ein bedingter Verzicht auf 
die DBetretung des gerichtlichen Weges gefunden werden kann. Die 
Beflagte hat aber auch, nachdem durch den Kechtsftreit genügend feſt— 
geftellt ift, daß weitere Verfuche einer außergerichtlichen Verftändigung 
zu nichts geführt haben würden, gar fein rechtliches Anterefje an der 
Fortjegung der außergerichtlichen Verhandlung gehabt. 

Die erfte Beichwerde der Appellantin ift jomit in ihrem even- 
tutellen Theile gleichfall8 zu vermwerfen. 

III. Die Beklagte bejchwert fich ferner darüber, daß der Poften 
15 der Schadensrechnung des Klägers „1200 Stück angefertigtes Papier 
fl. 300* nicht gänzlich verworfen worden ift. Diefe Beſchwerde ift begründet. 
Der Kläger erläutert in Folge der von der Beklagten in ihrer Ver— 
nehmlaffung erhobenen Anftände in ihrer Replif den Poſten 15 feiner 
Schadensrehnung dahin, daß der von ihm als angefertigtes Papier 
bezeichnete Gegenftand in der Arbeit begriffenes, amgenrbeitetes, zur 
Wadstuchpapierfabrifation zubereitetes, geeignet gemachtes Papier- ſei. 
Es gehört diefes Papier alfo weder zu den unter Nr. 9 der Police 
als verfichert aufgeführten, zur Wachstuchfabrifation nöthigen Mate— 
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rialien und nicht fabricirten Waaren, Werkzeugen und Utenſilien, noch 
zu den unter Nr. 10 der Police aufgeführten fabricirten fertigen 
Waaren. | 

Andere in dem angebrannten Gebäude B befindliche Gegenftände 
waren aber, wie die Police ausweiſet, nicht verfichert, namentlich war 
das nicht rückſichtlich der fich bei der Fabrikation ergebenden Halb- 
fabrifate, zu denen nad der von dem Kläger gegebenen Erläuterung 
das fogenannte angeführte Papier gehört, der Fall. Nur unter den 
im Gebäude GC verficherten Gegenftänden befinden fich nach Nr. 11 
der Police außer den fertigen Waaren auch rohe Waaren. Diefe 
Bezeihnung fünnte allenfalls als mit Halbfabrifaten gleichbedeutend 
erachtet werden. 

Da nun alle Beitimmungen einer VBerficherungspolice, welche 
fi auf den verficherten Gegenftand und die Gefahr, gegen welche 
verfichert ift, beziehen, in ftrengfter Weife auszulegen find, fo fteht 
nad Inhalt der Police feft, daß ein in dem abgebrannten Gebäude B 
bejindliches Fabrikat nicht Hegen Feuersgefahr verfichert war. Demnad 
mußte aus der Schadensrechnung der Pojten 5 wegfallen. Dafür 
fpricht auch der Umstand, daß in diefer Rechnung das Stüd angefer- 
tigtes Papier mit 15 fr. berechnet ift, während unter Zugrundfegung. 
der von der Beklagten in ihrer Vernehmlaffung gemachten, von dem 
Kläger nicht widerfprochenen Behauptung, daß ein Nies der von dem 
Kläger für die Fabrikation des Wachstuchpapieres verwendeten Papier- 
forte duchfchnittlih 45 Stück Wahstuchpapier ergebe, in Verbin— 
dung mit dem Durchſchnittswerthe von ohngefähr fl. 9 diefer Papier- 
forte, wie ſich jolher aus dem Zeugniffe und aus den den polizeiamt- 
lihen Unterfuchungsacten beiliegenden Verfaufsrechnungen von Schombs 
und Jaeger herausitellt, der Werth eines Stückes dieſes Papiers ſich 
nur auf 12 Kreuzer berechnet. In der Verficherungspolice ift aber 
nirgends auch nur angedeutet, daß injofern es fi um die in dem 
abgebrannten Gebäude B befindlichen Gegenftände Handelt, eine der- 
artige Steigerung des Werthes des verwendeten Materials durch Be— 
arbeitung bei der Verficherung mit in Rechnung gebracht werden folle. 

Aus diejen Gründen wird das ftadtgerichtliche Erfenntniß vom 
20. September 1861 mit der alleinigen Abänderung bejtätigt, daß im 
dem Beweisjage I ftatt der Worte; 
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Die in der Schadensrechnung unter den Poften 1 bis 26 verzeich- 
neten, in der Replik näher erläuterten Gegenftände ;“ 
die Worte: | 
Die in der Schadensrechnung unter den Poften 1 bis 14 und 
16 bi826 verzeichneten, in der Replik näher erläuterten Gegen- 
ftände ;“ 
zu ſetzen find, 
I. Bon ben in diefer Inſtanz erwachſenen Koften Hat die 
Appellantin dem Appellaten die Hälfte zu erfegen. 


Urtbeil des Dber-AUppellationsgerichts 
vom 28. März 1863. 


Auf Appellation des Klägers, 


Erfannt: 

daR die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu achten, 
auch in der Sache ſelbſt das Erfenntniß des Appellationsgerichts 
der freien Stadt Frankfurt vom 3. Februar 1862, wie hiermit 
gejchieht, aufzuheben und dagegen das des Stadtgerichts vom 
20. September 1861 wieder herzuitelfen- fei. 

Die Koften voriger Inſtanz hat die Beklagte dem Kläger 


zur Hälfte zu erjegen, während die der gegenwärtigen Inſtanz 
durchgängig zu compenjiren find, und wird die Sache nunmehr 
zum weiteren Berfahren an das Stadtgericht zurückverwieſen. 


Entfcheidungsgründe. 

I Die eventuelle zweite Beſchwerde der Beklagten in voriger 
Inſtanz, auf welche Hin die jegt vom Kläger mitteljt feiner Haupt- 
bejchwerde angefochtene reformatoriiche Entjcheidung erfolgt ift, ging 

A. principaliter dahin, daß nicht der Poften 15 der Schadens⸗ 
rechnung gänzlich verworfen fei. Wenn der Kläger 

- 1. vermeint, daß das Appellationsgeriht den Einwand der Be— 
flagten, daß fie für diefen Pojten überall nicht erfagpflichtig fei, ſchon 
aus dem prozeljualifchen Grunde, weil er eine verjpätete Einrede ent- 
halte, nicht hätte berückjichtigen dürfen, jo ift dies unbegründet. Der 
Ausdrud „angefertigtes Papier“ mit welchem diefer Poften bezeichnet 
ift, ift von der Art, daß es der Beklagten nicht zum Vorwurf gereicht, 
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wenn fte ihn in ihrer Vernehmlaffung fo verftand, al8 ob darunter 
vollfftändig angefertigtes Wach spapier gemeint fei. Darunter ange- 
arbeitetes, d. h. in der Arbeit begriffenes Wachspapier zu verftehen, 
lag jedenfalls fern. Erſt in der Replif, nachdem der Kläger den 
Poſten 5 dahin erläutert hatte, war die Beklagte daher in der Lage, den 
Einwand opponiren zu fünnen, daß wenn der Kläger dies darunter 
verftanden haben wollte, der Poſten, weil nicht mit verfichert, ganz 
wegfallen müſſe. 

Dagegen fonnte diefer Einwand 

2. nicht mit den vorigen Richtern für begründet erachtet werden. 

Bei einer Verficherung auf die Vorräthe in einer Fabrik ift es 
als etwas ſich von felbjt verftehendes anzufehen, daß die Intention 
des Verficherten dahin gegangen fei, nicht bloß die zu bearbeitenden 
Rohſtoffe und die vollendeten Fabrikate verfihern zu laſſen, ſon— 
dern ebenfomohl die in der Bearbeitung begriffenen Stoffe, aljo 
die noch unfertigen Fabrifate, Dies wird alfo, wenn nicht bei Ab- 
Schluß der Verfiherung ausdrücklich das Gegentheil ftipulirt fein follte, 
unbedenklich als die Meinung beider Kontrahenten vorauszufegen und 
demnach die Police zu interpretiren fein. Läge mithin im gegenwär- 
tigen alle nur die Bolice vor, fo fünnte e8 nicht das mindefte Be— 
denfen haben, unter den in Rubrik 9 als im jett abgebrannten Ge- 
bäude B Tagernd, aufgeführten „Papier“ und „nicht fertig fabricirte 
Waaren“ auch angearbeitetes, aber nicht fertig fabricirtes Wachspapier 
zu verjtehen, da ſolches Papier fonft nirgends in der Police als be- 
fonderer Gegenjtand der Verſicherung aufgeführt ift und doc, wie 
bemerkt, nicht wohl angenommen werden fann, daß es von derfelben 
habe ausgefchloffen werden follen. Ein Bedenken dawider entjteht nur 
aus dem von der Beklagten beigebrachten Verficherungsantrage des 
Klägers. In diefem Antrage hat er nämlich felbit zwifchen rohen 
Waaren und in Arbeit begriffenen unterjchieden und Letztere als 
im Gebäude C lagernd aufgeführt, welches Gebäude nicht abgebrannt 
ift und fo fünnte man nicht ohne einigen Schein fagen, es habe dadurch 
der Kläger jelbft die Rubrik 9 als nur Rohſtoffe bezeichnend erflärt. 
Allein theils erjcheint e8 zweifelhaft, ob, da unter der Rubrik 9 in 
der Police der Ausdruck „rohe Waaren“ nicht vorfommt, der Kläger 
wirklich von den in diefer Rubrik aufgeführten Waaren die in Arbeit 


begriffenen habe ftreng unterfcheiden wollen, theils fommt in Betracht, 
daß in der Police Waaren diefer Tetteren Art als im Gebäude C 
lagernd nicht genannt, fondern weggelaffen jind, mithin, da ein Ver— 
fehen des Agenten Minoprio, welches nad der Behauptung des Be— 
Elagten diefer Auslafjung zum Grunde liegen foll, nicht zu Gunften 
der Beflagten beachtet werden kann, um fo mehr die Annahme berechtigt 
ijt, daß die Rubrik 9 nach der Meinung der Police auch in Arbeit 
befindliche Waaren habe begreifen jollen. 

Konnte e8 ſonach bei der Entſcheidung des Appellationsgerichts 
nicht belaſſen werden, fo revivifeirt zwar | 

B. der eventuelle Theil der zweiten Beſchwerde der Beklagten in 
voriger Inſtanz, daß micht miindejtens der Poften 15 als unter die 
Rubrik 10 der Police fallend, welche „Fabricirte fertige Waaren“ 
enthält, anerfannt jei. Allein diefer Beſchwerde konnte nicht ftattge- 
geben werden, da die Beklagte hiefür nur ihre urfprüngliche unrichtige 
Auffaffung des Poftens geltend machen kann, während die Schadens. 
vehnung genau zwifchen fertigen Wachspapieren (Boften 13) und 
angefertigtem Papier unterjcheidet und die Beklagte nirgends behauptet 
hat, daß das im Poſten 15 aufgeführte Papier wirklich fertiges Wachs- 
papier geweſen jei. Und es erjcheint diefe Beſchwerde überdies völlig 
unpajjend, da ja dem Kläger der Beweis auferlegt ift, daß fich in 
dem abgebrannten Gebäude die in der Schadensrechnung aufgeführten 
Gegenstände befunden, er aljo noch beweifen muß, daß der Poſten 15 
wirflid in angearbeitetem Papier bejtanden habe. 

Mußte fomit in der Hauptjache das Stadtgerichts-Erfenntniß 
wieder hergeftellt werden, jo war es doc) was 

I. den Koftenpunft betrifft, bei der Verurtheilung der Beklagten 
zur Eritattung nur der halben Koften voriger Inſtanz unter der Ver— 
werfung der hiergegen gerichteten zweiten Beſchwerde des Klägers zu 
belafjen, während hinſichtlich der Koften diefer Inſtanz deren durch— 
gängige Kompenfation eintreten mußte. 


VL. 24 


323. 


Sophie Burck, Klägerin gegen Earl Kruthoffer, Be- 
flagten, Entjchädigung betreffend. 


— — — —— — — 


Erkenntniß des Stadtgerichts I 
vom 10. December 1860. 

In Erwägung daß 

1. Klägerin ihre Entſchädigungsklage darauf gründet, daß der Be 
Hagte, welcher laut Vertrag ihren Sohn Heinrich am 1. Mai 1857 
auf 5 Jahre als Lithograph in die Lehre genommen, dadurch feiner 
Berpflichtung nicht nachgelommen fei, daß er es habe an der erfor- 
derlichen Unterweifung fehlen laſſen, namentlich den Lehrling während 
dreier Fahre fait unausgefegt an der Reliefcopirmaſchine trotz auf 
dekfallfige Vorftellungen gegebener entgegenftehender Zufagen verwen- 
det, nad) Ablauf der 3 Jahre aber erflärt habe, Burck ſei zum Yitho- 
graphen untauglid und er werde bdenjelben fortan nur noch an ber 
pantographiichen Maſchine verwenden, 

2. Bellagter ausdrüclic zugibt, daß Burd, an deſſen Betragen 
und Fleiße nichts auszufegen gewejen, wenn er auch nicht die geiftige 
Fähigkeit befige ein bedeutender Lithograph zu werden, doch feineswe- 
ges umtauglich jei, vielmehr binnen einer Lehrzeit von 5 Jahren zu 
einem brauchbaren, gut bezahlten Gehülfen hätte heran gebildet werben 
können, während Beklagter der Flägerifchen Behauptung, daß die Ar- 
beit an der Weliefcopirmafchine eine rein mechanische in 4 Wochen 
vollftändig zu erlernende jei, ebenfowenig in feiner Bernehmlaffung 
widerjprochen hat, al8 der Behauptung, daß er, Beflagter, auf deß— 
fallfige Vorftellungen Zuſagen gegeben habe, den Burd nicht fait aus- 
Schließlich) an fragliher Mafchine verwenden zu wollen, fomit beide 
Behauptungen als zugeftanden anzunehmen find, 


— 8365 — 


3. Hiernach der Klägerin, wenn fie zu beweiſen im Stande 
wäre, daß Bellagter ihren Sohn während dreier Jahre nicht gehörig 
unterwiejen, was namentlich der Fall fein würde, wenn er denfelben 
fajt unausgejegt an der Weliefcopirmafchine verwendet hätte, nicht 
zugemuthet werden fünnte, ihren Sohn bei dem Beklagten in der 
Lehre zu Laffen — abgefehen, davon daf, wie fich bei der Erörterung 
der Widerflage ergeben wird, ein Verzicht des Beklagten auf Fortfegung 
des Bertragsverhältniffes anzunehmen ift, — die Klägerin vielmehr 
für berechtigt erachtet werden müßte, fofort auf Erjag des etwa ent- 
ftandenen Schadens zu Flagen.. 

4. Es nad) dem PVorftehenden zur Begründung des echtes der 
Klägerin von dem Vertrage abzugehen, einer Berufung auf die That- 
fache, daß Beklagter nad) Ablauf der 3 Jahre erflärt habe, Burd 
jei untauglich und folle nur noch an der pantographifchen Mafchine 
verwendet werden, nicht bedarf, dieſe Thatſache much in Bezug auf 
die Begründung des geltend gemachten Schadenerfaganfpruces des— 
halb unerheblich ift, weil der Schaden darin gefunden werden wilf, 
daß Burck während der beftandenen 3 Lehrjahre nicht die erforderlichen 
Kenntnifje erwerben, ſomit diefe 3 Jahre verloren habe, was an ſich 
aus fraglicher Erklärung nicht folgt. 

5. Der Einwand des Beklagten, Burd könne fich bereits ander- 
weitig, namentlich als Mafdjinenarbeiter Geld verdienen, zu verwerfen 
ift, da Klägerin nad dem bejtehenden Bertrage verlangen durfte, daß 
ihr Sohn durch den Bellagten in den Stand gefetst werde, ſich nad) 
- beendigter Lehrzeit als Lithograph feinen Unterhalt zu verdienen, fo- 
mit wenn Burck nad) dem gewöhnlichen ordnungsmäßigen Gange der 
Lehre nunmehr länger als 5 Jahre Zeit, von feinem Eintritt bei dem 
Beklagten an gerechnet, zur Erlernung des fraglichen Gefchäftes bedarf, 
Bellagter allerdings für diefen Zeitverluft in emtfprechender Weiſe 
aufzufommen hätte. 

6. Beklagter widerflagend wegen Bertragsbruches den Betrag 
von fl. 200 als Gonventionaljtrafe verlangt, dieſer Anfpruch ſich 
jedoch — abgefehen von dem in der Vorklage zu führenden Beweiſe 
und deſſen sub 3 erörterten Folgen — deshalb fofort al8 unbegrüns- 
det darftellt, weil Beflagter nicht nur zugibt dem Burd das Zeugniß 
[4] ausgeftellt zu haben, um ihm nicht Hinderlich zu jein, fondern 
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auch ausdrücklich anführt, er habe der Klägerin, wenn ſie nicht mit 
ſeinen Anordnungen bezüglich des Unterrichtes zufrieden ſei, jede Ver— 
änderung mit ihrem Sohne in ihr Belieben geſtellt, ſomit ein Verzicht 
auf Aushaltung des Vertrages auf Seiten des Beklagten vorliegt. 

Aus dieſen Gründen wird zu Recht erkannt: 

I. Klägerin hat binnen 14 Tagen, vorbehältlich des Gegenbe— 
weijes, zu beweijen: 

1. daß Beklagter ihren Sohn Heinrich) während der 3 Jahre 
jeinev Lehrzeit nit ordnungsmäßig unterrichtet und ausge- 
bildet; zu welchem Zwede Klägerin auch beweijen fan, 
daß Beflagter ihren Sohn während diejer Zeit faſt aus- 
ichlieglih an der Neliefcopiermafchine verwendet hat 

und - 
2. daß hierdurch der Klägerin, rejp. derem Sohne Heinrich ein 
Schaden von fl. 1092 oder wievielweniger entjtanden ift. 
II. Beflagter wird mit feiner Widerflage abgewiejen. 
II. Ze nad) Führung vorjtchender Beweife ſoll in der Hauptjache, 
jowie der Koften wegen weiter ergehen was Nechtens. 


Erfenntnif des Appellationsgerichts 
vom 18. März 1861. 


Auf beiderjeitige Appellation. 
Unter den von beiden Theilen erhobenen Beſchwerden erjcheint 
die vom Beklagten erhobene Bejchwerde: 
daß die Klage a limine oder doch wenigftens zur Zeit hätte 
abgewiejen werden müjjen, 
für die Beurtheilung der übrigen auf die beiderjeitige Beweispflichtig- 
feit gerichteten Bejchwerden präjudiciell, und ift daher ihre Begrün- 
dung vor allem Anderen einer Prüfung und Erwägung zu unter- 
ziehen. In diefer Hinficht ift nun zu befinden. 

1. Wenn nad) dem unbejtrittenen Anhalt des zwischen der Klä- 
gerin und dem Beklagten abgejchlojjenen Vertrags, Abjchnitt I, Be- 
flagter den Sohn der Klägerin Heinrih Burck auf 5 Jahre als 
Lithograph in die Lehre nahm und denjelben nach beften Kräften zu 
unterrichten verjprad), jo hat Beklagter damit ein Mehreres, als den 
nad) jeinen beiten Kräften 5 Jahren zu gewährenden Unterricht 
in der Lithographie nicht übernommen, daß aber diefer Unterricht da- 
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hin führen müſſe, daß Klägers Sohn nach Ablauf nach der Lehrzeit in 
der Weiſe ausgebildet ſei, daß er auf einen wöchentlichen Verdienſt 
von fl. 7 hätte Anſpruch machen können, dazu hatte ſich Beklagter 
nicht verpflichtet, vielmehr iſt zur entſprechenden Ausbildung in dem 
zu erlernenden Geſchäfte auch die eigene Befähigung des Lehrlings, 
ſeine geiſtige Anlage und ſeine Begabung zur Auffaſſung des Unter— 
richts erforderlich. Klägerin behauptet nun, daß Beklagter während 
der 3 erſten Jahre der Lehrzeit ſeine Pflichten als Lehrherr gegen 
ihren Sohn nicht erfüllt, ihn nicht ordnungsmäßig in der Lithographie 
unterrichtet, ſondern ihn faſt unausgeſetzt während dieſer 3 Jahre nur 
zum mechaniſchen Dienſte an der ſ. g. Reliefcopirmaſchine verwendet, durch 
dieſen Vertragsbruch den Lehrvertrag aufgelöſt, und ihr dadurch, daß ihr 
Sohn hiernach 3 Jahre nutzlos bei dem Beklagten verbrachte, einen 
Schaden von fl. 7 wöchentlich für 3 Jahre, um welche ihr Sohn 
nun erjt jpäter etwas werde verdienen fünnen, verurfacht habe. 
Erwägt man nun, daß einerfeitd der Sohn der Klägerin die 

fünfjährige Dauer der Xehrzeit bei dem Beklagten gar nicht aushielt, 
e8 übrigens für ihm vielleicht möglich gewefen wäre, in den weiteren 
2 Jahren das Verſäumte nachzuholen, es jedoch ganz außer dem Be— 
reihe menschlicher Berechnung und menjchlichen Wiffens liegt, be— 
haupten zu wollen, daß der Klägerin Sohn die Lehre bei dem Beflagten 
wirflich ausgehalten, und es wirffich zu einer Geſchicklichkeit im Titho-” 
graphifchen Fache gebracht haben würde, welche demſelben einen Wochen- 
lohn von fl. 7 gefichert hätte — daß andererfeits Klägerin nicht zu 
behaupten vermochte, daß ihr Sohn fi) dermalen bei einem anderen 
Yithographen, und zwar gleichfall8 wiederum auf 5 Jahre in der 
Lehre befinde, und auch Hierbei mit Beſtimmtheit überall nicht ausge- 
führt werden fann, daß der Klägerin Sohn es in der neuen Lehre zu 
dem von ihr gemeinten Ziele bringe, daß vielmehr die Entjcheidung 
der Frage, in wiefern ihr Sohn e8 überhaupt in der Lithographie zu 
einer ihm den fraglichen Berdienft fichernden Befähigung und zu 
welcher Zeit bringen werde, durch die mancherlei unvorherzufehenden, 
die Lehrzeit möglicherweife unterbrechenden und ftörenden Zwiſchenfälle 
bedingt wird, fo beruht bezüglich des reclamirten Schadens von fl. 1092 
die ganze Klagbegründung dermalen lediglich auf Eventualitäten, von 
denen zur Zeit nicht erhellt, ob und in wie weit fie ſich verwirffichen 
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werden und einen Grund zur geltend gemachten Entſchädigung abzu— 
geben vermögen. Iſt daher der Entſchädigungsanſpruch, ſoweit der— 
ſelbe darauf gegründet wird, daß Beklagter den Sohn der Klägerin 
vertragswidrig nicht ordnungsmäßig unterrichtet, dadurch letzterer 
nutzlos 3 Jahre in der Lehre zugebracht habe, und daher neben den 
2 nicht ausgehaltenen Jahren zum Lernen nochmals 3 weitere ver- 
wenden müſſe, nad) Lage der Sache dermalen als ein durchaus pro— 
blematifcher und zur Zeit wenigjtens noch nicht gehörig begründeter 
zu betrachten, jo rechtfertigt e8 jich mit Hinweiſung auf 
l. 29 $ 3 Dig. ad. leg Aquiliam (9. 2.) 
l. 19 Dig. de peric. et commodo rei venditae (18. 6.) 
l. 21 $ 3 Dig. de act. emti venditi (19. 1.), 
die Elägerifche Forderung von fl. 1092 mindejtens angebrachter- 
maßen abzumeilen. Die unter I vorgedadhte Beſchwerde des Beklagten 
muß ſonach in ſoweit für begründet erjcheinen, und bedarf es daher 
nicht einer Prüfung und Entjcheidung derjenigen beiderjeitigen Be— 
fchwerden, welche wegen derjenigen Beweiſe erhoben wurden, welche 
fi) auf diefen erjten, die Ertheilung des lithographiſchen Unterrichts 
ſelbſt betreffenden Theil der Klage beziehen. 2 
Was jodann | 
2. den zweiten eventuellen Theil der Klage anbelangt, jo beruht 
derjelbe darauf, daß Bellagter den Sohn der Klägerin, ſtatt in der 
Lithographie zu unterrichten, während der 3 Jahre, in welchen 
Heinrich Burck ſich bei demfelben in der Lehre befand, faſt ausſchließ— 
ih) zur Bedienung der Reliefcopirmafchine verwendet und daher, 
da diefe Beichäftigung jedenfalls in der ftattgefundenen Ausdehnung 
nicht zu den Obliegenheiten eines Lehrlings gehöre, vielmehr von be- 
jonders bezahlten Mädchen verrichtet werde, ihrem Sohne die dafür 
übliche Vergütung von fl, 4 wöchentlich gebühre und für 3 Jahre 
bon ihr angelprocdhen werde. Beklagter Teugnet die Verwendung des 
Sohnes der Klägerin zu Dienftleiftungen an jener Mafchine in dem 
behaupteten Umfange und gab Seite 13 daſelbſt nur zu, daß derjelbe 
an den Majchinen lediglich gethan Habe, was alle Lehrlinge thun 
müſſen. Auch vermochte Beflagter nicht in Abrede zu ftellen, daß für 
den Dienjt an der Xeliefcopirmajchine ein Wochenlohn von fl. 4 
bezahlt werde. Da nun der Klägerin Sohn nicht als bezahlter Ar- 
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beiter, jondern als Lehrling, um in der Lithographie, alfo in dieſer 
Kunst jelbft, unterrichtet zu werden, in des Beklagten Gejchäft fich 
befand, jo war Bellagter nur befugt, denfelben zu Arbeiten in foweit 
zu verwenden, als diefe Verwendung mit dem Lehrlingsverhäftniß in 
Zufammenhang ftanden. Weitere darüber hinausgehende Dienfte, . 
welche bei dem Beflagten nur gegen Lohnvergütung geleiftet werben, 
durfte er demjelben dagegen nicht unentgeldlich zumuthen, fondern iſt 
ihm folche zu vergüten verpflichtet. 


Seuffert, Archiv Bd. 2 Nr. 177, Bd. 4 Nr. 217. 


Sollte daher Klägerin den von ihr behaupteten Umfang der 
Dienjtleiftungen ihres Sohnes an fraglicher Majchine als dem Lehr— 
lingsverhältniß defjelben -nicht entfprechend, nachzuweiſen, und nicht 
etwa Beklagter ein Anderes gegenbeweislich darzuthun vermögen, fo 
würde Beflagter in ſoweit hierdurd) den Sohn der Klägerin, anftatt 
ihn als Lehrling zu unterrichten und zu bejchäftigen, als Arbeiter und 
Zaglöhner gebrauchte, zur Vergütung und Entihädigung für die von 
dernjelben geleiteten Dienfte an der Mafchine nad) dem Verhältniß 
eines wöchentlichen Yohnes von fl. 4 verpflichtet fein. Auch vermag 
das Vorbringen des Beklagten, daß Heinrich Burd wegen Geiftesbe- 
Ichränftheit zur Lithographie nicht befähigt, jondern nur zu mechanijchen 
Ürbeiten an den Majchinen verwendbar fei, gegen dekfalljige Leiftungen 
einer Vergütung fir folche Dienjte nicht zu jchügen, da DBellagter, 
jobald er des Lehrlings Unfähigkeit merkte, und hierdurch der Zweck 
des Yehrvertrags vereitelt war, den Lehrling nicht anderweit zu feinem, 
des Beklagten, Bortheil verwenden durfte, Jondern alsbald die Klägerin 
zur Ergreifung anderweiter Schritte davon in Keuntniß fegen mußte, 
num aber Beklagter nicht zu behaupten vermochte, daß etwa erft nach 
3 Jahren die Unfähigkeit des Heinrich Burd zur Lithographie zu er- 
fennen gewejen wäre. — Es iſt daher der Klägerin bezüglich des 
zweiten, eventuellen Theils der Klage geeignete Beweisauflage zu 
machen, und in diefem Betracht die erjte Bejchwerde des Beklagten 
unbegründet. 

Aus diefen Gründen wird, unter Aufhebung des Abfchnitts I 
des ftadtgerichtlichen Lrtheil® vom 10. ‘December 1860, zu Recht 
erfannt: 


————— 


J. Klägerin wird mit dem auf eine Entſchädigung von fl. 1092 


II 


II. 


gerichteten Theile ihrer Klage angebrachtermaßen abgewiejen. 
Bezüglich) des zweiten eventuellen, eine Vergütung von fl. 624 
betreffenden Theils der Klage hat Klägerin binnen eines von 
dem Stadtgeriht I anzuberaumenden Zermins rechtsbehörig 
darzuthun: 

„daß Beklagter den Sohn der Klägerin, Heinrich Burck, 
während der 3 erſten Jahre der Lehrzeit in einer dem 
Verhältniß ihres Sohnes als Lehrlings der Lithographie nicht 
entſprechenden ausgedehnten Weiſe, faſt ausſchließlich, zum 
Dienſte an der Reliefcopirmaſchine verwendet habe,“ 

wobei dem Beklagten der Gegenbeweis im Allgemeinen, ſowie 
insbeſondere dahin vorbehalten bleibt: 
daß Heinrich Burck an der Reliefcopirmaſchine nur im 
dem Maße verwendet worden ſei, wie alle Lehrlinge ver— 
wendet würden, 
und worauf unter Zugrundelegung der für ſolche Dienſte zu 
leiſtenden Vergütung von fl. 4 wöchentlich nach Verhältniß des 
ſich ergebenden ungebührlichen Umfangs der Dienſte des Heinrich 
Burck an der fraglichen Maſchine, ſowie der Koſten wegen weiter 


zu erkennen iſt, was Rechtens. 


Von den Koſten dieſer Inſtanz hat Klägerin dem Beklagten die 
Hälfte zu erſetzen. 


Urtheil des Ober-Appellationsgerichts 


vom 31. März 1863. 
Auf beiderſeitige Appellation. 


Erkannt: 


daß die Förmlichkeiten der beiderſeitigen Appellationen für gewahrt 
zu achten und in der Sache ſelbſt das Erkenntniß des Ap— 
pellationsgericht® der freien Stadt Frankfurt vom 18. März 
1861, wie hiermit gefchieht, dahin zu beftätigen und abzuändern, 
daß Klägerin mit der ganzen erhobenen Klage, unter Berur- 
theilung in die Koften erfter Inſtanz, angebrachtermaßen abzu= 
weijen ſei. — Bon den Koften der zweiten und dritten Inſtanz 


Wie 


hat Klägerin dem Beflagten die Hälfte zu erjegen, die andere 
Hälfte wird compenfirt, und die Sache nunmehr an das Stadt- 
gericht zurückverwieſen. 


Entfchbeidungsgründe. 

Klägerin, die vermöge eines am 1. Mai 1857 abgejchlojjenen 
Contracts ihren Sohn Heinrih auf 5 Jahre, vom 1. Mai 1857 
anfangend und am 1. Mai 1862 endend, als Lithograph bei dem 
Beklagten in die Lehre gegeben, im Mat 1860 aber, nad) Ablauf 

von faum 3 SYahren, wieder aus der Lehre genommen, hat 

| I. prineipaliter einen Entjchädigungsanfprudh im Betrage von 
fl. 1092 darauf gegründet, daß die 3 Jahre, die ihr Sohn als 
Lehrling bei dem Beklagten zugebracht, für feine lithographiſche Aus- 
bildung durch Schuld des Lehrherrn ganz verloren gegangen jeien, 
ihr Sohn daher nur foviel jpäter, als jonjt der Fall geweſen fein 
würde, zu dem auf wenigitens fl. 7 per Woche zu veranjchlagenden 
Berdienfte eines Lithographen fommen werde, und Beklagte folgeweife 
ſchuldig fei, diefen VBerdienft für 3 Jahre mit der obigen Summe 
(3X52X fl. 7) zu erfegen. 

Das Stadtgericht hat die Klägerin mit diefem Entfchädigungs- 
anfpruch zugelaffen und ihr den Beweis auferlegt 

1. daß Beflagter ihren Sohn Heinrich während der 3 Jahre 
feiner Lehrzeit nicht orduungsmäßig unterrichtet: und ausgebildet habe, 
und 

2. daß hierauf der Klägerin, refp. deren Sohn Heinrid) ein 
Schaden von fl. 1092 oder wieviel weniger entjtanden. 

Darüber befchwerten ſich beide Theile, Klägerin, weil der Schadens- 
betrag nicht als bereits erwiejen angejehen worden, und weil ihr nicht, 
alternativ mit dem ftadtgerichtlichen, noch ein zweiter Beweis nachge: 
laffen ſei; Beklagter prineipaliter, weil die Klage nicht ganz abge- 
wiejen, eventuell weil ihm nicht, jenem Klagbeweiſe gegenüber, ein 
Einredebeweis nachgelaffen worden jei. 

Das Appellationsgericht hat der principalen Bejchwerde des Be— 
flagten in ſoweit entjprochen, daß es die Klägerin mit dem auf eine 
Entichädigung von fl. 1092 gerichteten Theile ihrer Klage angebrachter- 
maßen abgewiejen hat, und ift demnach auf die weiteren beiderjeitigen 
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Beſchwerden, welche ſämmtlich nur auf jenen principalen Entjchädigungs- 
anfpruch fich bezogen, gar nicht eingegangen. 

Der Beklagte hat fich dabei, daß der fragliche Theil der Klage 
nur angebrachtermaßen abgewielfen worden, beruhigt, Klägerin aber 
bejchwert fich mittelft Grav. I ihrer gegenwärtigen Appellation über 
diefe Abweifung und verlangt, daß ihren in voriger Inſtanz gejtellten 
Anträgen entfprochen werde. Es mußte jedoch diefe Beſchwerde als 
unbegründet verworfen werden. Zwar läßt fich nicht bezweifeln, daß 
e8 aus dem Yehrcontracte entfpringende, auf culpa oder gar dolus 
des Lehrherrn gegründete Entſchädigungsklagen gibt. Aber ein fo ein— 
gerichteter Schadenserſatzanſpruch, wie er hier vorliegt, würde nur 
dann fir ftattnehmig erachtet werden fünnen, wenn entweder der Lehr- 
herr einen beftimmten, der obigen Vorausſetzung der Klägerin ent- 
jprechenden Erfolg feiner Bemühungen garantirt hätte, oder der Nicht- 
eintritt diefes Erfolges als die effective Wirkung eines beftimmten 
ichuldhaften Verhaltens des Beklagten dargelegt wäre. An beiden 
Vorausſetzungen fehlt es indeilen. Wermöge des Lehrcontracts über- 
nimmt der Lehrherr nur ein beftimmtes facere, ein Sichbemühen, 
das Seinige zu thun zu einem gewiffen Zwecke. Diefen factifchen 
Zweck jelbft, als beftimmt zu erreichendes Ziel, garantirt er keines— 
wegd. Nur eine ausnahmsweife fpeciell hierauf gerichtete Beftimmung 
des Bertrags konnte die Sicherung eines folchen Erfolges zu einer 
Pflicht des Lehrherrn machen. Eine derartige Beitimmung findet fid) 
aber im dem vorliegenden Contracte nicht, indem vielmehr in $ 1 
defjelben Beflagter nur verfprochen hat, „den Heinrich Burck nad) beiten 
Kräften zu unterrichten.“ Der Xehrherr hat alſo keineswegs verfprocen, 
den Sohn der Klägerin zu einem vollflommenen tüchtigen Lithographen 
oder wenigftens zu einem folchen zu machen, der fl. 7 wöchentlich zu 
verdienen befähigt fein werde. — Was aber den, abgefehen von einem 
folchen befonderen Verfprechen des Lehrherrn, zu beanfpruchenden Er- 
folg feiner Bemühungen anlangt, jo kann vorliegend davon abgejtanden 
. werden, näher feftzuftellen, ob und wie weit überhaupt eine Präfumtion, 
wie fie zur Begründung eines Schadenserfaganjpruchs dev vorliegenden 
Art unter allen Umftänden erforderlich fein würde, dafür aufgeftellt 
werden fann, daß bei vertragsmäßigem Verhalten des Lehrherrn der 
Lehrling einen beftimmten Grad von Bollfommenheit in der litho— 
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graphifchen Ausbildung erreichen werde. Die damalige Klage ift gleich 
nad) dem Austritte des Heinrich Burd aus der Lehre beim Beklagten 
zu einer Zeit erhoben, wo von der bedungenen fünfjährigen Lehrzeit 
nur wenig über 3 Jahre abgelaufen, alfo noch faſt 2 Jahre rück— 
jtändig waren, und aud) die Urtheile der beiden vorigen Inſtanzen 
fallen nod) in die Zeit vor Ablauf jener 5 Jahre. — Damals war 
der Schaden, den Klägerin geltend macht, jedenfalls noch gar nicht 
eingetreten. Bor Ablauf der fünfjährigen Lehrzeit wäre Heinrich Burd, 
aud wenn der Lehrhere feinen Pflichten vollftändig nachgefommen, 
nicht dahin gelangt, mit der Lithographie irgend etwas verdienen zu 
fünnen, und erjt wenn von da an weitere 3 Jahre verlaufen, würde 
man, unter den entfprechenden factifchen VBorausfegungen, fagen können, 
daß derfelbe den dreijährigen Verdienſt eines Pithographen wirklich ein- 
gebüßt habe, und es würde dann erjt die weitere Frage aufgeworfen 
werden fönnen, ob dieſes comcrete factifche Ergebniß als die Folge 
eines bejtimmten nachzuweifenden Verſchuldens des Beflagten anzufehen 
ſei. Bis dahin Handelt e8 fih nur um einen möglichen künftigen 
Schaden, der den Gegenjtand einer gegenwärtigen Klage nicht bilden fann. 

An dem vorjtehenden Ergebniffe wird auch dadurch Nichts geän- 
dert, daß ſeit Erhebung der Klage und Aburtheilung der Sade in 
beiden- vorigen Inſtanzen nunmehr wenigjtens der Zeitpunkt überjchritten 
ift, wo die wirkliche Beichädigung der Klägerin, die Richtigkeit der 
von ihr unterftellten Schlußfolgerung vorausgeſetzt, begonnen haben 
würde. Denn e8 handelt jich hier nicht um den bloßen Mangel der 
Fälligkeit der eingeklagten Forderung, welcher Mangel allerdings 
nad Präjudicaten des DOber-Appellationsgerichts, durch Kintritt des 
Fälligfeitstermins im Laufe des Prozeifes geheilt wird; fondern um 
die thatſächliche Grundlage des Entihädigungsanfpruches, bei deren 
Beurtheilung der höhere Kichter fich auf den Standpunkt der eriten 
Inſtanz zu ftellen Hat. Auch ift jest noch der dreijährige Zeitraum, 
über den fich die klägeriſche Schadensberechnung erftredt, nur zum 
geringiten Theile abgelaufen. | 

Es mußte hiernach der den principalen Entjchädigungsanfprucd) 
betreffende Ausjpruch des Appellationsgerichts beftätigt werden. 

Mit diejem Entichädigungsanjprud im DBetrage von fl. 1092 
hat Klägerin 
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II. eventuell einen Antrag auf Vergütung von fl. 624 verbunden, 
den fie darauf jtügt, daß Beklagter den zu fl. 4 per Woche zu ver- 
anichlagenden Lohn eines Majchinenarbeiters während dreier Jahre 
(alfo 3X 52 X fl. 4) dadurch erjpart habe, daß er ihren Sohn, ftatt 
ihn im Lithographenfache zu unterrichten, zur Bedienung der Relief— 
Copirmaſchine gebraucht habe. | 

Während das Stadtgericht auf diefen Entfhädigungsanfpruch gar 
nicht näher eingegangen Aft, hat nach Verwerfung der principalen, das 
Appellationsgericht auch die eventuelle Klage einer Beurtheilung unter- 
zogen, diejelbe für begründet, auch für bereits feſtſtehend erklärt, daß 
fl. 4 per Woche der angemejjene Lohn für die vom Sohne der Klä— 
gerin an der Reliefcopirmaſchine geleiftete Arbeit fei und von der 
Klägerin nur noch den Beweis gefordert, 

„daß Beklagter ihrem Sohne Heinrich während der 3 erften 
Jahre der Lehrzeit in einer dem Verhäftnijfe ihres Sohnes als 
Tehrlings der Lithographie nicht entiprechenden ausgedehnten 
Weife, fait ausfchlieglih, zum Dienfte an der Neliefcopir- 
machine verwendet habe,“ 
wogegen dem Beklagten der Gegenbeweis im Allgemeinen, jowie ins- 
befondere dahin vorbehalten bleibe: 

„daß Heinrich Burd an der Keliefcopirmafchine in dem Maße 

verwendet worden jei, wie alle Lehrlinge verwendet würden.“ 


Auf diefe Beurtheilung der eventuellen Klage beziehen ſich ſämmtliche 
in gegemwärtiger Inſtanz aufgeftelften Beichwerden des Beflagten, 
der principaliter Abweifung auch diefer Klage, eventuell eine andere 
Faſſung des vorbehaltenen Gegenbeweifes und Nachlaffung eines be= 
jonderen Einredebeweifes fordert, jo wie Grav. II und III der Klä- 
gerin, womit diefelbe andere Formulirung des Beweifes bezweckt. 

Hier konnte nun der Beurtheilung der vorigen Richter nicht 
beigetreten, e8 mußte vielmehr die Principalbefchwerde des Beklagten 
für begründet erachtet und ſomit auch der auf eine Entichädigung von 
fl. 624 gerichtete Theil der lage angebrachtermafen abgewiefen wer: 
den, wodurch eine Beurtheilung der übrigen beiderſeits aufgejtellten 
Beichwerden erübrigt wurde. Soweit freilich das Verlangen der Klag— 
abweijung. 


u. Ba 


1. darauf gegründet worden ift, daß die Klägerin ihren Klag- 
grund darin juche: ihr gebühre, was Beflagter durd die Arbeit ihres 
Sohnes erjpart habe, während vom Appellationsgerichte ein ganz 
anderes Klagfundament, nämlich das geleifteter Dienfte ſubſtituirt fei, 
welches Klägerin auch nicht einmal in der Replik geltend gemacht 
habe, jo ijt e8 dermaßen flar, daß der Klaggrund der Klägerin fein 
anderer ijt, als eben der: der geleiteten Dienjte, daß jede weitere 
Erörterung dieſes Einwandes überflüjfig ericheint. Dagegen Fonnte 

2. der Anſpruch jelbit für ausreichend begründet nicht erachtet 
werden. Es fehlt zwar weder an Dienjten, für welche eine Bezahlung 
gewöhnlich it, noch am ſich an einer Perjon, die derartige Dienfte 
nur gegen Bezahlung zu leiften pflegt. Nach der bürgerlichen Stellung 
und pecuniären Lage der Klägerin läßt jich nicht bezweifeln, daß ihr 
Sohn für jeden anderen, als jeinen Lehrherrn die fraglichen Arbeiten 
nur für einen entjprechenden Lohn verrichtet Haben würde, und jcheint 
daher allerdings gejagt werden zu können: wenn und joweit er die 
in Rede ftehenden Dienfte zwar jeinem Xehrheren, aber über dasjenige 
Mar hinaus, welches feine Stellung als Lehrling mit fich brachte, 
geleiftet hat, fo muß ihm auch für diefe eine Vergütung zu heil 
werden. Die Verpflichtung zur Bezahlung geleifteter Dienfte auch ohne 
vorhergehende bejondere Zuſage beruht jedoch nicht auf der einfachen 
Thatfache, daß Jemand durch die Arbeit eines Anderen Bortheile er- 
langt hat, fondern auf einem, aus den Umjtänden zu entnehmenden 
ſtillſchweigenden Vertrage. | 

L. 22. D. de praescer. verb, (19. 5.) 

Wenn Dienfte, für welche eine Bezahlung gewöhnlich ift, von einer 
Perſon, welche diejelben nur gegen Bezahlung zu leiften pflegt, ver- 
richtet und andererſeits acceptirt worden, jo darf man in der Kegel 
ohne Weiteres annehmen, daß beide Theile übereinftimmend davon 
ausgegangen, daß für jene Dienfte eine angemefjene Vergütung ge- 
leitet werden folle. Im vorliegenden Falle aber läßt ſich eine folche 
Willensübereinftimmung nicht vorausfegen. Allerdings würde fi Be— 
flagter, wenn den Umftänden nad) angenommen werden fünnte, von 
der andern Seite feien die Dienfte in Erwartung einer dafür zu er: 
haltenden Vergütung geleiftet, nicht darauf berufen können, er jeiner- 
jeits Habe niemals die Intention gehabt, eine ſolche Vergütung zu 
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gewähren, denn durch Annahme der Dienjte unter den bezeichneten 
Umjtänden hätte er bereits den entgegengefeßten Willen fundgegeben. 
Allein es fehlt an jener Vorausſetzung. Man kann bis auf Weiteres, 
weder unterftellen, daß Heinrich Burd, als er die von feinem Lehr— 
herren ihm aufgetragenen Arbeiten an der Maſchine verrichtete, daran 
gedacht, dies in einer anderen al8 der Eigenjchaft eines Yehrlings 
und nur gegen Bezahlung thun zu wollen; wie died z. B. der Yall 
jein wiirde, wenn er außerhalb der vertragsmäßig feitgefeßten Yehr- 
ftunden gearbeitet hätte, nocd; hat man Grund zu der Vorausjekung, 
daß die Klägerin, als fie ihren Sohn zum Beflagten in die Xehre 
that, bereitS die Eventualität ins Auge gefaßt habe, derjelbe könnte 
über die Gebühr an der Mafchine verwendet werden, und für diejen 
Fall ihn als Lohnarbeiter habe angejehen wiſſen wollen. Hat aber auf 
flägeriicher Seite die Abficht, die Dienfte als folche, für die eine 
Bergütung beanfprucht werde, zu leiten, zur Zeit der Dienftverrichtung 
ſelbſt nicht beitanden, fo kann fich diefelbe auch nicht durd) nachträgliche 
Wilensänderung in die Lage bringen, eine ſolche Bergütung bean- 
ſpruchen zu dürfen, 
Die auf diefen Grand Hin auszujprechende Abweifung der even- 
tuellen Klage konnte übrigens nur eine Abweiſung angebracdhtermaßen 
fein. Denn es bleibt immer denfbar, daß die Klägerin noch That— 
fachen beibrächte, woraus ihr, refp. ihres Sohnes Wille, die fraglichen 
Dienfte nur in der Eigenjchaft eines Lohnarbeiters zu verrichten, fich 
ergäbe. Auch Hat fi) der Beklagten ſelbſt durch die Formulirung 
jeiner erſten Bejchwerde mit einer Abweilung angebraditermaßen zu— 
frieden erklärt. | 

IL Da die ganze Klage verworfen werden mußte, war Klägerin 
in die Koften erjter Iuſtanz zu verurtheilen. Bei dem Ausjpruch des 
angefochtenen Erfenntnijfes über die Koften zweiter Anftanz war e8, - 
da er das Günftigfte enthält, was Beklagter erreichen kann, zu. be: 
laffen. Die Koften gegenwärtiger Inſtanz waren ebenfalls zur Hälfte 
zu compenfiren, zur Hälfte der Klägerin zur Laſt zu bringen. 
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324. 


Johann Earl Theodor Lattmann,“) Kläger, jegt Appel-, 
fat, gegen Matthäus Brey und Eonforten, Bellagte, jett 
Appellanten, Befisftörung betreffend. 


Enifhbeidungsgründe zum Urtheil des Ober— 
Appellationsgerichts 
vom 14. April 1863. 

Die erſte Beichwerde der Beklagten ift 

a. darauf gerichtet, daß der ihnen obliegende Beweis bis zum 
Erfüllungseide für erbracht erklärt werde. Die Bellagten wollen den 
gedachten Beweis 

1. durch den Nachweis liefern, daß in dem mit dem Kläger ab- 
gefchloffenen Kaufcontract die Worte am Ende des 8 4, „von der 
Wejerjtraße aus“, welche urfprünglich nicht in dem Contractentwurf 
geitanden, mit Genehmigung der Gontrahenten noch vor der Unter: 
zeichnung eingefchaltet worden jeien. 

Daß dieſe letzte Thatſache fih in Wahrheit fo verhalte, Tiegt 
erwiefen vor. Die amtlich beglaubigte Abjchrift des Originals zeigt 
jene Worte offenfichtfich als eingejchaltet. Das Atteft des Notare 
Deüller, von welchem der Kaufbrief coneipirt und beglaubigt worden, 
bezeugt, daß jene Worte anfänglich nicht in 8 4 ftanden, jondern von 
ihm mit Genehmigung der Contrahenten vor der Unterzeichnung eiy- 
geichaltet worden find, und endlich wiederholt er bei feiner Vernehmung, 
unter Anerkennung jenes Atteftes, die obige Erklärung. 





*) Siehe diefe Sammlung, Band VI. ©. 45. 
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Wäre nun ferner 

2. durch dieſen Zeugen die in der Beweisantretung der Beklagten 
aufgeſtellte Behauptung bewahrheitet, „der Mitverkäufer Brey habe 
bei Verleſung des urſprünglichen Contractsentwurfs erklärt, daß den 
Verkänfern das Recht zuſtehen und im' Kaufbriefe bemerkt werden 
müſſe, das Grundſtück G nad von Blittersdorf zu zu verſchließen, 
jonjt werde aus dem Handel nichts“, jo würde dies ohne Zweifel 
unmittelbar von großer Bedeutung für das Beweisthema fein. Allein 
die Ausjage des Zeugen Müller enthält nicht nur nichts hievon, fon- 
dern vielmehr auf des Elägeriichen Anwalts Befragen die Antwort: 
„ich entjinne mich nicht, ob davon die Rede gewejen, die Straße an 
dem der Weſerſtraße entgegengefegten Ende zu verjchließen oder nicht 
zu verjchließen.“ Defjenungeachtet konnte 

3. die obengedachte von dem Zeugen befundete Thatſache der 
fpäteren Einfügung jener Worte, als folche, nicht ganz unerheblid für 
das Beweisthema erachtet werden. Lautete der Sontractsentwurf am 
Ende des 8 4 zuerjt generell folgendermaßen: „während das letztere 
Grundftüd (Gew. 16 No. 31 G) gar nicht bebaut, angepflanzt, oder 
dem Zugang verichloffen werden darf,” und find dann fpäter mit Ge— 
nehmigung beider Theile die qu. Worte eingefügt, To daß der 
Sat nun lautet: „während das letztere Grundftüd gar nicht bebaut, 
angepflanzt, oder dem Zugange von der Wejerftraße aus verjchlojjen 
werden darf“, jo kann darin eine Stüße fiir ein erhebliches argu- 
mentum a contrario dahin gefunden werden, daß dieje jpätere fpecielle 
Einfügung um deswillen gefchehen jet, weil die Parteien nicht, wie 
es Anfangs beabjichtigt war, den Zugang zu dem Grundjtüc von 
jeder Ceite, ſondern nur von der Weſerſtraße her offen halten wollten. 
Ganz anders wäre es geweſen, wenn jene Worte nicht erſt ſpäter 
jpeziell Hinzugefügt, jondern jchon von Anfang an in dem Bontract 
enthalten gewejen wären. Man hätte dann gegen jenes argumentum 
a contrario erinnern fünnen, daß in den voraufgehenden Säten des 
$ 4 generell die Einräumung gemacht worden, daß der Kläger das 
Grundſtück G in jeder Weife als Zugang benußen dürfe, und daß, 
wenn e8 die Abjicht bei Abfaffung des $ 4 geweſen, trog jener All- 
gemeinheit der Zuficherung im Schlußpaſſus doch nod eine Beſchrän— 
fung der Benugung, nämlich von der Weſtſeite her, hinzuzufügen 
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es unpafjend gewejen wäre, dies bloß durch die fraglichen Worte an» 
zudeuten, und lediglich der Unficherheit eines foldhen argumentum a 
contrario zu vertrauen. Die jpätere jpecielle Einfchaltung dagegen 
Scheint für eine veränderte Abficht, und zwar beider Theile, nicht blof 
des Verkäufers zu ſprechen. Dazu fommt die bereit in den Ent 
Iheidungsgründen zum Urtheil des Ober - Appellationsgeric)ts vom 
25. Aprif 1861 ©. 4 f. hervorgehobene Wahrjcheinlichkeit der Abſicht 
des Verkäufers, fein Grumdftid Gew. 16 Nr. 31 G zum Zweck des 


Straßenprojects auf der der Weferftraße gegenüberliegenden Seite durd) 


das in Folge jener Contractsclaufel ihm refervirte Recht des Verſchluſſes 
nad) jener Seite hin höher zu verwerthen. Diefe Wahrſcheinlichkeit 
fonnte bei Abgabe jenes Urtheils nur auf allgemeine, nicht aus den 
Contractsverhandlungen felbft hervorgenonmene Erwägungen gegründet 
werden, und dagegen würde mit den Gründen zum Erfenntuiß erjter 
Inſtanz mit Recht eingewendet werden fünnen, daß daraus doc) immer 
nur auf eine einjeitige Abjicdht des Verfäufers, nicht auf das beider- 
jeitige Einverftändnig, wie es das Beweisthema verlangt, ſich ſchließen 
laſſe. Dagegen fommt jedoch die Ausjage des Zeugen Müller in 
Betradht, day Aenferungen der Beklagten über die Verwerthungsabſicht 
gerade bei den fraglichen Verhandlungen und gerade bei Gelegenheit 
der in Frage jtehenden Einichaltungen vorgefommen fein ſollen. Denn 
dieje Aeußerungen wurden dann ja dem Kläger gegenüber gemacht, 
und wenn nicht vorlicgt, daß Yegterer dem widerfprochen, ſo jcheint 
dieſe Abjicht nicht mehr als ein blog einfeitiges Motiv der Beklagten 
behandelt und aufgefaht werden zu fönnen. Das Zeugniß des Notare 
geht nun dahin: „er glaube nicht bloß, jondern entſinne ſich genau, 
daß die Beklagten damals geäußert, die Straße fofte Geld und jie 
Hofjten zu erlangen, daß die Hinterliegenden zu dem Bau etwas bei- 
trügen." Somit lernte der Kläger die Verwerthungsabficht der Ver: 
fäufer fennen, und ließ ſich in Kenntniß deſſen auf die fragliche 
ſpezielle modifieirende Einjchaltung ein. 

Steichwohl founten die vorjtehenden Beweismomente nicht fir 
geeignet erachtet werden, den Beklagten einen Erfüllungseid zuzuerfennen. 
Ein ſolcher fett beim Abgang jonftiger Beweisgründe die den Beweis: 
ſatz erichöpfende Ausſage eines clafjüichen Zeugen voraus. In dem 
vorliegenden Falle aber beruht das gewonnene Ergebniß nur auf 
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Schlußfolgerungen, welche aus der Ausjage eines claſſiſchen Zeugen 
gezogen werden; und ein ferneres ergänzende Beweisinoment Liegt 
nicht vor, indem die Bezugnahme auf die Bedeutung des Wortes 
„Bauen“ bejonders in der Beweisantretung desfalls nicht in Betracht 
fommt, weshalb auf die Gründe zum Urtheil des Ober-Appellations- 
gerichts vom 25. April 1861 S. 6 Bezug genommen wird, indem 
von dem daſelbſt ausgeiprochenen Reſultate zurückzutreten feine Veran 
laffung vorhanden war. 

Hiernad) fonnte 

b. dem Kläger, wie Beflagte eventuell beantragt haben, nur ein 
Neinigungseid auferlegt, und mußten in ſoweit die vorderen Erfennt- 
nijfe abgeändert werden. Denn wenngleich) der Reinigungseid Tid) 
von dem Schiedseid in feinen Wirkungen nur wenig unterjcheidet, jo 
hat doch das Ober-Appellationsgericht ſchon wiederholt fich dahin aus: 
gejprochen, daß, ſobald die betreffende Partei ansdrüclich auf eine der- 
artige Verwandlung anträgt, beim Worhandenfein der für den Reini— 
gungseid erforderlichen SUSE: dem -gejtellten: Verlangen zu 
entſprechen ift. 

Diefer Eid durfte aber nur dem Kläger und nicht zugleich deſſen 
Ehefrau auferlegt werden, und war der hierauf gerichtete Antrag der 
Beklagten um deswillen zu verwerfen, weil die Ehefrau weder im 
Streit befangen it, noch den Vertrag nach Eingang und Anhalt des 
Kaufbriefes mit abgejchloffen hat, ihre unter demjelben befindliche 
Unterjchrift aber hieran jo wenig etwas zu ändern vermag, wie dag 
neben der Beweisantretung angezogene, fir den vorliegenden Fall wicht 
zutreffende Präjudicat des Stadtanıts vom 22, Mär; 1857 in Saden 
Ochs ca. Nicolaus. 

Ebenfowenig war dem eventuellen Verlangen der Beklagten zu 
entfprechen, diefen Eid wörtlich mit dem Beweisinterlocut in Einflang 
zu bringen, vielmehr mußte die fir den Schiedseid im Urtheil erjter 
Inſtanz aufgeftellte Faffung auch für den Reinigungseid als zutreffend 
erachtet werden, da es nur darauf ankommt, die Einwilligung des 
Klägers zu der Auffalfung der Beklagten bei Abſchluß des Vertrages 
zu bejeitigen. 

c. Leiftet der Kläger diefen Eid, fo ijt fein Grund vorhanden, 
die Beflagten vom Erjag des Schadens und der Koften zu befreien, 
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und war demnach auch das desfallfige eventuelle Verlangen der Be— 
ffagten zu verwerfen. 

Auch der zweiten Beichwerde der Beflagten über die Verurtheilung 
in die Koften zweiter Inſtanz konnte nur theilweije entiprochen wer- 
den. Denn das Maß der erfolgten Abänderung der vorigen Urtheile 
führt, abgefehen von durch in voriger Inſtanz von den Beklagten 
beantragte Actenverfendung erwachjenen und die Beklagten jedenfalls 
allein treffenden Koften, zu einer Bergleihung der Koſten voriger 
und jeßiger Inſtanz zu einem Viertheil, während drei VBiertheile den 
Beklagten zur Laft bleiben, vefp. gelegt werden mußten. 
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325. 


Dr. Fichtmüller, Implorant, den Nachlaß des Georg 
v. Schweiter betreffend. 


% 


Georg dv. Schweiger, bomicilirt zu Mainz, verjtarb zu Freiburg 
und wurde fein Nachlaß von den badischen Gerichten regulirt; dahier 
befanden fich wenige Werthpapiere in Verwahr eines Banfhaufes und 
verjchiedene Fahrnißgegenftände in Verwahr ded Herrn Dr. Fihtmüller; 
der hiefige Nachlaß wurde fiscalifch verfiegelt. Herr Dr. Fichtmülfer 
beantragte beim Stadtgericht II, daß der hiefige Nachlaß, foweit er 
bei Fiscalat fei, nit vor Befriedigung feiner noch näher feitzuftellen- 
den Forderung an die badischen Gerichte ausgeliefert werde, weßhalb 
er dem Erlaß einer Edictalladung entgegen fah. Diefer Antrag wurde 
in drei Inftanzen verworfen. Das Stadtgericht IX erfannte am 3. Octo— 

ber 1862 | 

j da Georg dv. Schweiger jein Domicil nicht dahier, fordern in 
Mainz gehabt hat, auch nicht dahier, fondern in Freiburg ge- 
ftorben ift, fo ift die Erlaffung einer Edictalladung nicht erfor- 
derlich; die bei dem Fiscalat hinterlegten Werthpapiere follen 
der badijchen Behörde zur Auslieferung an die Erben verabfolgt 
werden, fobald dieſes Decret die Rechtskraft befchritten hat. 


Das Appellationsgericht verwarf am 3. December 1862 
die Berufung, 

da für einen Fall der vorliegenden Art die Erlaffung eines 

Proclams weder geſetzlich vorgefchrieben, noch laut des Berichts 

des Stadtgerichts II in Uebung ift. 

Das Ober Appellationsgericht beitätigte diefe Urtheile 
am 18. April 1863. 
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Entfbeidungsdgründe. 


1. Es darf aus dem Acten als ausgemacht zum Grunde gelegt 
werden, daß der verjtorbene Georg v. Schweiger, wenugleic Frankfurter 
Bürgerfohn, doch als ſ. g. Ausbürger zur Zeit feines Todes nicht in 
Frankfurt, fondern in Mainz fein Domicil Hatte. 

Die vom Fiscal in feinem Berichte eingezengte, dahin gehende 
Angabe des älteften Bruders des BVerjtorbenen findet darin ihre Be— 
ftätigung, daß das Stadtamts-Reviſorat in Freiburg, wo ©. v. Schweiger - 
verftorben und ſich fajt fein ganzer Nachlaß befindet, für feine Eigen: 
ſchaft als Verlaſſenſchaftsbehörde fih auf die Bewilligung des Stadt- 
gerichts zu Mainz beruft. 

Auch Hat der Appellant weder in eriter Inſtanz irgend es geltend 
gemacht, daß Erblafjer zur Zeit jeines Todes fein Domicil in Frank: | 
furt gehabt habe, noch auch der bejtimmten Angabe des Stadtgerichts 
im Bejcheide vom 3. October v. %., daß dies nicht der Fall, fondern 
der Erbfafjer vielmehr in Mainz domicilirt gewefen fei, in zweiter 
Juſtanz zu widerjprechen vermodht. Er jagt dort vielmehr, darauf, 
wo der Berjtorbene zuflegt fein Domicil gehabt habe, fomme nichts 
an, und fügt dann noch Hinzu „vor mod nicht gar zu langer Zeit“ 
habe derjelbe jein Domicil in Frankfurt gehabt und ſich dort durch 
Berträge verbindlich gemacht. 

Wenn daher der Appellant in gegemwärtiger Inſtanz, wie es 
Scheint, behaupten will, der Verftorbene habe bis zu feinem Tode fein 
Domieil in Franffurt gehabt, fo ift diefe durch nichts begründete nene 
Behauptung nicht zu beachten. War aber der Erblafjer zur Zeit 
feines Todes nicht in Frankfurt domicilirt, ift mithin Frankfurt nicht 
forum hereditatis, fo erjcheint die Berufung des Appellanten auf die. 
Reform VI Tit. 2 8 4 und überhaupt auf die Frankfurter Gefeß- 
gebung, foweit fie auf der VBorausfegung eines in Frankfurt eröffnes 
ten Nachlaffes beruht, als völlig unpaffend. Auch Hat der Appellant 
den Antrag, der die nothwendige Conſequenz feiner falfchen Voraus— 
ſetzung wäre, daß das Stadtgericht die ganze Nachlaßſache als zır feiner 
Competenz gehörend an fich ziehe, überall wicht zu jtellen gewagt, und 
erit in diefer Inſtanz e8 geltend gemacht, daß die Verpflichtung des 
Stadtgerichts eigentlich dahin gegangen fei. — Vielmehr fommt es 
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2. lediglich darauf an, was in Frankfurt Rechtens ift, wenn fich 
einzelne Betandtheile eines auswärts eröffneten Nachlaffes vorfinden, 
ob diefe fofort ohne Weiteres an das forum hereditatis auszuliefern, 
oder aber ob vorab nun den Frankfurter Gläubigern Gelegenheit zu 
‚ geben, ihre Forderungen an den Nachlaß zum Zwed der Befriedigung 
aus den in Frankfurt vorhandenen Nadjlaßgegenftänden geltend zu 
machen, eine Edistalladung an diefelben zu verfügen fei. 

Letzteres läßt fih nun gemeinrechtlich nicht behaupten. Wie 
e8 vielmehr anerfannt ift, daß felbft bei einem in foro domicili er- 
öffneten Concurſe auswärtige Vermögenstheile des Kridars, begründete 
Fälle eines Particular-Concurſes ausgenommen, an die allgemeine 
Concursmaſſe auszuliefern find, fo muß das Gleiche mit nody mehr 
Grund dann gelten, wenn es fih von der Regulirung eines Nach- 
fajjes in foro domieilü handelt, natürlih hier, wie im Falle des 
Concurſes, vorausgejegt, daß Reciprocität der Nechtshilfe durch Vertrag 
oder Herfommen begründet ift, was im gegenwärtigen Falle außer 
Frage ſteht. Es mußte daher, um für Frankfurt da8 Gegentheil an- 
zunehmen, dafür ein Gejeg oder eine entſchiedene Praxis nachgewiejen 
werden. An einem Gejege fehlt e8 nun aber gänzlich und was die 
Praris betrifft, jo wird vom Stadtgerichte bejtimmt bezeugt, daß fie 
in Beziehung auf Mobiliargegenftände nie, fondern nur in Beriehung 
auf eigentliche zu einem auswärtigen Nachlaſſe gehörenden Liegenſchaften 
bejtanden habe, aber jetzt ebenfalls aufgegeben fei, wie ſich denn auch 
von einer jolhen Praxis in feinem Schriftfteller über das Frankfurter 
Recht etwas findet und fie um jo weniger anzunehmen it, als in 
Beziehung auf auswärtige Concurſe die Frankfurter Praxis der gemein- 
rechtlichen entipricht. 

Bender, Handb. des Franff. Civ.-Proz. $ 80. Note 3. 

Auch hat der Appellant in der That das Gegentheil gar nicht zu 
behaupten vermocht. Er bejtreitet nämlich zunächft nur, daß eine Uebung 
beftehe, welche den von ihm angeführten gefeglichen Beftimmungen, welche _ 
nad) dem oben sub 1 Ausgeführten hier gar nicht in Betracht fommen, 
entgegen jei. Und wenn er ferner auch die Erijtenz der von beiden 
vorigen Gerichten behaupteten Uebung beftreitet, jo fcheint er theil® auch) 
hier den Fall vorauszufegen, wo ein Nachlaß in Frankfurt eröffnet ift, 
theils fann er ſich für feine Behauptung nur auf das von ihm ſchon in voriger 
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Inſtanz allegirte und in der gegenwärtigen beigebrachte Decret des 
Appellationsgerits vom 17. Dectober 1855 berufen, ohne dabei zu 
beachten, daß es fich dort von einer eigentlichen Liegenfhaft han— 
defte, mithin von einem Falle, in welchem nad) dem Zeugnijfe des 
Stadtgerichts eine frühere, aber jet verlaffene, Praris der Umſchrei— 
bung auf die Erben im Intereſſe der Frankfurter Gläubiger die Er- 
lafjung eines Proclams vorangehen Tief. 

Zu dem Allem tritt nun nod 

3. Hinzu, daß der Appellant nicht zu behaupten, gefchweige denn 
zu bejcheinigen vermocht hat, daß feine eigene Forderung den Betrag 
derjenigen Gegenftände, an denen er ein Retentionsrecht übt, überſteige. 

Diefem Allem nad) ftellte ſich die Appellation als dergeftalt uns 
begründet dar, daß der in der Berfolgung derjelben bis in dieſe 
Anftanz geübte Mißbrauch des Rechtsmittels jo, wie im Urtheile 
geichehen, geahndet werden mußte. 


E 
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326. 


J. M., geb. Hahn, Klägerin gegen ihren Ehemann 3%. 
C. D. R., Beklagten, Eheſcheidung, jegt VBermögens- Inventur 
betreffend. 


Erfenntniß des Stadtgerichts I 
vom 14. Mai 1862. 


In Erwägung: 

dag die Klägerin, nachdem jie mit Zuftimmung des Beklagten 
die gemeinjchaftliche Haushaltung verlaffen und aud mit Zuftimmung - 
desjelben und mit Genehmigung des Gerichtes während des Scheidungs- 
prozejjes in abgejonderter Wohnung bleibt, allerdings berechtigt erjcheint 
die Klarſtellung des dermaligen in dem Beſitz und der Verwaltung 
des Beklagten befindlichen gemeinjchaftlihen Vermögens zu verlangen, 
wozu auch die Vorlage der Gefchäftsbücher gehört; daR die perfönfiche 
Gegenwart der Klägerin hierbei weder nothwendig noch zweckmäßig erfcheint, 
vielmehr deren Vertretung durch einen Geſchäftskundigen ſich in jeder 
Hinficht empfiehlt, hiergegen aud ein gegründeter Anftand von Seiten 
des Beklagten nicht erhoben worden ift, zur Begründung des Antrages 
der Klägerin aber weder der Vorwurf des Gonenbinates, noch der 
Vermögensvergeudung oder Verſchleppung, noch aud) der falfchen Bud)- 
einträge erforderlich war, und deshalb eine vorgängige Vernehmung 
von Zeugen über diefe Punkte überflüffig erfcheint. 

Siehe die Entjcheidungen in S. Volg ca. maritum 

des Stadtgerihts vom 17. Januar 1848, 
des Appellationsgerihts vom 1. März und 22. Novem- 
ber 1848. 

Aus diefen Gründen: 


— |. , —— “ 


1. wird hiermit die Inventur des im Beſitz des Beklagten befind- 
lichen gemeinfchaftlichen Vermögens der beiden Streittheile unter 
Borlage der Gejchäftsbücher hiermit verordnet und der Gerichts: 
jecretair mit dem Vollzug derselben beauftragt, wobei die Klägerin 
fih durd den hiefigen Bürger und Actuar der Einfonmenfteuer- 
Commiffion, J. G. Helff, vertreten laſſen kann, 


2. hat Beklagter die durch ſeinen Widerſpruch erwachſenen Koſten 
ber Klägerin zu erftatten. 


Erfenntnif des Appellationsgerichts 
vom 1. September 1862. 


Auf Appellation des Beklagten. 


Appellant kann durch die jtadtgerichtliche Verfügung vom 14. Mai 
l. J., durdy welche die Aufnahme eines gerichtlichen Inventars über 
das gemeinjchaftliche Vermögen beider Streittheile, unter Vorlage der 
Geſchäftsbücher angeordnet wurde, für beſchwert nicht erachtet werden. 
Der Ehemann ift zwar gejetlich der Berwalter des geſammtehelichen 
Vermögens, als foldyer aber auc) verpflichtet, hinfichtlich dejjelben feiner 
Ehefrau Einficht zu geitatten und auf Verlangen Ausfunft zu ertheifen. 
Hat fi) auch die Ehefrau in der Kegel mit einer außergerichtlichen 
Mittheilung zu begnügen, jo fönnen doc allerdingd auch Umftände 
eintreten, unter welchen eine gerichtliche Feititellung dev ehelichen Ver— 
mögend-Berhältnilje geboten erjcheint, Ein jolcher Fall liegt unftreitig 
alsdann vor, wenn, wie hier, eine Scheidungsflage, in Folge deren 
eine von beiden Theilen als nothwendig anerfannte proviforische Tren— 
nung die gerichtlihe Genehmigung gefunden hat, bereits anhängig ift. 
In diefer Lage fann der Ehemann ein unbedingtes Vertrauen von 
Seiten feiner Frau nicht weiter beanfpruchen, während dieje ein wohl-⸗ 
begründetes Jutereſſe hat, daß für den Fall der wirklichen Treunung 
feine ſchwierigen Verhandlungen über die Vermögensauseinanderjegung 
entftehen. “ 


Aus diefen Gründen wird die erhobene Appelfation unter 


Berurtheilung des Appellanten in die Koften dieſer Inſtanz 
verworfen. 
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Urtbeil des Dber:-AUppellationsgerichts 
vom 9. Mai 1863. 
Auf Appellation des Beklagten. 
Erfannt: | 
Daß zwar die Förmlichfeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, in der Sache jelbit aber das Erfenntnig des Appellations- 
gericht8 der freien Stadt Frankfurt vom, 1. September 1862, 
„wie hiermit gejchieht, mit der Maßgabe, daß die zu erricdhtende 
Inventur unter dem Gerichtsfiegel verfchloffen zu den Acten zu 
nehmen und etwaige fünftige Anträge der Parteien auf Eröffnung 
und Einjicht derjelben fernerer Verhandlung und Entſcheidung 
vorzubehalten jeien, zu beftätigen, Appellant auch in die Koften 
gegenmwärtiger Anftanz zu verurtheilen fei. 


Entfcheidungsgründe. 

J. Den Gründen, aus denen die vorigen Gerichte dem Antrage 
der Klägerin auf Inventur des im Beſitze des Beklagten befindlichen 
gemeinjchaftlichen Vermögens der beiden Streittheile entfprochen haben, 
konnte nicht beigepflichtet werden. Während des Sceidungsprozejjes 
bejteht das eheliche Band mit feinen gejeglichen Folgen fort; es ge— 
bührt daher dem Manne auch jet noch die freie Verwaltung des 
Bermögens in gleichem Maße, wie er fie vorher gehabt hat, und er 
braucht fi) der, einen Eingriff in diefe freie Verwaltung involoirenden 
gerichtlichen Bermögens- Inventur ohne befondere und dringende Gründe 
um fo weniger zu unterwerfen, als diefe Maßregel jchon wegen des 
böjen Anfehens vor dem Publifum eine große Härte gegen ihn mit 
fi) führt: 

Entih. Gr. zu den Urtheilen des O. U. Ger. 
in ©. K. c. marit von 1826, *) 
in ©. 2. c. uxor von 1832 **) und 
in S. W. ec. marit. von 1840 ***), 

Ein ausreichender Grund für diefelben aber kann darin, daß der 

Klägerin mit Zuftimmung des Beklagten die gemeinfchaftliche Haus- 


*) Siehe Seite 394. 
**) Siehe Seite 397. 
***) Siehe Seite 398. 
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haltung verlaffen hat und auch mit Zuftimmung bdeffelben und mit 
Genehmigung des Gerichts während des Scheidungsprozejjes in ab- 
gefonderter Wohnung bleibt, noch nicht gefunden werden. Nicht 
darauf, ob in jolcher Lage die Frau bezüglich) der Verwaltung und 
Dffenbarung des gemeinjchaftlihen Vermögens dem Manne noch ihr 
volles Vertrauen jchenfen wird; jondern allein darauf, ob ihr zu 


„einem Mißtrauen in diefer Richtung von dem Manne Grund gegeben 


worden ijt, fann es anfommen, wenn dieſer einer außerordentlichen 
Maßregel der hier in Frage ftehenden Art, bei deren Unterbleiben er 
ein jo erhebliches rechtliches Intereſſe hat, unterworfen werden ſoll. 
Ein folches Mißtrauen erjcheint aber weder durd die Thatſache der 
Separation an ſich gerechtfertigt, noch enthalten die Umftände, unter 
denen diejelbe im vorliegenden Falle erfolgt ift, und die gerichtliche 
Genehmigung gefunden hat, einen befonderen Grund für die von der 
Klägerin beantragte Vermögens-Inventur. Die Ehegatten haben fich 
in gegenfeitigem Einverjtändniffe fat 1'/e Jahr vor Anftellung der 
Klage zu einer Zeit, wo allem Anfcheine nad, eine Scheidung des 
ehelichen Bandes von der Klägerin noch gar nicht intendirt wurde, 
factiich getrennt, und hierzu hat, nach der eigenen Darftellung der 
Klägerin, nicht etwa der Rücfall des Ehemannes in ein früheres ihm 
nur bedingungsweife verziehenes ehebrecherifches Verhältniß, fondern 
lediglich) Umverträglichfeit den Anlaß gegeben, deren Schuld freilich die 
Klägerin dem Beflagten, diejer aber wiederum jener zujchreibt, ohne 
daß bisher ermittelt wäre, wer in dieſer Beziehung eigentlich der 
ſchuldige Theil ſei. 

Auch hat das Stadtgericht nicht ſowohl wegen eines dem Be— 
klagten zur Laſt gelegten Unrechts, als vielmehr nur aus Zweck— 
mäßigkeitsgründen es bei der bereits factiſch beſtehenden abgeſonderten 
Wohnung der Klägerin für die Dauer dieſes Rechtſtreites belaſſen: 

Man kann es alſo überall nicht als feſtſtehend, — da Säbvitien 
von der Klägerin gar nicht behauptet ſind — nicht einmal als ge— 
nügend factiſch dargelegt anſehen, daß durch Schuld des Beklagten 
die proviſoriſche Trennung veranlaßt ſei. Wollte man aber auch 
jagen, es eftgehe in Folge jener Trennung der Klägerin doc, immer 
factiſch die Möglichkeit einer directen Einfiht in die Bermögensver- 
hältniffe und Adminijtration, und müſſe der Beflagte, der in bie 
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Trennung gewilligt, e8 fi als eine Conſequenz bderjelben gefallen 
lajfen, daß jene Einficht in anderer Weife geitbt werde, jo würde dies 
doch nicht ohne Weiteres eine Maßregel von fo erorbitanter Art und. 
fo großer Härte für den Beklagten, wie die gerichtliche Bermögens- 
Anventur rechtfertigen; jondern es müßte ein die Intereſſen beider 
Theile gleichmäßig berüdjichtigendes Erſatzmittel gewählt werden, z. B. 
Auskunftsertheilung an einen Bevollmächtigten der Ehefrau, zu der 
ſich denn auch Beklagter erboten, während Klägerin nirgends behauptet 
hat, daß eine ſolche von ihr außergerichtlich gefordert, aber vom Gegner 
verweigert worden ſei. 

II. Dagegen mußte es aus einem andern Grunde bei der von 
den vorigen Gerichten verfügten Vermögens-Inventur belaſſen und 
nur hinſichtlich der Ausführung dieſer Maßregel noch, im Intereſſe 
des Beklagten, eine nähere Beſtimmung getroffen werden. 

A. Die Rlägerin hat in der Klagſchrift das fragliche Verlangen 
lediglich darauf geſtützt, daß Beklagter mit der S., welche er, nach 
der mehrerwähnten Trennung von ſeiner Ehefrau, als Haushälterin 
angenommen, im Concubinate lebe, und dadurch die Beſorgniß be— 
gründet fei, daß er nacdıtheilige Veränderung mit dem ehelichen Ver— 
inögen vornehme. — Es kann mun auch, wenn ınan bei diejer 
Grundlage des Antrags auf Vermögens-Inventur ftehen bfeibt, 

1. dejjen rechtliche wie factiſche Begründung feinem Bedenken 
unterliegen. Wenn, wie im Xibelle des Näheren, auseinander geſetzt 
worden ijt, Beflagter bereits im Jahre 1858 oder 1859 zu der ©. 
in ein ehebrecherifches Verhältniß getreten iſt und insbefondere eine 
Zeit lang mit derjelben in München gelebt hat, und wenn er, nad) 
dem Klägerin eben dieſes VBerhältniffes wegen im November 1859 
eine Eheicheidungsflage erhoben, dajjelbe zwar abgebrochen hat und 
nad) Frankfurt in die ehelihe Wohnung zurücgefehrt ift, fpäter aber, 
als in Folge fchlechten häuslichen Cinvernehmens die Klägerin mit 
den beiden Töchtern eine feparate Wohnung bezogen hatte, eben jene 
Perfon wieder in fein Haus genommen hat, jo wird dadurch noth: 
wendig der Verdacht hervorgerufen, daß dies frühere Concubinatsver: 
hältnig wieder hergeitellt fei, und erjcheint damit zugleich die Befürch— 
tung gerechtfertigt, daß DBellagter zum Nachtheile von Frau umd 
Kindern über das in feinen Händen befindfiche Vermögen verfügen, 
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oder wenigitens dasfelbe zu verdunfeln und fi) dadurch Verfügungen 
zum Beften der ©. zu erleichtern bedacht jein werde. Zur Begründung 
dieſes Verdachts bedarf e8 auch nicht einmal der Specialitäten, welche 
Klägerin über frühere Verwendungen, reſp. Verfchleppung erheblicher 
Bermögenstheile im Intereſſe des Verhältnifjes zur S. und Fälſchung 
der Gejchäftsbiicher, fowie über die Erijtenz eines von dem Beklagten 
mit der ©, erzeugten Kindes gemacht hat, fondern es gemügt, daß 
das frühere perjönliche Verhältniß diefer beiden Perſonen den Cha: 
racter des Concubinats — einer dauernden Verletzung der ehelichen 
Treue mit einer und derfelben Perſon — an ſich trug, um mit der 
Wiederherſtellung desjelben ohne Weiteres auch die treue und auf: 
richtige Verwaltung des in den Händen des Beffagten befindlichen 
ehelichen Vermögens für erheblich gefährdet erachten zu müſſen. 
Zweifelhafter erjchien es allerdings, ob 


2. die ebengedachte factiiche Grundlage des Antrags in ſolchem 
Maße befcheinigt jei, daß jett jchon nad) Mafigabe desfelben erfannt 
werden könne und es nicht vielmehr zu diefem Behufe zunächſt nod) 
einer Vernehmung der von der Klägerin benannten Zeugen bedürfe. 
Indeß mußte nad) Lage der Acten das Erftere angenommen werden 


a) daß die ©. jeit dem 5. November 1861 unter dem Titel 
einer Haushälterin bei dem Beklagten lebt, ergibt ſich nicht allein 
aus den Stadtgerichts-Acten, jondern ift von dem Beklagten und 
zwar mit dem Hinzufügen eingeftanden, das jene Perjon mit ihm 
und feinem Sohne den ZTijch teile. 


b) daß er mit der ©. fchon im Jahre 1859 Befanntichaft 
gehabt, und eben diefe Befanntichaft es gewefen, die zu der von ber 
Klägerin in demielben Jahre erhobenen, Später zurückgenommenen, Ehe 
Iheidungsflage Veranlaſſung gegeben, hat Beflagter zwar nicht aus- 
drücklich einbefannt, e8 mußte aber ein indirectes Zugeltändniß dieſes 
Punktes in der Art und Weiſe gefunden werden, wie er an ver: 
fchiedenen Metenftellen über die einfchlagenden Behauptungen der 
Klägerin fi ausgelaffen hat und wie es ſich auch mit dem Werthe 
verhalten möge, den im Eheſcheidungsprozeſſe, foviel die Hauptjache 
anfangt, ein derartiges ſtillſchweigendes Zugeftändnig des beffanten 
Theiles zu beanjpruchen hat, fo fann demfelben für die zur Seit 
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alfein in Frage ftehende Provifionalmaßregel die ‚gewöhnliche Kraft 
eines gerichtlichen Bekenntniſſes nicht verfagt werden. 

3. Dagegen hat Beklagter allerdings geleugnet, daß er mit der 
©. die Ehe gebrochen, reſp. diefelbe mit nad) München genommen, 
daß er Geld an fie verjchwendet habe, oder einer Leidenfchaft an fie 
ergeben fei, daß er ein Kind mit ihr gezeugt u. f. w. 

Es mußte aber dafür, daß fein früheres Verhältniß zu jener 
Perjon, auf welches es, nach den Ausführungen unter 1 und den 
unter 2 a und b erwähnten Geftändniffen, alfein noch ankommt, 
den Character eines Concubinats an ſich getragen habe, in dem von 
der Klägerin beigebrachten Briefe in Verbindung mit fonftigen aus 
den Acten ſich ergebenden Momenten, eine für den gegenwärtigen 
Zwed ausreichende Bejcheinigung gefunden werden. In diefem vom 
12. December 1859 datirten, anerfanntermaßen von dem Buchhändler 
Sch. in Münden gejchriebenen Briefe, iſt von einem Verhältniſſe 
des zu eben diefer Zeit in München ſich aufhaltenden Beklagten zu 
einer Perſon die Rede, über deren Identität mit der ©. nad) dem 
unter 2 b DBemerften um fo weniger ein Zweifel obwalten fann, 
als ihrer grade in Verbindung mit der von der Klägerin im Jahre 1859 
erhobenen Sceidungsflage Erwähnung geſchieht, und wird diefe Perjon 
unter Angabe jehr erheblicher Details, gradezu als die Concubine des 
Beklagten bezeichnet. Würde nun aud) diefem Briefe — als formelles 
Beweismittel betradytet — nur eine untergeordnete Bedeutung beige- 
legt werden fünnen, jo mußte doch, bei der Frage, ob zu einer pro= 
viforiichen, Tediglih die Sicherung der Klägerin in Beziehung auf 
ihre Vermögensinterejfen bezwedenden und der Entiheidung in der 
Sache jelbjt in feiner Weife präjudicivenden Maßregel genigender 
Anlaß gegeben fei, von dem Erforderniſſe einer formellen Beweiskraft 
abgejehen und lediglich die materielle Glaubwürdigkeit des Documents 
ins Auge gefaßt werden. Zu deren Gunjten aber jprechen die erheblid)- 
ften Gründe. Der Einwand des Bellagten: „Danfverdienerei” des 
. Sch. gegen die Klägerin habe diefen Brief dictirt und derſelbe fei 
in offenbar feindlicher Abficht gegen. ihn gejchrieben, findet in den 
Arten »feinerlei Unterftügung. Der fragliche, wie audere von der 
Klägerin im Originale vorgelegte Sch.iche Briefe, deren Wechtheit 
freilich vom Beklagten nicht anerkannt ift, die aber doch, bei der ent- 
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ſchiedenen Uebereinftimmung der Handfchrift mit den anerfannten 
Briefen für diefen Nebenpunft mit in Betracht gezogen werden dürfen, 
werfen nicht nur auf dem ehrenwerthen Character des Briefichreibers 
das günftigjte Licht, ondern geben auch Zeugniß von einer durchaus wohl: 
wollenden Gejinnung dejjelben fir den Beklagten, und hiermit ftinmt 
überein, was aus der eigenen Darſtellung des Letzteren über die ge— 
naue Geſchäfts- und perfünliche Verbindung, in welcher er mit Cd). 
gejtanden, beziehungsweife noch jteht, hervorgeht. Was aber die 
jpeziellen Angaben über das Verhältniß des Beklagten zu dem in 
dem Briefe erwähnten „Engel“ (der ©.) betrifft, fo gewinnen die> 
jelben um fo mehr an Gewicht, als der Brieffchreiber auch in anderer 
Beziehung die genauefte, dem Ergebniffe der vorliegenden Acten durch— 
aus entjprechende Bekanntichaft mit den Vermögens- wie den perjon- 
lichen Angelegenheiten des Beklagten an den Zag legt und es, dem 
ganzen Zufammenhange nad, faum in Zweifel gezogen werden kann, 
daß jene Angaben zum Theil gerade auf Mitteilungen fi) gründen, 
die der Beklagte ſelbſt dem Sch. über das fragliche Verhältniß ge- 
macht Hatte. eh 

Kommt nun noch Hinzu, daß DBeflagter zwar, wie oben bemerft, 
einzelne, für die Scheidungsflage befonders erhebliche Momente ſeines 
in der Klage gejchilderten früheren Verhältniffes zur ©. in Abrede ge: 
jtellt, aber e8 nicht gewagt hat, offen und entjchieden zu läugnen, 
daß er mit der genannten Perſon überhaupt in Beziehungen gejtanden, 
die geeignet waren, den Verdacht eines ehebrederifchen Umganges 
hervorzurufen, jo erjcheint die factiiche Grundlage des Antrags der 
Klägerin jetzt ſchon und ohne daß es noch einer Ausführung des an— 
getvetenen Zeugenbeweifes bedürfte, als zu einem, für die in Frage 
ftehende Provifionalmaßregel genügenden Grade von Wahrjcheinlichleit 
erhoben. 

B. Erhebliche Einreden hat der Beklagte nicht‘ vorgebracdht. Der 
zuerft in der Duplik verjucdhte Nachweis, daß der ganze Antrag vexa— 
torifcher Natur ſei, beruht nur auf einer Folgerung aus der vermeint- 
lihen Unftatthaftigfeit desjelben vor entjchiedener Hauptjache; und 
wenn Bellagter zur Unterftügung feines Wiederſpruchs noch auf die 
geihäftlichen Nachtheile hinweist, die aus einer gerichtlichen Publicität 
über den Stand feines Gejchäftes Hervorgehen würden, jo iſt dies 
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ſchwer vereinbar damit, daß er nicht allein anerfannt, die Ehefrau 
fünne Auffchluß über den Stand des Vermögens von ihrem Ehemanne 
außergerichtfich verlangen, ſondern fich auch erboten hat, dem Anmalte der 
Klägerin auf jede deshalbige Anfrage Auskunft zu ertheilen. 

- Soll ein Nadhtheil in der gerichtlichen Befanntwerdung des Ge— 
ſchäfts. und VBermögensftandes liegen, jo ift diefer Nachtheil Fein 
minderer, wenn der Anwalt der Klägerin Alles erfährt, vorausge- 
jest, daß ihm feine Lügenhafte, fondern wahre Mittheilungen gemacht 
werden. Der Beklagte, indem er Ausfunftsertheilung offerirt, fann 
aber unmöglich; jo behandelt werden, als wenn er damit beliebige, 
ungenügende, umvahre Auskunft gemeint habe. Von dem hier rele- 
pirten Standpunkte aus war alfo fein Grund erfichtlic, die gericht: 
liche Inventur zu verſagen, durdy welche jedenfall® ſicherer und zu— 
verläffiger die Wahrheit Hinfichtlid) des Vermögensſtandes an den 
Tag fommen wird, als durch die einfeitigen Angaben des Beffagten. 

Immerhin aber war dafür zu forgen, daß die ganze Maßregel 
in einer die Intereſſen des Beklagten möglichſt wenig verlegenden 
Art ausgeführt werde, und ift demgemäß, da. es ſich zur Zeit nur um 
Sicherung einer Bafis für künftige VBermögensauseinanderjegung 
handelt, auch die Klägerin ſich damit einverſtanden erklärt hat, die 
einſtweilige Verſiegelung des aufzunehmenden Inventars angeordnet 
worden. 

War dem Allen nach das angefochtene Erkenntniß, ſoviel die 
Hauptſache anlangt, im Weſentlichen zu beſtätigen, ſo mußte es auch 
nicht allein bei der Entſcheidung der vorigen Gerichte in Beziehung 
auf den Koſtenpunkt, der dawider erhobenen, nicht bloß conſecutiven 
Beſchwerde ungeachtet belaſſen, ſondern auch Appelant in die Koſten 
gegenwärtiger Inſtanz verurtheilt werden. 


Entſcheidungsgründe zu den auf Seite 388 ange— 
zogenen Urtheilen in Sachen: 


1) &. ca. R. 1826. 
Die Beklagte hat ihren Antrag auf die gerichtliche Inventur des 
gemeinfchaftlicen in den Händen ihres Chemannes, des Klägers, be 
findfihen Vermögens folgendergeftalt zu begründen geſucht. 
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Site führt zuwörderft an: ihr Mann bejige dasſelbe ohne Controle 
und ohne einige Sicherheit für fie, Beklagte. Sie lebe als Hand- 
werfsfrau mit ihm in Gütergemeinichaft und fünne demnach nicht fo: 
fort, wenigftens nicht ohne daß ein Inventar errichtet werde, aus dem 
Befige und dem Genuß der ihr, fraft der Gittergemeinfchaft zuftehenden 
Rechte gefest werden. Die Inventur fei für fie in doppelter Aückjicht 
von der höchſten Wichtigkeit: einmal um dem Schuldenmachen des 
Mannes Einhalt zu thun, wenigitend um den wahren Beitand des 
Vermögens genau zu erfahren und ſich dadurd) in den Stand zu 
jegen, künftig ihren Regreß gegen den Ehemann zu nehmen, zweitens: 
um dadurd für den Fall künftiger Scheidung auszumitteln, wie viel 
die Errungenschaft zur Zeit der proviforifchen Trennung betragen habe. 

Diefe ganze Argumentation hat jedoch für ungenügend erachtet 
werden müjjen. 

Denn obgleidy die Beklagte als Handwerfefrau für die während 
der Ehe gemachten Schulden mit auffommen muß, und obgleich das 
gemeinfchaftliche Gut einfeitig nicht veräußert werden darf, 

Reform, Thl. II, Tit. 17 8 14, 
Thl. IT, Tit. 7 8 11, 20, 
fo fteht dody ganz ohne allen Zweifel dem Manne während der Ehe 
die Adminiftration des gemeinfchaftlichen Vermögens in dem Maße zu, 
daß er dabei zur Aufnahme eines Inventars überall nicht verpflichtet ift. 

Da nım befannten Rechten nad) während der proviforischen Tren- 
nung da8 Band der Ehe fortbeiteht 

Böhmer, J. E., Prot. Tom. IV. Lib. IV. Tit. 19, $ 49, 

c. 2. X. de divortüs 
Wiefe, Handbuch des Kicchenrechts IH. Thl. 1. Abth. 
‚ 8 425, 

Walters Kirchenrecht $ 241, 
fo können auch dem Manne während des Sceidungsprozejjes jene 
Adminiftrationsbefugniffe nicht genommen werden: am allerwenigjten 
find dann, wenn der Ehemann wegen der jchlehten Aufführung und 
wegen Ehebrudy8 der Frau auf Scheidung zu Eagen jich bewogen 
findet, der legteren größere Rechte, als während der Ehe einzuräumen. 

Sieht man ferner auf den Fünftigen Ausgang des Prozeffes, jo 
ftelit fich die jegige Inventur als ganz zwedlos dar. Denn wird die 

VII. 26 
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Ehe wegen des Ehebruchs der Frau getrennt, fo verliert die Letztere 
ihr Eingebradhtes und ihren Antheil an der Errungenschaft, 


Reform, Thl. V Tit. 6, 8 1 bis 3. 
v. Adlerpflycht, Priv. N. der Stadt Sranffurt 8 41. p. 57, 


und bedarf es mithin für diefen Fall der vorgängigen Inventur überall 
nicht. Wird dagegen die Chejcheidungskflage abgewiefen, jo erjcheint 
die Inventur wiederum als unnöthig, weil, wegen fortdauernder Ge— 
meinjchaft der Errungenfchaft, bei dereinftiger Auflöjung der Ehe und 
bei der Beitimmung des Antheils eines jeden an der Errungenfcaft, 
nicht auf den Zeitpunkt der provijorischen Trennung gejehen umd, 
von dem Manne gemachte Ausgaben nicht von ihm BAR jondern 
von der rau mitgetragen werden müſſen. 


Was nun ferner das Argument der Beklagten anlangt, daß die 
Errihtung. eines Inventars ihr zum Zwed des Finftigen Regreſſes 
an ihren Mann wegen bejorglicher Dilapidationen wenigftens hinficht- 
(ich der Beweisführung nothwendig fei, jo hätte doch, wenn man and 
einen ſolchen Regreß für zuläffig Halten wollte, da Niemand mit 
unnöthigen Sicherungsmaßregeln befchwert werden darf, 

1.3.8 1 D. ut. in poss. legat. 
1. 14.8 1. D. ut. in poss. legat. seu fideicomm. ser- 
vand causa caveatur, 


jedenfalls das Vorhandenfein einer wirklichen Gefahr folder Dilapi- 
dationen „von ihr wenigſtens wahrjcheinlich gemacht werden müfjen. 
Offenbar ift dazu der Umftand allein, daß der Mann im Unfrieden 
mit der Frau lebt, und von ihr gefchieden zu werden hofft, nicht Hin- 
länglich, weil die nachtheiligen Folgen von Dilapidationen von ihm 
jelbft mitgetragen werden müſſen, er aljo dabei ſelbſt intereffirt ift, 
das gemeinfame Vermögen nicht zu verfchleudern. Es bedurfte mithin 
der Anführung und Bejcheinigung ganz fpezielfer Gründe, warum man 
von dem Manne in concreto PVerjchleuderungen zu bejorgen hätte, 
und da die Beklagte dergleichen gar nicht angeführt noch befcheinigt, 
vielmehr angeführt hat, daß eine bedeutende Errungenschaft vorhanden 
jei, welcher Umstand für das haushälteriiche Benehmen des Mannes 
ſpricht, jo mußte ihr 2. als zn unjtatthaft und unhaltbar 
verworfen werden. 
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Die Bellagte ſücht zwar fernerweit ihr Verlangen durch die 
Beziehung auf die allgemeine Verbindlichkeit zur Errichtung eines 
Inventars, melde allen Adminiftratoren und Curatoren obliege, zu 
rechtfertigen, und behauptet in ähnlichen Fällen werde die Inventur 
vom Stadtgerichte ſtets verfügt. Es fällt jedoch, ohne daß es einer 
Ausführung bedarf, von ſelbſt in die Augen, wie wejentlich verfchieden 
das Berhältuig rehnungspflichtiger Adminijtratoren, die ein fremde 
Vermögen verwalten, von der Adminiftration des Ehemannes ift; daf 
es aber in Fällen proviforifcher Trennung von Eheleuten zu Franf- 
furt Gerichtsgebrauch fei, zur gerichtlichen Inventur zu fchreiten, ift 
von dem Sadjführer der Beklagten auf eine fo fehwanfende und zwei: 
deutige Weiſe behauptet worden, und ift zudem notoriſch ungegründet,, 
daß deshalb nicht einmal der Beweis des Sant eines jolchen 
Gerichtsbrauches nachzulalfen war. 

Bon eben jo geringem Gehalt ift, was endlich die Beklagte noch 
dagegen, daß ihr Antrag fofort, ohne erft die Erklärung des Gegen- 
theil8 einzufordern, verworfen worden fei, vorgebradht hat; denn es 
gehört unbedingt zu den Befugniffen des Richters, um unnüge Ver: 
Handlungen abzufchneiden, offenbar ungegründete Anträge, die ein Theil 
während des Prozefjes vorbringt, fofort zu verwerfen, ohne erft ein 
Berfahren des Gegners darüber zu veranlaffen. 

Gönner, Handb. d. Proz. I. Bd. X. Abth. 8 9. 
Bol. Grolmann, Theorie des gerichtl. Verf. $ 123 und 
8 240. 

Aus diefen Gründen war die Appellation der Beflagten als 

frivol zu verwerfen, 


2) T. ca. L. 1832. 


Die zweite Befchwerde des Beklagten würde, wenn noch völlig res 
integra wäre, ohne Weiteres für begründet zu achten, und das ftadt- 
gerichtfihe Deeret vom 1. Auguft 1831, welches die Klägerin mit 
dem Geſuche auf Errichtung eines Inventars vor ausgemachter Sache 
abwies, wieder herzuftellen fein, weil man annehmen muß, daß auch 
während des Scheidungsprozefjes, abgefehen von der dur das Ehe- 
gericht ftillfchweigend genehmigten proviforifchen Separation der ſtrei— 
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tenden Theile, das Eheband mit feinen gejeglichen Folgen noch fort: 
befteht, und daher dem Ehemanne die freie Verwaltung des gemein» 
Ichaftlihen Vermögens in gleihem Maße, wie er ſie vorher gehabt 
hat, ohne befondere Gründe nicht entzogen werben darf. An folchen 
fehlt e8 aber hier gänzlich. - 

Obgleich indeffen Fein rechtlicher Grund zur Aufnahme des In— 
ventars in der gegenwärtigen Lage der Sache vorhanden war, fo er- 
jchien e8 doch nicht zwedmäßig, auf die Vernichtung des, nad) der 
Anzeige beider Parteien vor Eintreffung der von dem Appellations- 
gerichte erfannten Inhibition aufgenommenen Inventars zu erfennen; 
da ſich doc jehr wohl Fälle denfen laffen, in denen künftig nad) er— 
fedigter Hauptfache es wiünjchenswerth erfcheinen dürfte, über den 
jegigen Beitand des Ehevermögens nähere Auskunft zu erhalten, und 
vielleicht fogar Beklagter felbjt es feinem Intereſſe angemefjen finden 
fönnte, auf Einficht des jet aufgenommenen Inventar anzutragen. 
Da aber auf der anderen Seite Beklagter mit Recht verlangen kann, 
daß der Anhalt diefes Inventars vorerjt nicht weiter befannt werde, 
als er es dermalen ſchon ift; jo Hat wenigftens deffen Verſiegelung 
verfügt werden müffen, und muß es fünftiger Verhandlung und Ent» 
iheidung vorbehalten bleiben, ob, wenn demnächſt nach beendigter 
Hauptfahe Anträge auf Eröffnung und Einficht desfelben gemadıt, 
von dem Beklagten aber beftritten werden follten, denfelben gegen 
feinen Willen, Statt gegeben werden fünne. 


3) W. ca. W. 1840. 


Es feidet aber feinen Zweifel, daß allen diefen Anträgen bie 
anerkannte Regel entgegenfteht. Denn wenn nicht einmal durch wirklich 
erfannte Trennung von Tiſch und Bett die Verwaltungsrecdte des 
Mannes einen Abbruch erleiden, fo kann noch weniger der bloßen 
Anftellung einer Ehefcheidungsflage, oder dem jett jogar rechtskräftig 
vermworfenen Antrage auf proviforifhe Separation diefe Wirkung bei- 
gelegt werden, zumal im vorliegendem Falle, wo der Ehemann bis 
jetst feineswegs als der fchuldige Theil erfcheint. Beſondere Gründe 
für alle diefe Sicherheitsmaßregeln, welde eine Ausnahme von der 
Regel hier begründen könnten, hat die Appellantin felbjt nicht anzu= 
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führen gewußt, und e8 ift eine ganz verkehrte Anficht ihres Sachführers, 
wenn er bieje Anträge als mothiwendige Folgen des Hauptantrags 
darjtellen will. 

Zwar könnte neben der verlangten Inventur injonderheit bie 
Berwaltungsbefugnig des Ehemannes fortbejtehen; allein diefer hat 
ein Recht, fie in gleichem Maße, wie er fie vorher gehabt hat, alſo 
ohne gerichtliche Inventur, auszuüben, und ift diefer in den meiften 
Fällen mehr vexatoriſchen, als nütlichen Maßregel ohne bejondere 
dringenden Gründe um fo weniger zu unterwerfen, als bdiejelbe ſchon 
immer wegen des böjen Anjehens vor dem Bublifum eine große 
Härte gegen den Mann mit fich führt, nad welchen Grundfägen das 
Dber-Appellationsgericht auch jchon früher, namentih S. 8. gegen 
feine Ehefrau unterm 11. Mai 1832, erfannt hat. 
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327. 


M. J. F., Kläger, Widerbeflagter, Appellat, gegen feine Ehe- 
frau, &,, geb. S., Beklagte, Widerklägerin, Appellantin, Ehefcheidung 
betreffend. 


Entfbeidungsgründe zum Urtheil des Ober: 
Appellationsgerichts 
vom 19. Mai 1863. 
Beklagte und Widerflägerin hat 

I. ihre erfte Befchwerde: daß der Einredebeweis nicht als geführt 
betrachtet und demgemäß die Klage verworfen worden fei, lediglich 
darauf gegründet, daß der Kläger, weil er in feiner Erklärung vom 
17. Augujt 1861 den von ihr zum Beweiſe ihrer Einreden eventuell 
deferirten Sciedseid mit Stillfehweigen übergangen, für eidesver- 
weigernd und folgeweife jener Einreden geftändig zu erachten fei. 

Nun mußte allerdings in dem Decrete vom 9. Auguft 1861, 
wodurd die „Erklärung auf den Beweis nebft Gegenbeweisantretung 
„der Beklagten dem Kläger” zur Erklärung binnen 14 Tagen auf 
die Gegenbeweisantretung * mitgetheilt worden ift: eine Auflage zur 
Einlaffung nicht nur auf den directen Gegenbeweis, fondern auch auf 
den in jener Schrift der Beklagten zugleich angetretenen Einrede- oder 
ſ. g. indirecten Gegenbeweis“ gefunden werden, wie denn auch Kläger, 
indem er feine Erflärung auf jene beiden Beweisantretungen erftrecke, 
jenes Decret nicht anders verftanden hat. Gleichwohl konnte — fo 
zweifelhaft diefer Punkt auch erjchien — nicht angenommen werden, 
daß in Folge der fraglichen Auflage der Kläger auf den zum Behufe 
des Einredebeweifes nur eventuell zur Hand genommenen Schiedseid 
fich jet Schon, und ehe eine fpezielle vichterliche Auflage zu diefem 
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Behufe ergangen war, unter dem Rechtsnachtheile der Eidesvermeigerung 
hätte erklären müſſen. | 

Wenm auch das Eventual-Prinzip im Allgemeinen die Verpflich— 
‚tung begründet, fich auf nur jubjidiäre Behauptungen, Anträge u. f. w. 
des Gegners in demfelben Maße und unter gleichem Nechtsnachtheile 
einzulajjen, wie wenn bdiejelben allein vorlägen, fo hat es doch mit 
der eventuellen Eidesdelation eine eigenthümliche Bewandtniß, welche 
die Anwendung jenes allgemeinen Prinzips auf diefen befonderen Fall 
ausſchließt. Der Schiedseid fteht, feiner inneren Natur nad), zu allen 
übrigen Beweismitteln in einem exclufiven Verhältniſſe und kann 
daher mit ſolchen nur fueceffiv, für den Fall cumulirt werden, daß 
fie nicht einmal jo viel ergeben follten, um zur Auflage eines richter- 
lihen Eides gelangen zu fünnen. Muß nun auc der Beweisführer 
ſeinerſeits, um die Beweisfrift zu wahren, die Eidesdelation alsbald 
eventuell neben den übrigen Beweismitteln, deren er ſich zu bedienen 
gedenkt, zur Hand nehmen, fo fann doc der Product nicht ohne 
Weiteres für verpflichtet erachtet werden, innerhalb der zu feiner 
Erklärung auf die Beweisantretung im Allgemeinen gejegten Frift 
auch ſchon auf die eventuelle Cidesdelation ſich einzulaffen. Denn 
einerjeits läßt fich die Frage, ob dieje in concreten Falle überhaupt 
zuläffig, oder aber durch die anderweiten Beweis-, refp. Gegenbeweis- 
mittel ausgefchloffen fei, zur Zeit noch gar nicht, fondern erjt dann 
beantworten, wenn das Productionsverfahren Hinfichtlic) des Brinzipal- 
beweijes jein Ende erreicht Hat; andererſeits Fönnen für den Inhalt 
der abzugebenden Erklärung die Ergebniffe der prinzipalen Beweis: 
führung von Einfluß werden, indem diejelben, wenn jie auc nicht 
zur richterlichen Auflegung eines Notheides Hinführen ſollten, doch für 
den Delaten bei der Frage: ob er den Eid annehmen oder zurüd- 
geben wolle, Bedeutung gewinnen fünnen; und darf im Zweifel nicht 
die Abficht des Richters unterftellt werden, -den Producten zu einer 
Erflärung verpflichten zu wollen, zu welder — der allgemeinen 
prozejfualiichen Lage nad) und abgejehen von etwaigen Bejonderheiten 
des concreten Falles — die Sache noch gar nicht reif iſt. 

Sp wird denn auch als gemeines Recht gelehrt, daß es von dem 
Ermefjen des Richters im einzelnen Falle abhänge, ob das Inſtructions— 
verfahren auf den Prinzipalbeweis zu bejchränfen, oder aber gleich- 
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zeitig auch eine Einlaffung auf die eventuelle Eidesdelation zu erfor- 
dern fei, 

Bayer, Vorträge ıc. Bte Ausg. $ 200, 
und folgt aus dem oben Angeführten, daß es, wenn Letzteres beabfichtigt 
wird, immer einer fpezielfen, den richterlichen Willen ar fundgebenden 
Aufforderung bedarf. | 


Die Frankfurter Gefetgebung enthält Nichts, wodurch eine Ab- 
weihung von den vorftehenden Grundfägen motivirt würde, Art, 34 
der proviforifchen Prozekordnung, auf welchen die Beklagte zur Begrün— 
dung ihrer Befchwerde ſich allein berufen hat, findet überall nur da 
Anwendung, wo eine Partei in der Lage ift, auf vom Gegner be- 
hauptete Thatjachen al8 folche fich einzulaffen. Dieſer Fall liegt aber 
bei der über einen deferirten Eid abzugebenden Erklärung der Kegel 
nad nicht und lag auch im gegenwärtigen Falle nicht vor. Auf die 
den Einreden der Beklagten zu Grunde Tiegenden Thatfachen hatte 
fih) Kläger bereits im erjien Verfahren verneinend eingelaffen, und 
war er zu einer wiederholten Erklärung hierüber nicht verpflichtet ; 

Bender, Handb. des Franff. Eiv.-Proz. 8 29, Note 3, 
wene Thatfachen aber find bei Gelegenheit der Eideszufchiebung nicht 
namhaft gemacht worden. Es fommt daher nicht einmal darauf an, 
daß im vorliegenden Prozeſſe eine ausdrücliche Androhung des Rechts— 
nachtheild des ingeftändniffes, welche doch, nad) dem Geſetze, eine 
Bedingung für die Verwirklichung diefes Präjudizes bildet, weder 
(vergl. 8 35 ibid) in dem auf die Klage erlaffenen Decrete, nod) 
ſpäter erfolgt ijt. 


Ebenfowenig fann die Beftimmung in 8 1 des Geſetzes vom 
5. November 1833, wonach alle Prozekfriften, ohne daß es einer 
richterlihen Androhung bedarf, peremtoriih find, fir einfchlagend 
erachtet werden. Es darf ganz dahin geftellt werden, ob — wofür 
allerdings Vieles ſpricht — die peremtorifche Qualität de8 Termins 
in dem. Falle, wo es fih um eine auf einen deferirten Eid abzu— 
gebende Erklärung Handelt, ohne Weiteres aud; das Präjudiz ber 
Eidesverweigerung in fid begreift. Die richterliche Auflage, fih auf 
eine Beweisantretung, in welcher eine nur eventuelle Eidesbelation 
enthalten ift, zu erklären, bezieht jich, nad) Dbigem, überhaupt nicht 
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auf diefen eventuellen Theil der Beweisantretung, es fann alfo auch 
von einem in biefer Richtung verwirkten Präjudiz nicht die Nede fein. 

II. Bei Gelegenheit ihrer erjten Appellationsbejchwerde hat Be- 
flagte zwei vermeintliche Nichtigkeiten des Verfahrens zur Sprache 
gebracht und eventuell geltend machen zu wollen erklärt. Diefelben 
Sollen darin beftehen, daß ‚ 

1. wenn ohne vichterliche Androhung die Folgen des in Art. 34 
der proviforifchen Prozekordnung aufgeftellten Präjudizes nicht eintreten 
könnten, hier die Verſäumniß einer wejentlichen Prozefvorfchrift vor- 
fäge, und der ganze Prozeß nichtig wäre; 

2. wenn der Art. 34 cit. hier nicht Pla greifen follte, der 
Delat wenigstens noch bei Strafe hätte zu einer ordentlichen Erklärung 
aufgefordert werden müſſen. 

Unter dem Gefihtspunfte einer Nichtigkeitsquerel Fönnen dieſe 
Aufitellungen jedoch dahier Schon deshalb feine Berückſichtigung finden. 
weil fie nicht auf das Verfahren der vorigen, fondern auf das der 
erjten Inſtanz fich beziehen; und wenn man die relevirten Punfte 
auch als ein in Grav. I mitbegriffene® minus unter dem Geſichts— 
punfte der Appellationsbejchwerde in Betracht ziehen will, fo erfcheint 
doch die Beichwerde auch in diefer Richtung unbegründet. Allerdings 
ift es richtig, daß, da eine Erklärung des Klägers über den ihm 
eventuell deferirten Eid nod) garnicht vorlag, nad’ Verwerfung des 
Prinzipalbeweifes nicht fofort auf Ausſchwörung jenes Eides durch 
den Kläger hätte erfannt, ſondern vielmehr diefem zunächſt nod) eine 
Erklärung über die Kidesdelation hätte aufgegeben werden follen. 
Durch Abſchneidung diefer Erflärung iſt gber nicht die Deferentin, 
fondern höchſtens der Delat verletst, der fich indeß feinerjeitS bei dem 
fraglichen Theile des Stadtgerihts-Erfenntniffes beruhigt und in ge— 
genwärtiger Inſtanz damit einverftanden erklärt hat, daß er als den 
Eid acceptirend behandelt worden. | 

III. Die zweite Beſchwerde bezieht fich auf die Widerflage, und 
ift darüber erhoben, daß die von der Widerflägerin unternommenen 
Beweile ſämmtlich verworfen worden. Aus der Ausführung aber er- 
gibt fi, daß weder darüber gravaminirt werden foll, daß die eventuell 
. zur Hand genommene Eidesdelation für unzuläſſig erklärt ift, noch 
darüber, daß in Beziehung auf die erſte Beweisalternative (harte 
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Mißhandlung und fortgefegte Beleidigung) der Beweis für gänzlid) 
verfehlt erfaunt ift, wie denn auch im diefen beiden Richtungen die 
Beichwerde offenbar grundlos jein wirde. Den einzigen Gegenftand 
derjelben bildet vielmehr der zur zweiten Alternative: 

daß der Widerbeffagte durch feinen fortgefegten regellofen Lebens- 

wandel den Ruin der Familie verjchuldet habe, 
unternommtene Beweis, welcher nad; Anfiht der Appellantin jo weit 
erbracht fein joll, daß auf einen Notheid hätte erkannt werden können 
und ſollen. Widerflägerin beruft jich hierfür 

1. auf die vom Gegner feiner Klage zu. Grunde gelegte Thatfache, 
daß fie im der letzten Zeit des Zufammenlebens ihm Ehebruch, Trunk, 
Spiel u. dgl. zum Vorwurfe gemacht habe, wodurch — da eine Frau 
derartige Befchuldigungen gegen ihren Mann nicht ganz aus der Luft 
greifen werde — eine dringende Vermuthung dafür begründet werde, 
„daß der Zräger jener Schimpfnamen feine Zitel verdient Haben 
möge.“ Dieje Argumentation bedarf inde Feiner befonderen Wider: 
fegung. Es genügt hervorzuheben, daß Kläger bei Erwähnung jener 
ihm gemachten Vorwürfe gleichzeitig bemerkt, diejelben beruhten auf 
den gröbjten Unwahrheiten. 

2. Ein weiteres Beweismoment glaubt Widerklagerin aus im 
erſten Verfahren vom Widerbeklagten abgelegten Geſtändniſſen ent— 
nehmen zu können. 

Nun unterliegt es freilich keinem Zweifel, daß, obgleich Wider— 
klägerin auf dieſe vermeintlichen Zugeſtändniſſe des Gegners in der 
Beweisinſtanz nicht zurückgekommen iſt, die Ergebniſſe dev Verhand— 
lungen des erſten Verfahrens bei Prüfung der Beweiſe von Amts— 
wegen mit in Betracht Fezogen werden müſſen. Es führt aber der 
Anhalt der VBoracten zu feinem der Intention der Appellantin ent 
Iprechenden Reſultate. Zunächſt muß im vorliegenden Eheſcheidungs— 
prozefje nad) Art. 35 der provijorischen Prozegordnung von Annahme 
fingirter Zugeftändniffe durchaus abjtrahirt werden und könnte nur 
— obgfeih nicht mit der gewöhnlichen vollen Beweiskraft eines ges 
richtlichen Bekenntniſſes doch als adminiculivendes Beweismoment —- 
dasjenige in Betracht kommen, was Widerbeklagter ausdrücklich zuge— 
ſtanden hat. Es iſt aber nicht erfindlich, daß er irgend ein für den 
hier fraglichen Beweis erhebliches Zugeſtändniß gemacht hätte. Er 
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behauptet ordentlih und fleißig gewejen zu fein und ein Erhebliches 
zum Unterhalte der Familie beigetragen zu haben, und wenn cr cin= 
räumt, daß er feit Weihnachten 1858 fein Haushaltungsgeld mehr 
gegeben, und feit dem 20. Februar 1859 die gemeinjchaftliche Wohnung 
verlaffen, jo darf diejes nicht aus dem Zujammenhange, in welchem 
e8 vorkommt, herausgeriffen werden. Kläger behauptet, zu dem einen 
wie dem andern jener Schritte durch feine Ehefrau, dort durch Ver— 
weigerung der Koft, hier durch Ausräumen des Bettes, gezwungen 
worden zu fein; und es iſt nicht abzufehen, wie ımter ſolcher Voraus— 
ſetzung jene Schritte als Zeichen eines regellojen Lebenswandeld und 
dadurd) verjchuldeten Ruins der Familie follten aufgefaßt werden 
fünnen. 

3. Was endlich die Zeugenausfagen in [43] der Stabtgerichts- 
Acten anlangt, jo müfjen fie ſämmtlich für irrelevant erachtet werden. 
— — — Nad) der eigenen Darjtellung der Widerffägerin muß man 
annehmen, daß mit dem Wegziehen des Mannes aus der gemeinſchaft⸗ 
lichen Wohnung die pecuniären Verhältniffe der Zurückgebliebenen ſich 
nicht verjchlechtert, jondern gebeffert haben, es kann aljo jene Sepa— 
ration, wie wenig fie ſonſt Bilfigung verdient, als ein Schritt, wodurch 
der Mann den Auin der Familie verfchuldet, überall nit in Betracht 
fonımen. 

Dem Allen nad liegt für den von der Widerflägerin zu liefern- 
den Beweis nicht einmal foviel vor, daß man zu einem dem Wider: 
beklagten aufzuerfegenden Neinigungseide gelangen fünnte und mußte 
auch die zweite Beſchwerde als unbegründet verworfen werden. 
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328. 


Wilhelm Zais zu Canftatt, Kläger und Widerbeflagter, jet 
Appellat, gegen W. M. Schufter & Sohn, Bellagte und 
Widerkläger, jet Appellanten, Forderung betreffend. 





Entfheidungsgründe zum Urtbeil des Ober- 
Appellationsgerichts 
vom 28. Mai 1863. 

I. Die Bellagten verlangen in ihrer erften Beſchwerde, daß 
ihre Befugniß zur Zurücdweifung der vier vom Kläger am 16. und 
29. März 1855 auf fie gezogenen Tratten anerfannt werde. 

Die Weigerung der Beklagten, jene Zratten zu acceptiren, ift 
zunächſt darauf geftütt worden, daß der Anfprud des Klägers auf 
Bezahlung der beiden Kattun-Lieferungen, worauf fih die Zratten 
bezogen, durch die Kontractwidrigfeit der Lieferungen felbjt und durch 
die den Beklagten zuftehenden Gegenforderungen befeitigt werde; even- 
tuell aber auch darauf, daß die Zratten gezogen und präfentirt worden, 
bevor die beiden Lieferungen von Canſtatt abgefendet geweſen feien. 
In der erfteren Beziehung hängt die Rechtmäßigkeit oder Unrecht- 
mäßigfeit der Weigerung von Entjcheidung der Hauptitreitfrage über” 
das Längenmaß der gelieferten Cattun-Waaren ab, und injoweit hat 
die Befchwerde feine felbftftändige Bedeutung. Der andere Grund 
fommt, da der Kläger im gegenwärtigen Prozeß nur den Kaufpreis 
ber fraglichen Lieferungen eingeflagt und feinen Anfprud) auf Erſatz 
des durch die Zahlungsweigerung der Beklagten erlittenen Schadens 
fich bloß vorbehalten hat, für die Hauptfache ifberhaupt nicht in. Be- 
tracht, Hat vielmehr nur Erheblichkeit für die Nebenforderung des 
Klägers auf Vergütung der ihm durd) die Nichthonorirung der Tratten 
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veranlaßten Koften im DBetrage von fl. 6. 24 fr. Der Kläger hat 
nun ausdrücklich behauptet, die Wechjel nicht vor Abjendung der 
Waare gezogen zu haben, und jich deshalb auf den Brief der Be— 
Hagten [19] berufen, der darüber jedoch offenbar Feine Gewißheit er- 
gibt. Die Beſchwerde, wenn fie überhaupt zur Verfolgung diejes 
Nebenpunktes bejtimmt fein follte, fünnte daher nur zu einer Beweis: 
auflage über die ftreitige Thatſache Anlaß geben, ftellt ſich jedoch aud) 
infoweit als unbegründet dar. Denn da das Stadtgericht den frag- 
fihen Pojten von fl. 6. 24 fr. dem Kläger für den Fall, daß er 
den ihm auferlegten Hauptbeweis führt, noch Feineswegs zuerkannt, 
vielmehr am Schluß jeiner Entiheidungsgründe alle gegenjeitigen An— 
Sprüche auf eine nähere Liquidation nad Erledigung der Präjudizial: 
fragen verwiefen hat, jo unterliegt es feinem Zweifel, daß nicht bloß 
über die Nichtigkeit der einzelnen Anfäge, aus denen jener Pojten be- 
steht, fondern auch über den, fih auf ihn im Ganzen beziehenden 
Einwand anticipirter Wechjelziehung erjt jpäter, ſofern es dann noch 
nöthig, entichieden werden jollte. Und dieje Verweilung auf ein Tpäteres 
Prozepjtadium, wo eventuell doch noch. ein Liquidationsverfahren er: 
forderlich wird, kann den Beklagten nicht zur Beſchwerde gereichen. 

II. In der zweiten Beſchwerde rügen die Beflagten, daß ihre 
erite compenjando und reconveniendo geltend gemachte Gegenforderung, 
— gerichtet auf Vergütung eines ihnen durch unterbliebene Lieferung 
von 3250 (rectius 3150) Std Cattun in der Zeit vom December 1854 
bis Mai 1855 angeblid) entftandenen Schadens von 40 fr. per 
Stück — in den beiden vorigen Erfenntniffen ganz mit Stillſchweigen 
übergangen worden jei, und verlangen, daß wegen bes erwähnten 
Schadens der Kläger für erfagpflichtig erklärt, eventuell eine ange 
gemejjene Beweisauflage gemacht werde. | 

Das Stadtgericht hat jedoch die fragliche Gegenforderung feines» 
wegs übergangen. Es hat vielmehr sub II der Enticheidungsgründe 
erffärt, auch die Entjcheidung der Widerflage hänge hauptjächli von 
der Frage ab, ob Kläger den Beklagten mehr Stab Cattun verrechnet 
als wirklich geliefert habe; würde dies conftatirt, jo jeien die Be— 
klagten berechtigt, nicht bloß rückfichtlich der eingeflagten Facturen den 
entfprechenden Betrag in Abzug zu bringen und das früher zuviel 
Bezahlte zurück zu fordern, fondern auch wegen Nichtaushaltung des 
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Lieferungsvertrages Entſchädigung zu verlangen, während im umge— 
kehrten Falle, wenn Kläger immer richtiges Maß geliefert habe, ſein 
Anſpruch auf Berichtigung der eingeklagten Forderung — folglich 
auch die Beſeitigung der Compenſationseinrede — einem gegründeten 
Zweifel nicht unterliege. Daneben hat es sub IV 2 audrücklich als 
feftitehend angenommen, daß Kläger feit feiner Waarenfendung vom 
29. März 1855 feine weiteren Waaren geliefert habe. Durch diefe 
Ausſprüche des Stadtgerichts erhält das decisum desjelben jeine nähere 
Erläuterung. Es ift darnady klar, daß der dem Kläger auferlegte Be- 
weis über Richtigkeit des bei den Sendungen vom 16. und 29. März 1855 
gelieferten Maßes auch für die fragliche Gegenforderung, als präju- 
diciell gelten follte. Für den Fall, daß Kläger diefen Beweis nicht 
führt, wurde im Allgemeinen erfannt, daß er den Beklagten wegen 
der umterbliebenen weiteren Lieferungen fchadenserfagpflichtig ſei; für 
den umgekehrten Fall wurde die Gegenforderung als unbegründet ver- 
worfen. Dagegen blieb für den erfteren Fall die weitere Frage, ob 
den Beklagten durch die Siftirung der ferneren Lieferungen überhaupt 
ein Schaden verurjacht worden fei, und ob er fid) gerade auf 40 fr. 
per Stüd belaufe, allerdings noch unentſchieden, und fällt mit unter 
diejenigen Punkte, worüber das Stadtgeriht am Schluß feiner Ent- 
Icheidungsgründe die nähere Liquidation noch vorbehalten hat. Das 
in zweiter Inſtanz betätigte Erfenntniß des Stadtgerichts enthält 
alfo nicht etwa eine Lücke, fondern es ift nur die Entfcheidung über 
die eventuell in Betracht fommenden Punkte ausgefegt worden. 

Bei diejer Lage der Sache ftellt ſich aber die Beſchwerde als 
unbegründet dar. Für den Fall nämlich, daß der Kläger den ihm 
auferlegten Beweis führt, it die Verwerfung der Gegenforderung 
völlig gerechtfertigt. Denn nad) dem Vertrag waren die Beklagten 
ſchuldig, den Kaufpreis jeder Lieferung einen Monat nad) der Ab- 
fendung zu bezahlen. Unterließen fie dies bei den fraglichen beiden 
Lieferungen, während diefe von der verfprochenen Größe und Be— 
Schaffenheit waren, jo handelten jie damit contractwidrig, und der 
Kläger war berechtigt, deshalb jeine ferneren Lieferungen zurückzu— 
halten. Ohne Grund berufen ſich die Beklagten darauf, es fei nicht 
ausgemacht geweien, daß Kläger nur danı weiter zu liefern habe, 
wenn fie die Wechjel für frühere Lieferungen acceptirt hätten. Einer 
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befonderen Abrede dev Art bedurfte es nicht, weil die nionatlichen 
Lieferungen von 900 Stüd Cattun in der Zeit vom December 1854 
bis Mai 1855 nicht auf jo viel getrennten einzelnen Verträgen be- 
ruhten, fondern die ratenweife Erfüllung einer durch den nämlichen 
Contract übernommenen Gejammtverbindlichfeit bildeten, welcher die 
auf eben jo viele Raten vertheilten Zahlung des ganzen Kaufpreijes 
als Gegenleiftung gegenüberftand, Die Zurückhaltung diefer Gegen: 
feiftung begründete daher für den Kläger in Beziehung auf den 
ganzen noc übrigen Theil feiner Vertragsverbindfichfeit die exceptio 
non adimpleti contractus. Auch ift fiir diefen Streitpunft die Be— 
hauptung der Beklagten, daß fie zur Zurückweiſung der vier Tratten 
vom 16. und 29, März 1855, wegen anticipirter Zichung derjelben 
berechtigt geweſen feien, ohne Erheblichfeit, da fie ſich nicht nur nicht 
erboten haben, die beiden Lieferungen vom 16. und 29. März zur 
gehörigen Zeit (einen Monat nad) der Abfendung) zu bezahlen, fondern 
vielmehr gleich Anfangs in dem Brief vom 2. April 1855 die Zah— 
lung unter Berufung auf das fehlende Längenmaß, und ohne einer 
anticipirten Wechfelziehung irgend zu gedenken, fchlehthin verweigert 
haben, diefe Weigerung auch noch jetzt fortſetzen. 

| Für den anderen Fall, wenn der Beweis des Klägers mißlingt, 
ift, wie erwähnt, die Erfaßpflicht deſſelben im Allgemeinen bereits 
anerfanııt und die Beſchwerde alſo infoweit gegenjtandslos. Ueber 
Eriftenz und Größe eines erlittenen Schadens, fowie über den aus 
der Bermeidlichfeit eines foldhen Hergenommenen Einwand des Klägers 
bedarf es für diefen Fall allerdings noch einer Entſcheidung; affein 
die Ausfegung derjelben gereicht dem Bellagten doch in feiner Weiſe 
zur Beſchwerde, da bei Schadensflagen die vorgängige Enticheidung 
der questio an, unter Vorbehalt jpäterer Liquidation des Schadens, 
etwas jehr Gewöhnliches, und nur Sache des richterlichen Ermeſſens 
in der Prozekleitung ift. 

III. Die dritte Beſchwerde (entfprechend dem Grav. 52) voriger 
Inſtanz unter Berückfichtigung der ergangenen reformatoria verlangt 
den Wegfall des dem Kläger auferlegten Beweifes: 

daß der im württembergiichen Fabrif-Großhandel allgemein übliche 

Stab gleich fei *?/s württembergiſchen Elfen aA 61,4235 Cen— 

timetres; 
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weil es nad) den eigenen Angaben des Klägers ein allgemeines würt- 
tembergiſches Stabmaß nicht gebe, und ſonach das im deutfchen Groß- 
handel allgemein übliche Stabmaß allein in Betracht fommen fünne. 

Selbjt vorausgefett, daß es ein im bdeutichen Großhandel alfge- 
mein übliches Staabmaß gebe, würde dasjelbe, wie die Beklagten nicht 
in Abrede ftellen, nur in subsidium zur Anwendung fommen fönnen. 
. Ein in Württemberg und insbejondere in Canſtatt herkömmliches ab: 
weichendes Stabmaß müßte immer den Vorzug erhalten, weil es in 
Ermangelung einer näheren Verabredung der Kontrahenten als ſelbſt— 
verjtändlich anzufehen wäre, daß fie das am Yabrifationsorte 
üblihe Mag zu Grunde gelegt hätten. Es kann nun dahin geftelit 
bleiben, ob der Kläger, da beide Parteien darüber einig find, daß er 
von jeher unverändert nad) einem im feiner Fabrik an der Wand be— 
fejtigten Stabmaß jeine Lieferungen gemacht habe, und die Beklagten 
'eine Reihe von Yahren hindurch diefe Lieferungen ohne irgend eine 
Neflamation angenommen haben, noch mit dem erwähnten Beweiſe 
zu belaften gewejen wäre. Jedenfalls kann dem Kläger diefer Beweis, 
bei_ welchem er fich jeinerjeit3 beruhigt hat, nicht abgejchnitten werden. 
Denn er hat ein Geftändnig, wie e8 die Beſchwerde vorausfegt, nir- 
gends abgelegt, vielmehr fchon im der Widerflage (Replikſchrift) die 
bejtimmte Behauptung aufgeftellt, in Württemberg und in Canſtatt 
ſei das Stabmaß fandesüblih, wonad 8 Stab 15 wiürttembergiiche 
Ellen ausmachen, und die Parteien find darüber einig, daß die würt- 
tembergijche Elle 61,4235 franzöfifche Gentimetres halte, bei jenem 
Berhältniß fi) aljo der Stab auf 115 bis 117 Gentimetres berechne. 
Wenn Kläger daneben jagte, in Stuttgart fei jenes Verhältniß die 
Regel, doc) würden auch 10 Stab 19 Ellen oder 7 Stab = 12 Franf- 
furtifhe brabanter Ellen gerechnet, jo wird durch das Zugeben verein- 
zelter Ausnahmen die Behauptung der Landesüblichfeit nicht umge- 
ftoßen, und überdies hat der Kläger in der Schlußerflärung der Wider- 
lage noch ausdrüclich erläutert, jene beijpielsweife erwähnte Variation 
fomme heutiges Tages nicht mehr vor, und man bleibe entjchieden 
dabei ftehen, daß 8 Stab = 15 Ellen in Württemberg das landes- 
übliche Verhältnig ſei. - 

Die Beichwerde erfcheint fonad unbegründet. Dasfelbe gift aber 
folgeweije | 
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IV. aud) von der vierten Befchwerde (fi anfchließend an 
Grav. 5b voriger Inſtanz), welche dahin geht, daß nicht im Betreff des im 
deutfchen Groß-Handel allgemein üblichen Stabmaßes eine angemeffene 
Beweisauflage gemacht worden ſei. Denn ein allgemeines deutjches 
Stabmaf, in fofern dadurch ein befonderes württembergifches nicht 
ausgejchloffen wird, ift nad dem Bemerften unerheblich, jobald der 
Kläger den ihm auferlegten Beweis führt, während beim Mißlingen 
besjelben es ohnehin Sache der Beklagten ift, in dem ihnen aufer- 
legten Beweife aufzuflären, nad) welhem Stabmaß der Kläger hätte 
liefern müſſen. 


V, Der fünften Befchwerde, daß von den verſchiedenen 
Stabmaßen, welche der Kläger als die ſeinigen angegeben habe, ihm 


das dem Beklagten ungünſtigſte zum Beweis verſtellt worden ſei, 
während es nicht vom Belieben des Fabrikanten abhängen könne, 
das kleinſte der als gültig angegebenen Maße anzuwenden, ſteht ſchon 
das formelle Bedenken entgegen, daß der dem Kläger nachgelaſſene 
Beweis in voriger Inſtanz in dieſer Richtung nicht beſonders ange- 
fochten worden ift. Die Bejchwerde ift aber auch materiell völlig 
haltlos. Der Kläger hat überhaupt nur ein Stabmaß als das in 
Canftatt objervanzmäßig gültige und ihn bindende angegeben, des 
zu 1548 wiürttembergifchen Elle, und behauptet, daß fein Fabrikmaß 
dem mindeften entjpreche. Da die Parteien über die Größe der würt— 
tembergifchen Ellen einverftanden find, fo ift e8 ganz gleichgültig, ob 
das Stabmaß des Klägers, wie er außerdem behauptet hat, gut 43 Y/e 
franzöfifhe Zoll hält oder nicht. DBon einer Auswahl zwifchen ver- 
ſchiedenen Stabmaßen, die der Kläger als die feinigen angegeben habe, 
kann alfo feine Rede fein. 

VI Nicht minder unbegründet ftellen fich die drei folgenden 
Beſchwerden dar, mitteljt deren die Beklagten von dem ihnen aufs 
erlegten Beweis, 

daß Kläger bei feinen früheren Waarenlieferungen vom 30. Oc— 

tober 1850 bis 26. Februar 1855 4°/5%o weniger, al8 in 

feinen Facturen angegeben gewejen, wirflich geliefert habe, 
mehr oder minder befreit zu werden verlangen, weil derſelbe a den 
Acten ſchon ganz oder theilweiſe Su fei, 
vo. 27 


\ 
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1. Die fechfte Beſchwerde nämlich, welche diefen Beweis jchon 
als völlig geliefert anerfannt wifjen will, gründet fi), neben dem 
sub 3 zu erwähnenden Punkt, auf die beiden faljchen VBorausjegungen, 
einmal, es ftehe fchon feit, daß es in Württemberg fein beftimmtes 
Stabmaß gebe; fodann, es fei ein im deutſchen Großhandel übliches 
feftes Stabmaß bereit8 erwiefen. 

2. Die fiebente Beſchwerde unterfcheidet fih nur dadurch von 
der vorigen, daß die Beklagten fich zum Beweiſe des eben berührten 
zweiten Punftes erbieten; fie leidet aljo immer noc an der Unrich— 

tigkeit der erften Vorausſetzung. 
3. Die eventuelle achte Beſchwerde verlangt, daß der fragliche 
Tehlbetrag wenigitens bis zum Belaufe von 2,13%, als bereits er- 
wiefen angenommen werde, und geht von der, auch für die beiden 
vorigen Beſchwerden unentbehrlicdyen, Annahme aus, es jtehe bereits 
feft, daß der Kläger bei feinen jämmtlichen Waarenfendungen 4°]5 %o 
weniger geliefert habe, als er hätte liefern müjjen, wenn der Stab 
zu 118,3 Gentimetres berechnet werde; dieje Annahme aber wird, 
abgeſehen von der offenbar ganz unpräjudicirlichen Aeußerung des 
Klägers in feinem Briefe an Bodemer, lediglich geſtützt auf das 
Heldenheimer Atteſt. Es kann nun dahin gejtellt bleiben, ob, wenn 
ſich vücfichtlich der beiden Tetten Lieferungen vom März 1855, aus 
diefem Atteſt volle Gewißheit über die Behauptimg der Beklagten 
entnehmen ließe, der Rückſchluß auf alle früheren Lieferungen des 
Klägers ohne Weiteres gerechtfertigt fein wiirde, denn jedenfall® ge— 
nügt das Atteft nicht, um auch nur für jene leiten Lieferungen einen 
vollftändigen Beweis des darin angegebenen Längenmaßes zu erbringen. 
Ganz abgejehen von den fonjtigen Gründen, aus denen der Kläger 
die formelle und materielle Beweisfraft des Attejtes beftritten Hat, ift 
theil8 die darin berichtete Unterfuchung und Nachmefjung ohne Zur 
ziehung des Klägers vorgenommen worden, theil® die Eigenfchaft der 
Ausfteller als Sachverſtändiger nirgends conftatirt. Das Atteft kann 
daher jchon deshalb einem Befundbericht gerichtlich, unter Mitwirkung 
beider Parteien ernannter Sachverſtändiger in feiner Weife gleichge- 
ftellt und um fo weniger als ein, jedes weitere Beweisverfahren ent- 
behrlih machendes Beweismittel erkannt werden. Dazu kommt nod), 
daß, wenn man die in den beiden Facturen [5] und [6] aufgeführten 
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Stück-Nummern mit denen in [28] vergleicht, allem Anjchein nad) 
nur ein einzige® Stüd aus den beiden Sendungen vom März 1855 
nachgemeifen ijt. 

Unter diefen Umftänden braucht nicht darauf eingegangen zu 
werden, ob die fechite und fiebente Beſchwerde nicht auch, wegen 
Mangels einer entjprechenden Bejchwerdeführung in voriger Inſtanz, 
als unftatthaft zu verwerfen gewejen wären. 

VI. Die neunte Beſchwerde endlich ift dahin gerichtet, daß 
überhaupt nicht nad den Anträgen der Beklagten in der Vernehm«- 
laffung und Widerflage erkannt worden ſei. Soweit damit eine Wieder- 
bolung von Grav. I voriger Inſtanz — daß Kläger nicht mit feiner 
Klage abgewiefen und in der Widerflage verurtheilt worden ſei — 
beabjichtigt worden “ft, ergibt ſich die Grundlofigkeit der Beſchwerde 
aus der Ausführung zu den acht erften Bejchwerden von ſelbſt. In— 
ſoweit aber diefelbe, nach der beigefügten Bemerkung, zu einer vor- 
forglihen Ergänzung aller übrigen Bejchwerden dienen jollte, fonnte 
fie jchon ihrer völligen Allgemeinheit wegen feine Beruchſichtigung 
finden. 

Die Koſten ir und zweiter Inſtanz bilden feinen feloftftändigen 
Gegenftand der Beichwerden. Zn die Koften jegiger Inſtanz mußten 
aber, bei der Verwerflichfeit ſämmtlicher Beſchwerden, die Beklagten 
verurtheilt werden. 
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329. 


Amalie Edfter, geb. Noll, Liquidantin, gegen den Curator 
und Gontradictor der Gerhard Edfter’ihen Debitmaffe, Liqui- 
daten, Separationsrecht betreffend. 


Erfenntniß des Stadtgerichts I 
vom 18. Mai 1860. 


An Erwägung, zunächſt den Einredebeweis anlangend, daß 


1. dur) die Buchauszüge in Verbindung mit dem »desfallfigen - 


Eingeftändniß der Liquidantin dargethan ift, daß Letstere in den Jahren 
1856 und 1857 Rechnungen quittirt und Einträge in das |. g. Ein- 
nahmebuch, fowie in das Verkaufscontobuch gemacht Hat. 

2. Die producentifchen Zeugen, gegen deren Glaubwürdigfeit 

Einwand nicht erhoben it, anlangend 

a) Lehrling W. angibt, die Liquidantin fei, wenn ihr Mann ab» 
wefend war, namentlich Freitags im Geſchäftslocale anmwejend 
gewefen, jet, wenn mehrere Kunden zufammentrafen, herzuge= 
fommen, habe fich nicht nur mit ihnen unterhalten, fondern aud) 
Zahlungen angenommen und darüber quittirt, auch darauf ge— 
achtet, daß die Schubladen gehörig gefüllt gewefen fein. Das 
Geld habe fie nicht recht gekannt, und e8 daher meift durch den 
Commis H. zählen laſſen. 

h) Auslaufer S. ausfagt, die Liquidantin ſei öfters, namentlich 
Freitags im Gejchäfte gewefen, habe in Abwejenheit ihres Mannes 
an deſſen Plat geſeſſen; fie habe nachgefehen, ob die Schubladen 
gefüllt gewefen; worin im Uebrigen ihre Thätigkeit bejtanden, 
wiffe.er nicht. Bon dem Wiegen Habe fie nichts verftanden. 
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c) Handelsmann F. ausfagt, daß er die Liquidantin oft im Laden 
angetroffen, namentlich Freitags; ſie habe die Aufficht geführt, 
habe verfauft und an der Expedition Theil genommen; ihren 
Mann habe jie bisweilen nach dem Breife der Waare gefragt. 


d) Handelsmann 3. ebenfalls die Häufige Anweſenheit der Liqui- 
dantin in dem Laden bejtätigt mit den Bemerfen, e8 habe ihm 
gejchienen, als wenn fie den Yadenverfauf überwachte, 

3. Gegenbeweiszeuge K. zwar ausjagt, die Liquidantin habe ſich 
in feiner Weife an dem Geſchäfte betheiligt, da ihr” alle Kenntniß 
dazu abgegangen jei, namentlid habe fie nie an dem Verkauf Theil 
genommen, nichts abgewogen und fein Geld dafür in Empfang ge 
nommen, während der Zeuge zugibt, daß die Yiquidantin häufig im 
Geſchäft anwejend war und wenn die Arbeit drängte, auf feine oder 
des Eridars Veranlaffung Einträge in die Bücher vornahm; hiernad) 
aber dem Ausſpruch des Zeugen, daß die Yiquidantin jid) in feiner 
Weiſe an dem Gejchäft betheiligt Habe, eine Relevanz nicht beizulegen 
it, da der Ausſpruch offenbar nur die fubjective Anficht des Zeugen 
über das, was genannter Zeuge für eine Theilnahme an dem Ge— 
ſchäfte anfieht, enthält, vielmehr 


4. als feftgeftellt angenommen werden muß, daß die Liquidantin 
in den Jahren 1856 und 1857 häufig in Abweſenheit ihres Ehemannes 
und zwar regelmäßig Freitags, an weldem Tage derſelbe jich ver- 
möge feines Gefchäftes auswärts aufhielt, in dem Geſchäfte anwefend 
und mindejtens injofern mitthätig war, daß fie die Aufficht über das 
Geſchäft führte und je nach Bedürfniß und nach Maßgabe ihrer 
Fähigkeit ſich einzelnen Gefchäftsverrichtungen, wie dem Verkehr mit 
den Runden und insbefondere dem Quittiren von Rechnungen, dem 
Eintragen in die oben angeführten Bücher unterzog. 


5. Wenn auch die Gefchäftsverrichtungen der Liquidantin unter- 
geordneter Art, insbefondere die Bücher, in welche fie einfchrieb nur 
Notizbücher (Brouillons) waren, ſich doc immerhin die Thätigkeit der 
Liquidantin als eine regelmäßige Aushilfe darjtellt, welche den Zweck 
hatte, den ordnungsmäßigen Gang des Gejchäfts aufrecht zu erhalten 
und dahin führen fonnte, daß Dritte das Geſchäft als von beiden 
Ehegatten als gemeinschaftlich betrieben anjehen; jomit 
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6. der dem Gontrabictor obgelegene Einredebeweis erbracht ift, 
ohne daß es einer Ergänzung derſelben durch den Eid bedürfte. 

7. da, wo das Recht der Gütertrennung wegfällt, es eines 
Eingehens. auf den Beweis der Liquidantin über die Größe ihres 
Einbringens nicht weiter bedarf. 

Aus diefen Gründen wird zu Recht erfannt: 

Es wird die Liquidantin mit ihren Separationd- und bez. 
Liquidationsanfprühen unter Verurtheilung zum Koftenerjag 
abgewieſen. 


Erkenntniß des Appellationsgerichts 
vom 24. März 1862. 


(Rechtsfacultät Tübingen.) 
» Auf Appellation der Liquidantin. 
Erkannt: 
das am 21. Mai 1860 eröffnete Erkenntniß des Stadtgerichts 
vom 18. desſelben Monats wird hiermit dahin abgeändert: 

J. Die Liquidantin hat einen Eid zur Reinigung dahin abzuleiſten: 
Es iſt nicht wahr, daß ich bei meiner öfteren Anweſenheit 
im Geſchäftslocal regelmäßig nicht bloß das Geſchäftsperſonal, 
ſondern auch den Betrieb des Detailgeſchäfts überwacht, und 
dabei geſchäftliche Anordnungen verſchiedener Art getroffen 
habe. 

U. Verweigert die Liquidantin diefen Eid, fo wird fie mit ihren 
Separationd- beziehungsmweife Liquidationsanfpriüchen, unter 
Berfällung in die Koften erſter Inſtanz, abgewiefen. 

Reijtet fie dagegen diefen Eid, ſo wird 

1, der Anſpruch auf die in den Acten erſter Saftanz ver⸗ 
zeichneten Fahrnißſtücke; 

2. die Forderung von fl. —. — fr. für baar infes 
rirte Beträge; 

3. die Forderung von fl. — — für liquid erklärt, und 
hat jede Partei die von ihr in erfter Inſtanz aufge- 
wendeten Koften auf ſich zu nehmen. 

III. Weiterhin hat im Falle der Leiftung des umter I auferlegten 
Reinigungseides die Liquidantin 
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1. den von ihr dem Eontradictor zugejchobenen, von dem 
Contradictor ihr zurückgeichobenen Eid abzuleijten: 
Es ift wahr, daf ich diejenigen Fahrnißftüce, welche 
in dem Verzeichniſſe [5] der Acten erfter Inſtanz, 
nicht aber in dem Verzeichniſſe [7] diefer Acten 
aufgeführt find — oder welche derfelben — in bie 
- Ehe mit dem Gemeinfhuldner eingebradyt habe. 
Leiſtet die Klägerin diefen Eid rückſichtlich aller oder 
einzelner der in [5] verzeichneten Mobilien, fo find ihr 
nicht bloß die in [7] aufgeführten, jondern auch diefe 
weiteren Fahrnißſtücke herauszugeben. 
Berweigert fie denjelben ganz oder theilweife, fo wird der 
Anſpruch Hinfichtlich aller in [5], aber nicht in [7] 
verzeichneten Mobilien, oder wenigjtens hinſichtlich der- 
jenigen verworfen, rücjichtlid) deren der Eid vermeigert 
worden ilt. 
2. Den_ weiteren von ihr dem Contradictor zugefchobenen, 
von diefem zurückgeſchobenen Eid zu leijten: 
Es ift wahr, daß ic) außer der vom Kontradictor an 
erfannten Summe von fl. — — fr. in die Ehe 
mit dem Gemeinſchuldner eingebracht habe: 
1) unter dem 7. Mär; 1853 fl. —. — fr. 
2) im März oder April 1856 fl. — — fr. 
Leiſtet die Yiquidantin diefen Eid rückſichtlich der beiden 
Poſten, jo wird außer dem oben unter IL, 2 aufgeführten 
Betrage von fl. —. — fr. die Summe von fl. — 
— fr. für liquid erklärt. 
Berweigert fie den Eid rüdfichtlid) des einen oder 
des anderen biejer zwei Poften, jo wird nur diejenige 
Summe, Hinfihtlih deren der Eid geleiftet worden, 
für liquid erklärt, der weiter gehende Anſpruch ver- 
worfen. 
IV. Die Koften der gegenwärtigen Inſtanz werden verglichen, 
mit Ausnahme der Verſendungskoſten und Urtheilsgebühren, 
welche die Liquidantin allein zu tragen hat. 
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Aus den Entfehbeidungsgründen zu Biefem 
Urtbeil. 


a) — — — Der Beideid vom 18. Februar 1859 Tautet dahin: 
Contradictor hat zu beweiſen: 
daß Liquidantin in der von ihm näher angegebenen Art 
und Weife in dem Gefchäfte ihres Chemannes mitthätig . 
gewejen jei. 

Derjelbe verweiſt alfo auf die eigenen Aufitellungen des Con- 
tradietors. Diefe umfaſſen nun eine Anzahl einzelner Behauptungen, 
und e8 fragt fih deshalb, ob folhe in ihrer Gefammtheit bewiefen 
fein müffen, wenn der Beweisauflage Genüge geleiftet fein fol. Für 
die Bejahung der Frage fcheint die allgemeine Faſſung des Beweis— 
erfenntnifjes zu Sprechen; das Gegentheil geht aber aus der borange- 
Ihieten Begründung namentlich aus der Stelle: 

Hierbei kann e8 jedoch nicht auf das größere oder geringere Maß 

der von der Liquidantin entwicelten Thätigfeit anfommen, — 
mit voller Bejtimmtheit hervor. 

b) Hieran fchließt fich der weitere Zweifel an, ob das Beweis- 
urtheil einen Maßſtab für die Beurteilung der Quantität und Qua— 
(ität der von dem Gontradictor zu erweifenden Thätigfeit der Liquis 
dantin aufgejtellt hat, und zutreffenden Falls, welches diefer Maßſtab ijt? 

Die Liquidantin geht, indem fie die Beitimmungen der Refor— 
mation, namentlic) de8 8 12, III, 7, einer ausführlichen Erörterung 
unterwirft, offenbar davon aus, daß eine rechtsfräftige Normirung in 
diefer Richtung nicht ftattgefunden Habe, der Werth der erhobenen 
Thatfachen vielmehr ohne Nücfiht auf das Beweiserfenntniß nad 
Maßgabe der betreffenden Gefegesbeftimmungen zu bemeſſen ſei. Die 
dem Beweisurtheile beigefügten Motive geſtatten aber dieſe ln 
nicht. Die mit den Worten: 

„Hiebei fann jedoch ꝛc. ꝛc.“ 
beginnende Stelle derſelben kann nämlich ihrer ganzen Faſſung nach 
nicht ausſchließlich den Zweck haben, den die Beweisauflage rechtfer- 
tigenden Grundfag anzugeben; fie ift vielmehr augenscheinlich zur 
Begränzung und Erläuterung des allgemein -gefaßten Beweisjfages 
bejtimmt, wie namentlich auch durch die Wiederholung der entſcheiden— 
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den Worte in der zu 5 der Erwägungsgründe zum Erfenntniffe be- 
ftätigt wird. 

Werden aber die Motide in ſolcher Weiſe zur näheren Beſtim- 
mung des Beweisthema's benützt, jo erſcheint als rechtskräftig feft- 
geſtellt: 

daß der Contradictor eine ſolche Thätigkeit der Liquidantin nach— 

zuweiſen habe, welche nicht als eine zufällige, vorübergehende 

Beihilfe erſcheine, ſondern den Charakter einer gewiſſen Regel— 

mäßigkeit an ſich trage und auf Erhaltung des ordnungsmäßigen 

Ganges des Geſchäftes gerichtet geweſen ſei. 

c) Uebrigens harmonirt dieſe Feſtſtellung des Beweisſatzes mit 
der geſetzlichen Beſtimmung, wie ſolche 

in der Reformation der Stadt Frankfurt vom Jahre 1611 
II. 7.8 11 und 12, - 

vergl. mit I. 49. 8 5; III. 7. 8 18 und 21, ſowie dem 
Gefege vom 17. Januar 1837 A VI 

enthalten, und in der Rechtſprechung confequent feitgehalten ijt. 

vergl. Orth, Anmerkungen zu dem 8 12, III. 7. (in der 
Ausgabe Reformation von 1611 III. p. 100.) 

Hofmann, das eheliche Güterreht p. 72. 

Bender, Handbuch des Privatrehts p. 511. 

Römer, Sammlung von Entfheidungen II. Nr. 9, aud) 

Heife und Eropp, I. p. 25 ff. 

Soudhay, Anmerkungen II. 645. 

Denn nad) jenen gejetlichen Beſtimmungen jchließt die Betreibung 
eines gemeinfamen Handels das Separationsrecht der Ehefrau aus; 

vergl. Ref. I. 49, 8 5. mit III. 7, 8 11 und 12, 8 21. 
und dem angeführten Gejege vom 17. Januar 1837. 

Die Betreibung eines gemeinfchaftlichen Handel® nun wird in 
ber thatſächlichen Betheiligung der Frau am Betriebe des Geſchäfts 
gefunden — 

vergl. die Beifpiele des 8 12 mit 8 18. III 7. 
fofern folche geeignet ift, eimerfeits die Vermögensabfonderung zu er- 
jchweren, 
vergl. 8 12. eit.; in den Worten: ſchwerlich iſt ꝛc ꝛc. 
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andererfeit8 dritten Contrahenten die Meinung von der Gemein- - 
Ichaftlichfeit des Geſchäfts beizubringen; 

vergl. $ 12. cit. in den Worten: damit denn Diejenigen ꝛc. 20. 

Beide Requifite aber nimmt das Geſetz nah den in $ 12 an- 
geführten Beijpielen dann als vorhanden an, wenn die Ehefrau 
mit einer gewiſſen Negelmäßigfeit 
vergl. die Worte: und dergleichen übet in 8 12 cit. 

‚Handlungen vornimmt, die gewöhnlich erforderlich find, das Geſchäft 
in feinem ordentlichen Gange zu erhalten. 

vergl. die Beifpiele des 8 12 cit. — — — 


- 


Urtbeil des Ober: Appellationsgerichts 
‚vom 29. Mai 1863. 


Auf Appellation des Liquidaten. 


Erfannt: 
unter Bezugnahme auf die Entjcheidungsgründe der vorigen 
Richter, und insbefondere auf Grund der Ausfage des für 
völlig unverdächtig zu achtenden Zeugen K., welcher als Commis 
und oberster Angeftellter in dem Cöſter'ſchen Gefchäfte nicht allein 
mehr factiiche Gelegenheit zur Beobachtung des Berhaltene 
der Ehefrau in den Geichäftslocalitäten, fondern auch ein 
ficherere8 Urtheil über den Character desfelben hatte als der 
Lehrling und der Auslaufer oder die nur im einzelnen Fällen 
jene Localitäten befuchenden fonftigen Berfonen, insbefondere 
die hier im Betracht fommenden Zeugen Fg. umd 38, einer 
Ausfage, welche bejtimmt und umfaffend dahin geht, daß die 
Ehefrau öfter jih an dem Gefchäfte ihres Chemannes nicht 
betheiligt, an dem Verkauf der Waaren nicht Theil genommen, 
nicht abgewogen habe u. ſ. w. und daß, wenn fie, was meiſtens 
unter Beihäftigung mit Handarbeit, Stiderei u. dgl. der Fall 
gewefen, im Laden fich aufgehalten, gelegentlicd; Geld in Empfang 
genommen, auch wohl davon Notiz in den Büchern gemacht 
habe, dies in einer Weile gejchehen fei, welche über die Eigen- 
haft diefer Handlungen als ausnahmsweiſe geleifteter Aushilfen 
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feinen Zweifel gelajjen habe, und da hHiernad) die vorigen 
Richter mit Recht auf ein Purgatorium der Liquidantiu erfannt 
haben; da die Entſcheidung des Appellationsgerichts in Betreff 
der auf die Größe der Illaten gerichteten Liquidantifchen Beweis— 
führung überhaupt nicht angefochten worden ift: 
daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation fir gewahrt zu 
achten, in der Sache felbft aber das Erfenntniß des Appel- 
fationsgericht8 der freien Stadt Franffurt vom 7. April 1862, 
, wie hiermit gejchieht, zu beftätigen und der Liquidat der Liqui« 
dantin die Koften dieſer Inſtanz zu erftatten ſchuldig fei. 
Und wird nunmehr die Sache zum weiteren Verfahren 
an das Stadtgericht zurückverwieſen. 
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330 und 331. 


Ehriftian Haas, Kläger gegen den Kurator und Gontra- 
dietor der Debitmaffe des Handelsmanns Heinrich Osborn und 
gegen die Osborn'ſche Ehefrau, Sufanna Maria Franziska Friederike, 
geb. Zimmermann, Beklagte, Inſatz jest Rückſtandsforderung von 
fl. 8231. 5 fr. betreffend. U 


Erfenntnif des Stadtgerichts I 
vom 19. December 1862. 


1. Nachdem das Unterpfand dem zweiten Inſatzkläger, Haas, für 
den Betrag der darauf Haftenden Inſätze ſammt Zinjen bis 21. No: 
vember 1861 und Koften zujfammen für fl. 23231. 5 fr. heimge- 
ichlagen, hierauf aber in Folge der vom Kläger erhobenen Rüdjtande- 
flage das Unterpfand von den drei Sadjverftändigen nur auf fl. 15000 
geſchätzt worden ift, erjcheint die Rückſtandsforderung des Klägers 
mit fl. 8231. 5-Er. nebft 5% Zinfen vom 21. November 1861 und 
Koſten an fic liquid. 

14 2. Bei Benrtheilung der vorliegenden Streitfragen zwifchen dem 
Kläger, welcher wegen diefer Rückſtandsforderung ſolidariſche Ver— 
urtheilung der Osborn'ſchen Maffe und der Osborn'ſchen Ehefrau 
verlangt; dem Osborn'ſchen Mafjencurator, welcher ſich auf 
die Einrede der Theilung beruft und verlangt, daß Kläger wegen der 
Hälfte des Rückſtandes an die Osborn'ſche Ehefrau verwiejen werde; 
und der Osborn'ſchen Ehefrau, welche jich gegen die Solidar- 
verbindlichfeit verwahrt, indem wohl für das dingliche Pfandrecht 
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Untheilbarkeit beftehe, nicht aber Gorrealität für die perfönliche Obli- 
gatio fommt folgendes in Betracht: 

a) Es Handelt ſich Hier allerdings nicht um den durd) das 
Unterpfand gedeckten Betrag der Flägerifchen Forderung, fondern lediglich 
um die perfönlide Obligatio der Schuldner rüdfichtlich der Rückſtands— 
forderung. | 

b) Wenn Mann und Frau gemeinfchaftlih eine Schuldurfunde 
unterfchreiben mit dem Bekenntniß, daß das empfangene Darlehen 
ihnen zum gemeinfamen Nuten gereicht habe, jo erjcheint jedes doc 
nur für die Hälfte verpflichtet. 

Reform. IIL 7. 3. IL 25. 1. 
Souchay p. 632. 

c) In den Erflärungen, welche die Osborn'ſchen Eheleute über 
das betreffende Schuldverhältniß bei der Hypothekenbehörde abgegeben 
haben, ift zwar zu finden, daß jedes feinen halben Antheil an ber 
Liegenfchaft für den vollen Betrag der klägeriſchen Forderung ver- 
pfändet habe und hierzu war die ftattgehabte förmliche Verzichtleiftung der 
Ehefrau "auf die weiblichen Rechtswohlthaten erforderlich — nicht aber 
auch, daß Jedes fich für des Anderen Hälfte an der perfönlichen 
Schuld verbürgt habe — und hiernach erfcheint für die Fägerifche Rüd- 
ftandsforderung die Dsborn’she Maffe nur für die Hälfte und die 
Osborn'ſche Ehefrau für die andere Hälfte verpflichtet. 

Adlerflycht p. 492. 
Ober-Appellationsgerichts Erfenntniß vom 23. Januar 1830 
in Sachen Faber ca. Buhs. j 

Aus diefen Gründen wird zu Recht erkannt: 

1. die Häffte der Hägerifchen Rücftandsforberung ift mitfl. 4115. 

33 fr. nebft 5% Zinſen vom 21. November 1861 an und 

der Hälfte der Koften der Rückſtandsklage der Osborn'ſchen 
Maſſe gegenüber Liquid, 

2. die Osborn'ſche Ehefrau ift jchuldig, dem Kläger binnen 6 
Wochen die andere Hälfte der Rückſtandsforderung mit fl. 4115. 
32 fr. nebft 5% Zinfen vom 21. November 1861 an und ber 
Hälfte der Koften der Rückſtandsklage zu zahlen, 

3. die Rechnung der Sahverftändigen ift mit fl. 12 von dem 
Kläger vorlagsweife zu berichtigen. 
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Erfenntniß des Appellationsgerichts 
vom 16. Juni 1862. 
Auf Appellation des Klägers. 

Bei Beurtheilung der Flägerifchen Beſchwerde fommt folgendes 
in Betradt: 

Es beruht auf einer conftanten hiefigen Rechtsanfhauung, daß 
wenn fich Eheleute für eine Forderung als gemeinfchaftliche Schuldner 
befennen und dafür eine gemeinjchaftliche gerichtliche Hypothek beftellen, 
auch die Ehefrau auf die weiblichen Rechtswohlthaten verzichtet, beide 
Ehegatten für die ganze Schuld tenent und für biefe jolidarifch ver: 
haftet find. 

Bericht des Hhpothefenbuchführerse Frank vom 21. November 
1836. 

Decret des Stadtgerichtsdirectoriums von gleichem Datum. 

Urtheil des Appellationsgerichts vom 20. Auguft 1831, 
bejtätigt durd) Revifionserfenntniß vom 27. April 1832 
in Sachen Jäger & Klebinger ca. Lausberg. 

Urtheil des Appellationsgerihts vom 9. Juli 1833 in Sachen 
Hörle ca. Edher. 

Urtheil des Appellationsgerihts vom 27. April 1835 in 
Saden Schmitz ca. Schmitz. 

Urtheil des Appellationsgerichts vom 12. December 1838 in 
Saden Momberger ca. Troft. 

Decret des Stadtgerihts vom 1. September 1842. 

Urtheil des Appellationsgerihts vom 12. October 1842 in 
Saden de Bary ca. Feilt. 

Mit Ungruud hat das Stadtgericht auf das Erfenntniß des 
DOber-Appellationsgerihts vom 23. Januar 1830 in Sachen Faber 
ca. Buhs als auf eine gegentheilige Enticheidung hingewieſen. In 
diefem Erfenntniffe ift die vorliegende Frage nicht zur Entjcheidung 
gefommen, vielmehr laut des Eingangs der Enticheidungsgründe über 
den Umfang der Haftungspflicht der Beklagten und Appellanten nod) 
überall nicht erfannt worden. Dagegen iſt zwar in den Entfcheidungs- 
gründen zum 

Urtheil des Ober-Appellationsgerichts vom 16. December 1843 
in Sachen de Bary ca. Feilt, 
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beiläufig der Zweifel geäußert worden, ob das Stadtgerichtsdecret, in 
fofern es des obigen conftanten Gerichtsgebrauhes Erwähnung thut, 
nicht etwa nur die Folge der Haftung des Unterpfandes für bie 
ganze Schuld im Auge habe, was für die Frage der perjünliden 
Haftung dem Rückſtandskläger gegenüber indifferent fein würde. Allein 
diefer Zweifel findet ſowohl darin, daß die Eingangs erwähnten Urtheile 
mehrfacd) gerade in Rückſtandéklagſachen ergangen find, fowie in deren 
Inhalt feine Befeitigung. 

Die Reformation in Th. II. Tit. 7, 8 16 reihet den vorliegenden 
Fall, wo fi eine Hausfrau vor der öffentlichen Behörde neben ihrem 
Ehemann verfchrieben, zur Bezahlung verpflichtet und neben des Mannes 
Gütern eigene verpfändet, aud) auf die weiblichen Rechtswohlthaten 
verzichtet hat, den vorhergehenden Paragraphen 12 bis 15 unmittel- 
bar an, wo wegen der Schulden folder Ehegatten, welche einen ge- 
meinjchaftlihen Handel treiben, die Verordnung getroffen ift, daß ſich 
die Ehefrau der weiblichen Rechtswohlthaten nicht zu behelfen Habe, 
vielmehr beide Cheleute „in solidum, d. i. befonder und für vollen“ 
zu haften ſchuldig feien und ftellt den Fall des 8 16 demjenigen 
eines gemeinfamen Handels -gleich, „obgleich die Ehefrau ſonſt feinen 
Handel triebe noch aud an des Mannes Handel Theil und gemein 
hätte.“ Auch 

Orth, Anmerkung, 2te Fortfegung S. 116 
faßt die Vorfchrift des $ 16 als Gfleichitellung mit dem Falle eines 
gemeinfamen Handelsbetriebs auf und erffärt die Ehefrau nad) ge- 
feiftetem Verzicht auf die weiblichen Wechtswohlthaten als „völlig 
verbunden.“ 

Selbft aber, wenn die Begründung der beftehenden Nechtsfprechung 
als eine zweifelhafte zu betrachten wäre, mußte e8 gleichwohl für mehr 
als bedenklich erachtet werden, von der vorhandenen Gerichtspraris 
abzumweichen, zumal im Hinblid darauf, daß es zufolge der durch 

Frank, Weberficht des Hypothefenwefens. Ausgabe von 1837 
8 143, nota* 
bezeugten, bei der Hppothefenbuchführung beftehenden Uebung den In⸗ 
tereffenten verjagt ift, ihrer Abjicht der Erlangung, beziehungsweife 
der Uebernahme folidarischer Haftung einen anderen Ausdrud zu geben 
al8 in der bei genannter Behörde hergebracdhten Form. 
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Was fchließlich die von dem Curator der Heinrih Dsborn’schen 
Debitmafje, welcher die Solidarhaft der Osborn’schen Eheleute aus- 
drücflich anerkennt, vorgefchütte Einrede der Theilung anbelangt, jo 
findet diefe Einrede hier ebenfowenig ftatt, als bei Schulden der Ehe- 
gatten aus einem gemeinjamen Handel. 

Aus diefen Gründen wird unter Aufhebung des Erfenntnißes 
des Stadtgerihts vom 19. Februar 1862 für Necht erkannt: 

1. &8 wird der Betrag der Nücdjtandsforderung von fl. 8231 
5 fr. fammt 5% Zinfen feit dem 21. November 1861 und 
fammt den Koften der Rückſtandsklage der Heinrih Osborn'ſchen 
Debitmaffe gegenüber für liquid erkannt. 

2. Die Osborn'ſche Ehefrau wird zur Zahlung des gleichen Be— 
trags ſammt angegebenen Zinfen und Koften verurtheilt und 
ift ihr hierzu Frift von dem Stadtgericht anzuberaumen. 

3. Derfelben bleibt überlaffen, fich für den Betrag defjen, was fie 
über die Schuldhälfte an den Gläubiger bezahlen wird, jura cessa 
gegen die Debitmajfe ertheilen zu laffen. 

4. Die Koſten diefer Inſtanz werben verglichen. 


Urtbeil des Dber-Appellationdgerichts 
vom 30. Mai 1863. 

| L Auf Appellation der Ehefrau Dsborn. 

Erfannt: 
daß zwar die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt zu 
achten, in der Sache ſelbſt aber das Erfenntniß des Appel- 
lotionsgerichts der freien Stadt Frankfurt vom 16. Yuni 1862, 
wie hiermit gefchieht, unter Verurtheilung der Bellagten in die 
Koften diefer Inſtanz im Webrigen zu beftätigen und nur darin 
abzuändern fei, daß der Beklagten überlaffen bleibt, ſich wegen 
der ganzen von ihr zu bezahlenden Rüdjtandsforderung jura cessa 
gegen die Debitmafje ihres Ehemannes ertheilen zu laffen, und 
wird die Sache nunmehr an das Stadtgericht zurückverwieſen. 
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Entfheidungsgründe. 


I. Die Beflagte richtet ihre erjte und Hauptbefchwerde dahin, 
daß nicht das Stadtgerichtserfenntnig, worin fie nur ſchuldig erfannt 
ift, die Hälfte der eingeflagten Rüdftandsforderung nebſt Zinfen und 
Koſten zu bezahlen, bejtätigt worben jei. Diefe Beſchwerde war aber 
für unbegründet zu erachten. 


Laut der Inſatzurkunde hat die Beklagte am 30. April 1860, 
als fie nebſt ihrem Ehemanne die Ueberbeſſerung der daſelbſt näher 
bezeichneten Liegenjchaften dem Kläger für ein Darlehn von fl. 5000 
verpfändete, unter Verzicht auf ihre weiblichen Nechtewohlthaten er- 
flärt, daß die in der Pfandverjchreibung angegebene Schuld auch ihr 
zum Nuten gereiche, und beide Eheleute haben am 22. October 1860, 
als fie die Pfandbeitellung auf das weitere vom Kläger empfangene 
Darlehn von, fl. 6500 erjtredten, jene Erklärung der Beklagten dahin 
näher erläutert, daß jie das Darlehn in ihr Gefhäft und daher 
zu ihrer Beider gemeinfamen Nahrung erhalten hätten. Da 
nun diefe erläuternde auf das ganze Darlehn zu beziehende Erklärung 
nicht wohl anders verftanden werden kann, als daß das Geſchäft, 
für weldes dafjelbe aufgenommen, ein von beiden Cheleuten gemein- 
fam betriebenes fei, jo würde, wenn man dieſe Erflärung der gegen— 
wärtigen Beflagten gegenüber bei Entjcheidung der Sache zum Grunde 
fegen könnte, die folidarifche Verhaftung derjelben als Hauptjchuldnerin, 
für die jest eingeflagte Rücdjtandsforderug nad) klarer Vorfchrift der 
Reformation Thl. III, Tit. 7, 8 12 feinem Zweifel unterliegen. Allein, 
da die Beklagte, welche Schon in der Vernehmlaffung auf die Rück— 
ftandsflage ‚ihre jolidarifche Haftpflicht beftritten hat, in gegenwärtiger 
Inſtanz die in jener Erklärung enthaltene Angabe für unwahr erklärt, 
indem fie längnet, mit ihrem Manne ein gemeinschaftliches Geſchäft 
betrieben zu haben, fie auch darauf hin, wie die Acten ergeben, im 
Concurſe ihres Ehemannes das Separationsreht in Anſpruch nimmt, 
fo mußte von jener Erflärung ihr gegenüber abgejehen werden. 


Und es fonnte dies auch um fo füglicher geichehen, als in dem 
gegenwärtigen Falle, wo- wegen der Inſolvenz ihres Ehemannes der 
Beklagten die Einrede der Theilung überall nicht zufteht, es gar feiner 
Entfcheidung darüber bedarf, ob jie mit ihm zufammen als Haupt: 

vo. 28 
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ſchuldnerin ſolidariſch für das Darlehn haftet, ſondern nur, ob ſie 
in Folge ihrer Interceſſion für das ganze Darlehn und alſo auch 
für die Rückſtandsforderung aufzukommen hat und dies war allerdings 
anzunehmen. 


Iſt nämlich das Darlehn nicht für ein von den Eheleuten ge— 
meinſam betriebenes Geſchäft, ſo iſt es doch jedenfalls laut der vor 
der Juſtizbehörde abgegebenen Erklärung für ein Geſchäft des 
Mannes aufgenommen. Wie nun auch im Allgemeinen da, wo Ehe⸗ 
leute gemeinſchaftlich eine Schuldurkunde, und zwar die Frau unter 
Entſagung auf ihre weiblichen Rechtswohlthaten, ausſtellen, das Rechts— 
verhältniß nach Frankfurter Rechte 


Ref. Thl. II, Tit. 7, 8 16 


aufzufaſſen ſein mag, ob in ſolchem Falle beide Eheleute als Haupt— 
ſchuldner ſolidariſch, oder, wie das Appellationsgericht annimmt, Jeder 
nur für ſeine Hälfte und außerdem die Ehefrau in Folge ihrer 
Interceſſion als Bürgin auch für die Hälfte des Ehemannes haftet; 
in einem Falle, wie der vorliegende, wo das Darlehn für ein Ge— 
ſchäft des Mannes aufgenommen worden iſt und die Frau ganz allgemein 
auf ihre weiblichen Rechtswohlthaten verzichtet hat, kann die Sache 
nicht wohl anders aufgefaßt werden, als daß für die ganze Schuld 
der Ehemann als Hauptſchuldner, die Frau als Bürgin ſich ver— 
pflichtet habe. 


Faßt man aber die Sache ſo auf, ſo finden die Gründe, welche 
dagegen geltend gemacht find, daß eine Correal- Verbindlichkeit der 
Eheleute aud) nach Frankfurter Rechte deshalb nicht ftattfinde, weil 
fie ſich nicht ausdrücklich in solidum verpflichtet haben, von felbjt 
ihre Erledigung, und es bedarf nur noch der Widerlegung des Ein- 
wandes, daß die Beflagte vor dem Hhpothefenamte nicht wegen ihrer 
perjönlichen, fondern nur wegen der in Verpfändung der ihr und 
dem Ehemanne gemeinfamen Liegenfchaften enthaltenen Interceſſion 
auf die weiblichen NRechtswohlthaten verzichtet habe. 


Wenn die Beklagte dies 
1. aus dem Grunde behauptet, weil bie Hppothefen-Buchführung 
gar nicht die für Aufnahme perfönlicher Bürgſchaften zuftändige Be— 


= A. 


hörde fei, fondern das Stadtgeriht II, fo ift dies unrichtig, denn 
während früher die Kathscanzlei diejenige Behörde war, vor welcher 
die Berfchreibungen der Eheleute und die Verzichte auf die weiblichen 
KRechtswohlthaten vorzunehmen waren, 
Ref. Thl. I. Tit. 16, 8 11, 12. 
Ref. Thl. II. Tit. 7, 8 16. 
find ſolche Functionen, nachdem im Jahre 1820 eine eigene Hypotheken⸗ 
Behörde eingerichtet worden, auf dieje übergegangen. 
Souhay, Anmerkung zur Ref. Thl. I. ©. 372 sub b. 
©. 379. 
Grant, Meberfiht des Hypothekenweſens 8 142 Note x) 
sub 3 
und wenngleich bis zum Jahre 1848 dem Stabtgerichts-Director 
noch eine Mitwirfung dabei zuftand, fo ijt doch durd) die am 7. November 
des gedachten Jahres erlaffene Verordnung 8 6 auch dieſe aufgehoben, 
und es fteht nach $ 5 dem Stadtgerichte II nur noch eine Beauf- 
fihtigung der Gefchäfte der Hypothefenbehörde zu. 

2. Die Behauptung aber, daß der Verzicht der Beklagten aud) 
an fih nur auf die Piandbeftellung fich bezogen habe, widerlegt ſich 
durch den oben bereitS angegebenen Anhalt der Inſatzurkunde, nad 
welcher überdies die Beklagte vor ihrem Verzichte auf die weiblichen 
Kechtsmwohlthaten dahin verftändigt worden ijt, daß Verbürgungen 
der Ehefrauen für ihre Männer nad) den Gejegen unwirkſam feien. 
Denn wenngleich die in der Urkunde enthaltenen Erklärungen und 
Berzichte bei der Inſatzbeſtellung und zum Zwecke derjelben gejchehen 
find, jo würde es doc) ebenfowohl den Klaren Worten, al8 der ihnen 
durch eine entjchiedene Praris zu Theil gewordenen Auffaffung wider- 
fprechen, wollte man fie nur auf den Inſatz beziehen, ihnen alfo nur 
für die Inſatz- nicht aber für die Rückſtandsklage Bedeutung geben, 
indem was die Praxis betrifft, diefe Erklärungen vor der Hhpothefen- 
behörde den bejtehenden gejeglichen Vorfchriften gemäß im Wefenlichen 
immer fo lauten, wie im gegenwärtigen alle, und doch, wie die in 
voriger und gegemwärtiger Inſtanz beigebrachtẽn und vom Appellations- 
gerichte im Bezug genommenen vielfachen Entfheidungen in Rück— 
ftandsflagen ergeben, immer von Webernahme einer perjönlichen 
Verbindlichkeit verjtanden jind. 
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"Mußte nun aus diefen Gründen das angefochtene Erfenntniß, 
infofern es die Beklagte verurtheilt hat, die ganze Rückſtandsforderung 
nebjt Zinfen und Koften zu bezahlen, beftätigt werden, jo fonnte das 
Gleiche doch in einem amderen Punkte nicht geichehen. Das Appel- 
lationsgericht hat die jolidarifche Verpflichtung der Beklagten, wie bereits 
“ oben angedeutet ijt, dahin aufgefaßt, daß fie für die eine Hälfte des 
Darlehns als Selbftihuldnerin, für die andere Hälfte als Interce— 
dentin hafte, und ihr daher nur überlajfen, ſich wegen diefer anderen 
Hälfte vom Kläger Jura cessa gegen die Debitmafje ihres Ehemanns 
ertheilen zu laſſen. Haftet nun aber nad) der obigen Ausführung die 
Beklagte für das ganze Darlehn nur als Antercedentin, fo war con= 
jequenter Weile ihr Recht auf Ertheilung von jura cessa aud) auf 
die ganze Rücdjtandsforderung auszudehnen. 

I. Die zweite, gegen die Gompenfation der Koften voriger 
Inſtanz gerichtete Beſchwerde Hat nur einen confecutiven Character, 
und erledigt ſich mithin durd die im Wefentlichen erfolgende Con— 
firmatoria. | 

Auch mußte, troß der in einem Nebenpunfte erfolgenden Ab- 
ünderung des vorigen Urtheils, die Beklagte in die Koften der gegen- 
wärtigen Inſtanz verurtheilt werden. 


% 


II. Auf Appellation des Osborn'ſchen Contradictors. 


Erfannt; 
daß zwar die Förmlichfeiten. der Appellation für gewahrt zu 
achten, in der Sache jelbjt aber das Erfenntniß des Appel- 
(ationsgerichts der freien Stadt Frankfurt vom 16. Juni 1862, 
wie hiermit geichieht, unter Verurtheilung des Beklagten in die 
Koften diefer Inſtanz, zu bejtätigen fei; und wird nunmehr die 
Sade an das Stadtgericht zurückverwiefen. 


Entfcbeidungsgründe. 


Der Bellagte richtet jeine Hauptbeſchwerde dahin, daß der Be— 
trag der ganzen KRüdjtandsforderung ſammt Zinfen und Koften der 
Osborn'ſchen Debitmaſſe gegegenüber für liquide erfannt worden fei, 


— 431 — 


indem er zumächft auszuführen fucht, daß die Maſſe ſchon an ich 
nur für die Hälfte der Forderung hafte, enventuelf aber, daR jeden: 
falls jeiner Einrede der Theilung hätte Statt gegeben werden müſſen. 

Diefe Beichwerde ftellt fi) aber in der einen wie in der anderen 
Richtung als eine unbegründete dar. 


Denn 

A. mit der allgemeinen Beftreitung, daß der Cridar Osborn für 
das laut der YInfagurfunde vom 30. April, reip. 22. October 1860 
aufgenommene Dahrlehn nicht an und für fich jolidarifch Hafte, kann 
der Beflagte aus dem Grunde überall nicht mehr gehört werden, weil 
er nicht nur in feiner Erflärung auf die, unter Vorbehalt der Rück— 
ſtandsforderung, angeftellte Inſatzklage die Gefammtforderung von 
fl. 11500 Namens der Debitmafje als richtig anerfannt Hat, was 
allein allerdings noch nicht entfcheiden würde, fondern weil in feiner 
Erklärung auf die demnächſt angejtellte Rückſtandsklage die ſolidariſche 
Verpflichtung der Dsborn’schen Cheleute, alfo auch des Ehemannes, 
für den Betrag des zu ermittelnden residuum aufzufommen, aus- 
drücfich von ihm- anerfannt und nur die Einrede der Theilung geltend 
gemacht ift. Es bedarf ſomit feiner Widerlegung der vom Beflagten 
in diefer Inſtanz ausgeführten Gründe, weshalb der Cridar für das 
fragliche Darlehn und folglich für die Rückſtandsforderung ſchon an 
ſich nur zur Hälfte aufzufommen ſchuldig fei, ſondern es fragt ſich 

B. nur noch, ob ihm die Einrede der Theilung zuſtehe. Allein 
auch dieſe Frage muß verneint werden, wie man auch die von den 
Osborn'ſchen Eheleuten, laut der obgedachten Inſatzurkunde von der 
Hypothekenbuchführung abgegebenen Erklärungen verſtehen mag. 


Faßt man dieſelben nämlich: 


1. dahin auf, daß das Darlehn, für welches die Eheleute ge— 
meinſchaftlich verſchrieben und den Inſatz beſtellt haben, für ein vom 
Ehemann allein geführtes Geſchäft aufgenommen ſei, ſo würde 
Letzterer als Hauptſchuldner, die Ehefrau dagegen nur als Interce— 
dentin für die ganze Schuld zu betrachten ſein. Obgleich nämlich in 
dem Falle, wo zwei Eheleute gemeinſchaftlich, die Frau unter Verzicht 
auf ihre weiblichen Rechtswohlthaten, eine Schuldurkunde ausſtellen, 
im Allgemeinen anzunehmen ift, daß Jeder von ihmen als Haupt: 
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fhuldner nur zur Hälfte und außerdem die Fran für die Hälfte des 
Mannes nur als Antercedentin hafte, fo muß doch eine andere Auf- 
fafjung dann eintreten, wenn der Mann ein Gewerbtreibender und 
das Darlehn für fein Gefhäft aufgenommen ift. Haftet nun aber 
in foldem Falle der Mann an fi in solidum und die Frau für 
die ganze Schuld nur als Bürgin, fo fann Erfterer fich felbftver- 
ftändlich der Einrede der Theilung nicht bedienen, Allein man fann 

2. dem gegenwärtigen Beklagten gegenüber von diefer Auffajfung 
füglich abſehen. Denn nach den in der mehrgedachten Inſatzurkunde 
von den Dsborn’schen Eheleuten abgegebenen Erklärungen muß an- 
genommen werden, daß das fragliche Darlehn für ein von beiden 
Eheleuten gemeinfam betriebenes Gefchäft aufgenommen fei. Wenn 
nämlih die Ehefrau am 30. April 1860 in Beziehung auf den 
erften Theil des empfangenen Darlehns von 5000 fl. erklärt, daß 
diefe Schuld aud ihr zum Nuten gereiche, fo haben beide Eheleute 
in ihrer in Beziehung auf den zweiten Theil des Darlehns 
von fl, 6500 am 22. Dectober 1860 abgegebenen Erklärung dies 
näher dahin erläutert, daß fie das Darlehn in ihr Gefhäft und 
daher zu ihrer Beider gemeinfamen Nahrung erhalten hätten. 
Auch Hat der Kontradictor in feiner Vernehmlaffung auf die Rückſtands— 
flage, in welcher ausdrücklich auf den Inhalt der Inſatzurkunde Be— 
zug genommen ift, die Wahrheit jener Erflärung in feiner Weiſe 
beftritten, ja jelbjt in gegenwärtiger Inſtanz die Thatfache, daß die 
Deborn’schen Eheleute gemeinfam ein Gejchäft betrieben haben, nicht 
zu läugnen vermocht, fondern nur, und zwar nad) dem Obigen ohne 
Grund, behauptet, daß fie aus der Erflärung der Eheleute nicht zu 
folgern, und überdies vom Kläger nicht rechtzeitig geltend gemacht. 
fei. Es bedurfte daher nicht erft der Einziehung einer Erflärung des 
Beklagten über das vom Kläger im diefer Inſtanz beigebrachte Novum, 
welches in der Borausfegung eines Leugnens jener Thatſache abjeiten 
des Beklagten, ein völlig zuläffiges fein würde und nad) weldem 
der Beklagte, um die Dsborn’she Ehefrau mit ihrem Separations- 
antrage zurückzuweiſen, e8 felber geltend macht, daß diefelbe an dem 
Geichäfte des Mannes "Theil genommen habe, und dafür alle die— 
jenigen Kriterien vereinigt angeführt, von welchen nad) der Reformation 
Th. HI Zitl. 7. 8 12 ihrem richtigen Verftändniffe zufolge, 
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Bender Handbuch) S. 511 Not. 1 
Schon einzelne genügen, um einen gemeinfamen Handel der Eheleute 
anzunehmen, daß aber im Falle des $ 12 cit. feinem der Eheleute 
in Beziehung auf eine für das gemeinfame Geſchäft contrahirte Schuld 
die Einrede der Theilung zufteht, ift ausgemachten Nechtens, 

I. War aus diefen Gründen die Hauptbejchwerde des Beklagten 
zu verwerfen, fo. findet dadurch zugleich die nur conſecutive zweite 
Beichwerde über die Compenfation der Koften voriger Inſtanz ihre 
Erledigung. 
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332. 


F. €. H., Kläger, gegen Dr. Berg, als curator ad litem 
der am 18. Auguft 1853 geborenen Tochter der H.'ſchen Ehefrau, . 
C., geborene F., Bellagten, den Status des gedachten Kindes be 
treffend. | 


. 


— &Erfenntniß des Stadtgerihts I 
bom 11. Februar 1861. 

An Erwägung: 

1. „daß Kläger den ihm auferlegten Beweis, daß er in dem Zeit- 
raum vom 23. Dectober 1852 bi8 18. Februar 1853 feiner Ehefrau 
‚nicht ehelich beigewohnt habe,“ durch Bezugnahme auf den Anhalt der 
Acten feiner Ehejcheidungsflagen vom Jahre 1853, C I und II, namentlich 
auf die Vernehmlaſſung feiner Ehefrau in C IT und die Ober-Appellationg- 
gerichts-Entfcheidungsgründe in C IL, jowie durch Zeugen angetreten 
hat — während der Gurator des beffagten Kindes gegenbeweislich durd) 
eine Zeugin, Wenderoth, die Glaubwürdigkeit der Zeugin Stoebel zu im- 
pugniren und ferner durch die Zeugin Geyfer-Beifel und Fiſchendorf 
nachzumeifen verfucht hat, daß Frau H. ihren Ehemann im No- 
vember 1852 in Hanau bejucht Habe; 

2. daß diefer Verfuc eines Gegenbeweifes dem Beklagten durd- 
aus mißlungen tft, indem 

a) aus den Ausfagen der Zeugin Wenderoth fich feine Ber: 
muthung ergibt, daß die Zeugin Stoebel aus Feindichaft gegen Frau 
H. für die Unehelichfeit des beflagten Kindes ausgejagt haben follte; 


- 
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b) auf die Vernehmung der Zeugin Geyſer-Beiſel wegen nicht 
ausfindig zu machenden Aufenthaltes derjelben verzichtet werden mußte und 

c) Zeugin Fischendorf über den fraglichen Beſuch gar nichts 
anzugeben vermochte; 

3. daß aber der Beweis des Klägers durch die Ausfagen der 
Zeugen Helms und deſſen Ehefrau und Stoebel im Beihalt zu den 
in den angeführten Eheicheidungsacten enthaltenen Conftatirungen — 
und wenn aud die Ausfagen der übrigen vernommenen Zeugen nichts 
Erhebliches enthalten — in hohem Grade unterftütt wird, indem 
aus den angeführten Chejcheidungprozefien feftitcht, daß feit dem 
Sommer 1852 das ehelihe Zuſammenleben der H.'ſchen Cheleute 
völlig aufgehört hatte; daß gerade zur Zeit vom October 1852 bis 
jelbft im Herbſte 1853, wo die Frau in Bodenheim wohnen geblie— 
ben, der Mann aber in dem innigjten XLiebesverhältnig mit D. 
€, in Hanau gelebt und der Scheidungsprozeß in vollem Gang war, 
von Seiten Klägers die heftigfte Abneigung gegen feine Ehefrau be- 
ftanden; daß Frau H. in diefem Scheidungsprozeffe vom Jahre 1853, 
CI ihre Schwangerschaft gänzlich verfchwiegen, obgleich fie damals 
das höchſte Intereſſe dabei gehabt hätte, diejelbe, wenn fie von ihrem 
Manne möglich gewejen wäre, geltend zu maden; daß diefelbe mit 
Geheimhaltung vor ihrem Ehemanne in Mainz niedergefommen, daß 
eine Gollufion beider Ehegatten weder zum Zweck einer Scheidung 
noch auch rückjichtlich des Hier in Frage ftehenden status des Kindes 
im entfernteften zu bejorgen ift; und bei all diefem die Beitätigungen 
der Zeugen Helms und Ehefrau zu Hanau, daß H. im zweiten Winter, 
wo er bei ihnen gewohnt, 1852/53, feinen Beſuch von feiner Ehe— 
frau erhalten, und der Zeugin Stocbel, damaliger Magd der Frau H. 
daß dieje ihren Mann damals in Hanau nicht befucht, fie aber das 
ältere Kind einmal zu H. nad) Hanau gebracht habe, während Frau 
H. in Wilhelmsbad zurückgeblieben fei und fie da erwartet habe; 
endlih, daß Frau H. ihr felbft einen gewiſſen H.....r als Vater des 
hier in Rede stehenden Kindes bezeichnet habe — fo gewichtige Mo- 
mente für die Behauptung des Klägers darbieten, dag eine Zulaj- 
fung deijeben zum Erfiüllungseide feinem Bedenken unterliegen kann, 
zumal da Kläger allein de veritate, der beflagte Curator aber höchſtens 
de nesciendo und non credendo zu ſchwören im Stande fein würde; 
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4. daß bezüglich des Koftenpunktes fich zwar, falls Kläger diefen 
Eid Teiften follte, in Berücfichtigung, daß dem beflagten Theile eine 
temeritas litigandi nicht vorgeworfen werden fünnte, eine Compen— 
jation als geeignet erweifen würde, Kläger aber demungead)tet die 
Koften der auf feinen Antrag beftellten Bertretung des Beklagten an 
deſſen Eurator jo lange vorzulegen hat, als feine zu deren Dedung 
genügende Vermögensobjecte vorhanden find; 

Aus diefen Gründen wird hiermit zu Necht erkannt: 

I. Winde Kläger in dem auf — — — in öffentlicher Sitzung 
diefes Gerichtes anberaumten Tagfahrt bei Vermeidung der 
Nachtheile der Eidesweigerung ſchwören: 

„daß er in dem Zeitraum vom 23. October 1852 bis 
18. Februar 1853 feiner Ehefrau nicht chelich beigewohnt 
habe,“ Ä 
fo follen unter Compenfation der Koften dem am 18. Auguft 1853 
von feiner Ehefrau C. H., geb. F., zu Mainz gebornen Finde, 
Namens Sophie, alle Rechte auf Namen, Familie und Vermögen 
des Klägers aberfannt fein. 

II. Falls Kläger diefen Eid nicht ableiten folfte, wird er mit der 
erhobenen Klage unter Verurtheilung zum Erſatz der dem be- 
Hagten Theile veranlaßten Koſten ab und zur Ruhe verwiefen. 

II. Im Falle sub I hat Kläger die Koften der Vertretung des Be— 
Elagten vorlagsweife zu berichtigen. 

Dieſes Erkenntniß wurde auf beiderfeitige Appellation durch Er- 
fenntniß des Appellationsgerihts, Rechtsfacultät Heidelberg, bejtätigt 
und auf Appellation des Beklagten durch Urtheil des Oberappella— 
tionsgerihts dom 9. Juni 1863 — aus den für zutreffend zu 
- eradhtenden Gründen der früheren Urtheile — unter Bergleihung 
der Koſten gleichfalls beftätigt. 
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333. 


Earl Ludwig Wißmann, Kläger, gegen Philipp 
Nicolaus Schmidt, Beklagten, Kauf einer Obligation betreffend. 


Erfenntniß des Stadtgerichts 1 
vom 18. September 1861. 
I. Es ſtehen die folgenden Thatſachen unter den Parteien feſt: 


1. Dat Kläger am 9. Auguft 1853 ein 7 pCt. Covington 
Lexington I. Mortgage Bond (Nr. 248) von 1000 Doll. zum Cours 


von 99! von dem Beklagten erfauft und empfangen, auch den Kauf: 
preis berichtigt hat. 

2. Daß die frühere Verwaltung der inzwifchen durch Kauf in 
dritte Hände übergegangenen Covington-Lexington-Eifenbahn 20 Bonds 
zu je 1000 Doll. über den Betrag, der auf 400,000 Doll. feitge- 
ftellten, bi8 zur Höhe diejes Betrags Hypothefarifch verficherten, erjten 
Prioritäts » Anleihe ausgegeben hat, nämlich 260 (ftatt 240) Stück 
7 p&t., neben 160 Stüd 6 pCt. Bonds. 

3. Daß bei dem im Jahre 1859. jtattgehabten Verkauf der 
genannten Eifenbahn die itberemittirten, unter der conftituirten Hypothek 
nicht mitbegriffenen 20 Bonds unberücfichtigt geblieben find, die der- 
zeitigen BahnsEigenthiimer daher denfelben die Anerfennung verfagen 
und demgemäß die Zahlung der davon entfallenden Zinfen verweigern. 

4. Daß die Coupons des den Kläger verfauften Bonds Nr. 248 
feit 1. September 1859 von Seiter der Schuldner unbezahlt ge- 
blieben find. 

II. Bejtritten ift dagegen: in thaͤtfüchlicher Beziehung, 
die Zugehörigkeit des in Klägers Beſitz befindlichen Bonds Nr. 248 
zu den von der früheren Verwaltung überemittirten 20 Stück und 
in rechtlicher Beziehung, die Verbindlichkeit des Beklagten, ein- 
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tretenden Falles dem Kläger in der durch die Klaganträge bezeichneten 
Richtung aufzufommen. 

III. Soviel die Rechtsfrage betrifft, jo kann deren Entjcheidung 
an der Hand anerfannter Rechtsſätze an ſich nicht zweifelhaft fein. 

Bei einem Kauf in genere ift die vertragsmwidrige Waare ein 
andered Object, al8 das gemeinte, conjentirte gefaufte, die Lieferung 
jolcher vertragswidriger Waare begründet jomit fir den Verkäufer 
feine Bertragserfüllung, der Käufer ift daher befugt, mittelft der actio 
emti auf Erfüllung, d. i. auf beſſere, vertragsmäßige Lieferung zu 
klagen, gleichzeitig aber jein Syntereffe, daß ihm zuvor vertragswidrige 
Waare geliefert worden, geltend zu machen. 

Thöl, Handelsreht, Band I. ©. 291. 

Der in Rede jtehende unter den Parteien zu Stande gefommene 
Kauf war aber ein Kauf in genere, fein von beiden Theilen gleich: 
mäßig gewollter Gegenjtand ein 7 p&t. Covington Lexington I. Mort- 
gage Bond, d. h. eine Partial-Schuldverſchreibung über 1000- Doll. 
als Theil desjenigen, von der Covington-Lexington-Eifenbahn-&e- 
jellichaft aufgenommen, in 400 theils 6 p&t., theil® 7 p&t. Bonds 
eingetheilten Prioritäts-Anlehens, zu deſſen Sicherheit von -der ge: 
nannten Gejellichaft eine erfte Hypothek auf ihr Eigenthum conftitwirt 
worden- ijt. 

Nur die Lieferung einer Obligation diefer Art konnte Beklagten 
von jeiner Verbindlichkeit aus dem Verkaufe befreien. 

Sollte c8 ſich daher herausstellen, daß das dem Kläger gelieferte 
Bond einen Theil des fraglichen Prioritäts-Anlehens nicht darftelle, 
zu den durch die bejtellte Hypothek gededten Bonds dieſer Anleihe 
nicht gehöre, vielmehr den von der Verwaltung der Eijenbahn über- 
emittirten, daher an der bejtellten Hypothek nicht participirenden, 
20 Stüd zuzuzählen jei, jo müßte, zufolge der erhobenen Klagan— 
jprüche in der Hauptjache begründet, Kläger berechtigt erfcheinen, wie 
geichehen, in erjter Linie die Lieferung eines Bond der bedungenen 
Art, eventuell aber — da eine Befugniß Klägers zum Abgehen von 
dem DBertrag nad) Lage der Berhältniffe anzuerkennen wäre — die 
Reciſſion des Kaufes, beziehungsweife die Reftitution der Kaufſumme 
zu verlangen und gleichzeitig in dem einen und andern Falle den Er- 
fa der jeit September 1859 unbezahlt gebliebenen Zinjenbeträge, 
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als dem Geldwerth feines, durch die vertragswidrige Lieferung be- 
dingten Intereſſes zu begehren. 

Hiergegen könnte auch nicht eingewendet werden wollen, daß in 
der vorbehaltlojen Annahme der fraglichen Bond Nr. 248 von Seiten 
des Klägers, verbunden mit der Thatſache, daß Letzterer während einer 
Reihe von Jahren Feinerlei Neclamation dieferhalb erhoben, eine 
Approbation jenes Bonds als Kaufobjects, ſomit ein Verzicht Klägers 
auf die Geltendmachung gegentheiliger, aus der VBertragswidrigfeit der 
Leiſtung refultirender Rechte zu finden ſei, da unbeftritten dem Kläger, 
jowenig wie dem Beklagten felber, zur Zeit des gejchloifenen und voll- 
zogenen Kaufes, rejp. von da an bis zum Sommer 1859 irgend Etwas 
von einer ftattgehabten Ueberemifjion überhaupt, insbejondere aber von | 
der Zugehörigkeit des erfauften Bond Nr. 248 zu dem überemittirten 
Stücken befannt gewejen ift, ein Verzicht aber ohne Bewußtjein deſſen, 
worauf verzichtet wird, nicht angenommen werden kann. 

Bellagter macht jedoch in Bejtreitung des Klaganſpruchs die Ein- 
rede des eigenen Verſchuldens geltend, indem er behauptet, daß die 
Inhaber der überemittirten Bonds es lediglid) ihrer eignen Fahrläfjig- 
feit und Unthätigfeit zuzujchreiben hätten, daß ihre obligationsmäßigen 
Anſprüche bei dem Verkauf der Eifenbahn unberückſichtigt geblieben 
feien, daß daher auch Kläger, der bereit im Sommer 1859 von der 
ftattgehabten Ueberemiſſion Kenntnig erlangt habe, mit jeinen dermäligen 
Anfprüchen nicht weiter zu Hören ſei. — Diejer Einwand ift jedoch 
ſchon darum grundlos, weil Beklagter gar nicht zu behaupten, ge- 
Schweige näher zu begründen vermochte, daß und in wie fern die gerügte 
Unthätigfeit der übrigen Bonds- (T) Befiger der gleichen Categorie dem 
Kläger zur Laft zu legen jei, noch daß derjelbe im Stande gewefen 
wäre, jelbjt durch fein alleiniges Auftreten die Intereſſen der fraglichen 
Bonds- Inhaber und damit feine eigenen bei dem Verkaufe der Eijen- 
bahn mit Erfolg zu wahren. 

IV. Wenn der erhobene Klaganſpruch infoweit der rechtlichen Be- 
gründung nicht entbehrt, jo kann doch demjelben zur Zeit um defwillen 
feine Folge gegeben werden, weil es dermalen noch an einer wejent: 
lichen Vorausſetzung deſſen Nechtsbejtandes gebricht. 

Es iſt nämlich bis jetzt in keiner Weiſe ſicher geſtellt, daß das 
in Frage ſtehende Bond Nr. 248 zu den erwähnter Maßen über— 
emittirten 20 Stück gehöre. 
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Kläger behauptet dies zwar, indem er fi) darauf beruft, daß die 
mit den Ordnungsnummern 241 bis 260 verfehenen Bonds als die 
überemittirten zu gelten hätten, da unbejtritten neben den 160 Stüd 
Gprocentigen nur 240 Stück 7procentige Bonds ausgegeben ſeien; 
daß ferner die verweigerte Einlöjung der Coupons feines Bond Nr. 248 
ſchon hinreichend deſſen Zugehörigkeit zu der ftattgehabten Ueberemiſſion 
dartdun; daß endlich Beklagter dies Factum dadurch anerfannt habe, 
da er von ihm die Einlieferung des fraglichen Bond begehrt, um 
geeigneten Orts die nöthigen Schritte und zwar in feinem, Bellagtens, 
eigenem Intereſſe thun zu können. 

Dies legtere Moment erweift ſich jedoch fofort als unbegründet, 
da der thatſächliche Hergang der Sache, wie foldher actenmäßig feit- 
jteht, die Annahme einer Anerkennung der beftrittenen Thatſache von 
Seiten des Bellagten als gerechtfertigt nicht erfcheinen Täßt. 

Was dagegen die weiteren, vom Kläger geltend gemachten Argu— 
mente betrifft, jo ftellt Beklagter denfelben die Behauptungen entgegen, 
daß für die Entjcheidung der Frage, welche der emittirten 260 Stüd 
7 pCt. Bonds als die überemittirten zu betrachten feien, aus den 
Drdnungs-Nummern Nichts hergeleitet werden könne, da die Emifjion 
der einzelnen Stücke nicht nad) der Reihenfolge diefer Nummern, viel- 
mehr ohne Nücficht hierauf promiscue ftattgefunden habe; — eine 
Thatſache, die Angefichts der fattfam bekannten amerifanifchen Ber- 
hältniffe allerdings nicht einmal die Wahrfcheinlichkeit gegen fich hat, — 
daß aber nur diejenigen Bonds als iiberemittirt gelten fönnten, welche, 
ohne KRüdfiht auf ihre Ordnungsnummern, nad) Erſchöpfung des 
Totalanlehensbetrags von 400,000 Doll. durd) Ausgabe von 400 Stüd 
Bonds A 1000 Doll. weiterhin emittirt worden feien; daß auch die 
Weigerung der dermaligen Bahneigenthümer, die Zinjen gewifjer Bonds 
zu zahlen, dieje leteren noch nicht als überemittirte qualificiren könne, 
da begreiflich die Frage, welche Stüde als ſolche zu gelten hätten, nicht 
durch das einfeitige Ermeffen des Schuldners entjchieden werden fünne. 

Da Kläger dies Vorbringen des Beklagten nicht durch ſolche 
Momente zu widerlegen vermochte, weldye die bejtrittene Frage der 
Zugehörigkeit jeined Bonds Nr. 248 zu den überemittirten Stüden 
als eine, nöthigenfalls durch Beweis herzuftellende Thatfrage ericheinen 
ließen, da fomit jene Frage vielmehr als eine der richterlichen Ent- 
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ſcheidung bedürftige Rechtsfrage fich darftellt, deren Löſung jedoch felbft- 
verjtändlich nicht den hiefigen Gerichten, jondern denjenigen des Ortes 
zufteht, welcher als Sit der jtreitigen Obligation zu betrachten ift; 
da endlich Kläger die bejtimmte Behauptung Beklagtens, daß bereits 
Schritte zur Herbeiführung einer richterlihen Entſcheidung in frag« 
fiher Beziehung gethan, ein Prozeß nicht nur bezüglich der hier 
jpeziell ftreitigen Frage, jondern auch darüber anhängig fei, ob 
nicht den Inhabern der überemitttirten 20 Bonds überhaupt die völlig 
gleichen Rechte, wie den Beſitzern der eigentlichen I. Mortgage Bonds 
zuzuerfennen jeien? — Da Kläger dieje Behauptungen des Beflagten 
nicht in Abrede gezogen, ſomit jtillichweigend als richtig zugegeben 
hat,’ fo ift es einleuchtend, daß bezüglich der Anfprüche Klägers zur 
Zeit ein rechtliches Erkenntniß nicht gegeben werden kann, vielmehr 
vor Allem das Ergebnif jener auswärts anhängigen, für den Bejtand 
der Klage präjudiciellen Nechtsjtreites, abzuwarten ift. 
Hiernach wird zu Recht erfannt: 
Würde Kläger durch Production vechtsfräftigen Erfenntniffes 
der competenten Gerichtsbehörde ‚glaubhaft nachweisen, daß das 
ihm vom Beklagten verkaufte 7 pCt. Covington Lexington 
I. Mortgage Bonds Nr. 248 zu den von der früheren Ver— 
waltung der genannten Eiſenbahn überemittirten 20 Bonds ge- 
höre, auch als folches an den Vorzugsrechten der eigentlichen 
I. Mortgage Bonds feinen Autheil habe, jo joll alsdann in 
der Sache jelbit, nad) Maßgabe des in Abfchnitt IH. der Ent- 
fcheidungsgründe Ausgefprochenen, ſowie der Kojten wegen, recht⸗ 
liches Erkenntniß erfolgen. 


Erkenntniß des Appellationsgerichts 
vom 20. Januar 1862. 


Auf beiderſeitige Appellation. 
Nach der von dem Beklagten anerkannten Verkaufsnota hat der— 
ſelbe dem Kläger am 9. Auguſt 1853 
eine 7 pCt. Covington Lexington I. Mortgage Bond von 
1000 Doll. & 991 um fl. 2487. 30 kr. 
verfauft und ift in Erfüllung diefes Gefchäfts der Bond Nr. 248 
von Beflagten gegeben, vom Kläger genommen worden. 
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Der Beflagte hatte inhaltlich feiner Nota nicht nur eine auf den 
Inhaber lautende Schuldverfchreibung (Bond) der Covington-Lexington- 
Eifenbahngefellfchaft über 1000 Doll., fondern eine zur Zeit des 
eriten Verkaufs durch erjtes Pfandrecht (first Mortgage) gefichertes 
derartiges Inhaberpapier zu Tiefern. - 

. Fir das Vorhandenfein diefer vertragsmäßig zugeficherten Be— 
ſchaffenheit des Ynhaberpapiers zur Zeit des Verlaufs hat der Ver— 
fäufer als folder, mag das Geſchäft als venditio rei oder nominis 
angejehen werden, dem Käufer zu haften und fann mit der Contracts— 
flage, actio emti, wie in der Klage gefchehen, auf Erfüllung oder das 
Intereſſe in Anfprucd genommen werden. 

cf. Goldfhmidt, der Lucca -Pistoja- Actien- Streit. * 
‚1859. ©. 22, 35, 64. 

Thatfächlich ift der erhobene Anſpruch in der Klage, erläuternd 

in der Replif durch die weitere Behauptung ausreichend begründet: 
daß, wie ſich erſt fpäter, 1859, ergeben, dem vom Beklagten 
am 9. Auguft 1853 gelieferten Bond Nr. 248 ſchon damals 
die Eigenfchaft einer durch erjte Hypothek auf die Covington- 

Lexington-Eifenbahn verjicherten Schuldverſchreibung mangelte. 

Ob Mehremifjion oder Doppelemiſſion die Urjache diefes Mangels 
gewejen ift, erjcheint der pofitiven Zuficherung des Käufers gegenüber 
gleichgültig, wenn der Beweis jener, die Klage auf gehörige Erfüllung 
begründeten Behauptung vorliegt. 

Weder durch die nad) Lage der Sache unpräjudicirliche Ueber . 
jendung des Bond Nr. 248 nad New-Norf zur Veriftcirung bei der . 
Emijfion der Bonds vorgefallener Unregelmäßigfeiten, noch auf die 
1859 erfolgte Weigerung der Zinszahlung Seitens der Schuldner 
für den Bond 248, noch auch durd die Einräumung des Beflagten, 
daß eine Ueberausgabe von 20 Bonds über die zuläffige Zahl von 
400 Stüd ftattgefunden hat, welche bei Verkauf der Bahn an eine 
neue Geſellſchaft unberückſichtigt geblieben jind, erfcheint indeffen der 
an dem fpeciellen gelieferten Bond Nr. 248 gerügte Mangel des zu- 
geficherten Pfandrechts bereits ficher geftellt. Dem bejtimmten unter 
Vortrag, eines andern Sachverhalts vorgebrachten Ableugnen des Be— 
klagten gegenüber, hat vielmehr der Kläger, ohne daß eine Vorurtheilung 
zur Lieferung eines der. Zuficherung entjprechenden Bond nebſt Zins- 
coupons vom 1. September 1859 ab, oder zur Zahlung des Kaufe 
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preifes von fl. 2487. 30 fr. nebit Erſatz der ihm mit 7 pCt. ent» 
gangenen Zinfen vom 1. September 1859 an erfolgen fann, noch 
den Beweis feines Klagfundaments dahier zu erbringen. 

Ein folder Beweis kann unabhängig von dem Ergebniß eines 
anderwärts über das Pfandrecht des Bonds Nr. 248 zwilchen anderen 
Barteien anhängigen Rechtsſtreit geführt werden. 

Die Streittheile dirfen fi daher zur Führung des Beweiſes 
alter zufäfjigen Beweismittel bedienen und der Kläger kann als Be— 
weisführer nit auf die Production des im jener auswärtigen 
Rechtsſache etwa ergehenden Urtheils beichränft werden. 

Hiernach ftellen fi fowohl die erjte Beſchwerde des Be. 
flagten, welche die Abweifung der Klage kurzerhand wegen mangeln- 
der rechtlicher Begründung verlangt, als die erfte Bejchwerde des 
Klägers, infoweit ſolche auf fofortige Berurtheilung des Beklagten 
gerichtet ift, al8 unbegründet dar. 

Ebenfowenig fann der zweiten eventuellen Bejchwerde des Be— 
flagten, welche die Berückjichtigung der von ihm vorgeſchützten Einrede des 
- Hägerifchen Verſchuldens bezweckt, jtattgegeben werden. 

Diefer Einwand erfcheint nicht nur nach dem hierüber unter III. 
der ftadtgerichtlihen Gründe Ausgeführten ungenügend fubftantiirt, 
fondern da es ſich nicht um die Zeit von 1859 und die damaligen 
Berhältniffe, jondern um den bereits 1853 vorhandenen Mangel einer 
damals zugejiherten Eigenjchaft Handelt, überhaupt unbegründet. 

Inſoweit dagegen bie erfte Beichwerde des Klägers aud) das 
Minus umfaßt und mithin gegen die Normirung und den Umfang 
des vom Stadtgerichte auferlegten Nachweifes gerichtet erfcheint, ift 
derfelben durch Beſchränkung des Beweiſes auf das eigentliche Klag- 
fundament zu entſprechen und zugleich; die Einleitung des Beweisver— 
fahrens den vorjtehenden Ausführungen gemäß anzuordnen, womit als- 
dann die beiden eventuellen Beſchwerden des Klägers ihre Erledigung 
finden. 

Aus diefen Gründen wird unter Aufhebung des ftadtgerichtlichen 
Beicheids vom 18. und 23. September 1861 zu Recht anerfannt. 

1. Kläger hat innerhalb vom Stadgerichte anzuberaumender Frift, 
vorbehältlich des Gegenbeweijes, rechtsgenügend darzuthun: 
daß der ihm von dem Beklagten am 9. Augujt 1853 in 
Erfüllung de8 Kaufs eines 7 pCt. Covington Lexington 1. 
vn. 29 
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Mortgage Bond gelieferten Bond Nr, 248 zur Zeit der 
Lieferung nicht zu den durch erjte Hypothek auf die Covington- 
Lexington &ijenbahn verficherten Schuldverjchreibungen der 
Covington-Lexington-Eijenbahn-Gefellichaft gehört hat. 

2. Ze nad) dem Ergebniß dieſes Beweiſes, zu dejjen Führung 
nicht nur ein in glaubhafter Form ausgefertigtes Erkenntniß 
über das. Pfandrecht des Bonds Nr. 248, injoferne folches 
rechtzeitig vorgelegt zu werden vermag, fondern überhaupt jedes 
fonft zuläjfige Beweismittel mitbenugt werden kann, ift ſodann 


in der Sade und der Kojten wegen von dem Stadtgerichte 
- weiter zuerfennen was Nechtens. 


3. Beflagter hat dem Kläger die Hälfte feiner Koften zu erjegen. 


Urtbeil des Dber-Uppellationsgerichts 
vom 13. Juni 1863. 
Grfannt: 


Daß die Förmlichfeiten der beiderfeitigen Appellationen für ge- 
wahrt zu achten und in der Sade felbft das Erfenntniß des 
Appellationggerichts der freien Stadt Franffurt vom 20. Januar 
1862, wie hiermit gefchieht, wieder aufzuheben und Beflagter 
verbunden ſei, dem Kläger gegen Nücklieferung des Covington 
et Lexington first Mortgage Bond Nr. 248 über 1000 Doll. 
nebſt Zinscoupons feit dem 1. September 1859, die Summe 
von fl. 2478. 30 fr. fammt 7 pCt. Zinfen feit dem 1. September 
1859 bis zur Klagbehändigung, von da an aber nebſt Zinfen 
zu 5 pCt. zu bezahlen und die Kosten erfter Inſtanz zu erftatten. 
Die Koften voriger und jeiger Inſtanz find zur Hälfte zu 
vergleichen, in deren andere Hälft® dagegen wird der Beflagte 
verurtheilt und die Sache nunmehr an das Stadtgericht zurück— 
verwiejen. Ä 


Entibeidungsgründe. 


I. Die erhobene Klage aus dem Kauf ift infoweit fie auf Rück— 
zählung des für Nr. 248 Covington Lexington first Mortgage 
Bond bezahlten Preiſes von fl. 2487. 30 fr. gerichtet wird, begründet, 
und die erfte Beſchwerde des Beklagten in voriger und jegiger Inſtanz 
war zu verwerfen. Denn: 
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1. wenn, wie hier geſchehen, ein Kaufcontract über eine Forde⸗ 
rung in genere gefchloffen ift, und in Folge deſſen eine gewiffe Species 
geliefert ward, es fich jpäter jedoch findet, daß diefe einen beiden 
Zheilen unbekannt gewejenen Fehler hat, jo ift der Käufer nicht ber 
fugt, die Lieferung einer anderen fehlerfreien Species, fondern der 
Regel nach nur die Nückgabe des Kaufgeldes zu verlangen. 

Frankf. Präjud. Fulda ca. Eyßen & Zahn, November 
1834*) 

(Thöl, Entjcheidungsgründe des ELBE NR 
zu Lübeck Nr. 62.) 

2. Beim Forderungsfauf haftet der Werfäufer für das Bor- 
handenfein der Schuld: 

l. 4 1.5 D. de hered. vel act. vend. 18. 4; 
1. 74 8 3 D. de evict. 21. 3. 

ft diefelbe durch Pfand gededt, jo erftreckt jich die Verpflichtung 

auch auf das Vorhandenfein des Pfandrechts. 
l. 30 D. de pignoribus 20. 1. 

An dem vorliegenden Fall aber behauptet Kläger, daß die Ob- 
figation, durch das zum Betrage von 400,000 Doll. an der Bahn- 
bejtellte Pfandrecht nicht gededt wiirde, die Obligation mithin einen 
Fehler hat, für welchen der Verkäufer aufkommen muß, 

3. Die in den Quellen beim Verkauf körperlicher Sachen auf- 
gejtellten Rechtsſätze, daß ein Regreß wider den Verkäufer an 
die Vorausſetzungen der Streitverfündigung und der rechtsfräftigen 
Entwährung gefnüpft jei, finden beim Verkauf von Forderungen nur 
in fofern analoge Anwendung, als der Käufer das Recht hat, den 
Schuldner zuvor auszuflagen, und in diefem Nechtöftreit dem Ber: 
fäufer den Streit zu verfünden. Eine Pflicht des Käufers, ſich zunächſt 
an den Schuldner zu halten und nur dann den Verkäufer in An— 
Ipruch zu nehmen, wenn und foweit von dem Schuldner nichts zu 
erlangen fein jollte, iſt gemeinrechtlich nicht vorhanden, wie auch nad 
Frankfurt bereit3 früher erfannt ift. 

Fulda ca. Eyßen & Zahn, December 1830 **) 
(Thöl a. a. O. Nr. 28.) 


*) Seite 449 bis 451. 
**) Seite 451 bis 452. 
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4. Die vorftehenden Nechtsfäge finden Anwendung bei allen 
Forderungsfäufen und für Obligationen auf Inhaher gelten feine ab- 
weichende Normen. Nah den von dem Ober-Appellationsgericht in 
neuerer Zeit wiederholt auch nad Frankfurt zur Anwendung gebrachten 
Grundjägen 

Heeger, Wittwe ca. VBarrentrapp, Mai 1857 *) 
befteht der Unterjchied von Obligationen auf Namen nur in der 
Unentbehrlichfeit des Papiers bei der Legitimation des Gläubigers 
und den hieraus abgeleiteten Folgerungen. Nur für das Verhältniß 
von Gläubiger und Schuloner, nicht für das zwifchen Verkäufer und 
Käufer, ift die Art der Uebertragung von Forderungen erheblich, und 
nicht diefe, jondern das ihr zum Grund liegende Geſchäft enthält den 
Grund für die Haftungspfliht zwifchen Geber und Nehmer. Aud) 
ändert der bei Greditpapieren übliche Marktverkehr an diefer Pflicht 
jo wenig etwas, wie der gleiche bei fürperlichen Sachen. Der Beklagte 
vermeint daher mit Unrecht, der Verkäufer hafte für nichts weiter, als 
für die Wechtheit des Papiers und hätte jich durch eine Anficht von 
Note 7 (6) in 

THöl, Handelsredt. 2. A. 8 54, ©. 187. (4. A., ©. 342) 
unfchwer von der Irrigkeit feiner dem Text diefes Schriftitellers bei: 
gemejjenen Erklärung überzeugen fünnen. 

Bergl. daneben Brindmann, Handelsreht S. 494. 


Auch Hat das Ober-Appellationsgericht gerade im Falle eines 
durch Blaneo-Indoſſamente gejchaffenen Anhaberpapiers anerkannt, 
daß bei einem Handel über ein folches nur zwifchen den Gontrahenten 
Berbindlichfeiten entjtehen und diefe darin bejtehen, daß der Ber- 
fäufer dem Käufer dafür Hafte, daß das Papier das fei, wofür es 
ji) ausgebe: 

Hamb. Präjud. Gebrüder Behrends ca. Lambredt 
October 1856. 

(Hamb. Samml. Bd. II, 1856. ©. 131. Hamb. Gerichts⸗ 
praxis 1856, ©. 313.) 

Vergl. aud) Neues Archiv für Handelsreht Bd. I ©. 7 
verb. „Ohne Zweifel ꝛc.“ i 


*) Siehe dieje Sammlung Bd. IH. ©. 165. 
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bier alfo dafür, daß der Bond ein Theil der durch Pfand gededten 
Anleihe jei. 

IH. Die lage ift aber auch factiich bewieſen und der Be— 
ſchwerde des Klägers in voriger und jegiger Inſtanz war zu ent- 
fprechen. Denn 

1. wenn der Bellagte fi) dahin ansgejprocdhen Hat: „Dem 
Bernehmen nach feien von dem 7% Antheile der Hypothek 260 
Stüd & 1000 Dollars anftatt 240 folder Stüde ausgegeben ;“ 
und ferner: „Sicherem Vernehmen nad follten von den Partial— 
obligationen 20 Stüd & 1000 Dollars über den Betrag der Hypothek 
von 400,000 Doll. emittirt jein und zwar 

160 Stüd à 6% 

260 „ & 7° 

240 Stüd = 420,000 Dollars 
als ꝛc. — außer Betracht;“ und wenn er in feinem Briefe vom 
2. Februar 1860 mitteilt, in Folge einer bei der Emiſſion ſtattgehabten 
Unregelmäßigfeit fei e8 nothwendig geworden, die Bonds 241 bis 260 
nad New-York einzujenden, jo fonnten diefe Aeußerungen in ihrer 
Berbindung mit einander, und da der Beklagte neben einer vermeinen- 
den Einlajfung die Verpflichtung hat anzugeben, wie die Sade, für 
deren Richtigkeit er haftet, ſich anders verhalte, nur dahin aufgefaßt 
werden, 20 Stück der 7°%o Bonds ſeien übermittirt und würden 
von der Hypothek nicht gededt. Der Kläger Hat daher mit Recht 
diefe Thatſache als zugejtanden angefehen, und in gleicher Weife ift, 
der Proteftation des Beflagten ungeachtet, in den Gründen zum erjten 
Urtheil verfahren, weßhalb es feine Berückſichtigung finden Tann, 
wern der Beklagte in den höheren Inſtanzen auf feine Auffaffung 
in ber Dupfif wiederholt zurücgefommen ift, indem es bei dem In— 
halt feiner Vernehmlafjung bewenden muß. Es war aber auch: 

2. in Widerſpruch mit den vorigen Entfcheidungen fchon jeßt 
als erwiefen anzufehen, daß der Bond Nr. 248 zu den überemittirten 
Stücken gehöre. Nicht emtfcheidend ift Hierfür der Umftand, daß der 
Schulder, indem er die Zinszahlung weigert, diefen Bond dahin rechnet. 
Nicht minder der, daß in dem Fonds-Bericht vom 1. December 1860 
die Nummern 241 bis 260 als zuviel ausgegebene bezeichnet jind. 
Entjcheidend dagegen Folgendes. Bei einer jeden Anleihe, bei welcher 
das Capital feiner Höhe nad beftimmt und in Partialobligationen 
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über beftimmte Beträge zerlegt ijt, haben die Nummern der lekteren 
vornämlich den Zweck, als Controle zu dienen, daß die Obligation 
innerhalb des Betrags der Gefammtanleihe ftehe, und eine willfürliche 
Nummernbezeihnung darf nicht angenommen werden. Auch bilden 
„die Amerikanischen "Verhältniffe," auf welche das Stadtgericht Bezug 
genommen hat, feine Bermuthung, welche geeignet wäre, dem Kläger 
den Beweis aufzubürden, daß ordnungsmäßig verfahren fei. Der 
Beweis der Ordnungsmwidrigfeit fann aber auch dem Beklagten nicht 
nachgelafjen werden, da er die Behauptung, daß die Nummernbezeich- 
nung eine willkürliche geweſen fei, nicht aufgeftellt hat. War fie 
diefe8 aber nicht, fo ift die Zeit, zu welcher die einzelnen Nummern 
emittirt wurden, bedeutungslos, die von der Hypothek nicht gedeckten 
Nummern 241 bis 260 litten an dem zur Zurückgabe berechtigendent, 
in Rede jtehenden Mangel, fie mochten zuerft oder zuletst ausgegeben fein. 

II. Die dem Vorftehenden zufolge rechtlich) begründete. und 
factifch erwiejene Klage wird aber auch durd die von dem Beklagten 
dawider erhobene Einrede eigenen Verſchuldens auf Seite des Klägers 
‚nicht elidirt, und müßte die desfalls von dem Beklagten in jeßiger 
Inſtanz wiederholt aufgeftellte Bejchtverde verworfen werden. Die 
Behauptung, der Kläger Habe es jchuldvoll verfäumt, feine Rechte zu 
der Zeit geltend zu machen, wo die Bahn in andere Hände noch nicht 
übergegangen fei, würde vorausjegen, daß der Kläger von der Mit- 
theilung, auf welche der Beriht vom 1. December 1860 Bezug 
nimmt, Kunde gehabt, oder Kunde zu haben verpflichtet geweſen wäre, 
Das Erjtere und ebenfowenig eine zweds Anmeldung der Hypotheken 
bei dem bevorfteheriden Verkauf der Bahn erlafiene öffentliche Be— 
kanntmachung find von dem Beklagten behauptet worden. Syedenfalls 
aber wird der Einwand durd die Bemerkungen bejeitigt, daß durd) 
die Nichtanmeldung die wider die umgetreue Direction und deren 
trustees zuitehenden Anſprüche dem Beklagten, wenn das Papier 
auf ihn zurücgegangen ift, ungefchmälert zuftehen, und daß der Kläger 
nicht verpflichtet war, fich ein durch die Hypothek nicht gedecktes Papier 
gefallen zu laſſen, oder gar mit den neuen Uebernehmern der Bahn 
einen Prozeß wegen Verwendung zu deren Nuten zu verjucen. 

IV. Anlangend die Zinjen und Koften jo mußten: 

1. jene zu 7% bis zur Klagbehändigung, von. da an aber 
Prozeßzinjen zu 5°;o zugebilligt werden. 
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2. Bei ergangener Berurtheilung fallen die Koften erfter Anftanz 
dem Bellagten zur Yaft, und in Betreff der Koften gegenwärtiger 
Inſtanz war nad Mafgabe der Abänderung ebenfo zu erkennen, 
wie in voriger Inſtanz gejchehen, und das desfallſige Urtheil zu be— 
ſtätigen. 


Auszug aus den S. 445 angezogenen Entfchei- 
dungsgründen in Sachen: 


1) Fulda ca. Eyfen & Zahn 1834. 


Die Berurtheilung der Bellagten, welche in Folge diefes 
geführten Beweifes zu erkennen ift, kann num aber nicht darin bejtehen, 
daß diefelben, wie der Kläger verlangt, jetzt noch ſechs andere, fehler: 
freie Banfactien Tiefern müßten. Denn wenn glei der Handel nad 
Anhalt der Schlufzettel über 6 Stüd Actien in genere geſchloſſen 
worden, fo ift doc) theils das urfprüngliche Recht, welches der Kläger 
aus diefem Kaufcontracte auf deffen Erfüllung, mithin auf Lieferung 
der Actien Hatte, dadurch erlofchen, daß dem Kläger bereits ſechs 
Actien geliefert und von ihm angenommen find; und es ift num auf 
Seiten der Beklagten nur noch die Verbindlichkeit, fir Fehler der 
gelieferten Actien einzuftehen, vorhanden, in dem Maße, mie folches bei 
einem über eine Species gejchloffenen Handel eintritt; theils würde, 
wenn man diefen Sat in feiner Allgemeinheit al8 zweifelhaft be- 
tradhten wollte, doch jedenfall8 dem gedachten Verlangen des Klägers 
der conerete Grund entgegenftehen, daß der Kläger, nachdem er den 
größten Theil des Kaufgeldes aus Heilbronn zurücempfangen hatte, 
ftatt dasfelbe den Beklagten anzubieten, und von ihnen wieberhoft die 
Lieferung anderer Actien zu fordern, das Kaufgeld behalten und für 
fi genugt, und fieben Jahre bis zu der jegigen Sage gefchwiegen, 
hierdurch aber auf fein etwaiges Hecht auf eine Lieferung anderer 
Aetien verzichtet hat. 

Sobald nun die Sache nad den gefetlichen Grundfägen von 
der Verbindlichkeit des Verkäufers für die Fehler einer verfauften 
Species einzuftehen beurtheilt werden muß, fo iſt e8 Kar, baß, da bie 
Beklagten den Fehler der gelieferten Actien damals nicht gelannt haben, 
der Kläger mit der angeitellten actio emti, von welcher allein, 
und nicht von den längſt verjährten ädilitifchen Klagen, hier die Frage 
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iſt, weßhalb denn die unbehörige Einrede der Verjährung mit Recht 
durch das frühere Erkenntniß des Appellationsgerichts vom 20. Januar 
1832 zurückgewieſen worden — nur die Rückgabe des Kaufgeldes, 
ſoweit er dasſelbe nicht bereits aus Heilbronn empfangen hat, nicht 
aber die Präſtation eines anderweiten Intereſſes fordern kann. 

1. 45 D. de contrah. emt. 

l. 13 pr. D. de act. emt. et vend. 

Diefer Theil des Kaufgeldes beträgt jedod fl. 720. 42 kr., und 
war daher der hierbei im ftadtgerichtlichen Erfenntniffe vorfommende 
Heine Fehler der Berechnung zu berichtigen. Zinfen davon können 
dem Kläger nur jeit dem 24. März 1828, als dem Tage der In— 
finuation des Nachtrages zur Klage, in welchen zuerft der richtige Klag- 
grund, daß die gelieferten Actien geftohlen gewejen, aufgeftellt worden 
it, zuerkannt werden; denn wenn man aud) annehmen wollte, daß 
die Beklagte durd) die Anterpellation im Protefte vom 16. Januar 1821, 
welche doch nicht auf dasjenige, was der Kläger rechtlich zu fordern 
hatte — nämlich die Rückgabe des Kaufgeldes — fondern auf andere 
Actien oder ihren damaligen Werth gerichtet war, in moram verſetzt 
worden feien, jo hat jedenfalls diefe Interpellation dadurd ihre Wirk- 
jfamfeit verloren, daß der Kläger, nachdem die Bellagten damals er- 
klärt hatten, derfelben feine Folge Teiften zu wollen, die Sache hat 
fieben Jahre lang liegen laſſen. 

l. 32. 8 1. D. de usur. 

Außerdem fommen noch dem Kläger aus dem _ Gefichtspunfte 
einer nüglichen Verwendung die Koften zu, welche ihm durch die 
Empfangnahme‘ des Geldes zu Heilbronn und durch die Weigerung 
der Beklagten, fich diefer Empfangnahme anzunehmen, verurfacht 
worden find, dba font die Bellagten dad ganze Kaufgeld hätten er- 
ftatten müffen; auch fteht ihm dabei nicht entgegen, daß diejer Koften 
erft in der Replik Erwähnung gefchehen ift, indem ſich der Abzug 
des vom Kläger bereits zurüdempfangenen Theils des Kaufgeldes 
von der Verurtheilung der Beklagten in der That als eine Einrede, 
mithin die Abrechnung der dabei aufgewandten Kojten von dem Be— 
trage dieſes Kaufgeldes als eine Replik erhält. Da indeſſen das ftadt- 
gerichtliche Erkenntniß fo gefaßt ift, al8 ob dem Kläger außer diejen 
Koſten auch noch andere, ihm etwa durch die Unterjuchung erwachjene, 
Koſten erſetzt werden jollten, hierauf aber derjelbe, da dies zu der 
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Präftation des Intereſſes gehören würde, nad) den eben emtwidelten 
Grundjägen feinen Anfprucd hat, jo war die Verurtheilung der Be: 
Elagten in den Maße, wie in dem gegenwärtigen Urtheile geſchehen, zu 
beſchränken. 

2) Jalda ca. Eyſen und Zahn 1830. 

In dem vorliegenden: Falle fommen nicht die Grundfäge von 
ber Evictionsleiftung, ſondern diejenigen Grundſätze zur An- 
wendung, welche alsdann eintreten, wenn der Verkäufer dem Käufer 
eine unbraudhbare und fehlerhafte Sade geliefert hat. Die 
Wiener Bankactien find nämlich, wie aus den adjungirten Acten des 
Polizeiamts hervorgeht und von den Beklagten jelbjt eingeräumt wird, 
feine Papiere au porteur, jondern fie find auf den Namen von be- 
ftimmten Actionärs ausgeftellt, und _müfjen von einem Inhaber auf 
den andern durch eine Ceſſion oder durch ein Indoſſament übertragen 
werden. Sind alfo die dem Kläger gelieferten Actien geftohlen — 
mithin von dem leßten rechtmäßigen Inhaber an den jeßigen Ver— 
fäufer nicht cedirt, — fo ift dem Kläger ein nad) dem Zwecke des 
gefchloffenen Kaufcontracts völlig unbrauchbares Object geliefert wor- 
den, da der bloße Beſitz der Bapiere ohne eine Gejjion des Eigen- 
thümers ihm den Genuß der Rechte eines Actionärs nicht verichaffen 
fan, der Genuß diefer Rechte aber, und nicht der bloße Beſitz der 
Papiere als corpora, nad) der Abficht der Gontrahenten bei dem 
Raufe und Berfaufe von Actien bezwedt wird. Diejer Fall ift daher 
ganz verjchieden von dem alle, wo der Zwed des Kaufcontracts der 
Beſitz und die Benutzung eines corpus ift: Denn in diefem letteren 
‚Valle wird der Zwed des Contracts erreicht, jo lange der Befit des 
Käufers fortdauert, und die Verbindlichkeit des Verkäufers, welche ſich 
darauf beichränft, dem Käufer den Genuß der verkauften Sade zu 
verichaffen, erfüllt, wenngleich) das Eigenthum der verkauften Sache 
einem Dritten zujteht, und grade hierauf beruhet der Grundfaß, da 
der Verkäufer wegen des Umftandes, daß eine fremde Sache verkauft 
worden, nicht jofort, jondern erft nach erfolgter Eviction, wodurd) 
dem Käufer der bezwedte Genuß der verfauften Sadje entzogen wird, 
belangt werden kann, 

L. 3, pr. L. 11, 8 2, L. 30, $ 1 D. de act. emt. vend. 
L. 1 pr. D. de rerum permutat. 
L. 57 pr. D., L. 3 C. de evict. 
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weßhalb denn auch diefer Grundfag nur in dem gedachten letzteren 
Falle Anwendung finden kann. 
ft nun aber die gegenwärtige Soße | aus dem Gefichtspunfte 

zu beurtheilen, daß dem Käufer von dem Berfäufer ein unbrauchbares 
und fehlerhaftes Object geliefert worden ift, fo genügt zur Begrün— 
dung der Klage die Thatfache diejer Unbrauchbarfeit und Fehlerhaftig- 
keit, mithin der Umftand, daß die gelieferten Actien geftohlen find, 
und es bedarf dazu weder einer Eviction noch einer förmlichen Litis— 
denumciation, 

vergl. L. 11, 8 12 D. de a. e. v. 
weßhalb denn eine Erörterung der ferneren Fragen, ob nicht, felbit 
wenn die Grundfäge von der Evictionsleiftung anzuwenden wären, 
der Kläger, fobald das Factum, daß die Actien geftohlen gewefen, 
völlig klar war, diefelben aud ohne Erkenntniß und Litisdenunciation 
ausliefern und dennoch) gegen die Beklagten auf Entfchädigung Hagen 
fonnte, 

arg. L. cit. 11, $ 12 D. de act. emt. vend. 

vergl. Callet de eviction in Meermann thes pa. 334. 

No, 8, 9. 

nicht erforderlich ift. 
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334. 


Jaeob Oppenheim zu Berlin, Klägers und Appellanten, 
gegen David M. Mapp dahier, Beflagten und Appellaten, 
Forderung betreffend. 


Entfheidungsgründe zum Urtbeil des Ober: 
Appellativnsgerichts 
vom 22. Juni 1863. 

Bon den beiden den Gegenftand des vorliegenden Prozejjes bil- 
denden Geſchäften ift | 

I. das erjte eine vom Beklagten dem Kläger im Januar 1856 
erteilte Einfaufscommifjion auf 50 Ohm Rüböl per October zum 
Preife von Thlr. 41. Auf diefes Geſchäft beziehen jich drei der 
jetigen Beſchwerden des Klägers. Es ift nämlich 

1. unter den Parteien ftreitig, ob der gedachte Auftrag vom 
Bellagten unbedingt, oder, wie er behauptet, unter der Bedingung 
ertheilt worden jei, „wenn feine friedlichen Nachrichten in Betreff des 
orientalifchen Krieges in Cöln verbreitet feien.“ Das Stadtgeridht ift 
davon ausgegangen, der Auftrag an fich ſei vom Beklagten eingeräumt 
worden, und hat deshalb ihm den Beweis der behaupteten Bedingung 
auferlegt, dem Kläger aber für den Fall der Führung desfelben den 
Beweis vorbehalten, daß zur Zeit der Effectuirung des fraglichen Kaufe 
jehr friedliche Nachrichten in Göln eingetroffen gewejen feien (decis 
C. 4. a.), welcher letztere Beweisſatz auf das Gegentheil hätte gerichtet 
fein müſſen. Das Appellationsgericht Hat nicht nur diefen Irrthum 
berichtigt (decis A. VI.), fondern auch dem. Kläger vorerft den Be- 
weis der Ertheilung des Auftrags auferlegt (decis A. II. 2) und 
denn Beklagten den Beweis der bedingten Erteilung nur vorbehalten 
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(deeis A. V). Der Kläger befchwert ſich nun in feiner jegigen Grav. 2, 
daß ihm der Beweis der Ertheilung des Auftrages auferlegt worden, 
und in Grav. 3, daß dem Bellagten der Beweis der Bedingungen 
nur vorbehalten worden fei, will alfo in Anfehung der Beweislaft 
das Stadtgerichts-Erfenntniß wieder hergeftellt fehen. Diejes Verlangen 
ftellt fich jedoch al8 unbegründet dar. Es genügt in diefer Beziehung, 
da der Kläger eine befondere Ausführung feiner Beſchwerde nicht ge— 
fiefert hat, im Allgemeinen eine Verweifung auf die Gründe der sent 
a qua. Die Auffafjung vom qualificirten Gejtändnig, welche in dem 
dort bereit angeführten Bräjudicat vom Ober-Appellationsgericht*) 
zu Grunde gelegt worden ift, führt mit Nothwendigfeit dahin, daß der 
Kläger zwar nicht pofitiv die Nichtbeifügung der vom Beklagten be- 
haupteten Suspenfivbedingung, aber doch einfach die fragliche, durch 
das qualificirte Geſtändniß nicht conjtatirte Auftragsertheilung zu be- 
weifen hat, während dem Beklagten der Beweis jeiner Behauptung 
vorbehalten werden muß und eben darauf ift die angefochtene Ent- 
ſcheidung gerichtet. 

Auch kann der dem Kläger auferlegte Beweis nicht etwa jchon 
durch die beiden Briefe von Adam Alter fir erbracht angefehen wer- 
den. Es darf dahin geftellt bleiben, ob und in wieweit diefe Briefe 
für den fraglichen Beweis ausreichen würden, wenn feititände, daß 
Ad, Alter diefelben nicht als Agent des Klägers, jondern als Beauf- 
tragter des Beklagten gejchrieben hätte. Denn gerade diefer Umjtand 
ift unter den Parteien ftreitig, indem der Beflagte entjchieden behauptet, 
fein Auftrag fei von Ad. Alter als Agent des Klägers entgegenge- 
nommen und dem Letteren mitgetheilt worden, in welchem alle der 
unbedingt lautende Anhalt der Briefe offenbar nicht entjcheiden würde, 
Es müßte daher, die fonjtige Beweiskraft der Briefe vorausgejetst, 
mindeftens der weitere Beweisſatz hinzufommen, daß Ad. Alter nicht 
Agent des Klägers, d. h. nicht ermächtigt gewejen fei, im Namen des 
Klägers Aufträge entgegenzunehmen. Auf diefem Wege aber den aufs 
erlegten Beweis zu erbringen, ift der Kläger durch die Faſſung des— 
felben nicht verhindert; es kann ihm daher auch nicht etwa zur Be— 
ſchwerde gereichen, daß feine bejondere Beweisalternative hierauf gerichtet 
worven ift. | 








-*) Sichtenftein ca. Friedenberg. Siehe diefe Sammlung, Band IV. ©. 203. 
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2. Grav. 5. des Klägers geht dahin, daß im decis A. VI. 
ihm der Beweis auferlegt worden ſei, 4 Zeit der Effectuirung des 
Kaufs vom 17. Januar 1856 ſeien e friedliche Nachrichten in 
Betreff des orientaliſchen Krieges in Cöln eingetroffen geweſen, während 
dem Bellagten der Beweis des Gegentheils hätte auferlegt werden 
müffen. Die Grundfofigfeit dieſer Beſchwerde Teuchtet jedoch ohne 
Weiteres ein, denn der gedachte Beweis ift dem Kläger nur für den 
Fall auferlegt, wenn Beklagter erwiefen haben jollte, dag fein Auftrag 
an jene negative Bedingung geknüpft gewejen jei. Sit aber ein be— 
dingter Contractsabſchluß conftatirt, jo verfteht es ſich von felbft, daß 
der Contrahent, welcher Rechte daraus ableiten will, den Eintritt der 
Bedingung und nicht jein Gegner das Fehlichlagen derjelben nad) 
zuweiſen hat. J 

II. Das zweite der ſtreitigen Geſchäfte iſt eine Verkaufs— 
commiffion, welche der Beklagte dem Kläger am 3. März 1856 
telegraphiih auf 250 Ohm Rüböl im Detober zu liefern, ertheilt 
haben joll. Hierauf bezieht ſich zunächft " 

A. der eine Theil von Grav. 2 jegiger Inſtanz. Der Kläger 
verlangt hier von dem ihm in decis A. II, 1 der sent a quä auf- 
erlegten Beweife der Auftragsertheilung befreit zu werden, weil der- 
jelbe durch die beigebrachte telegrapiiche Depeiche |10] bereits erbracht 
jei, beantragt aljo inſoweit die Wiederherjtellung des Stadtgerichts- 
Erfenntniffes. Und diefe Beichwerde mußte für begründet erachtet 
werden. 

Der Kläger hat fid) fir die behauptete Auftragsertheilung aus: 
chlieglih auf das Telegramm *) berufen, und es kann fich daher nur 
darum handeln, ob diefes Telegramm, deſſen Aechtheit und Inhalt 
unbeftritten ift, geeignet jei, den verlangten Beweis vollftändig herzu— 
jtellen. Dabei fragt es ſich, . 

1. welher Sinn der angefochtenen Beweisauflage beizulegen jet, 
ob Gegenjtand des Beweifes nur das Dafein einer äußeren Erklärung 
des Beflagten fein follte, welche vom Kläger als Auftrag zum fo- 
fortigen Berfaufe von 250 Ohm Riböl per Detober für Rechnung 
des Beklagten aufgefaßt werden durfte, oder ob aud die 








*) „Herrn 3. Oppenheim, Frudthändler, Cöln. Verkaufen Sie 250 Ohm 
Dctoberöl Dav. Rapp.” 
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Uebereinftimmung von Willen und Abficht des Beklagten mit diejer 
Erklärung in ben Kreis durch das Beweisverfahren zu ermitteln- 

den Thatfachen gehören A. Wäre Letzteres die Bedeutung des 
Beweisfages, fo würde daraus folgen, daß, auch wenn die ftreitige 
Depeiche ſich als hinreichend beftimmter Ausdrucd der fraglichen Auf- 
‚ tragsertheilung darftellen follte, der Anspruch des Klägers dennoch ab- 
zuweijen wäre, jofern das Beweisverfahren ergäbe, daß der Beklagte 
gar feinen Auftrag, jondern etwa eine bloße Anfrage beabfichtigt und 
nur aus DBerjehen feiner Mittheilung die Form und Faſſung eines 
Auftrags gegeben hätte, daß aljo dem Beklagten mindejtens gejtattet 
werden müßte, feinen directen Gegenbeweis auf diefe Abweichung von 
jeiner wahren Willensmeinung zu richten, Diefe Auffaffung der Be- 
weisauflage muß jedoch entfchieden als eine unrichtige verworfen wer- 
den. Es kann dahin gejtellt bleiben, ob der Beklagte nicht ſchon dem 
Stadtgerichts-Erfenntniffe gegenüber, welches die ftreitige Depefche als 
genügenden Beweis der Auftragsertheilung anerfannte, und der Be— 
hauptung einer abweichenden Wilfensmeinung des Beklagten feine Be- 
rückſichtigung fchenkte, in der leteren Beziehung eine ſpezielle Befchwerde 
hätte erheben müffen, welche in feinem Grav. III b. voriger Inſtanz 
mit Beftimmtheit nicht erfannt werden kann. Jedenfalls hat das 
Appellationsgericht unter I feiner Entjcheidungsgründe ausdrüdlich aus- 
geiprochen, e8 komme nichts darauf an, ob der Bellagte bei Abjendung 
feiner Depeihe wirklich die Abſicht gehabt Habe, welde aus 
der in derfelben enthaltenen Willenserklärung, deren Beſtimmtheit 
und Deutlichfeit vorausgejeßt, gefolgert werden mußte. Und diefer 
Ausspruch ift ein wejentliches Element der Entfcheidung, indem er 
zur Grläuterung des Decifums dient und es außer Zweifel ſtellt, 
daß mit den Worten der Beweisauflage: „Den Auftrag ertheilt 
habe“, nichts Anderes gemeint fein konnte, als die Lleberjendung einer 
Erffärung, welche ich für den Empfänger, den Kläger, als Auf— 
tragsertheilung darjtellte, mochte damit eine ſolche wirklich be- 
abfichtigt fein oder nicht. Nun hat aber der Begklagte fi) bei der auf 
folche Weife erläuterten Entjcheidung feinerfeits beruhigt, und es fteht 
fomit die Irrelevanz einer von dem Anhalt der Depejche etwa ab- 
weichenden Abſicht des Beklagten bereits vechtsfräftig fejt; wie der 
Beklagte denn aud in der Vernehmlaffung jegiger Inſtanz jelbjt an: 
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erfennt, daß er eine in der Depejche enthaltene beftimmte und deutliche 
MWillenserflärung als rechtsverbindlic gegen ſich gelten laſſen mußte. 
Die Beichwerde hängt ſonach 

2. lediglich von der Frage ab, ob Inhalt und Faſſung der 
Depeichen vom 3. März 1856 den Kläger berechtigte, darin einen 
Auftrag der Art zu finden, wie er ihn nod an demjelben Tage voll- 
zogen haben will. Dieje Frage mußte aber mit dem Stadtgericht be- 
jaht werden. 

Betrachtet man die fragliche Depeiche auf Grund des allgemeinen 
Spracgebrauds im fchriftlichen Verkehr, neben welchem eine fpezififche 
abweichende kaufmännische Redeweiſe für Fälle diefer Art fich nicht 
behaupten läßt, jo ſtellt fich die Depeſche unerfennbar als ein Ver- 
faufsauftrag dar. Der einzige denfbare Zweifel daran Fönnte nur 
aus dem Fehlen einer Interpunction am Ende (vor der Unterfchrift) 
entjtehen. Auch diefer Zweifel aber ift unbegründet. Da unmittelbar 
nach der Mittheilung felbft fi die Unterfchrift des Beklagten befindet 
und feine Andeutung gegeben ift, daß die abgeſandte Mittheilung 
noch etwas Weiteres, etwa LUnlejerliches, enthalten habe, fo mußte 
der Kläger beim Empfang davon ausgehen, daß ihm die Erklärung 
de8 Beklagten vollftändig zugefommen jei; und daß dieſer ihm etwas 
ſachlich Unfertiges und Unverftändfiches habe telegraphiren laſſen, das 
durfte er vernünftigerweife hicht vorausfegen. Sprachlich bleibt nun 
überhaupt num die Alternative, die Worte „verfaufen Sie“ entweder 
als Frageform oder als Ymperativform aufzufaffen, und im letzteren 
Falle war es wieder außer Zweifel, daß der Sinn der Mittheilung 
nur ein Berfaufsauftrag fein fonnte, indem der Beklagte nichts anzu- 
führen vermoct Hat, was den Kläger auf die Muthmaßung einer 
bloßen Nathsertheilung hätte bringen Fünnen. Der Gedanfe an eine 
beabjichtigte Anfrage mußte aber aus doppeltem Grunde ausgefchlofjen 
fein. Einmal wäre für den Kläger als einen Fruchthändler, welcher 
aus dem Handel mit Rüböl ein Gejchäft machte, ein Zwed der all- 
gemeinen Frage, ob er eine gewilfe Quantität Rüböl verkaufe, gar 
nicht abzufehen gewefen. Sodann aber wäre die Mittheilung auch 
äußerlich eine unverjtändliche gewejen. Denn die Worte „verkaufen 
Sie” können fchriftlich eben nur dadurd den Ausdrud der Frageform 
erhalten, dag ein Fragezeichen hinzugefügt wird, während fie bei münd— 
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icher Rebe durch den Ton, womit fie ausgefprochen worden, ſich als 
Frage kenntlich machen. Hier wäre aljo ein Fragezeichen unentbehrlich 
geweien. Für die imperative Form gibt e8 dagegen feine fpezifiiche 
Interpunktion; es kann darauf ein Punkt, ein Komma, ein Kolon, 
ein Ausrufzeichen folgen. Hier aber bedurfte e8 gar feiner Inter—⸗ 
punftion, da die ganze Mittheilung nur aus einem einzigen Satze 
beftand, defjen Schluß ſchon durch die unmittelbar darunter gejeßte 
Unterfchrift genügend bezeichnet war. E8 fehlt fonady an jedem Grunde, 
welcher den Kläger hätte veranlaffen müfjen, in der Mittheilung etwas 
Anderes als einen BVBerfaufsauftrag zu finden. 

Der Berfaufsauftrag ift aber auch jeinem Inhalte nach Fein 
lückenhafter, wenn man erwägt, wie gewöhnlich die gedrängtefte Kürze 
im fchriftlichen und namentlich telegraphifchen Gefchäftsverfehr ift. Der 
Beklagte hat in der Vernehmlaffung auf die Klage jelbft anerkannt, 
daß zu einem DVerfaufsauftrag folgende Worte genügt haben würden: 

„Berfaufen Sie dort baldmöglichft für meine Rechnung 250 

Ohm Rüböl per Detober“, 
und hat damit in&bejondere zugegeben, daß es entweder der Beifügung 
einer Frift noch eines jpeziellen Preislimito bedurft habe, wie denn 
auch ſchon die Wahl der telegraphifchen Mittheilnng feinen Zweifel 
darüber lajjen Fonnte, daß e8 dem Gommittenten auf eine jchleunige 
Bollziehung und auf Benutung der augenbliclichen Conjunctur anfam, 
wobei der Börfenpreis de8 Tages der Ausführung die natürliche 
Grenze für den Verfaufpreis bilden mußte. Daß durch den Ausdruck 
„Detoberöl“ die Waare nebit der Lieferungszeit ebenfo genügend be- 
zeichnet wurde, wie durch die Worte „Rüböl per October“, darf nad) 
den eigenen Angaben des Beklagten ohne Weitere mit der Sent. a 
qua angenommen werden. Das Wort „dort“ ſodann war bei ber 
Richtung des Auftrags an einen in Cöln fein Geſchäft betreibenden 
Sruchthändler eben jo entbehrlich, wie die weiteren Zufäte „beftmöglich“ 
und „für meine Rechnung“, da es fich bei jedem Auftrag zum Con» 
trahiren von ſelbſt verfteht, daß für Rechnung des Committenten und 
mit möglichjter Wahrnehmung feiner Intereſſen gehandelt werden foll. 

Außerdem hat die Sent. a qua noh auf die vom Beklagten 
Ihon in erſter Inſtanz aufgeftellte, aber in zweiter Inſtanz näher 
ergänzte Behauptung, daR der Kläger beim Empfang der Depeſche 
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felbft Zweifel darüber gehabt habe, ob er fie al8 einen Verkaufsauftrag 
betrachten dürfe, ſowie auf mehrere Umftände Werth gelegt, welche 
geeignet fein könnten, einen Zweifel der Art anzuregen oder zu be- 
fchwichtigen, nämlich darauf, ob die Parteien ſchon in fortlaufender 
Gefchäftsverbindung mit einander geftanden und Kläger ſchon früher 
directe Aufträge ähnlicher Art vom Beklagten erhalten habe, ob es 
den Kläger befannt gewejen, daß der Beklagte feit längerer Zeit ftets 
auf das Steigen der Delpreife fpeculirt habe, ob am 3. März in 
Frankfurt und Cöln eine Brüffeler Friedensnadhricht eingetroffen ge- 
weſen fei. Alle diefe Umftände können jedoch feinen Einfluß auf die 
Beurtheilung der Sache äußern. War die Depefche von der Beichaffen- 
heit, daß fie von einem unbefangenen Empfänger als Berfaufsauftrag 
angefehen werden mußte, oder auch nur durfte, und handelte der 
Kläger demgemäß, fo kann es feinem Anſpruch auf Schadloshaltung 
nicht entgegenstehen, wenn er Anfangs einen Zweifel über die wahre 
Apfiht des Beklagten gehegt, auch etwa gegen Dritte geäußert haben 
folfte, fic) aber dennoch bei näherer Erwägung überzeugt hielt, daß 
ihm wirklich ein Verkaufsauftrag des fraglichen Inhalts ertheilt worden 
fei. Daß jeder vorübergehende Zweifel ihn verpflichtet hätte, über 
die Bedeutung der Depefche erſt beim Beklagten anzufragen, läßt ſich 
um fo weniger behaupten, als damit die Gefahr verbunden gemejen 
wäre, die Börſenzeit des betreffenden Tages und damit zum Nachtheil 
des Beklagten die augenbliclihe Conjuncetur zu verfäumen. Noch 
weniger fönnen daher ſolche Umftände in Betracht fommen, welche 
bloß möglicherweife einen Zweifel der gedachten Art bei dem Kläger 
hätte erregen fünnen. So viel fteht mit Rückſicht auf den Vorgang 
vom Januar 1856 feit, daß der Beklagte den Kläger ſchon einmal, 
(etwa 6 Wochen vorher) zu feinem Commiffionär für ein Speculations- 
geihäft in Rüböl gewählt Hatte, und der etwaige Mangel einer län- 
geren Gefchäftsverbindung konnte wohl auf den Entjchluß des Klägers 
einwirken, ob er den nunmehrigen, weit bedeutenderen Auftrag über- 
nehmen wolle oder nicht, in feiner Weife aber an dem richtigen Ver- 
jtändniß der Depeche und an der Befugniß, fi) dem Auftfage fo- 
fort zu unterziehen, etwas ändern. Cbenfowenig war der Kläger 
irgend verpflichtet, fich in eine nähere Erwägung darüber einzulafjen, 
ob der Beklagte nad dem bisherigen Gange feiner Speeulationen und 
VI. 30 
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nach der angeblichen Conjunctur Anlaß und Neigung gehabt haben 
wiirde, jetzt gerade ein auf Fallen dew Preiſe berechnetes größeres Ge: 
{häft zu wagen. Anders wiirde e8 ftehen, wenn der Beklagte ſich 
nachzumeifen getraut hätte, daß der Kläger die Depefche wirklich nicht 
als Verfaufsauftrag aufgefaßt habe und folglich mala fide zum Volt: 
zug eines fcheinbaren Auftrags geichritten jei. Da aber diefe, offenbar 
eine Einrede bildende, Behauptung in erjter Inſtanz nicht bejtimmt 
geltend gemacht worden ift, und folgeweife Feine Stelle unter den 
nachgelaffenen Einredebeweilen gefunden, auch der Beklagte fich dabei 
beruhigt, und fein mit darauf bezügliches grav. III b voriger Inſtanz 
nicht weiter verfolgt hat, jo kann feine Rücficht darauf genommen 
werden, | 

Wenn die Sent. a qua endlich zur Unterftügung ihrer Bedenfen 
gegen die Depefhe vom 3. März noch hervorhebt, der Kläger habe 
felbjt nicht zu behaupten vermocht, im jolcher Gejchäftsbeziehung zu 
dem Beklagten geftanden zu haben, daß er unter eigener Verantwort- 
fichfeit verpflichtet gewejen wäre, einen ihm ertheilten Auftrag fofort 
auszuführen, jo ift nicht abzufehen, wie die Annahme oder Nichtan- 
nahme einer folden Verpflichtung auf die Frage, ob die Depeiche 
einen genügenden Berfaufsauftrag enthalten habe, eine Rückwirkung 
follte äußern fünnen. 

Mufte nad) dem bisherigen in der fraglichen Depefche ein hin- 
reichend beſtimmter Verkaufsauftrag anerfannt werden, jo bietet fich 
fein weiterer Stoff für einen Beweis oder Gegenbeweis über diejen 
Punkt dar. 

B. Ebenfalls auf die Verfaufs-Commilfion vom 3. März 1856 
bezieht fich das grav. IV des Klägers, wodurd beantragt wird, den 
vom Appellationsgericht dem Beweisfage C.2 c. hinzugefügten Zuſatz: 

„ſowie, daß er den hiernach ſich zu Gunſten Kampers heraus- 

ſtellenden Preisunterſchied an dieſen vergütet habe,“ 
wieder in Wegfall zu bringen. Auch dieſe Beſchwerde ſtellte ſich als 
begründet dar. 

Sachlich kann es keinem Zweifel unterliegen, daß es zur Be— 
gründung des Klaganſpruchs der wirklichen Auszahlung der fraglichen 
Preisdifferenz an Kamper nicht bedarf, daß es vielmehr genügt, wenn 
der Kläger zur Leiftung diefer Zahlung aus den am 3. März und 
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31. October 1856 vollzogenen Geſchäften nur rechtlich verbunden 
wurde, worüber der Erfolg der übrigen auferlegten und nachgelaffenen 
Beweife Gewißheit ergeben wird. Denn der Mandatar, welcher auf 
Grund des ertheilten Auftrages mit Dritten contrahirt Hat, und da- 
dur) deren Schuldner geworden ift, braucht im Zweifel nicht durch 
vorgängige Zahlung für den Mandanten in Vorfhuß zu gehen, um 
gegen ihn den Regreß nehmen zu können, fondern fann vielmehr ver- 
langen, daß der Mandant ihn der contrahirten Verbindlichkeit entlafte, 
jei e8 durch wirkliche Uebernahme derjelben (Exrpromiffion) oder durch 
Darbietung der nöthigen Mittel zu ihrer Tilgung. 
vergl. 1. 45 pr. 8 2, 3, 5. D. mandati (17, 1). 
l. 28. D. neg. gest. (3, 5). 

Der Mäger ift alfo im feinem Recht, wenn er für feine Verbindlich- 
feit gegen Ramper, nachdem der Beklagte diefelbe weder übernommen, 
noch zu ihrer Uebernahme fich bereit erklärt Hat, Dedung in Anjprud 
nimmt, und deshalb den Umjtand, ob Kamper befriedigt worden fei, 
für unerheblich erflärt. 

Ohne Grund ift aber der formelle Einwand des Bellagten, daf 
in diefem Verlangen eine, unzuläfjige mutatio libelli liege. Denn 
‚der Kläger hat in der Klage alle die Thatjachen angeführt, durch 
"welche die rechtliche Entjtehung feiner Verbindlichkeit gegen Kamper 
begründet wird, und diefe Thatſachen find zum Beweiſe verſtellt 
worden. Wenn der Kläger außerdem in der Klagſchrift bemerkte, er 
habe die Preisdifferenz aus ſeiner Taſche an Kamper bezahlt, fo hat 
er damit etwas Weberflüjfiges behauptet, und das Verlangen, eine 
entbehrliche Thatſache nicht zum Gegenftand der Beweisauflage zu 
machen, ijt fein mutatio libelli. 

Ebenjowenig kann der weitere Einwand des Beklagten berück— 
jühtigt werden, der Kläger habe mit feinen Gläubigern auf 10, höd- 
ſtens 20 Prozent accordirt, Kamper habe daher aufgehört fein Gläubiger 
zu fein. Denn diefe Behauptung enthält eine in erjter Inſtanz nicht 
vorgeihütte Einrede und es iſt Nichts angeführt worden, was den 
Beklagten berechtigen könnte, diejelben noch in jegiger Anftanz nach 
zutragen. 

IIE Endlich) hat der Kläger fi) in grav. I über die Aufhebung 
- der vom Stadtgericht beiden Theilen auferlegten Calumnieneide bejchwert. 
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Das Ober⸗Appellationsgericht hat ſich bereits früher dahin aus— 
geiprochen, daß es ungeachtet der anjcheinend ſehr beitimmt Tautenden 
Vorschrift der Reformation Thl. I Tit. 23, 8 1, nad) der weiteren 
Entwidelung des Prozeßrechts feit dem J. R. 4. jet nicht mehr 
als unbedingtes Recht‘ einer Partei angejehen werden fünne, den Gegner 
zur Ableiftung eines allgemeinen Gefährdeeides zu nöthigen, daß ein 
dahin gerichteter Antrag vielmehr ganz dem vrichterlichen Ermeſſen 
unterliege. 

Franff. S. Schlamp ca. Bopp, Deb.-Maffe, Januar 1827.*) 
f „Frank & Eonf. ca. Oppenheim Wittwe, April 
1862.**) 

Nun ift im vorliegenden Falle freilic nicht zu verfennen, daß die 
Bernehmlaffung auf die Klage mehrfahen Anlaß zu dem Zweifel 
bietet, ob der Beklagte fih in allen Beziehungen an die Wahrheit 
gehalten habe, und daß manche feiner Einwendungen, ihm ohne Wei- 
teres8 als grundlos einleuchten mußten. Andererjeits iſt jedoch zu 
erwägen, daß erjt der Ausgang des Beweisverfahrens ergeben kann, 
ob die Sachdarſtellung des Beklagten nicht im Wejentlichen die richtige 
gewejen jei, und er ſich gegen eine völlig ungerechtfertigte Klage zu 
vertheidigen gehabt habe. Nicht jede Ueberjchreitung der Grenze, inner: 
halb deren fich die nothwendige Verteidigung halten darf, bietet aber 
Ihon einen Grund zur Auflegung des Gefährdeeide8 dar, und ins— 
befondere fann dem Beklagten aus dem Vorſchützen der beiden in der 
Duplik zurücdgenommenen Einreden ein erheblicher Vorwurf nicht ge= 
macht werden. Ein genügender Anlaß zur Auferlegung des allgemeinen 
Salumnieneides fann daher nad) Lage der Sache nicht anerfannt wer- 

den, weßhalb die Bejchwerde zu verwerfen war. 

Da in der Hauptjache die Bejchwerden des Klägers fich in ihrem 
einflußreichſten Theile (grav. II und IV) als begründet darſtellen, fo 
waren die Koften der gegenwärtigen Inſtanz zu compenfiren. 


*) Band VII. ©. 10. 
**) Band VII. ©. 15. 
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328. 


Emanuel Sichel, Kläger gegen Frankfurter Metiengefell- 
ſchaft für Fabrikation comprimirter Gemüfe, Beklagte, wegen Scha- 
denserjaße®. N 


Erfenntniß des Stadtgerihts U 
bom 11. September 1861. 

I. Kläger verlangt von der Beklagten: 

1. Erjag für Hopfen, welchen er bderjelben im SHerbite 1857 
und Winter 1858 zur Gomprimirung und Gonfervirung übergeben, 
der fi) aber beim Eröffnen der Kiften im Sommer 1858 nicht als 
confervirt, fondern als verdorben herausgeftellt habe, mit fl. 399 und 

2. Erfag von Gehalt und Keifefpefen, welche er im Sommer 
1858 wegen Aufnahme von weiteren Aufträgen auf conjervirten Hopfen 
aufgewendet habe, die er aber deswegen nicht ausgeführt, meil die 
Beklagte jich gemeigert habe, ihm eine ausdrückliche Garantie für die 
Güte und Haltbarkeit ihres Fabrifates zu geben, mit fl. 811. 20 fr. 

U. Was den erften Theil der klägeriſchen Forderung betrifft, fo 
kann e8 nad) der Natur des Gefchäftes, welches die Beklagte betreibt, 
in Verbindung mit der vorgelegten Correſpondenz und dem Wortlaut 
der von ihr ertheilten Facturen, feinem Zweifel unterliegen, daß ihre 
Berjprehungen und ihre Verpflichtung dahin gegangen, dem Kläger 
aus dem von ihm gelieferten Hopfen ein Fabrikat zu liefern, welches 
ih Jahr und Tag zur Verwendung in der Bierbrauerei tauglich er- 
halten werde — und nicht lediglich dahin, demfelben feinen Hopfen 
in Kuchen zu comprimiren — gleichgültig, ob ſich diefelben dann auch 
gleich offenem Hopfen zur Brauerei brauchbar in gutem Zuftande er- 
halten würden. Ä 

Hieraus folgt, daß, wenn das Fabrikat der Beklagten fich fchon 
nad einigen Monaten als verdorben und unbrauchbar gezeigt haben 
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sollte, die Beklagte verpflichtet erſcheinen würde, dem Kläger den durch 
Nichterfüllung ihres Verſprechens und ihrer Berpflichtung erwachjenen 
Schaden zu erjegen, fall fie nicht etwa im Stande jein follte, den 
Exeufpationsbeweis zu führen, daß das Verderbniß ihres Fabrikates 
nicht in Folge der Mangelhaftigfeit ihrer Fabrikation, jondern wie 
fie eventuell behauptet, in Folge äußerer von ihr nicht zu verantwor— 
tender fchädlicher Einflüffe auf der Reife oder dem Lager eingetre= 
ten fei. 

Hiergegen fümen auch die Einwendungen der Beflagten, daß in 
der Verſendung der Fabrifate an die auswärtigen Kunden eine genehmi- 
gende Annahme derjelben von Seiten des Klägers zu finden fei, und 
daß Kläger felbft feine erften Aufträge als Verſuche bezeichnet und 
fein Rifico bei der Sache hervorgehoben habe, nicht in Betracht fommen. 
Denn da es jih um ein conservatum für längere Zeit handelte, 
fo konnte ja die fofortige Befichtigung des Fabrikates unmöglich zu 
einer Beurtheilung des hauptfächlichen Eharacters ihrer Qualität führen 
und es war vielmehr Kläger nicht nur berechtigt, fondern geradezu 
verpflichtet, die Waare in ihrer Driginalverpadung an jeine Kunden 
abzufenden; und menn Kläger in feinem Briefe vom 8. November 
1857 [19] feine erjten Aufträge als einen Verſuch bezeichnet, jo ift 
daraus nicht zu jchließen, daß er feinen Hopfen daran habe wagen 
wollen, ob ſich derjelbe durch Comprimirung conferviren lafje, fondern 
zu. beachten, daß ber Verfuh, wie auc die flägerifhen Worte Elar 
bejagen, ſich namentlich auf die Salculation des Preifes beziehen follte; 
wie denn auch in dem Schreiben des Klägers [23], wo er von feinem 
Rifico in der Sache jpricht, nur die Aeußerung einer, vielleicht falfchen, 
Anficht über das betreffende Rechtsverhältniß, feinesfalls aber ein 
Verzicht auf wirklich beitehende NRechtsverhältniffe zu finden: ijt. 

Ebenfowenig fünnen die weiteren Einwendungen der Bellagten 
Beachtung finden, daß Kläger den Hopfen in zu feuchtem Zuftande 
und zu ungeeigneter Zeit zum Preffen gegeben und daß er die Blech— 
verpadung und den Menniganſtrich der Kiften für unnöthig erklärt 
habe. Denn dies find Dinge, welche die Beklagte fofort bei der 
Uebernahme und Ausführung der Aufträge hätte hervorheben müffen, 
wenn fie glaubte, darauf eine Befreiung von ihrer Garantie für die 
Güte und Haltbarkeit ihres Fabrifates eventuell gründen zu können. 
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II. Was dagegen den zweiten Theil der Flägerifchen Forderung 
-betrifft, jo entbehrt derjelbe jeder genitgenden Begründung. . Kläger 
fagt felbft, die Beklagte habe ihm, abgefehen von feinen sub II be- 
fprochenen Gefchäften, nur verfprochen gehabt, auch fünftig Hopfen 
durch Comprejfion zu conjerviren, er jei aber von jedem weiteren folchen 
Verſuch abgeftanden, als Beklagte fich geweigert habe, ihm die nun— 
mehr verlangte ausdrückliche Garantie für die Güte und Haltbarkeit 
ihres fünftigen Fabrifates zu geben. Nun fommt hier Folgendes in 
Betracht: entweder verftand fich die Garantie der Bellagten für die 
Güte und Haltbarkeit ihrer Fabrifate von jelbft, dann mußte Kläger, 
um für den Fall der Nichtausführung oder fchlechten Ausführung der 
Sade Scadenserfaganfprüche an die Beklagte machen zu fönnen, von 
derjelben die Ausführung verlangen, fi) zur Lieferung des Hopfen 
bereit erklären, — oder: die Garantie der Beklagten verftand fich nicht 
von ſelbſt — dann fehlte es dem Kläger immer noch an einem genügen- 
den Rechtsgrund, eine folhe Garantie mit der Wirfung zu verlangen, 
daß, falls diefelbe nicht gegeben würde, er berechtigt fein follte,- von 
dem Geſchäfte ganz abzutreten und dennoch Erſatz der Koften zu ver- 
fangen, die er auf feine aus freien Stücden aufgegebene Speculation 
verwendet hatte. 4 

IV. Die Verpflichtung des Klägers zur Cautionsleiftung bedarf 
feiner weiteren Erörterung und es wird demnac hiermit zu Recht 
erkannt: 

1. Kläger hat binnen 14 Tagen, bei Vermeidung mit ſeiner 
Klage unter Verurtheilung zum Koſtenerſatz angebrachter— 
maßen abgewieſen zu werden, wegen der Streitkoſten Caution 
von fl. 100 zu leiſten. 

2. Kläger wird mit dem zweiten Theil ſeiner Forderung, welcher 

ſich auf Erſatz von Gehalt und Reiſeſpeſen von fl. 811. 
20 fr. bezieht, abgewiejen; 

3. Kläger hat binnen 14 Tagen zu beweijen: 

a) daß die ihm von der Beklagten in den Facturen vom 
21. November 1857 [3], 12. Januar 1858 [6] und 
16. Februar 1858 [8] als confervirt bezeichneten und 
berechneten 356 Pfund Hopfen ſich beim Eröffnen der 
Kiften im Sommer 1858 als verborben gezeigt haben. 


* 
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b) daß der Werth diefer comprimirten Hopfen in unverdor⸗ 
benem Zuftande Frs. 1055 oder wie viel weniger ge— 
weſen wäre, | 

4. Der Beklagten bleibt gegen die Flägerifchen Beweife sub 3 
der Gegenbeweis im Allgemeinen und namentlich) auch der 

Einredebeweis vorbehalten: 
daß das Verderbniß der fraglichen Hopfen durch äußere 
ſchädliche Einflüffe während des Xransportes oder auf 
dem Lager herbeigeführt worden fei, worauf je nach dem 
Ergebniß diejer Beweife in der Hauptjache, ſowie der 
Koften wegen, weiter erfannt werden joll, was Rechtens ift. 


Erfenntniß des Appellationsgerichts 
vom 9. December 1861. 


Auf beiderfeitige Appellation. 

Sn vorliegender Klagſache hat der Kläger zwei Anfpriche erhoben: 

1. auf Erjat des Werthes von Hopfen, welchen er im November 
1857 und im Januar und Februar 1858 der Bellagten zum Com— 
primiren und Conferviren übergeben hatte umd der fih im Sommer 
1858 bei Eröffnung der Kiſten al8 verdorben gezeigt haben ſoll, 

2. auf Erſatz eines Geldbetrages, den er vom 26. Yuli 1858 
an bis zum 15. October 1858 für den Gehalt eines Keifenden und 
für Reifefpefen zu dem Zwecke aufgewendet haben will, um Beftellungen 
auf comprimirten und conferpirten Hopfen aufzunehmen und defjen 
Erjag er von der Beklagten um deswillen verlangt, weil er ſich durch 
deren nicht ertheilte Garantie gegen das Miflingen der Conſervirung - 
von Hopfen veranlaßt gefunden, von dem Comprimiren weiterer Hopfen- 
quantitäten abzuftehen und die Effectuirung der aufgenommenen Be— 
ftellungen zu unterlaffen, und weil er fomit die Dedung für den ge- 
zahlten Gehalt und die gehabten Reifefpejen nicht in der Ausführung 
der ihm dargebotenen Xieferungsgeichäfte gefunden habe. 

Das Stadtgeriht hat den erjten Anspruch vorbehältlich des 
Hägerifchen Beweiſes des eingetetenen Verderbs des Hopfens bis zum 
erweislihen Betrag feines angegebenen Werthes zugelaffen, den zweiten: 
Anjprud dagegen verworfen. Gegen jene Zulaffung ift die Haupt‘ 


x 
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befchwerbe der Beflagten und gegen diefe die einzige Be⸗ 
ſchwerde des Klägers gerichtet. 


Was den erſten klägeriſchen Anſpruch, beziehungsweiſe die Haupt- 
beſchwerde der Beklagten betrifft, ſo kommt Folgendes in Betracht. 


Der Kläger hat, wenn auch nicht in der Klage ſelbſt, doch zu 
deren Erläuterung in der Gegenerklärung die Behauptung vorgebracht, 
daß ſich die Beklagte nicht nur vor dem 6. November 1857 und noch 
ſpäter hm gegenüber den Anſchein gegeben habe, als ſei ſie im Stande ein 
gutes und tadelloſes Fabrikat zu liefern, ſondern daß ſie ihm die Lieferung 
eines ſolchen Fabrikates auch verſprochen und ihn dadurch beſtimmt habe, 
den Auftrag zur Comprimirung ſeines Hopfens zu ertheilen. Dagegen 
hat aber auch die Beklagte in ihrer Schlußerklärung mit Beſtimmtheit in 
Abrede geſtellt, daß ſie ſich jenen Anſtrich gegeben und das obige 
Verſprechen ertheilt habe und vielmehr behauptet, dem Kläger ſei kund 
gegeben geweſen, daß es bei den von der Fabrik angeſtellten Verſuchen 
mit Hopfen ſchon oft gelungen ſei, ein brauchbares Fabrikat herzuſtellen, 
daß jedoch neue Verſuche noch erforderlich ſeien, um die Einflüſſe zu 
ermitteln und zu beſeitigen, welche manchmal ein Mißlingen, einen 
allzufrühen Verderb des Fabrikates herbeiführten und daß der Kläger 
gerade gewillt geweſen ſei, dergleichen Verſuche mit ſeinem zum Com— 
primiren herbeigegebenen Hopfen zu unternehmen, wie auch ſchon in 
der Vernehmlaſſung behauptet worden war. 


Wenn dieſer Aktenlage gegenüber das Stadtgericht angenommen 
bat, es könne nad) der Natur des Gejchäftes, welches die Beklagte 
betreibt, in Verbindung mit der vorgelegten Gorrefpondenz und dem 
Wortlaut der von ihr ertheilten Facturen, feinem Zweifel unterliegen, 
daß ihre Verfprehungen und ihre Verpflichtung dahin gegangen, dem 
- Kläger aus dem von ihm gelieferten Hopfen ein Fabrikat zu liefern, 
welhes ſich Jahr und Tag zur Verwendung in der Bier- 
brauerei tauglich erhalten werde, fo geht diefe Annahme ſogar 
über die eigene Behauptung des Klägers hinaus. Denn eine Zufage 
des vorerwähnten Inhalts behauptet der Kläger felbjt nicht, vielmehr 
verfucht er nur, aus der angeblichen Zufiherung eines guten und 
tadellofen Fabrifats ein Einftehen der Beklagten für den günftigen 
Erfolg der von ihr zum Zweck der Confervirung des Hopfens anzu— 
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wendenden Behandlung bdeffelben herzuleiten, während die Beklagte 
ihre übernommene Verpflichtung darauf befchränft, daß fie die ihr 
übergebenen Partien Hopfen nad) der dem Kläger befannten und von 
ihm gewünfchten Methode behandle und hierin feine Fehler und Ber- 
nachläſſigung begehe. . 

Hiernach ift alfo die Frage zu beantworten, welche der beider- 
feitigen Daritellungen in der vorliegenden Korrefpondenz und in den 
fonftigen actenmäßigen Verhältniſſen ihre Rechtfertigung und Begrün— 
dung findet und die Frage muß unbedenklich zu Gunften der Beklagten 
entichieden werden. 

Aus der Natur des von der Beklagten betriebenen Gejchäftes, 
welches — wie feine Firma bejagt, die Fabrifation comprimirter Ge: 
müfe zum Gegenstand hat, — folgt nur fo viel, daß wenn das neue 
Unternehmen, auch Hopfen in den Bereich der Fabrikation zu ziehen, 
bereit8 zu einem ficheren günftigen Ergebniffe geführt hätte, die Be— 
klagte doch wohl diefes Ergebniß, welches nach der eigenen Darftellung 
des Klägers von äußerſt Iucrativen Folgen wäre, für fich ausgebeutet 
und ihre Fabrifationsmethode geheim gehalten, nicht aber, wie unbe» 
ftritten ift, ihre Fabrifationsmethode an den Kläger mitgetheilt und 
demfelben gegen Vergütung eines geringen Arbeitslohnes feinen Hopfen 
zu preifen und zu verpaden, übernommen haben würde. Und ebenfo 
ſpricht Schon alle Wahrfcheinlichkeit dagegen, daß die Abjicht der Par— 
teien dahin gegangen, die Beklagte folle dem Kläger, der doch bei - 
günftigem Erfolge allen Vortheil allein gezogen haben witrde, im Falle 
des Mißlingens der Confervirung des Hopfens für den Nachtheil ein- 
‚ftehen. Die Unmwahrfcheinlichfeit der Beabſichtigung einer ſolchen 
Haftung wird noch dadurch gejteigert, daß die Bellagte bei der Yabri- 
fation nit nad eigener Wahl und Beftimmung gehandelt, indem 
vielmehr der. Kläger das Meaterial geliefert, den Zeitpunkt der Fabri— 
fation bejtimmt und Vorſchriften für die Art und. Weife der DBer- 
padung gegeben hat. 

Auch die von der Beklagten ertheilten Rechnungen über Arbeits- 
fohn und Auslagen unterftügen nicht die Flägerifche, wohl aber bie 
beklagtiſche Darjtellung. Die theils in diefen Nechnungen, theils in 
den dazu gehörigen Begleitichreiben vorkommende Bezeichnung des 
Hopfens als „conjervirt”, als „preife gute Waare*, bedeutet eben nichts 
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weiter, ald daß mit dem Hopfen Maripulationen zum Zweck feiner 
Confervirung vorgenommen worden feien. Eine Zuſage oder Ver— 
fiherung, daß dieſer Zweck aud) erreicht werden würde, ſollte und 
fonnte dadurch um fo gewifjer nicht ertheilt werden, da die nämlichen 
Urkunden, welche jene Bezeichnung enthalten, wie [5] der Acten des 
Stadtgerichts, gleichzeitig Zweifel ausfprechen, ob nicht die Behandlung 
des Hopfens, ſowohl in Anfehung des Preffens, als auch der Ver— 
packung eine andere, als die in Anwendung gebrachte, fein müßte. 

Die vorliegende Correfpondenz überhaupt beftätigt nicht, daß ſich 
die Beklagte den Anfchein gegeben, der Confervirung des Hopfens 
fiher zu fein, wohl aber das Gegentheil. Denn fie zeigt, daß ein 
gegenſeitiger Austaufch der Anfichten über das, was zwedmäßig fein 
dürfte und ein Auffordern zu weiteren Prüfungen ftattfand. Sie zeigt 
insbefondere, daß der Kläger felbft und zwar nicht allein in [19] im 
Hinblid auf die Galculation des Preiſes, fondern auch noch in [21] 
mit Rüdficht auf das Gelingen oder Mißlingen dev Conſervirung des 
Hopfens fein Unternehmen als einen auf feine Gefahr gehenden „Ver: 
ſuch“ ſowohl ausdrücklich bezeichnet, als auch thatſächlich aufgefaßt 
hat. Denn er hat inhaltlich feiner Schreiben [21] und [23] aus 
dem darin erwähnten Eintritt des Verderbs des Hopfens nicht etwa 
— wie er jett verfucht — Entſchädigungsanſprüche gegen die Beklagte, 
fondern vielmehr die Folgerung abgeleitet, daß, ſowie der bisherige 
Verluſt ihn treffe, dies auch bei weiteren Unternehmungen der Fall 
fein würde, infofern ihm nicht die Beklagte eine Garantie gegen deren 
Miplingen ertheile. Hiernach würde aber ein Entſchädigungsanſpruch 
gegen die Beklagte nur durch die Behauptung zu begründen fein, daß 
die Beklagte den Hopfen des Kläger gegen die ihm befannt gemachte, 
beziehungsweife gegen die von ihm gewünſchte Methode behandelt habe. 
Eine ſolche Behauptung hat aber der Kläger überall nicht vorgebradt. 
Anlangend den zweiten Hägeriichen Anſpruch, beziehungsweife die gegen 
deſſen Verwerfung gerichtete Beſchwerde des Klägers, jo kommt hier 
neben dem bisher Bemerkten noch Folgendes in Betracht. 

Dem Kläger war der behauptete Verderb des comprimirten Hopfens 
(aut [21], [29], [30] und [308] bereits Anfangs Auguft 1858 be- 
fannt. Wollte er unter diefen Umſtänden weitere Unternehmungen 
mit comprimirtem Hopfen von einer Garantieleiftung der Beklagten 


—; 


gegen Mißlingen der Conferotrung abhängig maden, fo war es feine 
Sade, die von Ende Juli bis in den October 1858 angeblich ge= 
machte Aufwendung von Kojten für die Aufnahme von Aufträgen auf 
comprimirten Hopfen bis dahin zu unterlaffen, wo er die gewünjchte 
Garantieleiftung erlangt gehabt haben würde. 
Aus diefen Gründen wird das Erfenntniß des Stadtgerichts vom 
11. September 1861 im Uebrigen zwar beftätigt, dagegen unter Auf- 
hebung der Abfchnitte 3 und 4 dahin abgeändert: 
1. daß Kläger mit dem Anſpruch auf Wertherfag des Hopfens an- 
gebrachtermaßen abgewiejen und 
2. in fämmtliche Koften voriger Inſtanz verurtheilt wird. 
Bon den Koften diefer Juſtanz hat Kläger die Hälfte zu er- 
ftatten, im Webrigen werden diejelben verglichen. 


Urtbeil des Dber:Appellationsgerichts 
bom 29. Juni 1863. 


Auf Appellation des Klägers und Adhäfion der Beklagten. 
Erfannt: \ 
daß die Förmlichkeiten der Appellation für gewahrt, auch die 
Adhäſion für zuläffig zu achten und in der Sache jelbft das 
Erfenntniß des Appellationsgerichts der freien Stadt Frankfurt 
vom 9. December 1861, wie hiermit gejchieht, zwar ſoweit 
dasjelbe dem Stadtgerichte in der Verwerfung des Flägerifchen 
Anſpruchs auf fl. 811. 20 fr. für Reiſe-Unkoſten und Salair 
beigetreten ift, zu beftätigen, ifn Uebrigen aber aufzuheben und 
Kläger für jchuldig zu erklären fei, innerhalb einer vom Stadt- 
gerichte anzujegenden Frijt, außer den beiden in deſſen Erfennt- 
niffe vom 11. September 1861 sub 3 a und b feftgeftellten 
Beweilen, den Beweis zu führen: 
daß die Beflagte durch ihren Director ausdrüdlich für die 
Tauglichkeit ihrer Fabrifationsmethode, für die Güte, Tadel- 
lofigfeit und Haltbarkeit ihres Fabrifats. garantirt habe; 
gegen welche Beweife der Beklagten der Gegenbeweis im Allge- 
meinen und insbejondere auch der im Stadtgerichtserfenntniffe 
sub 4 feftgeftellte Einredebeweis vorbehalten wird. 
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Die Koften diefer und der vorigen Inſtanz werden compen- 
firt, und wird nunmehr die Sache zum weiteren Verfahren an 
das Stadtgericht zurückverwiefen. 


Entfchbeidungsgründe. 

Bei der Beurtheilung der Flägerifchen Appellation fam es 

I. in Folge des Grav. I des Klägers darauf an, ob die Beflagte 

1. prineipaliter jchon auf Grund des Contractes felbft, wie 
folcher nach den beiderjeitigen Angaben und beigebrachten Correſpon— 
denzſtücken gejchloffen, worden ift, den Nachtheil tragen muß, welcher 
dem Kläger nad) deffen Behauptung durch die Nichthaltbarfeit des von 
der Beklagten für ihn comprimirten Hopfens entftanden- ift; 

2. eventualiter, wenn dies zu verneinen fein follte, ob denn 
der Kläger zu dem Beweiſe einer beflagtifcherjeits ausdrüdlich über- 
nommenen Garantie zuzulaffen ift. 

Die Frage sub 1 war mit dem Appellationsgerichte zu verneinen. 

Die Verhandlungen zwifchen den Parteien, auf deren Grundlage 
das Geihäft zu Stande gefommen ift, haben nicht Schriftlich ftatt- 
gefunden. Die Briefe, melde der Kläger an die Beflagte bei der 
Heberjendung der erften und zweiten zu comprimirenden Partie Hopfen 
gerichtet hat 

Stadtg.-Acten [19] vom 8. November 1857, 

2 „ [20] vom 6. Januar 1858. 
beziehen fich nämlich refp. auf eine „mündliche Rückſprache“ und auf 
eine „Abrede’. Den Inhalt jener Rückſprache oder Abrede hat der 
Kläger nicht angegeben. Es kann mithin auf dieſe letztere nicht an- 
fommen, und ift nur auf dasjenige, was font an klägeriſchen Angaben 
in den Acten liegt, zu jehen. — In Beziehung Hierauf macht der 
Kläger 

a) dor Allem geltend, es Liege hier nicht etwa eine locatio con- 
ductio operarum, fondern operis vor, auch fei es ſelbſtverſtändlich, 
daß der conductor operis für die Eigenschaften des Werkes haften 
müſſe, welche das eigentliche Weſen desjelben ausmachten und dies 
jei hier gegen die Beklagte entfcheidend. 

Dem Kläger ift bei dem erjten Theile diefer Behauptung beizu- 
pflichten. Freilih fönnte man in Beziehung auf die zu bearbeitende 
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erſte Hopfenguantität fich veranlaßt fehen, die Verdingung von operae 
anzunehmen, da die Beklagte damals fir einzelne Arbeiten an der 
Waare bezahlt werden follte, und bezahlt worden ift, 

vergl. die Rechnungspöfte [3], 
alfein fpäter ift von dem einzelnen Arbeiten ganz abgefehen worden. 
Der Beklagten wurde allgemein aliquid faciendum übertragen, 
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und fie berechnete ferner nicht mehr ihre verschiedenen Aufwendungen 
und Mühewaltungen, fondern in einem runden Betrage von fl. 10 
für 100 Pfd.; auch erfieht man aus dem Inhalt der Correipondenz, 
daß die fpecialifirte Berechnung zu Anfang des Geſchäfts weſentlich 
den Zweck gehabt hat, die Feitftellung eines beftimmten Preijes für 
die Folgezeit herbeizuführen. 

Dagegen irrt der Kläger, wenn er daraus, daß ein opus her- 
zuftellen gewefen fei, auf die Nothwendigfeit, den herzuftellenden Gegen- 
ftand mit allen von ihm in Anfpruch genommenen Eigenschaften zu 
(tefern, ſchließen zu dürfen glaubt. Allerdings hatte die Beklagte für 
die anfänglich noch nicht firirte, ſpäter aber fetgeftellte merces, die 
ihr gelieferten Hopfenquantitäten comprimirt und verpadt zurüdzus 
liefern; doc war der Umſtand, ob der zurückgelieferte comprimirte und 
verpadte Hopfen „Jahr und Tag haltbar” fich zeigen müſſe, hierdurch) 
nicht bedingt. Zu einer folchen Xeiftung war die Beklagte nur dann 
gehalten, wenn aus der Natur des Gegenstandes oder den fonjtigen 
zwifchen den Parteien bejtehenden Verhältniffen eine desfallfige Verbind- 
(ichfeit der Beklagten ſich ableiten ließ. 


In diefer Richtung macht 

b) der Kläger geltend, daß die Beklagte ein Geſchäft daraus 
mache, Gemüfe durch Comprefjion auf die Dauer haltbar zu machen, 
fo daR die von ihr gegen ihre Kunden oder Abnehmer übernommenen 
Leiftungen gerade darin bejtänden, haltbare Producte herzuftellen und 
zu liefern. Diefem Umftande wiirde Bedeutung beizufegen fein, wenn 
Hopfen Gemüſe wäre, oder wenn der Kläger, denfelben der Beklagten 
al8 Gemirfe zum Präpariren übergeben hätte. Bon Xebterem ift 
in den Anführungen des Klägers Nichts enthalten, und wenn der 
Flägeriiche Anwalt Hopfen deshalb,. weil junge Hopfenfeime genießbar 
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find, als Gemüfe gelten Taffen will, fo bedarf dies feiner Widerlegung; 
vielmehr iſt es eben fo gewiß, daß Hopfen in der Entwidelung, in 
welcher er der Bellagten zum Bräpariren übergeben wurde, fein Ge— 
müfe ift, wie daß hier der präparirte Hopfen zur DBierbereitung, nicht 
aber zum Conſum auf der Tafel benutzt werden ſollte. 

Uebrigens liegt es außer Streit, daß die Beklagte bisher kein 
Geſchäft aus der Präparation und dem Verkauf von comprimirtem 
Hopfen gemacht habe, indem die desfallſigen Verſuche, welche ſie vor 
dem Beginn der Verbindung mit dem Kläger gemacht hatte, ohne 
den Erfolg geblieben ſind, ſie zur Ausdehnng ihres Fabrikbetriebes 
auf den in Rede ſtehenden Artikel zu veranlaſſen. Dieſer letztere, 
auch dem Kläger bekannte Umſtand, iſt mit Recht vom Appellations- 
gerichte als ein dieſem entgegenſtehender hervorgehoben worden. Hier— 
nach erſchien die Beklagte wohl. als eine Perſönlichkeit, welche Gemüſe 
präpariren zu fünnen fund gemacht Hatte, nicht aber auch Hopfen; 
und außerdem zeugt der Umſtand, daß fie ungeachtet der mit Hopfen 
angejtellten Verſuche, diefe Artikel nicht unter ihre praeparanda auf- 
genommen Hatte, während doch (umd zwar auch nad der kläge— 
riſchen Darjtellung) bei gelingenver Bearbeitung bedeutende Vortheile 
hiervon erwartet werden durften, dafür, daß der Kläger nur von 
der Annahme ausgehen konnte, die Fabrikation ſei bis jekt ala 
dem Ergebniffe nad nicht gefichert und zuverläſſig anzuſehen. 

c) Die Ausdrüde in den beflagtifchen Rechnungen „conſervi— 
ven“, „preſſen“, „conjervirter Hopfen“ ꝛc., find ungeeignet, ein 
von dem Ergebniſſe des Obigen abweichendes Reſultat herbeizuführen. 
Die Beklagte hatte mit dem Hopfen diejenigen PBroceduren vorzunehmen 
gehabt und vorgenommen, welche bei Gemüfe zum Zwecke der Bewir- 
fung längerer Haltbarkeit angewendet werden, und von denen man 
auch bei Hopfen Erfolg Hofftee In Folge jener Behandlung und 
diefer Hoffnung, fonnte die Beklagte dem Producte der in Rede ftehen- 
den Proceduren unbedenklich die Benennung „conjervirten Hopfens“ 
beilegen, ohne daß dadurdh an dem Inhalt und Sinn des Contractes 
Etwas geändert wurde. — ebenfalls fteht dem Kläger 


d) die Correfpondenz entgegen. Hierfür ift auf folgende Schreiben 
Bezug zu nehmen. Als im Sommer 1858 der Kläger von Girault & 
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Gavot in Orleans die Nachricht erhalten Hatte, daß der comprimirte 
Hopfen erhitt und verdorben jei, fehrieb er an die Beklagte nicht 
etwa in dem Sinne, in weldem Jemand gegen einen Contrahenten 
ſich ausfpricht, der einen Gegenstand in einer beftimmten, vorzüglichen 
Beihaffenheit Hätte liefern müfjen, aber ohne dieſelbe geliefert hat, 
jondern im Uebereinftimmung der beflagtifchen Auffaffung, daß der 
günftige Erfolg der Tabrifation gehofft, nicht aber als ficher ange- 
jehen worden, und daß, wenn nur die Beflagte alle anwendbare Auf- 
merfjamfeit für die Fabrikation geleitet haben werde, fie für den Aus- 
gang nicht verantwortlich ſei. 

Stadtg.-Acten Ki | 

Er bemerkte unter Anderem: „Er fei feiner von Denjenigen, 

die ſich vom Miflingen eines erſten Verfuches abſchrecken laſſen.“ — Auf 
diefes Schreiben antwortete die Beklagte am 16. Auguft, unter Angaben 
über die technische Behandlung der zu comprimivenden Stoffe, in 
jolher Weife, daß fie die Hoffnung nicht aufgebe, den beabfichtigten 
Zwed doc noch zu erreichen, und daß fie auch ‘bei dem Kläger die 
gleiche Hoffnung aufrecht zu erhalten wünſche. Als contractfällige 
Eontrahenten äußerte fie fich dagegen nicht. | 

Stadtg.Acten [22]. 

Und diefe Auffaffung befremdete den Kläger jo wenig, daß er im 

hierauf folgenden feinfeitigen Schreiben vom 18. Auguft 

Stadtg.-Acten [23] 


die Beklagte erfuchte, ihre Bemühung wegen Ermittelung der Ur- 
face des bisherigen Mißlingens fortzufegen, und dabei ji als 
Denjenigen bezeichnete, der bei ferner fich ergebenden ungünstigen 
Nefultaten die Einbuße zu tragen haben werde, Auch ftellte er jelbft 
die Vermuthung auf, daß vielleicht Hopfen überhaupt nicht ohne Nach— 
theil für feine Subjtanz fi) comprimiren laſſe. Auch einem fpäteren 
Schreiben des Klägers vom 22. Auguft 
Stadtg.-Acten [24] 


liegt diejelbe Auffaffung zu Grunde. Der Kläger machte darin der 
Beklagten nähere Angaben über den Befund der geöffneten Präparate, 
um diejelben dadurch in den Stand zu fegen, ihre Nachforfchungen 
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und Unterfuchungen mit völliger Kenntniß aller Umſtände anzuftellen 
und durchzuführen. 

Erſt vier Monate fpäter trat der Kläger, welcher inzwiſchen die 
Beklagte zu bewegen gejucht hatte, eine Gewährleiftung der Haltbarkeit 
des Fabrifates für die Folgezeit zu übernehmen, welche. Uebernahme 
die Beklagte indefjen ablehnte, mit dem Verlangen hervor, die Be— 
Hagte müſſe ihn auch für die Vergangenheit jchadlos Halten. Dies 
wurde indejjen ſelbſt damals nicht etwa auf den ausdrücklichen oder 
jelbftverftändlichen Inhalt des Geichäftes geſtützt, jondern darauf, „daß 
die Beklagte nicht (vor der Bearbeitung des Hopfens, jedenfalls vor 
der Abfertigung des klägeriſchen Reiſenden) ihre Unfähigkeit erklärt habe, 
" Hopfen haltbar zu comprimiren,“ (Schreiben vom 3. December 1858.) 

Stadtg.-Acten [23]. 

War nad) dem Bisherigen anzunehmen, daß aus demjenigen, 
was der Kläger über das Geichäft im Prozeife angeführt Hat, und 
was an Gorrejpondenzftüden zu den Acten gefommen ift, fich ergebe, 
ohne eine ausdrüdliche Haltbarfeitszujage ſei die klägeriſcherſeits in 
Anſpruch genommene beflagtifche Verantwortlichkeit nicht eriftent ge- 
worden, jo fam es | 

2. darauf an, ob dem Kläger der Beweis der vorgedachten Zu- 
‚ fage aufzulegen fei; ein Punkt, über welchen vom Stadtgerichte nicht 
erfannt zu werben brauchte, da dieſes die beflagtiiche Haftungspflicht 
ohnehin annahm, der aber vom Appellationsgerichte unberückſichtigt 
gelaffen worden ift. 

a) Ein formelles Bedenken, auf denjelben einzugehen, befteht 
nicht. Denn wenn auch in der Klage von einer beflagtiichen aus- - 
drüdlichen Haltbarfeitszujage Nichts bemerkt worden ift, fo findet ſich 
doch replicando die beftimmte Anführung: 

„Es werde behauptet, daß die Beklagte durch ihren Director 

ausdrücklich vor und bei Empfang der Ordres für die Taug- 

fichkeit ihrer Fabrifatsmethode, für die Güte, ZTadellofigfeit und 
Haltbarkeit ihres Fabrifates garantirt habe;“ 

und; 

„Die Beklagte habe bei jeder der drei Lieferungen mit Flaren 
beutlihen Worten fich als für die DeamER ihres Fabrikates 
haftbar bekannt.“ 

VII. 31 
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Wenngleich dies als eine nach Frankfurtiichen Prozeßgrundfägen 
unzuläffige replifarifche Nachichiebung einer neuen Klagbegrimdung von 
‚ ber Bellagten hätte zurückgewiefen werden können, fo ift dies doch 
Seitens der Letzteren nicht gefchehen, vielmehr hat fich die Beklagte 
duplicando, ohne Verwahrung auf das neue klägeriſche Vorbringen, 
eingelafien. 

Ebenfowenig fteht der Berückſichtigung des Hier fraglichen 
Moments der Umftand entgegen, daß der Kläger in gegemwärtiger 
Inſtanz nicht eigens die Beſchwerde aufgeftellt hat, daß eventualiter 
ihm vom Obergerichte nicht der Beweis der Garantieleiftung nadhge- 
laffen worden fei. Denn er hat in feiner Appellationsausführung 
bemerkt, daß, „wenn die Elägeriiche Behauptung betveffs der beffag- 
tiſchen Zufiherung dem Obergerichte unbewiejen erfchienen wäre, doch 
der mangelnde desfallfige Beweis nachzulaffen gewejen fei, während 
eine Abweifung der Klage nicht habe erfolgen können.“ — Dies ift 
eine genügend deutliche Erflärung, daß in dem majus der flägerifchen 
erften Befchwerde, welche den Zwed hat, jofort den Ausſpruch, daß 
die Beklagte für die Haltbarkeit des Fabrifats verantwortlich jei, her: 
beizuführen, da8 minus des DBerlangens einer Beweiser— 
ftattung begriffen fein ſollte. 

Dagegen mußte es 

b) in Betracht gezogen werden, ob nicht gegen bie Behauptung 
der beklagtiſchen Haltbarkeitszufage fchon der Gegenbeweis in der oben 
angezogenen Korrefpondenz zu finden fei. Allein, wenngleich die Aeuße- 
rungen, welche der Kläger in den erften Briefen, die er nad) dem 
Kundbarwerden der Nichthaltbarfeit an die Beklagte jchrieb, ſchwer 
vereinbar mit dem Beſtehen einer beflagtifchen Haltbarfeitszufage find, 
und insbefondere das ftark gegen den Kläger fpricht, daß derſelbe 
nah jenem Kundbarwerden, ohne einer ihm geleifteteten Garantie 
irgendwie Erwähnung zu thun, ſich eine ſolche für die Zukunft 
neu auszubedingen fuchte, und dabei bemerkte, im Nichtleiftungsfalle 
werde er 

„ohne eine Garantie gegen die fraglichen Nachtheile ſein;“ 
Stadtg.-Acten [23] ©. 1 und f. 
fo war es dennoch umthunlich, im dem gegenwärtigen Abjchnitte des 
Rechtöftreites den in Trage ftehenden Beweis fofort für unführbar zu 


— 
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erklären. Denn die vorbefprochenen Gegenbeweismomente find als ſolche 
bisher noch nicht zum Gegenjtande der Parteiverhandlungen gemacht 
worden; auch hat der Kläger feine Gelegenheit gehabt, dasjenige, was 
er etwa an feinerjeitigen Beweismitteln befitst, vorzulegen und es war 
fomit ordentlidher Weile auf Elägerifchen Beweis der von der Beklagten 
übernommenen Garantie zu erkennen. — Hierbei war die oben anges 
führte replikariſche Behauptung, an deren Beitimmtheit und Pertinenz 
Nichts auszufegen ift, zu Grunde zu legen. 

II. Mußte in Gemäßheit des Borftehenden die abfolutorifche 
Enticheidung bes Appellationsgerichts, wenigftens fir jest, aufgehoben 
werden, fo fann e8 auf die beflagtifche Adhäfionsbefchwerde, daß der 
Kläger nur angebradhtermaßen und nicht vielmehr gänzlich abgemiejen 
worden ſei — eine Beſchwerde, deſſen formelle Zuläffigfeit nicht zu 
beanftanden ift, — nit an. Doch kann e8 feinem Zweifel unter- 
liegen, daß e8 dem Kläger eventuell, wenn er den bier in frage 
jtehenden Beweis nicht führte, unbenonmen bleiben würde, auf Grund 
beffagtifcher Culpa ihren Antrag neu zu begründen. 

- Dagegen war 

III. auf die reviscirenden TEN der Beklagten 
1, 2 und 3 zweiter Inſtanz einzugehen, von welchen 

1. die erfte umd zweite die Faſſung des vom Stabtgerichte dem 
Kläger anfgelegten Beweifes und des der Beklagten dagegen vorbe— 
haltenen Gegenbeweifes betrafen. Der Kläger follte nad) dem Stadt- 
gerichtserfenntniffe darthun, 

daß die ihm, dem Kläger, von der Beklagten in den Yacturen 

[3}, [6] und [8] als conjervirt bezeichneten und beredjneten 

356 Bid. Hopfen beim Eröffnen der Kiften im Sommer 1858 

- als verdorben fich gezeigt hätten, 
vorbehältlich des beflagtifchen Gegenbeweifes im Allgemeinen, und na= 
mentlich auch des Einredebeweifes: 

daß das Verderbniß des fraglichen Hopfens durch äußere “ 

liche Einflüſſe während des Transportes oder auf dem Lager 

herbeigeführt worden ſei. 
Dawider hat die Beklagte vor dem Appellationsgericht die Beſchwerden 
aufgeſtellt: 
(Eventual⸗Grav. 1) daß nicht der Kläger auch beweiſen ſolle: 
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das Verderbniß des Hopfens fei in Folge fehlerhaften Verfah— 

fahrens oder derartiger Berpadung abfeiten der Beklagten her⸗ 

beigeführt; 
(Eventual-Grav. 2) daß nicht ihr, der Bellagten, fpeciell der Ein- 
rebebeweis vorbehalten worden ſei: 

die etwaigen Fehler in der Comprimirung und rejp. Verpadung 

bes Hopfens feien durd des Klägers eigenes Verſchulden ver- 

anlaßt oder mit veranlaßt worden. 

Keine diejer, bei der nunmehrigen, wenngleich durch Beweis— 
führung bedingten, Zulaffung der Klage in Betracht kommenden Be— 
ſchwerde fonnte al8 begründet angefehen werben. 

Bei dem von dem Stadtgerichte angeordneten Beweiſe wurde 
vorausgefett, daß die Beklagte ſchon nad dem Inhalte des Geſchäfts 
verpflichtet gewefen fei, nicht etwa nur äußerlich Hopfen in comprimir- 
tem Auftande zu Tiefern, jondern Haltbare Waare dem Kläger zu— 
zuftellen. Diefelbe Vorausſetzung wird für den Fall vorliegen, wenn 
der Kläger den vom Ober-Appellationsgerichte ihm verftatteten Be— 
weis führen follte. Unter diefer Vorausfegung aber bedarf e8, um 
die Beklagte zum Erſatz des dem Kläger durch Nichthaltbarfeit ent- 
ftandenen Schadens für verpflichtet achten zu müffen, feiner weiteren 
Begründung der Klage, als durch die dem Kläger zum Beweiſe ber- 
ſtellten Umftände der fchlechten Beichaffenheit der gelieferten Waare 
und des Schadensbelaufes. Auf eine außerdem noch Flägerifcherfeits 
geltend zu machende beflagtiihe Culpa beim Fabriciren fommt es 
nicht an. 

Anlangend ferner den oben angegebenen Einredebeweis, zu welchem 
die Beklagte zugelaffen werden will, fo hat dieſelbe freilich in ihren 
Exceptionen vorgetragen, daß die Auswahl des zu bearbeitenden Hopfens 
durch den Kläger geſchehen fei, auch ber Hopfen fich als Frucht aus- 
gewiejen habe; ferner, daß die vom Kläger angeordnete Art der Ber: 
packung nachtheilige Folgen gehabt haben möge. Allein diefem Vor— 
bringen iſt mit Recht vom Stadtgerichte feine Folge gegeben worden. 
Denn die Beklagte war die Sachverftändige, die, wenn der Kläger 
ungeeigneten Hopfen zum Comprimiren lieferte oder font unzweckmäßige 
Anordnungen traf, hiergegen Einwendungen erheben mußte, nicht aber, 
ohne fo zu verfahren, auf die Bearbeitung eingehen durfte. Jedenfalls 
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hatte fie ihr. Berhalten in dem Falle fo, wie vorbemerft, einzurichten, 
wenn die Behauptung de Klägers begründet fein follte, daß die Be— 
klagte eine Garantie der Haltbarkeit übernommen habe. Denn als— 
dann ftand Alles, mas in Betreff der Auswahl des zu bearbeitenden 
Stoffs und der weiteren Behandlung desfelben (in&bejondere auch der 
Berpadung) zu beachten, vorzunehmen oder zu vermeiden war, zu 
ihrer Berantwortlichkeit. 


2. Die beffagtifche dritte Eventualbefchwerde zweiter Inſtanz be- 
trifft die Normirung der zweiten Flägerifchen Beweis-Copulative, | 

daß der Werth des comprimirten Hopfens im unverdorbenen 

Zuftande Frs. 1055, oder wieviel weniger gewefen fei. 


Statt deſſen hätte nad der Anficht der Beklagten diejer Beweisſatz 
folgender Maßen formulirt werden follen: 
principaliter, daß jede einzelne der brei — Sendungen 
im unverdorbenen Zuſtande Frs. 280,330 und 245, oder wie— 
viel weniger werth geweſen jei, 
‚eventualiter, daß der Werth diefer comprimirten Hopfen im 
unverborbenen Zuftande Frs. 855 (und nicht Frs. 1055), oder 
wieviel weniger werth gewejen jei; 


wobei die Beflagte bemerkte, die Zahl „Fre. 1055“ im Beweisſatze 
beruhe wahrſcheinlich auf einem Schreibfehler, indem nur irrthümlich 
1055, jtatt 855, gejchrieben fein werde. 

Anlangend diefen Tetteren Punkt, welchen die Beſchwerde ſowohl 
in ihrer Principal als auch in ihrer Eventwalfaffung berührt, fo ift 
fein Schreibfehler anzunehmen. Die Facturabeträge, welche die Be— 
fteller, falls die Waare haltbar gewejen wäre, hätten bezahlen müffen, 
belaufen fi nämlich im Ganzen auf die Summe von Frs. 1055 
(nämlih Girault & Gavot Frs. 480 — Bofio & Co. Fre. 330 — 
Lablé Roche Fre. 245), und wenn der Bellagten vom Kläger ftatt 
Frs. 1055 nur Frs. 855 zur Laft gebracht worden find, fo hat dies 
darin feinen Grund, daß Girauld & Gavot dem Kläger gegenüber 
Frs. 200 gezahlt oder übernommen haben, der Kläger aljo hierbei 
eine Einbuße von nur Fre. 280 erlitten Hat. Diefe Frs. 200 
fommen ſelbſtverſtändlich auch nad) der Stadtgerichts-Auffaffung der 
Beklagten fchlieglih zu Gute; allein der Gefammtmwerth ber drei 
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Duantitäten Hopfen beträgt nad) den Angaben der Kläger wirklich 
Frs. 1055, und muß aud zu diefem Belaufe bewiefen werden. 

Den im Uebrigen beantragten Veränderungen in der Beweis— 
faffung fehlt es gänzlich an materiellem Gehalt. Denn ob die Ber 
weisauflage der drei Werthbeträge in einer Geſammtſumme oder jepa- 
vater Aufführung Erwähnung thut, ift gleichgültig, Demzufolge war 


die Beweisanordnung ded Stadtgerihts — nunmehr copulativ mit 
dem Beweisinjunctum wegen der Haltbarfeitszufage — unverändert 
beizubehalten. 


IV, Zn Folge der zu I gerecdhtfertigten Reformatoria mußte 
auch die zweite Beſchwerde des Klägers gegenmärtiger Inſtanz einer 
Prüfung unterzogen werden, 

daß die Klage in Betreff der (außer dem Werthsbetrage des 

Hopfens) geforderten fl. 811. 20 fr. fofort abgewiefen wor- 

ben fei. 

Der Kläger behauptet, daß er feinen Reiſenden (Gad) vom 
26. Juli biß zum 8. October 1858 wegen Sammlung von Ordres 
auf comprimirten Hopfen, franzöfiiche und benachbarte Pläge habe ber 
juchen laſſen, und daß hierdurch ein Aufwand von fl. 681. 20 fr. 
an Reiſekoſten und von fl. 130 an Salair verurfacht worden fei. 

Das Stadtgeriht hatte diefen Theil der Hägeriichen Forderung 
ohne Weiteres verworfen, obichon es annahm, daß die Klage im 
Uebrigen begründet ſei. Diefe -Verwerfung ift darauf geſtützt, daß es 
fi) bei diefem Gegenftande um Aufwendungen nicht für die bereits 
von der Beklagten bearbeitenden Hopfen-Quantitäten, ſondern für 
Hopfen haudelte, den der Kläger der Beklagten in fpäterer Zeit zum 
Präpariren geliefert und von ihr präparirt zurückerhalten haben 
würde, wenn das Geichäft guten Fortgang gehabt hätte. Unter 
Feithaltung diefes Umjtandes argumentirte das Stadtgericht wie folgt: 
Entweder jei die Bellagte für die Haltbarfeit des Hopfens verantwort- 
lich gewejen oder nicht. Im erſteren Falle habe der Kläger, wenn 
er derjelben die hier in Rebe jtehenden Koften habe zur Lajt bringen 
wollen, da8 Gejchäft fortführen, Hopfen durd) -die Beklagte präpariren 
laſſen und ſich feinerjeits gegen die Beſteller von Hopfen zur Xiefe- 
rung bdesjelben bereit erklären müfjen, was nicht gejchehen ſei. Im 
zweiten Falle aber, wenn feine Berantwortlichkeit auf Seite der Be— 
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flagten wegen der Haltbarkeit beftanden habe, würde er nicht berechtigt 
fein, bloß deshalb, weil jene für die Zukunft eine Garantie ablehnte, 
den Erſatz von Koften zu verlangen, welche er auf eine aus freien 
Stücen aufgegebene Speculation verwandt habe. 

Die Begründung der VBerwerfung des in Rede ftehenden Theile 
der flägerifchen Forderung, in welcher das Appellationsgericht dem 
Stadtgerichte fich angejchlojfen hatte, war auch vom Dber-Appellations- 
gerichte beizuftimmen. Ueberdies jteht auch das dem Kläger hier ent«. 
gegen, daß er niemals behauptet hat, die Beklagte habe fich für eine 
bejtimmte längere Zeit zum Liefern comprimirten (und zwar halt- 
baren) Hopfens verpflichtet. 

Bei dem Ausfalle diefes Erfenntniffes waren die Koften erfter 
Inſtanz auszufegen, diejenigen diefer und der vorigen Inſtanz aber 
durchgängig zu compenfiren. 


f 


Drud von Mahlau & Waldſchmidt in Frankfurt am Main. 





Sachregiſter. 


A. 


Ablöſung eines Grundgefälles, die Zuläſſigkeit derſelben muß erſt feſtſtehen, ehe 
die anerboteñe Depoſition der Ablöſungsſumme vom Gericht verfügt werden 
kann. ©. 254, 257, 274. 

Abweifung j. Edition ©. 320. 

Abwefende, ein unter denſelben mittels Correfpondenz abgefchloffener Ver- 
trag ift da als abgeichloffen zu erachten, wo der Offertebrief empfangen und die 
zuftimmende Erklärung ertheilt und abgefendet worden if. S. 340, 848. 

Actio venditi f. Contractstlage S. 342. 

Actionäre, die Edition des Verzeichniſſes derfelben kann verlangt werden. 
©. 320. 

Anwefenhbeit, die perfönliche dev Beklagten ift nicht erforderlich zur Begrün- 
dung des forum contractus. ©. 840, 341. 

Appellation nicht zuläffig gegen Mandate, welche die Gerichte in der Hilfe- 
volfftredungsinftang nach Feftftellung des Thatbeftandes, durch amtlich ein- 
zuziehende Berichte ohne Gehör der Gegenpartei erlafjen. ©. 150, 151. 

Appellationsfumme, von dem Erforberniffe derjelben zum Behufe der 
Beftimmung des Rechtsmittels find Sachen ausgenommen, die eine Schägung 
ihres Geldwerths nicht zulafien. S. 307. 

Aufenthalt auswärtigen, ohne Erlaubnif des Senats, hat feine privatredit- 
lichen Folgen in Anjehung der Begründung des Gerichtsftandes des Domicils. 
©. 347. 

Aufforderung, öffentliche, zur Einzahlung, auf diefelbe kommt es nicht an, 
wenn dem Einzahlungspflichtigen eine fonftige beftimmte Kunde der erfolgten 
Aufforderung nachgemwiefen werden fann. ©. 322. 

Auftrag, präfumtiver des Pächters zur Anftellung dinglicher Klagen, ift in den 
Rechten unerfindlid. S. 171, 

VII. 32 
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Ausdrucksweiſe zweifelhaft, ob Imperativ- oder Interrogativform, ala 
Imperativform aufzufaffen, wenn fein Fragezeichen beigejett if. ©. 455, 
457, 458. 

Ausfchliegung, für die mit Proceßhandfungen bedarf es feiner befondern 
Androhung; fie erfolgt jedoch erft durch das, diefelbe auf Anrufen ausſprechende 
Decret, oder durd; Einreihung der vorgejchriebenen Procefhandlung, wodurd) 
alle nicht zur Hand genommenen Einveden und Beweismittel jofort mit Ab- 
lauf der Frift ausgejchloffen werden. ©. 74. 


B. 


Bedingung, den Eintritt derfelben hat der Contrahent nachzuweiſen, der Rechte 
daraus ableiten will, nicht jein Gegner das Fehlichlagen derjelben. S. 455. 
Befanntmachung, die ftatutenmäßige, daß eine Einzahlung zu madjen fei, 
bat die Bebentung, daß wenn fie gehörig erfolgt ift, bie Wiſſenſchaft der 
Einzahlungspflichtigen fingirt wird. ©. 322. 
©. aud) Aufforderung ©.-322. 

Beneficium appellationis muß der für fid) in Anfprud; nehmen, der 
nova in Folge deffelben vorbringen will. ©. 74. 

Beneficiwum competentiae, dafjelbe gibt dem Schuldner nicht das Recht, 
die Befriedigung feiner Gläubiger folange abzulehnen, bis er wieder zu wirk— 
lichem Wohlftand gelangt fei, jondern geht nur dahin, daß ihm foviel bleiben 
müſſe, als er zum nothwendigen Unterhalt für ſich und feine Familie bedarf. 
S. 200. 

Befchwerde, fie kann nicht durch die bloße vermeintliche Ungwedmäßigfeit einer 
Berfügung, die feine Nechtsverlegung enthält, begründet werden. ©. 12, 

ift nicht vorhanden, wenn der Nichter von einer in fein Ermeffen ge 
ſtellten Officialthätigfeit abſtrahirt. S. 268. 

eine ſpecielle Angabe derſelben iſt nicht erforderlich; es genügt, daß 
dieſelbe aufgeſtellt iſt und daß nach Inhalt der Rechtfertigung die Punkte, in 
welchen eine Abänderung des unterrichtlichen Urtheils verlangt wird, unzmweifel- 
haft find. ©. 180. 

die darüber geftellt ift, daß im erfter Inſtanz ein Umftand als unbes 
ftritten behandelt worden, kann in dritter Inftanz nicht vorgebradht werden, 
wenn dagegen wicht bereitS im zweiter Inſtanz eine eventuelle Beſchwerde 
gerichtet worden. S. 239, 240. 

die dahin geht, daß nicht nach den geftellten Anträgen erfannt worden 
fei, und die zu einer vorforglichen Ergänzung aller übrigen Beſchwerden die> 
nen fol, kann wegen ihrer völligen Allgemeinheit keine Berücfichtigung fin- 
den. S. 413. 
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Befik, er muß rechtmäßiger Weife, alfo nicht gegen den Willen des Schuldners 
erlangt worden fein, wenn der Gläubiger nad) Art. 54 der Wechſelordnung 
vom Jahre 1739 das Recht haben foll, fih aus den im feinem Gewahrfan 
befindlichen Vermögenstheilen des Schuldners bezahlt zu machen. ©. 325. 

Beweis, bei Prüfung deffelben müſſen die Ergebniffe des erften Verfahrens 
von Amtswegen in Betracht gezogen werden, auch wenn der Beweisführer 
auf angebliche in diefem Verfahren gemachte Zugeftändniffe des Gegners in 
der Beweisinftanz nicht zurüdgelommen if. ©. 404. 

der Thatumftände hat derjenige zu führen, welcher von denfelben die 
Durchführung feiner Ansprüche herleitet; handelt e8 fi um den Thatum— 
ftand, ob Jemand in fremdem ober eignem Namen Hagt oder belangt wird 
jo muß dies von dem bewieſen werden, der Rechte daraus ableitet, gleichviel, 
ob ſeine Angabe, er handle in eignem Namen in Abrede geftellt wird oder 
die, er handle in fremden Namen. S 94, 95. 
des PVerzichts von dem zu führen, welcher fi) darauf beruft. ©. 183. 
anticipirter, auf ſolchen ift immer noch ein förmliches Beweisverfahren 
einzuleiten, um nicht der andern Partei den Gegenbeweis abzufchneiden. ©. 239. 
zum ewigen Gedächtniß, als ſolcher ift die im Einverfländniß der 
Streittheile durch Sadjverftändige vorgenommene Unterfuhung einer dem 
Berderb ausgefekten Waare aufzufaffen, der die Beweisinftanz nicht erſetzen 
fann. ©. 247. 248, ſ. Domieil ©. 349, f. Liederlichkeit &. 182, f. qualie 
ficirtes Geftändniß. S. 454. 

Beweisantretung, die hierfür anberaumte Frift bezieht fich auf alle von 
den Parteien zu führenden, ſowohl anferfegten als nachgelaffenen Hauptbeweife. 
S. 73. 

Beweisfrift iſt nad Frankfurter Necht geſetzlich peremptorifch. ©. 73. 

Beweisführer ſ. Eidesdelation. ©. 401. j 

Beweiskraft, von der formellen des Documents ift abzufehen, welches eine 
proviforifche, Lediglich die Sicherftellung vermögensrechtlicher Verhältniſſe be 
zweckende und die Entſcheidung im der Sache felbft in feiner Weiſe präjudi« 
cirende Mafregel begründen ſoll, lediglich deffen materielle —— 
iſt in's Auge zu faſſen. S. 392. 

Beweisverfahren, dieſem iſt die nähere Detaillirung der Einzelheiten zu über— 
laſſen, wenn Rechtsverhältniſſe in Frage ſtehen, die eine aus alter Zeit herrührende 
Theilung des Eigenthums in Obereigenthum und nutzbares Eigenthum betreffen; 
eine generelle Begründung genügt hierbei für das erſte Verfahren. S. 270. 

Bürgerrecht, die Beibehaltung deſſelben begründet nicht den Gerichtsſtand 
des Ortes, an welchem e8 beibehalten worden. ©. 339, 346. 

Bürgin, als folche verpflichtet fich die Ehefrau für das Darlehen, welches der 
Ehemann zum Nuten feines Gefhäfts aufnimmt, wenn fie bei einer Injat- 
beftelfung und zum Zweck derfelben vor dem Hypothefenamte ganz allgemein 
auf ihre weiblichen Rechtswohlthaten verzichtet. S. 428, 429, 
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Canon, diejer Ausdrud weift immer auf ein getheiltes Eigenthum bin. ©. 266. 

Gaution für die Proceßkoften, von derfelben ift der Kläger bei einer unbedingten 
Berurtheilung des Beklagten zu befreien. ©. 189. 

Commiffionär, der, welcher einen Einfauf auf Zeit abjchließt, muß bereit 
jein, den Verfügungen des Committenten in Betreff der eingefauften Waare 
zwiichen dem Einfaufs- und Lieferungstermine nachkommen zu können, forft 
ift er für die nachtheiligen Folgen verantwortliid. S. 114, 115. 

Concubinat, j. Verwaltung S. 391. 

Eoneurs, nur während deffelben ift eine Gemeinjchaft der zur Befriedigung der 
Gläubiger zu verwendenden Objecte in der vorhandenen Maffe begründet; 
fie hört auf, jobald die Diftribution erfolgt und die curatores bonorum ent- 
lafien find. S. 197. . 

Ein nad) demfelben von dem Schuldner erworbenes Vermögensſtück 
kann von einem Gläubiger, der feine volle Befriedigung erhielt, allein in An: 
ſpruch genommen werden, ohne daß er verpflichtet ift, die übrigen Gläubiger 
zur Vertheilung zuzulaffen. S. 197, 198. 

Condictio causa data causa non secuta iſt begründet, wenn Geld hin— 
gegeben wird zu dem Zwecke, daß ein Wechjel acceptirt werde, dieſe erwartete 
causa futura aber durch den verweigerten Accept ausbleibt. ©. 327, 323. 

Eonfefforienflage, ſ. Wich. ©. 172. 

Eontractsflage, von derjelben kann Gebraud; gemacht werden, wenn die 
MWiederanshändigung eines Gegenftandes verlangt wird, der anftatt des ver- 
tragsmäßigen geliefert worden; jedenfalls können die Leiftungen, welche dem 
Käufer in Folge der Redhibition obliegen, ſeitens des Berläufers mit der 
actio venditi verfolgt werden. ©. 342. 

Eontrabenten, es kann demjelben nicht geftattet werden, fi) nad) Abſchluß 
des Vertrags auf eine Anficht oder Willensmeinung zu berufen, welche mit den 
vorher gewechjelten Erklärungen in Widerſpruch fteht und ihnen ein angeb- 
liches Mißverftändniß entgegenftellt. S. 230. 

Eontraventionen, j. Hilfe ©. 149. 

Gorrefpoudenz, j. Abwejende S. 340, 343. 

Ereditor, }. Solutio ©. 324, 325. 

Culpa, j. Schadenserjatverbindlichkeit. S. 478. 


D. - 


Decret, procehleitendes, ift die Verfügung eines Gerichts, durch welche fich das: 
jelbe ex officio von einer Behörde fachliche Aufklärung verfchaffen will; gegen 
baffelbe kann nicht appellirt werden. ©. 81, 82, 83, 84, 85. 
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welches Verhandlungen erledigt, die zum Zwed der Zransfeription ein— 
geleitet worden, können Dritte mit materiellen Anjprüchen nicht prächudiren 
und erhalten feine Rechtskraft. S. 264. 

Decretum divi Marci bedroht die Selbfthilfe mit Privatftrafen nur in den 
beiden Fällen, wenn entweder ein Eigenthümer fich eigenmächtig in den Beſitz 
einer Sache fett, nicht wenn er bloß eine Beſitzentſetzung vornimmt, oder 
ein Gläubiger gewaltfan eine Zahlung vom Schulöner erpreßt. S. 137. 

Deferent, ſ. Ev. ©. 72. 

Delat, j. Eidesdelation, eventuelle, S. 78, 79, 80. 

Depofition, f. Ablöjung. S. 254, 257, 274. 

Dicetum et promissum ift die Zuſage, daß eine Waare —— Urſprungs 
ſei und zur Erhärtung dieſes Umſtandes von einem beſtimmten Orte bezo— 
gen werde; die Waare braucht nicht angenommen zu werden, wenn ſie von 
einem andern Orte abgeſandt wurde. S. 96, 97. 

Dienſte, die Verpflichtung zur Bezahlung derſelben auch ohne vorhergehende be— 
ſondere Zuſage beruht nicht auf der einfachen Thatſache, daß Jemand durch 
die Arbeiten eines Andern Vortheile erlangt hat, ſondern auf einem aus den 
Umſtänden zu entnehmenden ſtillſchweigenden Vertrage, wonach der Eine feine 
Dienſte in Erwartung einer dafür zu erhaltenden Vergütung geleiſtet, der 
Andere durch Annahme der Dienſte unter dieſen Umſtänden ſeine Ueberein— 
ſtimmung damit fund gegeben hat. ©. 375, 376. 

Differenznote, vie Anerkennung derjelben, wenn darin nach eingetretener 
mora der zn vergütende Differenzbelauf aufgeführt ift, begründet das Recht die— 
jen zu fordern, gehe die Note aud) vom Bermittler des Geichäftes aus. ©. 47. 

Document, j. Beweistraft.-S. 392. 

j. Edition. S. 320. 

Dolus, civilvechtlicher, die Verfchweigung eines Umftandes begründet ih nur 
dann, wenn dieſer Umſtand dem Miteontrahenten unbekannt war und der 
Verſchweigende dieſes wußte; dieſe Wiſſenſchaft beſtimmt zu behaupten, gehör. 
zur nothwendigen Begründung der Einrede des dolus. S. 294. 

Domicil, daſſelbe hat im Allgemeinen die Fixirung an einem beſtimmten Orte 
zur natürlichen Grundlage und ein doppeltes Domicil kann nur in dem 
jeltenen Ausnahmsfalle angenommen werden, wo Semand am zwei Orten 
eben einander fich dergeftalt einrichtet, daß er für jeden derſelben vollftändig 
den Borausjegungen einer Domicilbegründung entipricht; abgejehen von einem 
foldyen fingulären Falle muß aus der erweislichen Begründung eines neuen 
MWohnorts ftets von jelbft die Folgerung gezogen werden, daß das vorige 
Domicil habe aufgegeben werden jollen. S. 344, 345. 

Den Beweis deffelben hat diejenige Partei zu führen, welde die Com— 
petenz des angegangenen Gerichts zu begründen hat; die factiiche Präfumtion, 
welche für die nn des frühern Domicils ſpricht, kann an der Beweis— 
laſt nichts ändern. S. 349. 
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Dominium utile, j. Erbzinsmann. S. 265. 

Dotirung, ihr Betrag ift nicht zu hoch gegriffen, wenn derfelbe für ſämmtliche 
Kinder unter einem Viertel des Vermögens bleibt und die Leiſtung diejes Be- 
trags aud) den Gejchäftsbetrieb nicht zu ftören vermag. ©. 154. 


E. 


Edictalladung, iſt weder nach geſetzlicher Vorſchrift noch nach der Praxis zu 
verfügen, um den Frankfurter Gläubigern Gelegenheit zu geben, ihre For— 
derungen an den Nachlaß eines im Auslande verftorbenen und dajelbft 
domicifirten Frankfurter Bürgersfohnes zum Zwed der Befriedigung aus 
den in Frankfurt vorhandenen Nadjlafgegenftänden geltend zu machen. 
©. 384. i 

Edition, die der Driginalien des Gejellichaftsvertrags kann verlangt werden, 
wenn die Uebereinftimmung ber Statuten mit dem Gejellichaftsvertrage verab- 
redet wird. S. 320. 

Auf die Verweigerung derfelben ift das Präjudiz der Abweifung mit 
der erhobenen Klage gerechtfertigt, wenn der Kläger im Befitte der zu ediren- 
den Documente if. S. 320. 

©. auch Actionäre S. 320. 

Ehe, das in derjelben geborne Kind hat fein Recht anf Namen, Familie und 
Bermögen des Chemannes, wenn diefer beweift, daß er während der Zeit, in 
welcher die Zengung diefes Kindes ftattfinden mußte, feiner Frau nicht bei- 

gewohnt habe. S. 434, 435, 436. 

Ehefrau, ſ. Separationseeht ©. 419, 420. 

Ehefrau, jüdifche, hat an dem Vermögen ihres Mannes fein Erbredt. ©. 9, 
13, 14. 

Ehegatte, ſ. Ehepacten ©. 9, 13. 

Eheleute, j. Einrede der Theilung. ©. 433. 

Ehepacten, von den in deuſelben enthaltenen Erbverträgen kann der über» 
febende Ehegatte einfeitig nad) gemeinrechtlichen Grundjägen nicht abgehen, um 
die Statutarportion in Anfprud zu nehmen. S. 9, 13. 

In Bezug auf diejelben das jüdische Privatrecht unter Juden gültig. ©. 8. 

Gegen die Befugniß eines eimfeitigen Widerrufs derjelben, auch infos " 
fern fie erbrechtliche Beftimmungen enthalten, ftreitet die rechtliche Präjumtion. 
©. 13, 14. 

Eid, deferirter, die dem Deferenten nad) Römiſchem Rechte zuftehende Befugniß 
denjelben bis zur definitiven Sententia zurüdzunehmen und fonftigen Be- 
weijes fich zu bedienen, unterliegt im heutigen Proceß der Beſchränkung, daf 
der Gebrand) anderer Beweismittel nicht durd) den Ablauf einer perempto- 
rischen Beweisfrift ausgeichloffen jein darf. ©. 72. 
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Eidesdelation, muß bon dem Beweisführer, um die Beweisfrift zu wahren, 
alsbald eventuell neben den übrigen Beweismitteln zur Hand genommen 
werden; der Product aber kann wicht ohne Weiteres für verpflichtet erachtet 
werden, innerhalb der zu feiner Erflärung auf die Beweisantretung im All: 
gemeinen gefetsten Frift auch ſchon auf die eventuelle Eidesdelation fich ein- 
zulafien. ©. 401. 

um eine Erflärung auf diefelbe herbeizufüihren, bedarf e8 einer fpeciellen, 
den richterlihen Willen klar kundgebenden Aufforderung. S. 402. 

eventuelle, wern über diejelbe eine Erklärung noch nicht vorliegt, io 
ift nad Berwerfung des Prineipalbeweifes nicht fofort auf Ausſchwörung 
jenes Eides zu erkennen, fondern noch eine Erflärung über die Eidesdelation 
aufzugeben. ©. 408. 

wenn fie durch den Tod oder die fich herausftellende Eidesunfähigfeit 
ber Delaten verloren geht, muß e8 dem Beweisführer geftattet fein, andere 
Beweismittel an deren Stelle zu ſetzen. ©. 78, 79, 80. 

Eigenthumt, getheiltes, j. Canon ©. 266. 

unanfechtbares erwirbt nad) franzöſiſchem Rechte derjenige, welcher den 
juriftifchen Befit einer beweglichen Sache erlangt hat mit diefem Befite in 
der Regel fofort, bei geftohlenen umd gefundenen Sachen aber, wenn drei 
Jahre verftrichen find, ohne daß fie zurücdgefordert werden. ©. 165. 

©. auch Früdte. S. 172, 173, 

Eigentbumsanfprüche, j. Pfandreht S. 181. 

Eigenthbumserwerb, auch der beweglichen Sachen ift nad) der lex rei 
sitae zu beurtheilen. S. 164, 165. 

Eigeuthbumstitel, j.-Transicriptionsbücder S. 263, 264. 

Eigentbumsverhältuiffe, entftcht darüber zwiſchen beſtimmten Perſonen 
ein Streit, jo kann auch nur das Gericht, vor welches diefer Streit gehört, über 
den Werth urtheilen, welcher der Transſeription für die Eigenthumsfrage 
zufommt, nicht aber das Gericht, vor welches die Sache gehörte, als fie noch 
eine umftreitige im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu behandelndewar. S. 264. 

Eingeftändniß, die ausdrückliche Androhung des Nechtsnachtheils deffelben 
bildet eine Bedingung für die Verwirklichung eines ſolchen Präjudizes. S. 402. 

Einflagung, ſ. Fälligfeitstermin ©. 373. 

Einlaffung, wenn diejelbe ohne Berwahrung auf eim neues Flägerifches Vor— 
bringen erfolgt, jo wird eine nad) Frankfurter Proceßgrundfägen unzuläffige 
replicarifche Nachſchiebung einer neuen Klagebegründung ftatthaft. S. 476, 

Einrede des Dolus, ſ. Dolns 294. 

Einrede, forideelinatoriſche, j. Rechtskraft S. 29. 

Einrede der Simulation zuläjfig, auch wenn das Scheingejchäft fchriftlich zu- 
geftanden worden, S. 128, 129. 

Einrede der Theilung, fie fteht feinem der Eheleute in Beziehung auf eine für 
das gemeinjame Gejchäft contrahirte Schuld zu. S. 433. 
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Einzahlung, ſ. Belanntmadhung ©. 322. 

Erbleihbejtänder, j. Erbzins S. 263. 

Erbrecht, j. Ehefrau, jüdiſche S. 9, 13, 14. 

Erbverträge, j. Ehepacten ©. 9, 13, 14. 

Erbzing bedeutet ſowohl einen einfachen Grundzins, fogenannten „ichlechten 
Zins“, als aud) die Abgabe, welcher der Erbleihbeftänder an den Eigenthums— 
herren zu entrichten hat. ©. 263. 

Erbzinsmann, bemjelben wurde das ganze Mittelalter hindurch und 
bis auf die neuefte Zeit ein dominium utile und nicht blos ein Recht an 
einer fremden Sache zugeichrieben, womit aud) der Sprachgebraud; der Ge- 
jesgebung übereinftimmt. ©. 265. 

Erfüllungseid ift demjenigen aufzulegen, ber nad den Acten höheren 
Anſpruch auf Glaubwürdigkeit hat. S. 251. 

fann beim Abgang jonftiger Beweisgründe nicht zuerkannt werben, wenn 
der Beweisſatz mur durch Schlußfolgerungen, weldye aus der Ausjage eines 
claiftichen Zeugen gezogen werden und nicht durch diefe Ausfage ſelbſt er- 
ihöpft wird. S. 379, 880. 
Erfüllungsort, j. Gerichtsftand der Obligation. S. 339, 340. 
Erflärung, j. Eidesdelation. S. 402, 403. Ä 
ſ. Berlobte. S. 180, 181. 
Ermeffen des Richters, j. Beſchwerde. ©. 268. 
j. Gefährbeeid. S. 462. 
j. juramentum calumniae. ©. 10, 16. 

\ j. Schadensflage. S. 409. 

Erſatzpflicht, ſ. Schadensklage. S. 409. 

Eventualmarime findet auf Richterſprüche keine nothwendige Anwen- 
dung; es farm daher über einen Streitpunft eine weitere Berhandlung vor- 

‚ behalten werden. ©. 97. 

Exceptio non adimpleti contractus in Beziehung auf den ganzen noch 
übrigen Theil der Bertragsverbindlichfeit begründet, wenn bei der Verpflich— 
tung zu monatlichen Waarenlieferungen, die als eine durch den nämlichen 
Contract übernommene, ratenweiſe zu erfüllende Gejammtverbindlickeit an— 
zujehen ift und welcher die auf eben jo viele Raten vertheilte Zahlung des 
ganzen Kaufpreifes als Gegenleiftung gegenüberfteht, dieſe Gegenleiftung zur 
rüdgehalten wird. ©. 409. 


F. 


Fabricate, j. Berficherung. ©. 362. 

Fabricationsort, das an demjelben übliche Maß muß in — 
lung einer näheren —— als für die zu liefernde Waare beſtimmend 
angeſehen werden. S. 810. 
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Fälligfeitstermin, der Eintritt deffelben im Laufe des Proceffes 
heilt den bloßen Mangel der Fälligkeit der Forderung zur Zeit der Ein- 
Hagung. ©. 373. 

Forderumg, beim Berkaufe derfelben finden die beim Verkaufe körperlicher 
Sachen geltenden Rechtsſätze, daß ein Regreß wider den Verkäufer an die 
Boransjegungen der Streitverfündigung und der vechtsfräftigen Entwährung 
gefnüpft fei, nur infoferne analoge Anwendung, als der Käufer das Recht, 
aber nicht die Pflicht Hat, den Schuldner zuvor auszuffagen und in diefem 
Nechtsitreite dem Verkäufer den Streit zu verfünden. ©. 445. 

j. au Käufer. ©. 445. 
f. auch Pfänder. S. 121, 122. 
j. auch Pfandredit. ©. 445. 

Forum contractus, zur Anwendung defjelben genügt Vermögens- 
befig am Orte der Klage. S. 340, 341. 

Forum hereditatis, an bafielbe find, den Fall der Gegen« 
jeitigfeit vorausgejeßt, in Frankfurt befindliche Nachlaßgegenftände eines im 
Auslande verftorbenen und dajelbft domicilirten Bürgerjohnes auszuliefern. 
©. 384. 

Frauenzimmer, j. Geftändniß. ©. 250, 251. 

Früchte, hängende befinden fid im Eigenthum des Verpächters. &. 172, 
173, 


J G. 


Gefährdeeid, den Gegner zur Ableiſtung deſſelben zu nöthigen, kann 
nad) der weiteren Entwickelung des Proceßrechtes nicht mehr als unbedingtes 
Recht der Partei augeſehen werden; vielmehr unterliegt ein ui gehender 
Antrag ganz dem Ermefjen des Richters. S. 462. 

Zur Auflegung deffelben bietet nicht jede Weberfchreitung der Grenzen, 
innerhalb deren fich die nothwendige Vertheidigung halten darf, fchon einen 
Grund dar. ©. 462. 

Gegenbeweis, j. Beweis, anticipirter. S. 239. 

Gegenstände, gleichartige, diefer Ausdruck ift nicht ſynonym mit „diejelben, 
die nämlichen Gegenftände*. S. 219, 220. 

Gelder, ſ. Pfandrecht. S. 343, 344. 

Genehmigung des Gefchehenen folgt aus der Verfäumung der in dem 
kaufmänniſchen Berfehre begründeten Verpflichtung, Mißbilligungen der Hand- 
lungen eines Gejchäftsfreundes bafdthunlichft nach erhaltener Kunde davon 
dieſem gegenüber auszujpredhen. ©. 57. 

j. auch Verzicht. ©. 319. 
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Gerihtsbarkfeit, freiwillige, f: Eigenthumsverhältniffe. S. 264. 
ſ. Rechtöftreit. ©. 19. 
Gerichtsftand des Domicils. ſ. Aufenthalt. ©. 347. 
Gerichtsftand der Obligation ift am Erfüllungsorte nur dann begrün- 
det, wenn derfelbe durch fpecielle Verabredung unter den Kontrahenten feit- 
gejett worden ift; in Ermangelung eines befonders vereinbarten Erfüllungs- 
ortes hängt er von dem Drte ab, wo der Bertrag zum Abjchluffe gelangt 
ift. ©. 339, 340. 
Gerichtsftand, ein fpecieller kann nicht aus dem Art. 54 der Wechſel⸗ 
ordnung von 1739 begründet werden. ©. 343. 
Gericht, einem bezeugten ift in Schwängerungsfadhen nicht jede Erheblid;- 
feit abzufprechen. ©. 50. 
Gefhäftsführer, j. Pfänder. S. 121, 122. 
Gefhlehtäiverhbältniß, ſ. Geftändnif. S. 250, 251. 
Gefellfihaft, j. Verzicht. S. 319. 
Gefellfhaftsvertrag, j. Edition. ©. 320. 
Geftändniffe, als foldhe find Aenferungen nicht aufzufaffen, wodurch 
ein Frauenzimmer auf an fie gerichtete Fragen ein Gefchlechtsverhäftniß in 
Abrede ftellt; fie jetzt fich hierdurch nicht in Widerjpruch mit einer fpäter an— 
geftellten Schwängerungsflage S. 250, 261. 
ſ. aud) qualiftcirtes Geſtändniß. S. 454. 
Gewohnheit, verogatoriiche. ſ. Praxis. S. 195. 
Gewohubheitsrecht, der Beweis defjelben zuläjfig, auch went das» 
jelbe einem Haren jus scriptum entgegenftehen follte. S. 30. 
Gläubiger, ſ. Befit. ©. 325. 


ſ. Coneurs. S. 197. 
Glaubwürdigkeit, ſ. Zenge. ©. 58. 


Grundgefälle, j. Ablöſung. ©. 254, 257, 274. 
Grumdzing, f. Erbzins. ©. 263. 


9. 


Handelsufance bindet dem nicht am demjelben Orle Anfäffigen nur in 
fofern, als fie ihm bekaunt war. ©. 110. 

Handlung, j. Pfänder. S. 121, 122. 

Hilfe, Anträge auf gerichtliche. gegen Kontraventionen vechtskräftiger Ent: 
ſcheidungen find als Hilfsvollftvedungsanträge und nicht als neue Klage zu 
betrachten. ©. 149. 


Sjmmemorialverjähbruug, j. Präfeription. S. 271, 272. 

SGneidentpunft, j. Rechtsmittel. S. 50, 60, 62, 63. 

Inhaber, j. Obligationen. S. 446. 

Inſatzbeſtellung, j. Bürgin. S. 428, 429, 

Inſtitor, ſ. Pfänder. S. 121, 122. 

Interdictum de precario, zur Begründung deffelben die Behauptung 
ausreichend, daß die Erlaubniß zur Vornahme eines Werkes vergünftigungs- 
weije ertheilt worden jei, wobei jedoch zu zeigen ift, daß auf beiden Seiten 
die Abficht einer bloßen Bergünftigung, d. i. einer Berwilligung auf Wider- 
ruf obgewaltet habe. ©. 312, 313. 

Interdicetum quod vi aut clam, fteht auch dem Wächter zu; durch 
daffelbe kann die Wiederherftellung des früheren Zuftandes und Schadens- 
erfat gefordert werden; zur Begründung deffelben gehört die Behauptung in 
der Klageichrift, daß vi, d. h. gegen Verbot gehandelt worden jei. ©. 173. 

nicht zuläifig, in fofern e8 auf Klandeftinität gegründet werden fol, 
bei Arbeiten, die öffentlich in Gegenwart der Nachbarn, wenn aud in Ab— 
weſenheit der Gegenpartei gemacht worden und die Borausjegung der Heim- 
lichkeit ausſchließen. ©. 308. 
Jutereſſe, f. Mora ©. 298. 
j. Rechtsſtreit. ©. 147, 148. 

Gnterpretation, ausdehnende des Decretum divi Marci und der 
Beftimmiungen der Frankfurter Reformation über die Strafe der Selbithilfe 
nicht zulälfig. S. 138. 

einer zweifelhaften Stelle, wo je nad) dem Ausfall derſelben jeder Theil. 
von gleichen Verluſt betroffen würde, ift nicht nad) der Kegel vorzunehmen, 
daß das den Schuldner weniger Beläftigende vorzuziehen jei, jondern nad) 
dem Satze, daß zum Nachtheil deffen zu interpretiven, von welchem die Ab— 
“ fafjung der ftreitigen Stelle herrührt. S. 227. 
Inventur, j. Redtsftreit. S. 19. 
f. Verwaltung. ©. 388. 

Irrthum, darüber ob Jemand in eigner Perjon oder als Vertreter eines 
Dritten Berträge gejchloffen, ift als ein Irrtum über die Berfon aufzufaflen, 
welcher den Bertrag vernichten würde. S. 95. 

in der Bezeichnung des Gegenftandes, wenn die Eontrahenten über den 
Gegenſtand jelbjt einverftanden waren, völlig einflußlos. ©. 239. 
j. aud) Berpflichtung. S. 217. 

Juramentumı calumniae generale, die Auflage defjelben ift durd) die 
neuere Geſetzgebung Lediglich in das Ermeſſen des Richters geftellt. S. 10, 16. 

j. aud; Gefährdeeid. ©. 462. 

Jus scriptum, j. Gewohnheitsrecht. S. 30. 


R. 


Kaufbrief, j. Fichtöffnungen. ©. 330, 331, 332. 

Käufer, ver einer Forderung in genere, dem eine gewifje species dieſes 
genus geliefert worden, die, wie ſich ſpäter fand, einen beiden Theilen unbe- 
fannt gewefenen Fehler Hat, ift nicht befugt, die Lieferung einer andern fehler- 
freien species, jondern der Regel nad nur die Rückgabe des Kaufgeldes zu 
verlangen. ©. 445. 

der einer durch Pfandrecht gededten Obligation ift nicht verpflichtet, ſich 
ein durch die Hypothek nicht gedecktes Papier gefallen zu laſſen. ©. 448. 
j. auch Forderung. ©. 445. 

Kaufpreis, j. Verkaufsberedhtigter. S. 143, 144, 145. 

Kinder, die Zurückſetzung eines derjelben hinfichtlich der Dotirung ohne be- 
fondern Grund läßt fi) nicht rechtfertigen. S. 154. 

f. Dotirung. ©. 154. 
j. Ehe. ©. 434, 435, 486. 

K lagänderung, es iſt eine unzuläſſige, wenn im letter Inſtanz auf 
Schadenserſatz anſtatt auf Klagerfüllung angetragen wird. S. 97, 98. 
Klagverjährungen, fie gehören nicht dem Proeeßrechte, ſondern dem 

materiellen Parteirechte an. S. 166. 


T. 


Lagerfcheime, Webergabe derjelben als Tradition der betreffenden Waare 
zu adıten. ©. 130. 

Legitimation, j. Obligationen. ©. 446. 

Lehrcontracet, ein Schadenserfaganfprud; aus demfelben, "der darauf 
gegründet ift, daß der Lehrling die zu erftrebende Ausbildung nich erlangt 
habe, nur dann ftatthaft, wenn entweder der Pehrherr diejen beftimmten Er— 
folg feiner Bemühungen 'garantirt hätte oder wenn ein beſtimmtes jchuld- 
haftes Verhalten deffelben diejen Erfolg vereitelt hätte. S. 372. 

Lex commissoria, |. Pfandredt. S. 130, 181. 

Lex rei sitae, j. Eigenthumserwerb. S. 164, 165. 

Lihtöffnunbgen, die nicht als eine Activ-Servitut zugefichert worden, 
berechtigen den Käufer eines Gebäudes nicht zu einer Entihädigung, wenn 
fie nur fo lange belaffen werden jollten, als die Nachbarn e8 nicht nöthig 
fänden, einen Bau gegen folche zu errichten. S. 329, 380, 331, 332. 

daß die vorhandenen auf einer Servitut beruhen, folgt nicht aus der 
Faſſung im Kaufbriefe: „das Gebäude werde verlauft, wie es vor Jedermanns 
Auge daliege“. S. 830, 331, 332. 
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Riederlichfeit, zum Beweiſe derfelben, wenn fie zum Behufe der Auf- 
hebung eines Eheverlöbniffes vorgefchütt worden, bedarf e8 nicht einer An— 
gabe der Perionen, mit welchen fich der Verlobte fleifhlich vergangen habe. 
©. 182. 

Lieferungstag, ift ein beftimmter nicht ftipulirt, jo kommt eine Verzöge⸗ 
rung um nur wenige Lage nicht in Betracht. S. 289. 

j. au Mora. S. 286. 

Liquidation, ſ. Schadensklage. S. 409. 

Loecatio conductio operis und nicht operarum iſt vorhanden, mein 
gegen einen beftimmten Preis aliquid faciendum übertragen wird. 
S. 471, 472. 


Mahnung, ſ. Mora. ©. 286. 

Mandatar, der, weldher auf Grund des ertheilten Auftrags mit Dritten 
contrahirt hat und dadurch deren Schuldner geworden ift, braucht im Zwei: 
fel nicht dur) vorgängige Zahlung für den Mandanten in Vorſchuß zu 
gehen, um gegen ihm den Regreß nehmen zu Fönnen, jondern kann vielmehr 
verlangen, daß der Mandant ihn der contrahirten Verbindlichkeit entlafte, jei 
es durch wirkliche lneſernahme derſelben oder durch Darbietung der nöthigen 
Mittel zu ihrer Tilgung. ©. 461. 

Mandate, j. Appellation. ©. 150, 151. 

Maß, i. Fabrifationsort. S. 410, 

Mipbilligungen, |. ©. 57. 

Mittelsperfon, j. Principal. ©. 218. 

Mora, um fi wegen derjelben von einem Handel völlig loszuſagen, genügt 
e8 nicht, wenn der beim Abjchluffe deffelben beabfichtigte Nuten blos zweifel- 
haft geworden iftz die Verpflichtung aus der Mora geht zunächſt nur anf 
Leiftung des Intereffes, welches nur dann in der Aufhebung des Contracts 
befteht, wenn deffen Erfüllung dem Contrahenten völlig unnütz fein würde. 
©. 293. 

um den Contrahenten im diejelbe zur verfeßen, muß ihm der Tag be 
ſtimmt angegeben werden, an welchem die Leiftung zu gejchehen habe, infofern 
die Reifung innerhalb eines beftimmten Zeitraums nad der Wahl des einen 
Contrahenten erfolgen ſollte. S. 111. 

iſt, wenn kein Lieferungstag verabredet worden, ohne vorgängige Mah— 
nung nicht vorhanden. S. 286. 

ſ. auch Verſicherungsgeſellſchaften. S. 231. 

Münze, ſ. Verficherungsſumme. S. 232, 238. 
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N. 


Nachlaßgegenſtände, ſ. Edictalladung. S. 384. 
Nachſchiebung, replicariſche, ſ. Einlaſſung. S. 476. 
Negatorienklage ſteht dem Pächter nicht zu. ©. 171. 

Nova, ſ. Beneficium appellationis. ©. 74. 

Nummern, die der Partialobligationen, in welche das feiner Höhe nad) 
beftimmte Capital bei einer Anleihe zerlegt if, haben vornämlich den Zweck, 
als Controle zu dienen, daß die Obligation innerhalb des Betrags der Ge: 
jammtanleihe ftehe; eime willkürliche Nummernbezeichnung darf nicht ange 
nommen werben. ©. 447, 448. 

Nusungsrecht, dingliches, ſ. Schirnenberechtigung. S. 310. 


». 


Obligationen auf Namen, ihr Unterſchied von denen auf Inhaber be- 
fteht nur im der Umentbehrlichkeit des Papiers zur Legitimation des Gläubi- 
gers bei letztern und dem hieraus abgeleiteten Folgerungen; für das Berhält- 
niß von Käufer und Berfäufer befteht Fein Unterjchied ; der Verkäufer haftet 
ftets dafür, daß das Papier das fei, wofür es ſich ausgibt. S. 446. 

ſ. auch Käufer. S. 448. 
j. aud) Nummern. ©. 447, 448, 

Dffertebrief, f. Abweiende. S. 340, 343. 

Dfficialtbätigkfeit, j. Beichwerde. S. 268. | 

Opus, aus der Verpflichtung ein folches hHerzuftelfen, folgt noch nicht die 
Nothwendigkeit, den herzuftellenden Gegenftand mit allen den Eigenfchaften 
zu liefern, die der Befteller in Anſpruch nimmt; eine foldye Feiftung kann 
nur dann verlangt werden, wenn aus der Natur des Gegenftandes oder den 
jonftigen zwifchen den Parteien beftehenden Berhältnifjen eine desfallfige Ver— 
bindfichkeit fich ableiten Täßt. ©. 472. 

Driginalien, j. Edition. S. 320. 


». 


Pächter, ihm fteht Feine dingliche Nechteverfolgung zu. S. 171. 
als bloßem detentor ftehen ihm auch feine Befitsflagen zu. ©. 172. 
er hat Feine dingliche oder pofjefjoriiche Klage in Bezug auf hängende 
Früchte. ©. 172, 173. 
j. auch Auftrag, präſumtiver. ©. 171. 
ſ. auch Interdietum quod vi aut clam. ©. 173. 
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Parteirecht, j. Klagverjährungen. ©. 166. 
PBartialobligationen, j. Nummern. ©. 447, 448. 
Berfon, f. Irrthum. ©. 95. 


PBfänder, die durch den Gejchäftsführer einer Handlung beflelften, welche 
dent Inhaber diefer Handlung gehören, haften auch für einen der Handlung 
gegebenen größeren Ereditbetrag, al8 urfprünglich verabredet war, jelbft wenn 
die Handlung auf den Inſtitor mittlerweile übergegangen ift; der frühere 
Inhaber der Handlung und Eigenthümer der Pfandgegenftände kann die 
Rückgabe der Pfänder nicht für die Summe verlangen, welche nad) der ur- 
fprüinglichen Uebereinfunft darauf geliehen war, fondern er mußte, um bie 
Haftung der Pfänder für weiter gehende Forderungen zu verhüten, dem 
Pfandgläubiger von der veränderten Stellung des Geichäftsführers Anzeige 
machen und eine weitere Belajtung der Pfänder verbieten. S. 121, 122. 

gerichtliche, auf diefe kann die Vorjehrift der Frankfurter Reformation 
II, 17, 819, welche nur von einem vertragsmäßigen Pfandredht fpricht, nicht 
ohne Weiteres bezogen werden. ©. 138. 


Bfandrecht, vafielbe bleibt gültig, au wenn e8 zur Umgehung des Ber: 
bots der lex commissoria in einen ungültigen Scein-Kauf- und Rüdtauf- 
vertrag eingelleidet war. S. 130, 131. 

das eventuelle Vorſchützen deffelben in der Vernehmlaſſung auf eine 
Widerklage bewirkt, daß in demfelben Nechtsftreite deffen Anerkennung er- 
folgen kann, wenn aud in der Hauptklage nur Eigenthumsanfprüche an den 
Gegenftand erhoben worden. ©. 131. 

an Geldern nad dem Art. 54 der Wechſelordnung vom Jahre 1739 
fann nur dann angenommen werden, wenn Geldjummen mit der Beftim- 
mung bingegeben worden find als Duantitäten ein eignes Bermögensobject 
des Gebenden in den Händen des Empfängers zu bilden, nidjt aber, wo ein 
Frankfurter Bürger aus einem fonftigen Grunde einem Auswärtigen eine 
Geldleiftung aus eignem Bermögen jchuldig geworden. ©. 343, 344. 

für das VBorhandenfein deffelben haftet beim Forderungslauf der Ber- 
Täufer, wenn die Forderung durd Pfand gededt ift. S. 445. 

Police, ſ. Verfiherungsantrag. S. 217. 

Präjudiz, j. Eingeſtändniß. S. 402. 

Bräfceription, einer über Menjchengedenken fich erftredenden kommt 
nad) deutſchem und Frankfurter Rechte nicht allein in privatrechtlicher Be- 
ziehung Wirkſamkeit zu, fondern durch deren Hinzutreten erhält ein an ſich 
nichtiger Titel Kraft; fie hat nicht bloß die Bedeutung einer Rechtsver- 
muthung, jondern die eines wirklichen Rechtserwerbes. S. 271, 272. 

Bräfumtion, ij. Domicil. ©. 349. 

j. Ehepacten. ©. 13, 14. 


SS — — 
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Praxis, in dem Ergebniß derſelben, wenn fie längere Zeit hindurch in der 


Nechtsanmwendung nur deßhalb die herrichende geworden ift, weil fie als die 
den Gefegen entſprechende angejehen worden ift, kann eine den Richter bin- 
dende berogatorifche Gewohnheit nicht gefunden werden; diefe Praris ſchließt 
nicht aus, daß der Richter fpäter einer verunderten Ueberzeugung folge. 
©. 195. 

Principal, der, für welchen ein Stellvertreter contrahirt hat, muß bie 
Wiſſenſchaft deffelben, fomeit fie auf die Wirkungen des Vertrags von Ein- 
fluß if, ganz wie feine eigne gegen fich gelten laſſen; anders bei einer Mittels- 
perjon, welche nicht ermächtigt ift, einen Vertrag abzufchließen, fondern welche 
im SIntereffe eines oder beider Theile nur eine vermittelnde und vorbereitende 
Thätigfeit für das Zuftandefommen von Berträgen ausübt. ©. 218. 

Privatrecht, jüdiiches, für Juden gültig, injofern fie dafjelbe in autono- 
mifcher Beftimmung ihren NRechtsverhäftniffen zu Grunde gelegt haben. ©. 8. 

Nach demjelben und nicht nad Frankfurter Recht find jüdifche Ehe— 
pacten zu interpretiren. ©. 7, 9. 

Brivatftrafen, j. Decretum divi Marci. S. 137. 

Probe, die Prüfung einer danach gekauften Waare kann auch vorgenommen 
werden, wenn die Waare in das Haus des Käufers gebracht ift und biefe 
kann alsdann noch, fällt die Prüfung nicht günftig aus, zur Verfügung 
geftellt werden. S. 95, 96. 

Proceßfriſten, fie find alle nad Frankfurter Recht gefetlich peremp- 
toriih. ©. 73, 74. 

Broceffoften, ſ. Caution. ©. 189. 

ſ. Rechtsftreit. ©. 147, 148. 

Proceßrecht, j. Rlagverjährungen. S. 166. 

Produet, ſ. Eidesdelation. S. 401, 


2. 


Qualificirtes Geftändniß, bei demjelben hat der Kläger zwar nicht po— 
fitiv zu beweiſen, was abweichend von jeiner Darftellung der Beklagte als 
den richtigen Hergang barftellt, aber doch feine durch das qualificirte Ger 
ftändniß nicht conftatirten Angaben, während dem. Gegner der Beweis feiner 
Behauptungen vorbehalten werden muß. ©. 454. 


R. 
Rathsverordnung vom 15. März 1733. ſ. Verlobte. S. 180, 181. 
RNecht, auswärtiges, der Richter, der hinlängliche Kenntniß deſſelben hat, kann 
es zur Anwendung bringen ohne Einleitung eines Beweisverfahrens. S. 190. 
juperficiarifches. f. Schirnenberechtigung. ©. 310. 
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Hechtserwerb, f. Präfcription. ©. 271, 272. 

Rechtskraft iſt nicht vorhanden, wenn das Urtheil nur eventuell für den 
Fall, daß die vorgefchütte forideclinatorifche Einrede nicht begründet fein 
follte, eine Entſcheidung über die eventuell vorgebrachten Fragen abgegeben, 
die forideclinatorifche Einrede fi) aber als begründet heransftellte, die Ent- 
ſcheidung alfo, wie ſpäter feftgeftellt wurde, von einem damals incompetenten 
Richter ausging. ©. 29. 

j. auch Decret. ©. 264. 

NRechtsmittel, durd die Einmwendung deffelben wird der Nichter, an den 
dadurch die Sache devolvirt wird, allein für die Entjcheidung aller nad) ber 
Einwendung entftehenden Incidenzpunkte, wozu auc die Frage von dem 
Suspenfiveffect des Nechtsmittels gehört, competent. S. 59, 60, 62, 63. 


Nechtsitreit wird veranlaft durch den Widerfprud; gegen eine beantragte 
Inventur feitens des Nachlaßbeſitzers; derſelbe ift vom Stadtgerichte I und 
nicht von der Behörde für die freiwillige Gerichtsbarkeit zu enticheiden. 
©. 19. 

der über ein Grundftüd, das in die Hand bes andern Streittheils 
übergeht, ift wegen mangelnden Intereſſes erlojchen; der Proceßkoſten wegen 
ift jedoch Entjcheidung zu treffen, welche in Ermangelung einer bejondern 
Bereinbarung fich nach den allgemeinen Progeßgrundfägen richtet. S. 147, 148, 

Hechtsvermuthbung, j. Präfcription. ©. 271, 272. 

Nechtswohlthaten, weibliche, j. Bürgin. ©. 428, 429. 

Nedhibition, j. Contractsffage. S. 342. 

Negreß, i. Forderung. ©. 445. 

j. Mandatar. ©. 461. 

NHNeinigungseid, beim Vorhandenfein der für bdenjelben erforderlichen 
Vorausſetzungen ift darauf zu erfennen, wenn die Partei auf Umwandlung 
des Sciedseids in denfelben anträgt. S. 380. 

Res furtiva, ſ. Verjährung. ©. 167, 168. 


MHeftitution gegen Ablauf einer Beweisfrift wegen new aufgefundener Be 
weismittel ift nicht zuläffig, wenn als neu aufgefundene Beweismittel Gad- 
verftändige vorgeichlagen werden; wohl aber wenn Zeugen oder fachverftändige 
Zeugen. ©. 75, 76, 77. 

Nichter, ſ. Beihwerde. ©. 268. 

f. Gefährbeeid. ©. 462. 

f. Juramentum calumniae, S. 10, 16. 
j. Praxis. S. 195. 

ſ. Verjährung. S. 167, 168. 

Nichterſprüche, ſ. Eventualmarime. ©. 98. 

VII. 33 
J 
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Sache, bewegliche. |. Eigenthum. S. 165. 

j. Eigenthumserwerb. &. 164, 165. 

Geftohlene, die Vorſchrift der Frankfurter Neformation IT, 9, $ 9, daß 
diefelben nicht durch Verjährung erworben werben können, ift fein Geje von 
abjolut zwingender Natur. S. 167. 

Andividuelle. ſ. Verfiherung. S. 214. 

Körperliche. f. Forderung. S. 445. 

Sakhführer, j. Zugeftändniffe. S. 286. 

Sakhverftändige, f. Beweis zum ewigen Gedächtniß. S. 247, 248. 

ſ. Reftitution. ©. 75, 76, 77. 

Schaden, Erjak für einen möglichen Tünftigen, der zur Zeit der Klagan- 
ftellung nod; gar nicht eingetreten fein Tonnte, Tann nicht der Gegenftand 
der zu diefer Zeit erhobenen Klage fein; follte die Zeit, während die Sadıe 
in der Appelfationsinftanz ſchwebt, herbeigefonmen fein, in welder der Scha- 
den eintreten konnte, fo bat doch der höhere Richter fic bei Beuriheilung ber 
thatfächlichen Grundlage des Entihädigungsanfprudhs auf den Standpunft 
der erften Inſtanz zu ftellen. S. 373. 

Schadensbelanf, ſ. Schadenserjatverbindfichkeit. |. S. 478. 

Schadenserfak, j. Interdietum quod vi aut clam. ©. 178. 

Schadenserfakanfpruch, ſ. Lehrcontrac. ©. 372. 

Schadenserfagkverbindlichfeit, fie bebarf keiner weitern Be— 
gründung, wenn die Verpflichtung feftfteht, haltbare Waare zu Tiefern, als 
dur den Umſtand der jchlechten Beichaffenheit der Waare und durch den 
Scadensbelauf; auf eine befondere culpa bei der Fabrication fommt es 
nit an. ©. 478. 

Schadensklagen, bei denjelben fteht es im richterlichen Ermefjen, bie- 
Erfagpflicht im Allgemeinen bereits auszuſprechen und die fpätere Liquidation 
diefes Schadens vorzubehalten. S. 409, 

Schäkung, j. Appellationsjunmme. S. 807. 

Scheidungsproceß, j. Verwaltung S. 388. 

Schieds eid, j. Reinigungseid. ©. 380. 

Schirne, die Bermuthung freitet dafür, daß der ganze innere Raum ber- 
jelben von der Grundfläde an bis zur Dede dem Inhaber der Berechtigung 
zufiehe. S. 311. 

Schirnenberehtigung ift keinenfalls als ein blos bingliches 
Nutzungsrecht, fondern als ein die Subftanz der fremden Sache mit ergrei- 
fendes fuperficiarifches Recht aufzufaffen. S. 810. 

Schwängerungstlage, f. Geftändniffe S. 250, 251. 

SC hwängerungsfacdhen, f. Gerüdte. ©. 50. 
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Selbſthilfe, die Strafe derjelben wird nad) Frankfurter Recht, Reforma- 
tion II, 17, $ 19 nicht an die Befigentjegung des Schuldners, fondern an 
die Befiergreifung des Gläubigers geknüpft. S. 137. 

Separationgsrecht, das der Ehefrau im Concurſe ihres Ehemannes 
zuftehende kaun ihr nur eine folche Thätigfeit entziehen, welche nicht als eine 
zufällige vorübergehende Aushilfe erfcheint, fondern den Charakter einer ger 
wiffen Regelmäßigkeit an fi trägt und auf Erhaltung des ordnungsmäßigen 
Ganges der Gefchäfte gerichtet if. S. 419, 420. 

Signiren, j. Tradition. S. 130. 

Solutio, zu derjelben bedarf es eines animus solvendi und der Ereditor 
ift nicht befugt, dieſen einfeitig und voillfürlich gegen die ihm erkennbar ge 
machte Abficht des Schufoners als vorhanden zu behandeln. ©. 324, 828. 

Statutarportion, ſ. Ehepacten. ©. 9, 13. 

Stellvertreter, j. Principal. S. 218. 

Sucht, fallende begründet die Aufhebung des Eheverlöbniffes, ganz abgejchen 
von den Grade, in welchem fie auftritt. S. 178, 183. 

&uspenfiveffect, ſ. Rechtsmittel. &. 59, 60, 62, 68. 


T. 


Tag, ſ. Mora. S. 111. 

Tagescurs, zu demſelben können die im Folge Auftrags zu verfaufenden 
Merthpapiere ebenfo ſelbſt übernommen als an Andere begeben werben. 
S. 42. 

Zäufchung, hat eine ſolche ftattgefunden, fo find die Zeichner von Actien 
berechtigt, von ihrer Zeichnung zurüdzutreten. ©. 320. 

Tradition wird durd das bloße Signiren der Waare nicht bewirkt, wohl 
aber durch die Berfiegelung, wodurch dem Verkäufer die Verfügung über die 
Waare entzogen wird. &. 130. 

j. auch Fagericheine. &. 150. 

Zransfceription, j. Decre. ©. 264. 

ſ. Eigenthumgeverhältniffe. S. 264. 

Transfceriptionsbücher, die Einträge in diejelben bilden überall 
nicht einen Cigenthumstitel, fondern haben nur. die Beftimmung, die unab- 
hängig von ihnen begründeten Gigenthumsverhäftniffe Mar zu ftellen. 
S. 263, 264. 


MU. 


ueberverſicherung, ſ. Berfiherung. &. 212, 213. 
Universitas rerum, f. Verfiherung. 5. 214. 
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Unterfuhung einer Waare. ſ. Beweis zum ewigen Gedachtniß. 
S. 247, 248. 

Urkunde, wer eine unterſchreibt, deren Inhalt ihm unbekannt geblieben iſt, 
hat ſich, wenn keine Täuſchung dabei untergelaufen, lediglich die Nachtheile 
daraus ſelbſt zuzuſchreiben. S. 2, 8. 

Urſprung, ſ. dictum et promissum. ©. 96, 97. 

Ufance, ſ. Handelsufance ©. 110. 


V. 


Verjährung, den Umſtand, daß die in Streit befangene Sache als res 
furtiva derjelben entzogen fei, darf der Richter ex officio nicht fuppliven. 
S. 167, 168. 

ſ. Sadje, geftohlene. ©. 167. 
Unvordenfliche. ſ. Bräfeription. ©. 271, 272. 

VBerfäufer, ſ. Pfandredt. ©. 445. 

Verkehr, kaufmännifcher. j. Genehmigung. ©. 57. 

Verlöbniß, zur Auflöſung deffelben führt ein Bruch der Treue, welche 
Verlobte einander fchuldig find. S. 182. 

Der Umftand, daß bei Eingehung deſſelben der Verlobten die fallende 
Sucht ihres Bräutigams nicht befannt war, gehört nicht zur Begründung 
der Einrede, daß das Eheverlöbniß wegen diefer Krankheit aufgehoben jei. 
©. 183. 

j. aud) Verzicht. ©. 183, 

VBerlobte, die Erffärung derfelben vor einer öffentlichen Behörde, welche 
auch nur aus einer Perſon gebildet ift, daß fie fich ehelichen wollen, erfetzt 
die Vorſchriſt der Nathsverordnung vom 15. März 1733, 8 1, daß alle 
Eheverjprüche volljähriger Perfonen, deren Ascendenten verftorben find, bei 
Strafe der Nichtigkeit in Gegenwart zweier unverwerflicher, unverläumbdeter 
Mannsperjonen vollzogen werden follen; dieje Erffärung muß aber zum 
Zwede der Berlautbarung gefchehen und nicht bei Gelegenheit einer andern 
Rechtshandlung incidenter abgegeben fein. S. 180, 181. 

Bermödgensbefik, j. Forum — S. 340, 341. 

Vermögensinventur, ſ. Verwaltung ©. 388. 

Vermuthundg, ſ. Schirne. ©. 311. 

Verpflichtung, die in Folge eines thatſächlichen Irrthums nur beſchränkt 
eingegangene kann nicht dadurch zu einer erweiterten werden, daß die Kenntniß 
des wahren Sachverhalts auch zur Uebernahme dieſer erweiterten Verpflichtung 
geführt haben würde. S. 217. 

ſ. auch Genehmigung. S. 57. 
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Berfhweigung, ſ. dolus. ©. 294. 

Berficherumg, die des nämlichen Gegenftandes kann gültiger Weife nicht 
über den vollen Werth deffelben gehen; ift dennod eine doppelte oder Ueber- 
verficherung genommen worden, fo wird fie entweder auf den wahren Werth 
des Gegenftandes veducirt oder es. wird, wenn fircceifiv abgeſchloſſene Ber- 
träge zu der Ueberfchreitung geführt haben, die fpätere Verficherung in tan- 
tum unwirkſam. ©. 212, 213. 

der Gegenftand derſelben, mag er eine individuelle Sache oder eine uni- 
versitas rerum fein, kann nicht über den wahren Werth verfichert werben. S.214. 

das Berhältniß coneurrirender Verfiherungen ändert ſich auch nicht, 
wenn die eine oder die andere derjelben bis zum Augenblid des Brandes 
durch Zeitablauf erlofhen oder durch Inſolvenz des Verficherers unwirkſam 
geworden ift. ©. 215, 216. 

der Vorräthe in einer Fabrik, hierbei ift e8 als etwas ſich von felbit 
Berftehendes anzusehen, daß die Intention des BVBerficherten dahin gegangen 
fei, nicht bloß die zu bearbeitenden Rohſtoffe und die vollendeten Fabricate 
verfichern zu laſſen, fondern ebenjowohl die in der Bearbeitung begrifjenen 
Stoffe, aljo die noch unfertigen Fabricate. S. 362. 

Verfiherungsantrag, der Inhalt deffelben vermag fo gut wie 
andere unter den Kontrahenten gewechfelten Erklärungen ein mehr oder min— 
ber erhebliches Moment für die richtige Auslegung der Police abzugeben, 
wenn der Wortlaut berfelben zweifelhaft if. S. 217. 

VBerfiherungsgefellfchaften, wenn diefelben mit der Erfül— 
lung ihrer Verpflichtungen fäumig find, kommen die Regeln der Mora und 
des grundlojen Proceffirens zur Anwendung. ©. 231. 

VBerfiherungsfprache, eine befondere gelten zu Taffen, vermöge 
deren gewiſſe Ausdrüce eine wejentlic andere Bedeutung hätten, als ihnen 
fonft nad der gewöhnlichen Auffaffung beiwohnt, iſt mit den allgemeinen 
Grundjägen von Eingehung der Verträge nicht vereinbar. ©. 528. 

VBerficherungsfumme, die coneurrirenden verhalten fi ald Quo» 
ten eines Ganzen zu einander. S. 215. 

ift für diefelbe in der Police das Verhältniß der Münze des Orts, 
wo der bverficherte Gegenftand Tiegt, zu der Münze des Zahlungsortes ver- 
tragemäßig feftgefet, fo ift aud) die Entfchädigung nach diefem Berhältniß 
und nicht nach dem angenbliclichen Wechfelcurfe zu berichtigen. S. 232, 238. 

Verfiegelung, j. Tradition. S. 130. 

Verthbeilumg, i. Concurs. ©. 197. 

Vertrag, ſ. Abweiende. ©. 340. 348, 

J. Dienfte. &. 375, 376. 

ſ. Gerichtsftand der Obligation. S. 339, 340. 
f. Irrthum. &. 95. 

f. Principal. ©. 218. 
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Verwaltung, die freie des Vermögens gebührt dem Marne während des 
Sceidungsprocefies auch bei bereits mit beiderſeitiger Einftimmung und Ge 
nehmigung des Gerichts erfolgter factifcher Trennung in gleihem Maße, wie 
früher und er braucht fich der einen Eingriff in diefe freie Verwaltung invol- 
vivenden gerichtlichen Bermögensinventur ohme befondere und dringende Gründe 
nicht zu unterwerfen. S. 388. 

die treue umd aufrichtige des ehelichen Vermögens in den Händen bes 
Ehemannes erjcheint aber erheblich gefährdet, wenn derjelbe in einem Koncn- 
binate lebt. ©. 391. 

Bermwilligung, ſ. Interdietum de precario. ©. 812, 313. 

VBerzeichniß der Actionäre. j. Edition. ©. 320. 

Verzicht auf die Geltendmahung der Nichtigfeit einer Gejellihaft wegen 
mangelnder Genehmigung der Staatsgewalt ift auf Seite derer anzunehmen, 
welche einer Gejellichaft beigetreten find, die ihren Statuten nach eine folche 
Genehmigung nicht erlangen konnte. ©. 319. 

von Seiten der Braut auf Löfung des Eheverlöbniffes ift anzunehmen, 
wenn ihr die fallende Sucht ihres Verlobten bei Eingehung des Verlöbniſſes 
bekannt war. S. 183. 

ſ. auch Bürgin. S. 428, 429. 

ſ. Vorkaufsrecht. S. 142, 143. 

Verzögerung, j. Lieferungstag. S. 289. 

Verzug bewirkt nur die Berpflihtung Erſatz zu leiften für den durch ihn 
herbeigeführten Schaden, nicht aber darf der Werth des vorenthaltenen Gegen» 
ftandes ohne den Nachweis gefordert werden, daß der Schaden nur durch die 
Werthserftattung ausgeglichen werden kann. ©. 98. 

Borfaufsberechtigter, er kann verlangen, aller Bedingungen des 
Kaufes theilhaftig zu werden, wohin aud die Art und Weife gehört, wie der 
Kaufpreis berichtigt werden joll, ob fogleich oder in Terminen oder durch 
Beftellung einer Hypothek für den Verkäufer. S. 143, 144, 145. 

Borfaufsrecht, ein Verzicht auf daffelbe ift nicht anzunehmen, wenn 
eine allgemeine Aufforderung zu faufen, ohne die Anzeige, daß ein Käufer 
zu einem beftimmten Preiſe vorhanden ſei, ablehnend beantwortet wird. 
©. 142, 148. 

Borrät h e, ſ. Verſicherung. S. 362. 


W. 


Wanare, ſ. Beweis zum ewigen Gevädtniß. S. 247, 248. 
j. dietum et promissum. &. 96. 97. 

ſ. Probe. S. 96, 96. 

J. Schadenserſatzverbindlichkeit. S. 478. 

f. Tradition. &. 130. 
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Waarenlieferung, f. exceptio non adimpleti contractus. ©. 409. 
Wechfelcurs, ſ. Berfiherungsfumme. &. 232, 233. 
WBechfelordnung von 1739, Art. 54. ſ. Beſitz. ©. 325. 

ſ. Pfandredit. S. 343, 344. 

TB ich, das Recht, die Einhaltung deffelben zu verlangen, ift eine geſetzliche Ser- 
vitut, die mit der Concefjorienflage geltend zu machen ift. ©. 172. 

Widerflage, ſ. Pfandredt. S. 181. 

Widerruf, ſ. Ehepacten. ©. 13, 14. 

j. Interdictum de precario. S. 812, 813. 
Wiederhberftellung, j. Interdictum quod vi aut clam. ©. 173. 
WBiffenfchaft, ſ. Belanntmadhung. S. 322. 

f. dolus. S. 294. 

Wohnort, j. Domicil. ©. 844, 345. 


3. 


Zeichnung, |. Täuſchung. S. 320. 
f. Zufiherungen. ©. 320. 

Zeuge, er verliert an Glaubwürdigkeit durch feine wechjelnde Stimmung gegen 
beide Parteien und durch fich widerſprechende briefliche und mündliche Neuße- 
rungen. ©. 55. 

j. auch Reftitution. ©. 75, 76, 77. 

Zeugung, ſ. Ehe ©. 434, 485, 436. 

Zugeftändniffe des Sahführers, fofern fie auf unrichtiger Rechtsanficht 
beruhen, kann ihnen fein Gewicht beigelegt werden. S. 286. 

Zufidherungen, die Unrichtigfeit der von den Unternehmern gegebenen, 
berechtigen die Zeichner von Actien vom ihrer Zeichnung zurüdzutreten. 


©. 320. 
/ ev. 
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